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Guantanamo Erlaß

Und willst du nicht mein Bruder sein,

fahr ich dich in Guantana ein.

Behelfs des frisch unterschriebenen Erlasses, unter anderem begründet
mit den Ereignissen vom 11. September 2001, das von seinem Vorgänger
Barack Obama sukzessiv verkleinerte und in Frage gestellte Folter- und
Übergriffsgefängnis Guantanamo Bay auf Kuba aufrecht zu erhalten,
bekennt sich der seit einem Jahr im Amt befindliche Donald Trump zu
dem auf Atombombenüberlegenheit und technisch-militärische
Bevorteilung gestützten Anspruch der Vereinigten Staaten von Amerika,
fortgesetzt dem Rest der Welt seinen Willen gegebenenfalls aufzwingen
zu können.

Mit seiner "America First"-Kampagne hat Donald Trump zu diesem Thema,
verknüpft mit seinem rauschenden Wahlerfolg, sein erstes und
sinnträchtigstes Eisen eingeschlagen und damit begonnen, die Karten
neu zu mischen in einem uralten Spiel. In einem Spiel, dessen einzige
Regeln es begünstigen, unter anderem den Eindruck aufrecht zu
erhalten, es gäbe andere nennenswerte Gefahren für die Vermögenden,
die Herrschenden und die Nutznießer der allgemein durch Gewalt und
Raub zusammengetragenen und künstlich legalisierten Besitzverhältnisse
sowie für den Staat und die Gesellschaft als diejenigen, durch den
Zorn und das Aufbegehren von den auf diese Weise bestohlenen und
geknechteten Mehrheiten plötzlich oder auch nach und nach vom Thron
gefegt zu werden.

Ihre Schattenblick-Redaktion


2. Februar 2018
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / FAKTEN





MELDUNG/161: Hamburger Initiative SuedKultur ist für den Stadtteilkulturpreis 2018 nominiert (Suedkultur)


SuedKultur - Initiative Kulturschaffender des Hamburger Südens

Pressemitteilung vom 4. Februar 2018

SuedKultur ist für den Stadtteilkulturpreis 2018 nominiert

Dachverband hat engere Auswahl zum renommierten Hamburg-Preis getroffen



In Hamburg gibt es zum Glück unzählige Initiativen, um Kultur auch für hier
lebende Menschen anzubieten. Das wird jährlich gewürdigt. Unter den
Nominierungen ist der Süden dieses Jahr zwei Mal vertreten. Auch die
SuedKultur.

In der Mitteilung des Dachverbandes heißt es:

"Für den wichtigsten Preis der Stadtteilkultur, den mit 10.000 Euro
dotierten Hamburger Stadtteilkulturpreis, haben die Preisgeber in diesem
Jahr wieder zehn Projekte und Programme für das Finale nominiert. Aus den
zahlreichen und vielseitigen Bewerbungen von kulturellen Initiativen,
Zentren, Vereinen und Einzelpersonen wählten die Behörde für Kultur
und Medien, die Hamburgische Kulturstiftung, die Gabriele Fink Stiftung,
die Patriotische Gesellschaft von 1765, die Alfred Toepfer Stiftung F.V.S.
und STADTKULTUR HAMBURG zehn herausragende Projekte und Programme aus, die
in besonderem Maße die Qualitäten der Hamburger Stadtteilkultur
repräsentieren.

Für den Hamburger Stadtteilkulturpreis 2018 wurden folgende Projekte bzw.
Programme vorgeschlagen:


	Das Jubiläumsprogramm "10 Jahre SuedKultur" der Initiative SuedKultur

	Die Veranstaltungsreihe "37°FÜNF - Heimat - Flucht - Zusammenleben" des Kulturzentrums Eidelstedter Bürgerhaus

	Das kulturelle Bildungsprojekt "Circus ABRAX KADABRAX" des Jugendpfarramtes der Nordkirche

	Die partizipative Aktion "Dulsbox - 30m² für Deine Ideen!" vom Stadtteilbüro Dulsberg

	Das Historische Kinderprojekt des Stadtteilarchivs Bramfeld e.V.

	Das intergenerative Kultur-Teilhabe-Projekt "KULTURISTENHOCH2" der GEMEINSAM! Jung und Alt für Teilhabe und Lebensfreude gUG

	Das Kindertheaterfestival "Lüfte - das Wüstenschiff hebt ab!", ein Kooperationsprojekt von 17 Hamburger Stadtteilkulturzentren

	Das Begegnungsprojekt "New Hamburg" der Kirchengemeinde Veddel und des Deutschen Schauspielhauses

	Das experimentelle Stadtteilbureau "Schaltzentrale" des Viele Grüße von - Verein zur Förderung raumöffnender Kultur e.V.

	Das integrative Medienprojekt "Yalla - Rein in die Stadt" der GWA St. Pauli



Eine unabhängige Jury wird aus den Finalisten nun den Preisträger
auswählen. Die Entscheidung wird Anfang April 2018 verkündet. Der Jury
gehören mit Prof. Dr. Gesa Birnkraut von Birnkraut Partner, Robert
Hillmanns vom zakk Düsseldorf und Stefan Reckziegel vom
Hamburger Abendblatt besonders kompetente Expertinnen und Experten der
Kultur in der Stadtgesellschaft an.

Die festliche Preisverleihung findet am Dienstag, 24. April 2018 um 17 Uhr
in der Halle 424 im Oberhafen (Stockmeyerstraße 43) statt. Der
Kultursenator Dr. Carsten Brosda wird den Preis im feierlichen Rahmen
überreichen. Zur Veranstaltung wird noch schriftlich eingeladen."

Heiko Langanke, aktueller Sprecher der SuedKultur: "Wir freuen uns über die
Nominierung! Ich glaube dieser Preis ging überhaupt erst einmal nach
Harburg - 2003 für das Hafenfest der Kulturwerkstatt. Es zeigt schon mal,
dass wir und unser Engagement unter Hamburger Kolleg*innen durchaus
wahrgenommen werden."

Weitere Informationen:

www.stadtkultur-hh.de

 * 

Quelle:

SuedKultur - Initiative Kulturschaffender des Hamburger Südens

Heiko Langanke, Sprecher der Initiative SuedKultur

E-Mail: sprecher@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7120: Hamburg - Studienmodell B.A. Soziale Arbeit & Diakonie, Infos am 8.2., 10.4. und 15.5.


idw - Pressemitteilung: Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie

Neues berufsintegrierendes Studienmodell B.A. Soziale Arbeit &
Diakonie



Die Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie bietet ab dem
Wintersemester 2018/2019 ein neues berufsintegrierendes Studienmodell
B.A. Soziale Arbeit & Diakonie mit den Vertiefungsrichtungen
"Kindheit, Jugend und Familie", "Migration und Flucht", "Behinderung
und Teilhabe", "Gesundheit" sowie "Religionssensible Soziale Arbeit"
an. Die Bewerbung ist ab sofort möglich. Eine ausführliche Beratung zu
den Bewerbungsmodalitäten sowie zum Studienaufbau findet im Rahmen von
Informationsveranstaltungen am 08.02., 10.04. und 15.05.2018 jeweils
von 17:00-19:00 Uhr in der Ev. Hochschule, Raum 1/1-1/2 statt.

Die Vertiefungen ermöglichen es den Studierenden, sich innerhalb des
generalistischen Abschlusses B.A. Soziale Arbeit mit einzelnen
Arbeitsfeldern der Sozialen Arbeit vertiefend auseinanderzusetzen und
Kompetenzen für diese Bereiche zu entwickeln. Das Studium setzt sich
aus den Vertiefungsrichtungen und einem allgemeinen Studienteil zu
sozialrechtlichen, soziologischen, wirtschaftlichen, ethischen,
geschichtlichen und konzeptionellen Themen der Sozialen Arbeit
zusammen. Darüber hinaus beinhaltet das Curriculum personale und
organisationale Grundlagen, sodass das Studium für verantwortungsvolle
und leitende Positionen qualifiziert. Gleichzeitig bildet die
Forschungswerkstatt einen elementaren Bestandteil des Studiums, durch
den die Studierenden fundierte Kenntnisse und Fertigkeiten des
wissenschaftlichen Arbeitens und Forschens erwerben. Eine weitere
Charakteristik ist die Integration von diakonisch-theologischen
Inhalten in das Studium.

Das Studienangebot richtet sich an Berufstätige, die bereits über eine
Ausbildung in einem fachlich verwandten sozialen Beruf verfügen und
nun anstreben, in einem Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit tätig zu
werden. Gleiches gilt für Personen, die als Quereinsteiger_in bereits
in Bereichen der Sozialen Arbeit tätig sind, jedoch über keine
einschlägige Berufsausbildung verfügen. Das Modell berücksichtigt
somit verschiedene Ausbildungs- und Zugangswege und folgt dem Ansatz
des Lebenslangen Lernens. Für Studieninteressierte, die bereits eine
Berufsausbildung in einem fachlich verwandten sozialen Beruf und
mindestens zwei Jahre Berufspraxis in einem anerkannten Handlungsfeld
der Sozialen Arbeit nachweisen, können 30 Credit Points für extern
erworbene Kompetenzen anerkannt werden. Neben dem Abschluss B.A.
Soziale Arbeit schließt das Studium mit der staatlichen Anerkennung
als Sozialarbeiter_in/Sozialpädagog_in ab. Darüber hinaus besteht die
Option, den Abschluss als Diakon_in zu absolvieren.

Infos auf einen Blick


	Studienbeginn: Wintersemester 2018/2019

	Bewerbung: ab sofort

	Infoveranstaltungen: 08.02., 10.04. und 15.05.2018 jeweils von 17 bis 19 Uhr, Raum 1/1-1/2

	Abschluss: Bachelor of Arts, staatliche Anerkennung als Sozialarbeiter_in/Sozialpädagog_in, optionaler Abschluss als Diakon_in

	Credit Points (ECTS): 180

	Regelstudienzeit: 6 oder 8 Semester (je nach Vorqualifikation)



Kontakt

Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie

Horner Weg 170, 22111 Hamburg

Informationen zum Studium

Dipl. Soz.wirtin Maria Santisteban

E-Mail: studium2.eh@rauheshaus.de

Tel.: 040/65591-244

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ev-hochschule-hh.de/studienangebot

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2035

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie, Janna Schlegelmilch, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BUCH / FAKTEN





MESSE/630: Europa21 - Sind wir wirklich die Besten? (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 5. Februar 2018

Europa21: Sind wir wirklich die Besten?

Internationale Dichter und Denker im konstruktiven Streitgespräch /
Künstlerduo Various & Gould erweitert den Denk-Raum



Vom 15. bis 18. März öffnen die Leipziger Buchmesse und die Robert Bosch
Stiftung zum dritten Mal mit dem Programmschwerpunkt Europa21 den Denk-Raum
für die Gesellschaft von morgen. Sind wir wirklich die Besten? Unter dieser
Überschrift lädt der diesjährige Kurator Mohamed Amjahid internationale
Gäste aus Zivilgesellschaft, Kultur, Wissenschaft und Medien ein, über die
europäische Vergangenheit zu reflektieren, über Gegenwart zu streiten und
Ideen für die Zukunft des Kontinents zu entwickeln. Besucher der Leipziger
Buchmesse können den sechs Podiumsgesprächen auf dem Leipziger Messegelände
im Café Europa folgen oder sich Freitagabend aktiv am Europaduell im
Zeitgeschichtlichen Forum beteiligen. Erstmals betritt eine Künstlergruppe
den Denk-Raum. Various & Gould überraschen Leipziger und die Gäste in ihrer
Stadt und auf dem Messegelände mit der Plakatreihe Identikits und laden zur
Reflexion über Identität und Klischees ein.

"Wie können wir Visionen von einer solidarischen und inklusiven Zukunft
Europas entwerfen, ohne über die unterschiedliche Wahrnehmung heikler
europäischer Geschichtsereignisse zu sprechen?", fragt Mohamed Amjahid.
"Europa21 möchte deshalb einen Austausch über Europa, der frei von
politischen Zwängen ist, von nationalen Egoismen und vor allem von
europäischer Überheblichkeit. Dabei ist der Blick von außen enorm wichtig.
Zu Gast in Leipzig sind daher zahlreiche internationale
Diskussionsteilnehmer, die sehr unterschiedliche Vorstellungen von ihrem
jeweiligen Europa haben."

Wir, die Wohlhabenden?

Oder wem der europäische Wohlstand zusteht.

Europa definiert sich auch über seinen Wohlstand, dennoch klaffen zwischen
den europäischen Ländern immer größere Wohlstandslücken. Die Angst, die
eigenen Privilegien zu verlieren, trifft innerhalb Europas auf den
wirtschaftlichen Aufbruch ärmerer Länder. Das Podiumsgespräch "Wir, die
Wohlhabenden? Oder wem der europäische Wohlstand zusteht." eröffnet die
Programmreihe im Café Europa am Donnerstag um 12.00 Uhr. Der isländische
Autor, Politiker und Komiker Jón Gnarr diskutiert mit der Journalistin Mely
Kiyak und dem Zukunftslobbyisten Wolfgang Gründinger aus Deutschland über
die Verantwortung des größten Wirtschaftsraums der Erde.

Wir die Zivilisierten?

Oder was europäische Zivilisation überhaupt ist.

Die französische Autorin und Filmemacherin Rokhaya Diallo, der 
syrisch-schwedische Lyriker Ghayath Almadhoun und Diana Kinnert,
Politikwissenschaftlerin sowie CDU-Mitglied, debattieren über die
Gewissheit vieler Europäer, die beste Zivilisation der Erde entwickelt zu
haben. Doch (wie) kann der Wissenskanon in Europa sinnvoll ergänzt werden?
Diese Frage wird in dem 2. Podiumsgespräch "Wir die Zivilisierten? Oder was
europäische Zivilisation überhaupt ist." diskutiert, das am Donnerstag um
13.00 Uhr im Café Europa stattfindet.

Wir, die Identioten?

Versuchung oder
Ausweg - Europa, seine Regionen und die Nationalismusfalle.

In Brüssel ist die Formel "Das Europa der Regionen" sehr beliebt. Doch wie
funktioniert der Balanceakt zwischen der europäischen Einheit und der
friedlichen (!) Wahrung lokaler Identitäten? Und welchen Einfluss hätte
eine Regionalisierung auf das europäische Projekt? Welche Rolle spielt die
teils herrschende Obsession der "Wahrung der eigenen Identität" dabei? Der
Frage "Wir, die Identioten? Versuchung oder Ausweg - Europa, seine Regionen
und die Nationalismusfalle." gehen am Freitag, 12.00 Uhr, die polnische
Journalistin Aleksandra Rybińska, Stefan Schlegel von der Operation Libero
aus der Schweiz, und aus Deutschland die EU-Expertin Elisa Simantke sowie
der Journalist Matthias Meisner nach. Das Gespräch wird auch im Inforadio
(rbb) im Rahmen der Sendung "Das Forum" am Sonntag, 25.3., 11.00 Uhr, und
anschließend als Podcast auf der Homepage des Senders zu hören sein.

Wir, die Partner und Freunde?
Oder wie das erweiterte Europa das Ganze betrachtet.

Beim 4. Podium schildern Partner, Freunde und Ex-Mitglieder des EU-Klubs
ihren Blick auf die Europäische Union. Wie stellen sie sich eine zukünftige
Kooperation vor, um globale Herausforderungen wie Frieden, Umweltschutz und
Migration zu meistern? Wollen die Nachbarn mit der EU überhaupt
kooperieren? Antworten darauf geben die norwegische Autorin Åsne Seierstad,
die Kulturaktivistin Kateryna Mishchenko aus der Ukraine und die deutsche
Journalistin Doris Akrap. Das Podiumsgespräch "Wir, die Partner und
Freunde? Oder wie das erweiterte Europa das Ganze betrachtet." geht am
Freitag um 13.00 Uhr im Café Europa an den Start.

Wir, die Postsolidarischen?

Oder wo die Grenzen der europäischen Solidarität liegen.

Das Wort Union ist seit mehr als zwei Jahrzehnten fest mit Europa
verbunden. Der Brexit, die Eurokrise und die Migrationsfrage warfen in der
jüngsten Vergangenheit allerdings die Frage auf: Wo liegen die Grenzen
dieser europäischen Solidarität? Und falls sie existieren sollten: Sind sie
verhandelbar? Meinen Europäer ein und dasselbe, wenn sie von Solidarität
sprechen? Dieser Frage gehen der ungarische Philosoph Gáspár Miklós Tamás,
die griechische Autorin Danae Sioziou sowie der deutsche Journalist Robin
Alexander in der Runde "Wir, die Postsolidarischen? Oder wo die Grenzen der
europäischen Solidarität liegen." am Samstag um 12.00 Uhr nach.

Wir, die Geschichtsbewussten?

Oder war da was vor hundert Jahren?

Schließt die geschichtliche Amnesie eine verantwortungsbewusste und
ganzheitliche Politik im Heute aus? Wie wird in Europa der Vergangenheit
gedacht? Warum klappt es manchmal nicht so gut mit dem Erinnern? "Wir, die
Geschichtsbewussten? Oder war da was vor hundert Jahren?" ist das sechste
Podiumsgespräch am Samstag, 16.00 Uhr, überschrieben. Zum Abschluss der
Programmreihe setzen sich die Kuratoren Adam Szymczyk aus Polen und
Bonaventure Soh Bejeng Ndikung aus Kamerun mit der aus Georgien stammenden
Autorin Nino Haratischwili und dem deutschen Journalisten Yassin Musharbash
auseinander.

Neues Format Europaduell: Autoren im Wortgefecht



Gibt es überhaupt EINE deutsche, EINE polnische oder EINE französische
Vision für die Zukunft Europas? Vertreter verschiedener politischer Lager
in den Gesellschaften Europas bestimmen alle mit, in welche Richtung sich
der Kontinent entwickeln soll, sei es in europäischen Gremien oder durch
innenpolitische Entscheidungen in ihren Ländern. Welche Szenarien
konkurrieren miteinander? Wie kann man sie aus der jeweiligen nationalen
Perspektive (besser) verstehen und in den europäischen Kontext einordnen?
Beim Europaduell am Freitagabend ab 19.30 Uhr im Zeitgeschichtlichen Forum
Leipzig präsentieren teilweise Autoren aus demselben Land verschiedene
Zukunftsvisionen für Europa. Das Publikum darf abstimmen, wer die besseren
Argumente vorträgt. Anschließend diskutieren die Autoren mit dem Publikum
kontrovers-konstruktiv über das Europa von morgen. Im ersten Europaduell
treten der polnische Kurator Adam Szymczyk, sowie die Journalistin
Aleksandra Rybińska aus Polen und im zweiten die beiden deutschen
Autorinnen Margarete Stokowski, in Polen geboren, und die aus Mazedonien
stammende Zana Ramadani an.

Die Programmreihe wird in diesem Jahr von Jenny Friedrich-Freksa, Harald
Asel, Ebru Taşdemir und Mohamed Amjahid moderiert.

Die Identikits: Kunstprojekt im öffentlichen Raum



Das Berliner Künstlerduo Various & Gould legt für den Programmschwerpunkt
Europa21 seine 2008 begonnene Plakatserie Identikits neu auf. "Identitäten
sind hochkomplex, Klischees hingegen arbeiten mit Vereinfachung", sagt
Mohamed Amjahid. "Das gilt auch für die Debatten in und um Europa. Denn die
Identität Europas ist komplex, wie darüber gesprochen wird umso mehr
klischeebelastet." Diesen Widerspruch verbildlicht das Künstlerduo mit
seiner Plakatreihe Identikits. Various & Gould schneiden dabei Gesichter
von bekannten und weniger bekannten Persönlichkeiten in waagerechte
Streifen und versehen sie mit Schlagwörtern. "Die auf den ersten Blick
irritierenden Plakatmotive sollen begleitend zu den Europa21-Debatten im
öffentlichen Raum der Stadt und auf dem Leipziger Messegelände zum
Nachdenken anregen", so der Kurator.

http://variousandgould.com/info/

Informationen zu allen Teilnehmern finden Sie in der Pressemeldung
"Teilnehmer Europa21"

Öffnungszeiten und Preise

Die Leipziger Buchmesse im Verbund mit der Manga-Comic-Con und der
Leipziger Antiquariatsmesse öffnet vom 15. bis 18. März, täglich von 10 bis
18 Uhr. Tickets gibt es im Online-Ticketshop. Früh sein lohnt sich, denn
das spart gegenüber den Tageskarten nicht nur bares Geld, sondern auch
Wartezeit in langen Schlangen.

Über den Kurator

Mohamed Amjahid, mehrsprachig aufgewachsen machte der 1988 in Frankfurt am
Main geborene Mohamed Amjahid bisher unter anderem Station bei der taz, dem
Tagesspiegel, den Kulturwellen der ARD und Al Jazeera. Bis Dezember 2017
war er Reporter und Redakteur beim ZEITmagazin in Berlin. Im Januar
wechselte Amjahid in das Ressort Politik der ZEIT. 2017 erschien sein
erstes Buch "Unter Weißen. Was es heißt, privilegiert zu sein" bei Hanser
Berlin.

Erfahren Sie mehr über Mohamed Amjahid im Interview auf dem Blog der
Leipziger Buchmesse oder in einem weiteren Interview auf der Homepage der
Robert Bosch Stiftung.

Über die Robert Bosch Stiftung

Die Robert Bosch Stiftung GmbH gehört zu den großen,
unternehmensverbundenen Stiftungen in Europa. In ihrer gemeinnützigen
Arbeit greift sie gesellschaftliche Themen frühzeitig auf und erarbeitet
exemplarische Lösungen. Dazu entwickelt sie eigene Projekte und führt sie
durch. Außerdem fördert sie Initiativen Dritter, die zu ihren Zielen
passen.

Die Robert Bosch Stiftung ist auf den Gebieten Gesundheit, Wissenschaft,
Gesellschaft, Bildung und Völkerverständigung tätig.

In den kommenden Jahren wird sie darüber hinaus ihre Aktivitäten verstärkt
auf drei Schwerpunkte ausrichten:

· Migration, Integration und Teilhabe

· Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Deutschland und Europa

· Zukunftsfähige Lebensräume

Seit ihrer Gründung 1964 hat die Robert Bosch Stiftung mehr als 1,4
Milliarden Euro für ihre gemeinnützige Arbeit ausgegeben.

Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet:

http://www.leipziger-messe.de

Die Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

https://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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INFOPOOL / BUCH / VERANSTALTUNGEN





TREFF/579: Braunschweig - E-Books in der Stadtbibliothek - die eAusleihe-Sprechstunde am 8.2.


E-Books in der Stadtbibliothek - die eAusleihe-Sprechstunde 



Braunschweig. Die Stadtbibliothek Braunschweig, Schlossplatz 2, lädt
am Donnerstag, 8. Februar, zwischen 15.30 Uhr und 17.30 Uhr, zu einer
offenen "eAusleihe-Sprechstunde" ein. In persönlichen Gesprächen
werden Fragen rund um das Herunterladen der digitalen Medien
beantwortet und Grundlagen im Umgang mit der elektronischen Ausleihe
vermittelt. Der Eintritt ist frei. Anmeldung ist nicht erforderlich.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835. Die
Sprechstunde wird monatlich durchgeführt. Weitere Termine sind der 8.
März und der 12. April.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/754: Katholiken in China klagen über Verschärfung religiöser Verfolgung


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. Februar 2018

Neue Religionsverordnungen bringen noch mehr Repression

Behörden verbieten kirchliche Jugendlager



Göttingen, den 4. Februar 2018 - Nach dem Inkrafttreten neuer
Religionsverordnungen in China zum 1. Februar 2018 klagen Katholiken
über neue Einschränkungen kirchlicher Aktivitäten. So wurden
katholische Gemeinden in der Inneren Mongolei und in der Provinz
Shanxi in den letzten Tagen von der Religionsbehörde angewiesen,
keine Freizeitlager für Jugendliche mehr anzubieten, berichtete die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Sonntag. Die Gemeinden
wurden von den Behörden darauf aufmerksam gemacht, dass kirchliche
Freizeitaktivitäten zukünftig unter staatlicher Kontrolle stehen und
nur an offiziell registrierten Freizeitstätten stattfinden dürfen.
"Chinas Regierung dringt auf absolute Kontrolle aller
Religionsgemeinschaften. Chinas Katholiken bekommen keinen Sonderweg
eingeräumt. Daher sollte sich der Vatikan genau überlegen, ob er mit
neuen Zugeständnissen gegenüber Chinas Führung den Eindruck erwecken
will, es gebe Religionsfreiheit in der Volksrepublik", erklärte
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen.

Katholische Gemeinden wurden auch vom United Front Work Department
der Kommunistischen Partei vor Freizeiten in Zeltlagern, preiswerten
Hostels oder Herbergen gewarnt. Solche Freizeiten würden ab sofort
als "illegale religiöse Aktivitäten" angesehen und mit Geld- und
Haftstrafen geahndet, erklärten die Funktionäre. Das United Front
Work Department ist für den Umgang mit ethnischen Nationalitäten,
religiösen Gruppen sowie anderen nicht-kommunistischen Organisationen
zuständig.

Die am 1. Februar 2018 in Kraft getretenen neuen Verordnungen des
Religionsgesetzes schränken in vielfältiger Weise die Aktivitäten von
christlichen Gemeinden ein. So riskieren Christen auch
strafrechtliche Verfolgung, wenn sie ohne staatliche Betreuung
Kontakt zu Christen im Ausland aufnehmen oder nicht alle Gelder der
Gemeinde gegenüber den Behörden offenlegen.

"Mit Besorgnis verfolgen viele Katholiken in China, wie ihr
Bewegungsspielraum im Alltag immer kleiner wird, während der Vatikan
zur zunehmenden religiösen Verfolgung schweigt und den Ausgleich mit
Chinas Regierung sucht", sagte Delius. "Chinas Katholiken erwarten in
dieser schweren Zeit Hilfe und Unterstützung von ihrer Kirche und den
Christen in Europa, statt wegzuschauen und die Lage schönzureden".
Die Bemühungen des Vatikans um eine Annäherung an Chinas Regierung
werden von vielen Katholiken in der Volksrepublik mit Sorge verfolgt.
Denn Chinas Behörden fordern im Rahmen ihrer Politik der
"Sinisierung" mehr Kontrolle über die Ernennung von Bischöfen und die
katholische Kirche.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





NAHOST/298: Syrien - Unterstützung für syrische oppositionelle Gruppen offenlegen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Syrien: Bundesregierung soll Unterstützung für syrische
oppositionelle Gruppen offenlegen - Finanzierung von islamistischen
Bewegungen sofort einstellen! - Islamisten begehen Gräueltaten in
Afrin



Göttingen, 05. Februar 2018 - Dringend hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) die Bundesregierung am Montag dazu
aufgefordert offen zu legen, ob und wie Deutschland syrische
oppositionelle Gruppen finanziell unterstützt. Die
Menschenrechtsorganisation befürchtet, dass auch islamistische
Gruppierungen, die den völkerrechtswidri-gen Angriffskrieg der Türkei
und bewaffneter Radikalislamisten gegen die Kurdenregion Afrin in
Nordsyrien verherrlichen, von Deutschland Geld erhalten.

"Uns ist bekannt, dass beispielsweise die "Nationalkoalition
syrischer Revolutions- und Oppositionskräfte" in Berlin ein
Verbindungsbüro unterhält und Vertreter dieser Bewegung auf
Veranstaltungen auftreten", berichtete der GfbV-Nahostexperte Kamal
Sido am Montag in Göttingen. "Diese Nationalkoalition wirbt auf ihrer
Website offen für den Krieg gegen Afrin und begrüßt, dass bewaffnete
islamistische Gruppen an der Seite der Türkei friedliche Regionen im
Nachbarland Syrien attackieren. Es darf nicht sein, dass Deutschland
solche Bewegungen mitfinanziert." Auch diplomatische Unterstützung
dürfe es nicht geben, solange kurdische, yezidische, alawitische und
christliche Zivilisten Opfer von Überfällen, Entführungen und
Geiselnahmen werden, die protürkische Islamisten zu verantworten
haben.

Nach Angaben der Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
(SOHR) begehen die von der Türkei unterstützten syrischen
oppositionellen bewaffneten Gruppen immer mehr Gräueltaten in Afrin.
In sozialen Medien kursieren Bilder, die zeigen, wie die Leiche einer
kurdischen Kämpferin von protürkischen syrischen Islamisten
geschändet wird. In dem Video, das von den syrischen Islamisten
geteilt wird, ist zu sehen, wie der Leichnam der Kurdin an ein
Fahrzeug gebunden durch die Straßen geschleift wird. SOHR hat diesen
Vorfall bestätigt.

In Afrin leben nicht nur zahlreiche Minderheiten. Dort haben auch
Hunderttausende Flüchtlinge aus anderen Landesteilen Schutz gefunden,
vor allem aus Aleppo. Die türkische Luftwaffe hat bereits viele
kurdische Dörfer zerstört. Mindestens 127 Zivilisten, unter ihnen
viele Kinder und Frauen, kamen dabei ums Leben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / TERRE DES FEMMES





MELDUNG/114: "Null-Toleranz-Tag" gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung am 6. Februar


Terre des Femmes - Pressemitteilung vom 30. Januar 2018

"Null-Toleranz-Tag" gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung am 6.
Februar: 

Zahl Betroffener fast verdreifacht: TERRE DES FEMMES fordert
verpflichtende Vorsorgeuntersuchungen für alle Kinder auch an
Genitalien



Die Zahl von weiblicher Genitalverstümmelung betroffener Mädchen und Frauen
hat sich innerhalb von knapp 20 Jahren fast verdreifacht. 2017 lebten mehr
als 58.000 betroffene Frauen und mindestens 13.000 gefährdete Mädchen in
Deutschland, 1998 waren es 21.000 Betroffene und 5.500 Gefährdete. Dies
geht aus Hochrechnungen der Frauenrechtsorganisation hervor, die sie seit
1998 veröffentlicht. "Gerade vor dem Hintergrund zunehmender Migration aus
Ländern, in denen es zur Tradition gehört, Mädchen zu beschneiden, muss
dringend mehr in Aufklärung und Prävention investiert werden", erklärt
Bundesgeschäftsführerin Christa Stolle von TERRE DES FEMMES. Sie fordert
deshalb verpflichtende Vorsorgeuntersuchungen so genannte U-Untersuchungen
für alle Kinder. Bei den Untersuchungen müssen die Genitalien
miteingeschlossen werden. "Nur so können wir sicherstellen, dass Mädchen
unversehrt in Deutschland aufwachsen, und bereits Betroffene medizinisch
und psychologisch betreut werden. Das System der
Früherkennungsuntersuchungen (U-Untersuchungen) ist eine Errungenschaft
unseres Sozialsystems, von dem auch Kinder aus Familien mit
Migrationshintergrund profitieren sollten", fordert Christa Stolle. 
U-Untersuchungen unterliegen bisher nicht der gesetzlichen Pflicht.

Weibliche Genitalverstümmelung ist eine Menschenrechtsverletzung, unter
deren gesundheitlichen und psychischen Folgen Betroffene ein Leben lang
leiden. Probleme beim Urinieren, der Menstruation oder bei der Geburt von
Kindern sowie beim Geschlechtsverkehr sind eine der zahlreichen
Auswirkungen. "Damit rechtzeitig erkannt wird, wer gefährdet und betroffen
ist, brauchen wir zudem verpflichtende Aus- und Weiterbildungen für
Fachpersonal aus medizinischen, pädagogischen, sozialen sowie juristischen
Berufen und für Angestellte der Kinder- und Jugendhilfe", fordert Christa
Stolle. "Nur so wird es möglich sein, dass die Zahl Betroffener und
Gefährdeter nicht weiter in Deutschland ansteigt", meint sie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2018

Bundesgeschäftsstelle TERRE DES FEMMES e. V.

Brunnenstr. 128, 13355 Berlin

Telefon: 030 40504699-0, Fax: 030 40504699-99

E-Mail: info@frauenrechte.de

Internet: www.frauenrechte.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/094: Wertheim - "Das Schicksal der Russlanddeutschen", 8.-28.2.2018


Ausstellung über das Schicksal der Russlanddeutschen

Begegnungsabend zur Eröffnung am 8. Februar



Wertheim. Eine Ausstellung über Geschichte und Gegenwart der Deutschen
aus Russland ist im Februar im Kirchenzentrum Wartberg zu sehen. Sie
informiert über das Schicksal deutscher Spätaussiedler aus den Staaten
der ehemaligen Sowjetunion und will damit auch Vorurteilen über diese
Bevölkerungsgruppe begegnen. Zur Eröffnung findet am Donnerstag, 8.
Februar, um 18 Uhr ein Begegnungsabend statt.

Grußworte zur Eröffnung sprechen Bürgermeister Wolfgang Stein, Dekan
Hayo Büsing und Elvira Leskowitsch, Kirchenbezirksbeauftragte für
Flucht und Migration. Der Projektleiter der Ausstellung Jakob Fischer,
selbst Deutscher aus Kasachstan, führt mit einer 
Power-Point-Präsentation in die Ausstellung ein und zeigt auf Großleinwand
Kurzfilme über die Geschichte und Integration der Deutschen aus
Russland. Er informiert über die Geschichte des leidgeprüften Volkes,
benennt Beispiele von Zusammenleben, von glücklichem Ankommen, von
neuen Wurzeln, neuer Heimat und verständnisvollem Miteinander.
Musikalisch umrahmt wird die Veranstaltung durch eine russlanddeutsche
Gesangsgruppe. Der Begegnungsabend steht allen Interessierten offen,
der Eintritt ist frei.

Die Wanderausstellung "Deutsche aus Russland - Geschichte und
Gegenwart" wurde von der Landsmannschaft der Deutschen aus Russland
e.V. zusammengestellt. Sie ist Teil eines Projekts, das vom
Bundesministerium der Inneren (BMI) und dem Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF) gefördert wird.

Die Ausstellung ist im Kirchenzentrum Wartberg bis 28. Februar zu
sehen und Dienstag bis Sonntag von 8 bis 17 Uhr geöffnet. Anmeldungen
für Führungen nimmt Jakob Fischer entgegen, Telefon 0171/4034329,
E-Mail: j.fischer@lmdr.de. Informationen zur Ausstellung gibt es auf
der Internetseite www.deutscheausrussland.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 3. Februar 2018 

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de

veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





TREFF/210: Braunschweig - Reihe "Streitkultur in der Migrationsgesellschaft", 8.2.2018


Wir müssen reden

Dritter Abend der Reihe "Streitkultur in der Migrationsgesellschaft"



Braunschweig. Die dritte Veranstaltung der Debattenreihe "Streitkultur
in der Migrationsgesellschaft" unter dem Motto "Wir müssen reden"
findet am Donnerstag, 8. Februar ab 18 Uhr in der Dornse des
Altstadtrathauses am Altstadtmarkt statt und trägt den Titel: "Wie
leben junge Deutsch-Türk*innen in Braunschweig? Wie kann das
Zusammenleben gestärkt werden?".

Feridun Öztoprak als Moderator führt durch den Abend. Nach einer
Begrüßung der Vorsitzenden des Forums Demokratie, Sozialdezernentin
Dr. Andrea Hanke, referiert Professor Dr. Haci Halil Uslucan, Leiter
des Zentrums für Türkeistudien und Integrationsforschung, zur
Lebenswelt und Alltagswirklichkeit von Jugendlichen und gelingendem
Zusammenleben. Anschließend stellen junge Braunschweigerinnen und
Braunschweiger am Beispiel eigener biografischer Erfahrungen vor, wie
sie Konflikten und Vorbehalten im Alltag begegnen und welche Wünsche
sie für ein gelingendes Zusammenleben haben.

Angesichts der wachsenden gesellschaftlichen Debatte um Zuwanderung,
Vielfalt und verbindende Werte, möchte die Veranstaltungsreihe das
Publikum zur Auseinandersetzung anregen. Ein gelingendes Zusammenleben
setzt das Aushandeln unterschiedlicher Überzeugungen und Standpunkte
voraus.

in dieser Debatte stehen nicht nur, aber vor allem junge 
Deutsch-Türken und -Türkinnen beispielhaft im Mittelpunkt, die sich zwar 
sehr wohl in Deutschland fühlen, jedoch das Gefühl haben, in Teilen der
deutschen Gesellschaft nicht willkommen und anerkannt zu sein. Welche
Lebensentwürfe und Lebenserfahrungen haben junge Menschen im
Zusammenspiel unterschiedlicher Wertvorstellungen und kulturellen
Prägungen. Was bedeutet für sie kulturelle Identität und wie bringen
sie die unterschiedlichen Teile ihrer Identität in Einklang? Wo finden
sie als junge Menschen mit Migrationsgeschichte hier ihren Platz.

Diese und andere Fragen werden an diesem Abend mit verschiedenen
Gästen und dem Publikum kontrovers erörtert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/5956: Hannover - Sasha Marianna Aalzmann und Jakob Nolte lesen aus ihren neuen Romanen, 24.3.


Schauspiel Hannover

AUSSER SICH / SCHRECKLICHE GEWALTEN

SASHA MARIANNA SALZMANN UND JAKOB NOLTE

LESEN AUS IHREN NEUEN ROMANEN

Samstag, 24.03.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



Sasha Marianna Salzmann und Jakob Nolte ist nicht nur gemein, dass sie
2017 mit ihren Romanen 'Außer sich' bzw. 'Schreckliche Gewalten' für den
Deutschen Buchpreis nominiert waren. Beide haben auch ihre ersten
Theatererfahrungen am Schauspiel Hannover, in Jugendclubs, Hospitanzen
und Projekten gemacht. Ihre Mentorin war damals Barbara Kantel, die in
den neunziger Jahren die Jugendtheaterarbeit am Schauspiel Hannover
ausgebaut und das Junge Schauspiel mitgegründet hat. Nun kehren Sasha
Marianna Salzmann und Jakob Nolte, die mittlerweile beide erfolgreiche
Literat*innen geworden sind, an die Anfänge ihres Schreibens zurück.
Sie lesen aus ihren neuen Romanen und werfen gemeinsam mit Moderatorin
Barbara Kantel einen Blick zurück zu ihren ersten prägenden
Erlebnissen am Theater.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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LESUNG/5955: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Jürgen Ehlers: "Tod von oben" (Agenten-Thriller), 8.3.2018


Kulturcafé Komm du - März 2018

Jürgen Ehlers: "Tod von oben" (Agenten-Thriller)

Autorenlesung am Donnerstag, den 8. März 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer mit dem Buchcover 'Tod von oben' und einem Portrait des Autors Jürgen Ehlers - Foto im Flyer links: © by Jürgen Ehlers, rechts: © by MrsMyer, CC-BY-SA-3.0]

[image: Plakat zur Krimilesung 'Tod von oben' mit Jürgen Ehlers am Donnerstag, den 8.3.2018 im Kulturcafé Komm du - Foto Buchcovers: © by Jürgen Ehlers, Autorenportrait: © by MrsMyer, CC-BY-SA-3.0]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

am Donnerstag, den 08.03.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Jürgen Ehlers

Agententhriller "Tod von oben"

Liebe und Verrat in den besetzten Niederlanden 1941-42

In einer Sommernacht des Jahres 1941 beobachtet die 19-jährige
Sofieke, eine in Den Haag untergetauchte Jüdin, wie ein
Fallschirmagent in den besetzten Niederlanden landet. Der deutsche
Student Gerhard Prange soll für die Engländer spionieren und
Informationen über Reichskommissar Arthur Seyß-Inquart sammeln, der
dort den Holocaust an den niederländischen Juden organisiert.
Gerhard wird festgenommen und entgeht seiner Hinrichtung nur, indem
er sich zum Schein bereiterklärt, als Doppelagent für die deutsche
Spionageabwehr zu arbeiten. Durch Zufall treffen Gerhard und Sofieke
wieder aufeinander. Zwischen ihnen entwickelt sich eine
Liebesbeziehung. Aber die beiden sind in größter Gefahr, denn die
Gestapo ist ihnen auf der Spur ... Zehn Jahre Recherchearbeit und
etliche Reisen in die Niederlande stecken in diesem spannenden
Tatsachenroman aus der Feder des bekannten Autors und
Geowissenschaftlers Jürgen Ehlers.


 Weitere Informationen:

Artikel über den neuen Thriller "Tod von oben" des Autors Jürgen Ehlers bei "Harburg aktuell"

http://www.harburg-aktuell.de/news/vermischtes/14934-tod-von-oben-der-neue-thriller-von-autor-juergen-ehlers.html


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Buchcover 'Tod von oben' und Autorenportrait von Jürgen Ehlers - Foto links: © by Jürgen Ehlers, rechts: © by MrsMyer, CC-BY-SA-3.0]

Der neueste Thriller "Tod von oben" des bekannten Krimiautors Jürgen Ehlers

spielt in den besetzten Niederlanden 1941-42

Foto links: © by Jürgen Ehlers, rechts: © by MrsMyer, CC-BY-SA-3.0




Über den Autor

Jürgen Ehlers - Geowissenschaftler und Autor von Kriminalromanen und Sachbüchern

Jürgen Ehlers wurde in Hamburg-Hohenfelde geboren und wuchs
in Hamburg-Hausbruch auf. Nach dem Abitur studierte er an der
Universität Hamburg Geographie. 1978 promovierte er mit einer
glazialmorphologischen Arbeit. 1986 weilte er auf Einladung der
Universität Cambridge zu einem sechsmonatigen Forschungsaufenthalt
in East Anglia. Er hat zahlreiche wissenschaftliche Aufsätze und
mehrere Fachbücher zum Thema Eiszeit geschrieben.

Schon in der Schulzeit hat Jürgen Ehlers Kurzkrimis zu Papier
gebracht. Nach einer längeren Pause folgte 1992 mit "Flucht" die
erste veröffentlichte Kriminalerzählung. Seither sind zahlreiche
Kriminalstories in Anthologien und Zeitschriften, vier
Krimi-Sammlungen und elf Romane, darunter auch mehrere historische
Kriminalgeschichten, erschienen.

Für seine Story "Weltspartag in Hamminkeln" wurde der Autor 2005 mit
dem Friedrich-Glauser-Preis ausgezeichnet. Jürgen Ehlers ist
Mitglied im "Syndikat" und in der "Crime Writers' Association". Er
lebt mit seiner Familie in Witzeeze, unweit von Hamburg.


Weitere Informationen:

Jürgen Ehlers - Homepage

https://www.juergen-ehlers-krimi.de

Jürgen Ehlers bei Krimi-Couch

http://www.krimi-couch.de/krimis/juergen-ehlers.html

Jürgen Ehlers im Lexikon der deutschen Krimi-Autoren

http://www.krimilexikon.de/ehlers.htm

Weitere Informationen zum Autor bei Wikipedia

https://de.wikipedia.org/wiki/J%C3%BCrgen_Ehlers_(Geograph)
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Das Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSSICHTEN/8178: Und morgen, den 6. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 06.02.2018 bis zum 07.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8178 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Trocken, kalt,

Schwachwinde scharf,

Jeans Schlaf halt

ohne Bedarf.
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ITALIEN/210: Rassistischer Terroranschlag erschüttert das Land (Gerhard Feldbauer)


Rassistischer Terroranschlag erschüttert Italien

Lega-Anhänger schießt aus Auto und verletzt sechs Migranten

von Gerhard Feldbauer, 4. Februar 2018



Mitten in der Kampagne zu den Parlamentswahlen am 4. März hat ein
Anhänger der rassistischen Lega am Sonnabend in der norditalienischen
Stadt Macerata aus seinem Auto heraus an mehreren Stellen auf
afrikanische Migranten 30 Pistolenschüsse abgefeuert und sechs
Personen verletzt. Er passierte auch die Zentrale der Partito
Democratico (PD) auf dem Corso Cairoli und gab auf das Gebäude mehrere
Schüsse ab. Nach einer zweistündigen Verfolgungsjagd wurde der Täter,
ein 28jähriger Italiener, Luca Traini, von der Polizei gestellt. Er
trug eine italienische Tricolore über der Schulter und erhob bei der
Festnahme den rechten Arm zum Führergruß. "Ich habe getan, was ich tun
musste, Italien den Italienern", schrie er. Der bereits wegen anderer
rassistischer und nazistischer Gewaltverbrechen bekannte Täter habe
den Überfall aus Rassenhass begangen und "bis ins kleinste Detail"
vorbereitet, berichtete die Nachrichtenagentur ANSA.

Wenige Tage vor dem Überfall war in der Stadt die zerstückelte
Leiche einer 18-jährigen Italienerin in zwei Koffern entdeckt worden.
Der Tat verdächtigt wird ein aus Nigeria stammender Migrant, der in
Untersuchungshaft sitzt. Er bestreitet das Verbrechen.

Stellungnahmen von Antifaschisten - vom Partisanenverband ANPI,
Hilfsorganisationen für Flüchtlinge, Sozialzentren, bis zu
Basis-Organisationen der sozialdemokratischen PD, Linken und
Kommunisten - verurteilen das Gewaltverbrechen als eine Folge des von
der rechtsextremen Wahlkoalition mit dem Chef der faschistischen Forza
Italia Berlusconi und Lega-Führer Salvini täglich betriebenen
Rassismus. Salvini erklärte nach dem Verbrechen: "Die moralische
Verantwortung für jede Episode von Gewalt, die in Italien passiert,
haben diejenigen, die das Land mit illegalen Einwanderern gefüllt
haben". Er hoffe die Wahlen zu gewinnen, "um in Italien für Sicherheit
zu sorgen". Die römische La Repubblica nannte den Überfall eine
Folge dieses vor den Wahlen "sich verschärfenden Rassismus". Der
Anti-Mafia-Schriftsteller Roberto Saviano bezeichnete Salvini als
den "moralischen Anstifter dessen, was passiert ist". Er kritisierte
die Aufrufe von Politikern wie PD-Chef Matteo Renzi oder des
Spitzenkandidaten der Fünf-Sterne-Bewegung, Luigi Di Maio, die sich
darauf beschränkten, "Ruhe zu bewahren". Es müsse beim Namen genannt
werden, dass das "ein terroristischer Akt" ist. Ministerpräsident
Paolo Gentiloni von der regierenden PD rief auf, der Gefahr "einer
Gewaltspirale entgegenzuwirken".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/610: Archäologisches Museum Frankfurt - Programm für den Februar 2018


Archäologisches Museum Frankfurt - Newsletter vom 1. Februar 2018

Monatsübersicht für den Februar 2018



Hinweis

Das Museum ist wegen Veranstaltungen vom 21.-24. Februar geschlossen.
Ausnahme: Öffentlicher Abendvortrag im Rahmen der Fachtagung
"Archäologie des Tassilokelches" am 22. Februar 2018, 18 Uhr

 * 

Vorträge

Schrott oder Wert - Ein römischer Hortfund aus Nida/Heddernheim
erzählt am 14. Februar 2018, 18 Uhr

Laura Hasenstein B.A.

Der römische Eisenhortfund aus der Stadt Nida (heute
Frankfurt-Heddernheim) wurde 2005 in einer Grube unter dem Boden eines
Steinkellers geborgen. Er lässt eine Datierung um die Mitte des 3.
Jahrhunderts zu, in dessen Verlauf Nida zugrunde ging. Die
Fundumstände der verschiedenen Gegenstände lassen auf ihre Funktion
und ihre ehemaligen Besitzer schließen.

Eine Veranstaltung der Historisch-Archäologischen Gesellschaft
Frankfurt am Main e.V.

Tassilos Thesauri. Die Schatzkunst am Hof des Baiernherzogs
Tassilo III. am 22. Februar 2018, 18 Uhr


Prof. Dr. Egon Wamers, Bruchköbel

Öffentlicher Abendvortrag im Rahmen der Fachtagung "Archäologie des
Tassilokelches". 794 wurde auf der Frankfurter Synode der Baiernherzog
Tassilo III. von seinem Vetter Karl dem Großen in einem finalen
Schauprozess vernichtet und seiner Herrschaft endgültig beraubt. Alles
Andenken an ihn wurde gelöscht oder verfälscht. Bereits sechs Jahre
zuvor waren er und seine gesamte Familie 788 in der Pfalz Ingelheim
gefangengenommen und in die Klosterhaft verbannt worden. Die
Schatzkammern des glanzvollen Regenten aus den Residenzen Regensburg
und Salzburg hatte Karl requirieren lassen. Was mit den Pretiosen
geschah, ist unbekannt. Kaum etwas ist von der Kunst am Hofe Tassilos
erhalten geblieben: nur der Tassilokelch im Stift Kremsmünster und
einige wenige Werke der Buchkunst. Der Vortrag versucht, weiteren
Stücken aus Tassilos Schatzkammern nachzuspüren und die weitgehend
vergessene Hofkunst zu rekonstruieren.

Die Kelten an der oberen Donau (5.-1. Jahrhundert v. Chr.),
28. Februar 2018, 18 Uhr

Dr. Wolfgang David, Archäologisches Museum Frankfurt

Als erster erwähnte der griechische Geschichtsschreiber Herodot im 5.
Jahrhundert v. Chr. keltische Siedlungen an der oberen Donau. Heute
gilt Süddeutschland als eine der wichtigsten Fundlandschaften der
keltischen Archäologie. Ausgehend vom Oppidum von Manching, einer
städtischen Siedlung am Donausüdufer beim heutigen Ingolstadt, stellt
der Vortrag die Archäologie und Geschichte der Kelten in Südbayern
vor.

Eine Veranstaltung der Historisch-Archäologischen Gesellschaft
Frankfurt am Main e. V.

 * 

Main-Barockorchester Frankfurt

Eine Nacht in Paris

Musik von Hasse, Locatelli, Corelli, Telemann u. a.

24. Februar 2018, 20 Uhr

Refektorium des Karmeliterklosters (Zugang diesmal nur über das
Institut für Stadtgeschichte, Münzgasse 9)!

Eintritt (inkl. Programmheft) 20, ermäßigt 14 Euro

Freie Platzwahl

Karten an der Abendkasse

oder telefonische Vorbestellung 069 212-35896

 * 

Sonntagsführungen

Willkommen zu den Sonntagsführungen! Abwechslungsreich, unterhaltsam,
informativ Interessierte Besucher treffen sich um 11 Uhr im Foyer des
Museums. Es gilt der reguläre Eintritt, die Führung ist kostenlos.

Bestickt, gewebt, gewalkt: Stoffe und Kleidung in der antiken Welt

Dr. Angelika Schmidt-Herwig

Sonntag, 11. Februar, 11 Uhr

Von der Mammutkeule zu Pastete: Ernährung in der Vor- und Frühgeschichte

Dr. Petra Hanauska

Sonntag, 18. Februar, 11 Uhr

Goldene Tränen - Bernstein in der Vor- und Frühgeschichte (und heute)

Vanessa Bähr M.A.

Sonntag, 25. Februar, 11 Uhr

 * 

Kalender

Sonntag, 11. Februar, 11 Uhr

Bestickt, gewebt, gewalkt: Stoffe und Kleidung in der antiken Welt

Dr. Angelika Schmidt-Herwig

Mittwoch, 14. Februar, 18 Uhr

Schrott oder Wert - Ein römischer Hortfund aus Nida/Heddernheim erzählt

Laura Hasenstein B.A.

Sonntag, 18. Februar, 11 Uhr

Von der Mammutkeule zur Pastete: Ernährung in der Vor- und Frühgeschichte

Dr. Petra Hanauska

Donnerstag, 22. Februar, 18 Uhr

Tassilos Thesauri. Die Schatzkunst am Hof des Baiernherzogs Tassilo III.

Prof. Dr. Egon Wamers, Bruchköbel

Samstag, 24. Februar, 20 Uhr

Main-Barockorchster Frankfurt: Eine Nacht in Paris

Sonntag, 25. Februar, 11 Uhr

Goldene Tränen - Bernstein in der Vor- und Frühgeschichte (und heute)

Vanessa Bähr M.A.

Mittwoch, 28. Februar, 18 Uhr

Die Kelten an der oberen Donau (5.-1. Jahrhundert v. Chr.)

Dr. Wolfgang David

28. Februar 2018, 18 Uhr

 * 

Kontakt und Öffnungszeiten

Archäologisches Museum Frankfurt

Karmelitergasse 1

D - 60311 Frankfurt am Main

Telefon 069/212-35896

E-Mail info.archaeolmus@stadt-frankfurt.de

Homepage Archäologisches Museum Frankfurt

Öffnungszeiten

Dienstag-Sonntag 10-18 Uhr

Mittwoch 10-20 Uhr

Montag geschlossen

Eintritt

Freier Eintritt für Kinder unter Jugendliche unter 18 Jahren

Erwachsene 7 Euro, ermäßigt 3,50 Euro

An jedem letzten Samstag im Monat ist der Eintritt für alle Besucher
frei.

Führungen

Informationen zu Führungen für Schulklassen, Kindergeburtstage und
weiteren Veranstaltungen:

Museumspädagogisches Programm

Gruppenführungen für Erwachsene nach Anmeldung - telefonisch unter
069/212-39344 (Di bis Fr, 10-13 Uhr) oder per Mail:
fuehrungen.archaeologie@stadt-frankfurt.de - 60 Euro zuzügl. Eintritt

 * 

Quelle:

Newsletter vom 1. Februar 2018

Archäologisches Museum Frankfurt

Karmelitergasse 1, D-60311 Frankfurt am Main

Telefon 069/212-35896

E-Mail: info.archaeolmus@stadt-frankfurt.de

Internet: www.archaeologisches-museum.frankfurt.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/404: Iran-Report Nr. 2 - Februar 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 2 - Februar 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Abschluss des
Atomabkommens und der Aufhebung der Sanktionen erwartet das Volk
einen wirtschaftlichen Aufschwung, die Öffnung nach außen und vor
allem auch eine Liberalisierung der theokratischen Staatsordnung.
Doch über den neuen Kurs, auch über die Rolle Irans in der Region,
ist sich die Staatsführung nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon
seit geraumer Zeit zwischen Konservativen und Reformern tobt,
ausgehen wird, ist ungewiss.

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Sensationelles Video aus dem Jahr 1989
• Ghadyani: "Der Hauptschuldige für die Proteste ist der Revolutionsführer"
• Folgen der Proteste
• Chronik der Ereignisse nach den Protesten
• Bericht des Innenministeriums über die Proteste
• Auch ein EU-Bürger bei Protesten festgenommen
• Weggefährten Ahmadinedschads beantragen Demonstration
• Warnung vor neuen Unruhen
• Filterung von Telegram aufgehoben
• Vollzug der Todesurteile wegen Drogendelikte gestoppt
• Junge Frauen flüchten aus der Familie
• Abgeordneter fordert: Keine Männer mehr als Frauenärzte zulassen
• 17 Friseure werden gerichtlich verfolgt


SENSATIONELLES VIDEO AUS DEM JAHR 1989

Am 8. Januar dieses Jahres wurde eine sensationelle Videoaufnahme von
einer historischen Versammlung vom 4. Juni 1989 veröffentlicht. "Man
muss um den Zustand einer islamischen Gesellschaft Tränen vergießen,
die jemanden wie mich als möglichen Führer in Erwägung zieht", hört
man auf dem Video Ali Chamenei im Expertenrat vor den Abgeordneten
sagen. Der zitierte Satz ist der Beginn einer Rede des derzeitigen
Revolutionsführers.

Bei dieser Rede erläuterte Chamenei "die technischen und
grundsätzlichen Probleme", die ihn daran hindern würden, die
Nachfolge von Ayatollah Chomeini anzutreten. Ayatollah Chomeini, der
Gründer der Islamischen Republik, war kurz zuvor gestorben. "Weder im
Hinblick auf die Verfassung der islamischen Republik, noch aus
religiösen Gründen wird mein Wort als Wort des Führers akzeptiert
werden. Selbst in dieser Versammlung haben einige in ihren
Redebeiträgen bestätigt, dass ich nicht die Kompetenz als
Religionsführer besitze", sagte Chamenei.

Tatsächlich gehörte Chamenei nicht zu den religiösen Instanzen des
schiitischen Glaubens. Dies galt gemäß der Verfassung als
Voraussetzung für die Übernahme der Staatsführung. Dennoch stimmte
eine Mehrheit zu, dass er "vorübergehend bis zu einer Volkbefragung
und Änderung der Verfassung" das Amt übernimmt. Von den 82
Mitgliedern des Expertenrats waren 74 Mitglieder anwesend. 60
Mitglieder sprachen sich für die Wahl Chameneis aus.

Damals wurde der Vorschlag, die Führung statt an eine Person, an
einen Rat zu übergeben, von der Mehrheit abgelehnt. Merkwürdig ist,
dass in der damaligen Erklärung des Expertenrats, in der die Wahl
Chameneis bekannt gegeben wurde, keine Rede davon war, dass er
lediglich vorübergehend gewählt worden war. Unerwähnt blieb in der
Erklärung auch, dass eine Volksbefragung durchgeführt werden sollte.
Später wurde, nach einer Überprüfung der Verfassung, die religiöse
Instanz als Voraussetzung für die Wahl zum Revolutionsführer
gestrichen. Die auf die Person Chamenei angepasste Verfassung wurde
am 28. Juli 1989 im Zuge der Parlamentswahlen den Wählern zur
Abstimmung vorgelegt. Wie erwartet stimmte die Mehrheit der Wähler
zu. Danach wurde in einer Sondersitzung des Expertenrats beschlossen,
dass Chamenei nun dauerhaft das Amt des Revolutionsführers führen
sollte.

Das Video wurde einem Journalisten im Ausland durch einen Unbekannten
zugespielt. Das Büro von Chamenei reagierte darauf mit einer
Erklärung, in der es hieß, damals habe keine der religiösen Instanzen
die Zustimmung des Expertenrats für das Amt des Revolutionsführers
erhalten - ein Problem, für das die Verfassung keine Lösung vorsah.

Wer das Video den Medien zur Veröffentlichung übergeben hat, ist
nicht bekannt. Bemerkenswert ist, dass es gerade zu einer Zeit
erschien, in der im ganzen Land Proteste gab, die sich unter anderem
gegen die Person Chameneis richteten.


GHADYANI: "DER HAUPTSCHULDIGE FÜR DIE PROTESTE IST DER
REVOLUTIONSFÜHRER"

Abolfasl Ghadyani, führendes Mitglied der Partei "Modjahedin der
Islamischen Revolution", kritisierte in einem Interview mit dem
persischsprachigen Programm der BBC die Stellungnahmen der Reformer
zu den Protesten. Die Reformer hatten zwar den Bürgerinnen und
Bürgern das Recht auf Protest zugestanden, aber auch sie hatten,
ähnlich wie die Konservativen, ausländische Feinde für die Unruhen
verantwortlich gemacht. Ghadyani meinte dahingegen, der
Hauptschuldige für die weit verbreitete Unzufriedenheit im Land sei
niemand anderes als der Revolutionsführer Ali Chamenei.

"Die Menschen haben ein Recht, gegen einen Diktator zu protestieren",
sagte Ghadyani. Dieser musste bereits wegen Beleidigung des
Revolutionsführers drei Jahre im Gefängnis verbringen. Auch danach
hatte er mehrmals in offenen Briefen Chamenei scharf kritisiert.
Chamenei habe, so Ghadyani, die ganze Macht monopolisiert, die
Theokratie gefestigt, das Land zum Ausverkauf feilgeboten und überall
seinen Willen durchgesetzt. Demgegenüber leide ein Großteil der
Bevölkerung an Hunger, sagte er weiter.

Die jüngsten Unruhen bezeichnete Ghadyani als "Bewegung der
Unterdrückten, die keine Geduld mehr haben." Es sei eine Beleidigung,
sie als Lakaien des Auslands oder Anhänger der Monarchisten zu
bezeichnen, fuhr er fort. In einer Erklärung, die von dem
Nachrichtenportal "Kalameh" veröffentlicht wurde, schrieb er des
Weiteren, die Proteste um die Jahreswende seien die größten gewesen,
die er seit der Revolution erlebt habe.

"Alle wissen, dass der Hauptschuldige für die gegenwärtige Lage
Chamenei ist, der an der Spitze von Institutionen und Unternehmen
steht, welche 60 Prozent der Wirtschaft beherrschen. Sie genießen
Immunität, können nicht zur Verantwortung gezogen werden und begehen
permanent Raub an Staats- und Volkseigentum."

Ghadyani, der über längere Jahre zu den Wortführern der Reformer
gehörte, kritisierte seine Weggefährten und sagte:
"Bedauerlicherweise scheuen sich die Reformer davor, diese Tatsachen
und den Hauptschuldigen zu nennen. Die Reformer seien für die
gegenwärtige Lage selbst mitverantwortlich, so Ghadyani. Er warf
ihnen Opportunismus und Duckmäusertum vor. Mit ihren Stellungnahmen
hätten sie auch den Hardlinern die Argumente geliefert, um die
Massenverhaftungen zu legitimieren.

Ghadyani machte drei Lösungsvorschläge: "Erstens muss man statt ihn
zu flüstern, den Namen des Hauptverantwortlichen laut herausschreien,
damit der "Despot" gezwungen wird, die Rufe zu hören. Zweitens sollte
die Kontrolle der Wahlen durch den Wächterrat abgeschafft werden,
damit statt opportunistische Abgeordnete und Präsidenten, die
tatsächlichen Vertreter des Volkes gewählt würden. Drittens sollte
die Justiz unabhängig werden."


FOLGEN DER PROTESTE

Die Fragen nach den wahren Gründen der unerwarteten Proteste, die
sich um die Jahreswende in fast 80 Städten verbreitet hatten,
beschäftigen weiterhin Politiker, Medien und Experten. Wie kam es zu
den Protesten, wer hat sie organisiert, was sind ihre Ziele, wer
waren die Teilnehmenden?

Schon am zweiten Tag wurden aus den Reihen der Reformer und Anhänger
der Regierung von Präsident Rohani Stimmen laut, die den
Konservativen und Hardlinern vorwarfen, sie hätten die Proteste
organsiert, um die Regierung zu schwächen. Diese fingen in der Stadt
Maschad, Hochburg der Konservativen. Der frühere Präsident Mohammad
Chatami, der als Vater der Reformbewegung gilt, sprach von einer
Verschwörung.

Die Konservativen wiesen den Vorwurf entschieden zurück. Der
einflussreiche, ultrakonservative Freitagsprediger in Maschad, Ahmad
Alam Alhodi, sagte, ein unbekannter Unternehmer, der seinen Besitz
verloren hatte, habe mit Hinweis auf Teuerung der Preise zu einer
Demonstration aufgerufen. Einige Hundert Personen seien dem Aufruf
gefolgt. Später sei eine Gruppe von etwa fünfzig Personen dazu
gestoßen und habe abwegige Parolen wie "weder Gaza noch Libanon, ich
opfere mein Leben für Iran gebrüllt".

Alhodi begrüßte den Eingriff der Ordnungskräfte, der dem Spuk ein
Ende gesetzt habe. "Sonst hätten die Demonstranten Videos und Fotos
veröffentlich und behauptet, die Revolution habe ihre Basis in
Maschad verloren", sagte er.

Es ist nichts Neues, dass die Ultras und Konservativen das Ausland
für die Protestdemonstrationen verantwortlich machen. Das war 2009
genauso. Anstatt auf die berechtigten Proteste und Anliegen der
Bevölkerung einzugehen, wird jede Bewegung, jeder Wunsch nach
Veränderung als Verschwörung dargestellt und damit die Gegengewalt
legitimiert.

Allerdings ließen sich die Proteste um die Jahreswende, die
erstaunlicherweise auch in kleineren Orten stattfanden, nicht allein
mit Verschwörungstheorien abtun. Selbst Ultras wie Alam Alhodi sahen
sich genötigt, auch auf die Nöte der Menschen hinzuweisen. "Es darf
nicht soweit kommen, dass die Menschen die Not bis auf die Knochen
spüren und deshalb auf die Straße gehen", sagte er.
"Bedauerlicherweise gibt es in der Regierung Verantwortliche, die
nicht an die Probleme der Menschen denken. Doch ich möchte auch den
Leuten, die auf die Straße gegangen sind, sagen, wenn eure Parolen
gegen die Teuerung der Preise auch berechtigt waren, solltet ihr
wissen, dass die Feinde uns schädigen wollen. Wir aber sollten nicht
zulassen, dass unsere Forderungen missbraucht werden. Es ist nicht
richtig, wenn gerufen wird, 'verlasst Syrien, denke an uns'."

Auch Revolutionsführer Chamenei sprach von Verschwörungen. "In den
vergangenen Tagen haben Feinde Irans unterschiedliche Mittel wie
Geld, Waffen, Politik und Geheimdienste eingesetzt, um in der
Islamischen Republik Unruhe zu stiften."

Doch als die Proteste zu Ende waren, begannen Politiker und Medien
die Ereignisse nüchterner zu betrachten. Bei einer Rede am 9. Januar
sagte Chamenei: "Wenn einer sein Recht nicht bekommt und dagegen
protestiert, oder wenn Protestierende sich versammeln und ihr
gemeinsames Anliegen zum Ausdruck bringen, ist das eine Sache. Wenn
aber andere die Ansammlung missbrauchen, ist das eine andere Sache.
Diese Sachen darf man nicht miteinander vermischen." Es habe immer
Proteste gegen staatliche Einrichtungen gegeben und niemand habe sich
gegen solche Proteste ausgesprochen. Bestimmte Schichten seien unter
Druck. "Die Verantwortlichen müssen sich darum kümmern, auch ich muss
mich darum kümmern."

Die Proteste hätten sich zunächst gegen die Teuerung der Preise
gerichtet, sagte Chamenei. "Das haben alle begrüßt. Aber als die
Parolen politisch wurden, haben die Leute sich davon distanziert." Er
griff jene scharf an, die die Demonstrationen politisiert hätten.
"Sie haben einerseits gerufen, 'ich opfere mein Leben für Iran',
andererseits haben sie die Fahnen der Islamischen Republik
verbrannt."

Chamenei sagte weiter, außerhalb der iranischen Grenzen seien zwei
Stützpunkte errichtet worden. Beide hätten unter amerikanischem und
israelischem Kommando gestanden. Ein Stützpunkt habe sich um
Cyber-Aktivitäten gekümmert und der andere um das Organisieren der
Demonstrationen. Er wolle drei Botschaften an die Vereinigten Staaten
schicken: Erstens sollten sie wissen, dass ihr Angriff gescheitert
sei: "Es kann sein, dass ihr das wiederholt. Aber ihr werdet wieder
auf Granit stoßen. (...) Zweitens haben sie uns Schaden zugefügt. Das
wird nicht ohne Vergeltung bleiben. (...) Drittens sollte der Herr,
der dort an der Spitze steht (Präsident Donald Trump), obwohl er
nicht zurechnungsfähig ist, wissen, dass wir solche demonstrativen
Irrläufe nicht ohne Antwort lassen werden."


CHRONIK DER EREIGNISSE NACH DEN PROTESTEN

Am 8. Januar sorgte die Nachricht von dem Tod eines Demonstranten im
Gefängnis im ganzen Land für Empörung. Der 22-Jährige soll nach
offiziellen Angaben Selbstmord begangen haben, was jedoch kaum jemand
glaubte. Das Parlament forderte eine genaue Untersuchung und einen
detaillierten Bericht über die Demonstrationen und Festnahmen.

Präsident Rohani wies immer wieder darauf hin, dass die Proteste sich
nicht allein gegen die Wirtschaft oder die Regierung richteten,
sondern auch die politische und kulturelle Lage des Landes
kritisierten. Einen weiteren Aspekt nannte er am 8. Januar vor einer
Versammlung der Verantwortlichen für die Wirtschaft des Landes: "Das
Problem, mit dem wir heute konfrontiert sind, ist die Kluft zwischen
den Verantwortlichen und der jungen Generation. Unser Denken
unterscheidet sich erheblich von dem Denken der jungen Generation.
Das ist ein Problem, für das wir eine Lösung finden müssen. Die
Jugend hat heute eine Forderung. Sie sagt, 'auch wir können denken,
auch wir haben etwas zu sagen. Ihr müsst uns zuhören.' Die Jugend
bildet die Mehrheit unseres Landes, und wir müssen uns nach dem
Willen der Mehrheit richten."

Der Abgeordnete Mahmud Sadeghi, der sich besonders um die Lage der
Gefangenen kümmert, gab bekannt, dass bei den jüngsten Unruhen
insgesamt rund 3.700 Personen festgenommen wurden. Zuvor hatte das
Innenministerium von 1.700 Festnahmen gesprochen. Die korrekte Zahl
ist nicht bekannt. Hinzu kommt, dass es nach dem Ende der Proteste
Freilassungen gab, aber auch darüber fehlen verlässliche Zahlen.

Ein probates Mittel gegen Protestdemonstrationen in der Islamischen
Republik sind Massenkundgebungen zugunsten der Herrschenden. Auch
dieses Mal wurden an mehreren Tagen und Orten staatlich organisierte
Gegendemonstrationen und Kundgebungen veranstaltet, an denen
Zehntausende teilnahmen. Chamenei lobte die "massive Mobilisierung
gegen die Verschwörung der Feinde". "Nirgendwo auf der Welt gibt es
eine derartige Mobilisierung des Volkes", sagte er.

Am 9. Januar wurde der Tod eines zweiten Demonstranten im Gefängnis
bestätigt. Auch er soll nach offizieller Darstellung Selbstmord
begangen haben!

Indes erklärte die Justiz am 10. Januar, die sozialen Medien im Netz
ganz abschaffen zu wollen. Es geht vor allem um Telegram und
Instagram, die in Iran besonders populär sind. "Diese Medien
verbreiten nicht nur Inhalte gegen die innere Sicherheit des Landes,
sondern auch gegen die islamischen Werte", sagte
Vizegeneralstaatsanwalt Abdol-Samad Chorramabadi. Da man diese Seiten
nicht kontrollieren könne, müssten sie vollständig blockiert werden.

Am 11. Januar veröffentlichte das Informationsministerium eine
Erklärung. In dieser hieß es, den Sicherheitskräften sei es gelungen,
zahlreiche "Unruhestifter, die bei den Demonstrationen Waffen
eingesetzt, öffentliches Eigentum zerstört und die Sicherheit des
Landes gefährdet" hätten, festzunehmen. In der Erklärung wird von der
Endeckung einer "Terroristengruppe in Sardascht" gesprochen, bei
denen Waffen und militärische Ausrüstung gefunden worden seien. Die
Gruppe soll über westliche Grenzen ins Land gekommen sein, mit dem
Ziel, Terroranschläge zu verüben. Auch seien Personen verhaftet
worden, die mit einer "konterrevolutionären Gruppe in Europa" in
Verbindung standen.

Am 14. Januar gab Justizsprecher Gholamhossein Mohseni Ejehi bekannt,
dass bei den Protesten 25 Personen getötet worden seien. 465
Demonstranten befänden sich noch im Gefängnis.

Am 16. Januar schickten 40 Parlamentarier ein Schreiben an Rohani und
Justizchef Sadegh Laridschani, in dem sie vor Unruhen an den
Universitäten warnten, falls die verhafteten Studenten nicht sofort
freigelassen würden. Zudem wurde ein Antrag, die Demonstranten im
Gefängnis besuchen zu können, im Parlament genehmigt. Auch Rohani
verlangte die Freilassung von Studenten. Wissenschaftsminister Mansur
Gholami erklärte nach einer Kabinettssitzung am 10. Januar: "Nach
Konsultationen mit dem Innenminister und dem Geheimdienstchef
forderte der Präsident die Freilassung aller Studenten innerhalb von
24 bis 48 Stunden." Rohani protestierte auch gegen einige Hardliner,
die die Demonstranten als "Gesindel und Söldner des Auslands"
bezeichnet hatten. "Demonstranten als Gesindel und Söldner
abzustempeln, ist eine Beleidigung der iranischen Gesellschaft",
sagte er. "Warum redet ihr so unflätig. Die politische Elite sollte
nicht glauben, mehr oder besser zu wissen als normale Bürger."

Rohani lehnte auch verstärkte Kontrollen im Internet und die
Blockierung der sozialen Netzwerke ab. Strenge Maßnahmen seien nicht
nur falsch, sondern auch gefährlich, sagte er und warnte die
Unterstützung der Bevölkerung aufs Spiel zu setzen. "Wenn der Glaube
als prägende Kraft religiöser Werte unter unseren Jugendlichen immer
weniger wird, dann ist es auch unsere Schuld als Verantwortliche."

Am 18. Januar meldete sich der Freitagsprediger Alhodi wieder zu
Wort. Er widersprach dem Vorwurf, der Beginn der Proteste sei in
Maschad von den Ultras organisiert worden. In einem Schreiben an den
Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats, Ali Schamchani,
behauptete er, die Proteste hätten nicht in Maschhad, sondern in
Teheran begonnen. Er selbst sei am Tag der Proteste nicht in Maschad
gewesen.

Am 18. Januar dementierte die "Organisation iranischer Gefängnisse"
eine Äußerung des Abgeordneten Mahmud Sadeghi. Dieser hatte zuvor
erklärt, er habe die Information erhalten, dass in den Gefängnissen
den Gefangenen Pillen verabreicht worden seien, die ein Unwohlsein
bei diesen erzeugt hätten. Es seien Unwahrheiten, die verbreitet
würden, hieß es in der Erklärung. "Personen, die diese große Lüge
geäußert haben, werden gerichtlich verfolgt." Daraufhin twitterte
Sadeghi, es wäre besser, wenn die Gefängnisse, statt Drohungen
auszusprechen, auf den Antrag der Abgeordneten, die Gefängnisse
besuchen zu können, positiv reagieren würden. Der Innenminister sagte
zu dem Vorgang, er habe derartige Informationen nicht bekommen. Seine
Behörde werde der Sache nachgehen.

Sadeghi berief sich bei seiner Behauptung auf die Familie eines
Gefangenen, der zuvor im Gefängnis gestorben war. Die Familie habe
ihm von den Pillen berichtet. Am 21. Januar gab das Parlament
bekannt, dass die Justiz dem Antrag der Abgeordneten, die Gefängnisse
zu besuchen, zugestimmt habe.

Bemerkenswert war die Stellungnahme des Geheimdienstchefs Mahmud
Alawi zu dem Hintergrund der Proteste. Nicht das Ausland, sondern
Reformgegner hätten die Unruhen im Land ausgelöst, hieß es. Sie seien
es gewesen, die die Unzufriedenheit der Menschen provoziert hätten.
Ähnlich hatte sich Vizepräsident Eshagh Dschahangiri schon am zweiten
Tag der Unruhen geäußert.


BERICHT DES INNENMINISTERIUMS ÜBER DIE PROTESTE

Vizeinnenminister Hossein Solfaghari gab am 21. Januar Auszüge aus
dem vertraulichen Bericht über die Proteste bekannt, den das
Innenministerium für den Präsidenten erstellt hat. Demnach habe es
drei Hauptgründe für die Proteste gegeben: "Aktivitäten ausländischer
Feinde", "sinken des Vertrauens der Bevölkerung dem Staat gegenüber"
und "falscher Umgang des Staates mit der öffentlichen Meinung".

Dem Bericht zufolge hätten ausländische Feinde, vor allem die USA und
deren Verbündete in der Region, ihre Aktivitäten zur Schwächung der
Islamischen Republik verstärkt fortgesetzt.

Den Verlust des Vertrauens dem Staat gegenüber führt der Bericht auf
die Schwäche und Unfähigkeit der staatlichen Einrichtungen zurück,
auf die Unzufriedenheit in der Bevölkerung zu reagieren und die
Gründe für bestehende Probleme und Mängel zu erklären. Ferner hätten
innere Auseinandersetzungen zum Vertrauensverlust geführt.

Der falsche Umgang mit der öffentlichen Meinung und Zunahme der nicht
erfüllbaren Forderungen und Erwartungen, hätten dem Bericht zufolge
die Unzufriedenheit in der Bevölkerung verstärkt. Die Erwartungen
seien im Wahlkampf ohne Rücksicht auf potenzielle Möglichkeiten des
Landes oder durch Rivalitäten der Fraktionen geweckt worden.

Der Bericht enthält auch Angaben zu dem Bildungshintergrund der
Teilnehmenden der Demonstrationen. Demnach hätten 59 Prozent eine
Schulausbildung ohne Hochschulreife, 14 Prozent eine Fachausbildung
und ein Prozent eine Hochschulausbildung. Zu den restlichen 26
Prozent macht der Bericht keine konkreten Angaben.

Solfaghari betonte, dass der Hinweis auf die feindlichen Aktivitäten
des Auslands nicht ausreichte, um die Gründe der Proteste zu
erklären.

Laut dem Nachrichtenportal Saham News vom 25. Januar, das nach
eigenen Angaben den vertraulichen Bericht zugespielt bekommen haben
soll, sei der Bericht zu dem Ergebnis gekommen, dass 75 Prozent der
Bevölkerung die Proteste befürwortet hätten. Von dieses 75 Prozent
hätten jedoch nicht alle an den Protesten teilgenommen. 30 Prozent
der Parolen, die bei den Protesten gerufen wurden, seien
wirtschaftlicher Natur, 70 Prozent seien politisch gewesen. Die Orte,
an denen die Demonstrationen stattfanden hätten, gehörten zu jenen,
die als sicher eingestuft wurden. Insgesamt habe es 238
Demonstrationen in 80 Städten gegeben mit einer Gesamtzahl der
Teilnehmer von 115.000 Menschen, davon 6 Prozent Frauen und 94
Prozent Männer. Landesweit seien 3.742 Personen festgenommen worden,
davon 80 Prozent Selbständige, 12 Prozent Studierende, fünf Prozent
pensionierte Offiziere und Soldaten. 67 Prozent der Inhaftierten
seien unter 30 Jahre alt gewesen, drei Prozent älter als 50 Jahre.
Angaben zu der Zahl der Toten bei Demonstrationen und im Gefängnis
machte Saham News nicht.


AUCH EIN EU-BÜRGER BEI PROTESTEN FESTGENOMMEN

Laut einer Meldung der dpa vom 4. Januar wurde auch ein EU-Bürger bei
den Protesten festgenommen. Er hatte an den Demonstrationen in der
Stadt Borudscherd, im Westen Irans, teilgenommen. Laut Angaben des
Justizchefs der Stadt, Hamid Bolhassani, soll er von europäischen
Geheimdiensten ausgebildet worden sein, um Proteste in Iran anführen
zu können. Wie der Betreffende heißt, aus welchem EU-Land er stammt
und ob er auch die iranische Staatsbürgerschaft besitzt, sagte der
Justizchef nicht. Viele iranische Politiker, allen voran
Revolutionsführer Ali Chamenei, äußerten die Meinung, die jüngsten
Unruhen seien vom Ausland initiiert worden.


WEGGEFÄHRTEN AHMADINEDSCHADS BEANTRAGEN DEMONSTRATION

Sieben enge Weggefährten des früheren Präsidenten Mahmud
Ahmadinedschad haben am 24. Januar beim Innenministerium einen Antrag
für eine Protestdemonstration gestellt.

Alle sieben waren hochrangige Amtsträger in der Regierungszeit von
Ahmadinedschad. Sie wollen, wie aus dem Antrag hervorgeht, ihre
"Ansichten und Proteste über die Verwaltung des Landes und das
Verhalten der drei Gewalten kundtun und vor allem Maßnahmen im
Bereich der Wirtschaft, der Justiz und Soziales unter die Lupe
nehmen". Sie betonen, dass sie als Bürger ihre in der Verfassung
verankerten Rechte, insbesondere das Recht zur Versammlung, in
Anspruch nehmen würden. Sie erinnern dabei an die Worte des
Revolutionsführers Ali Chamenei, der bei seiner Stellungnahme zu den
Protesten gesagt hatte, es sei nichts dagegen einzuwenden, wenn Leute
sich versammeln und ihre Rechte einfordern. Inakzeptabel sei, wenn
andere Protestversammlungen für ihre Zwecke missbrauchen würden.

Die Unterzeichner des Antrags nehmen auch Bezug auf die jüngsten
Proteste und die damit verbundenen wirtschaftlichen, politischen und
sozialen Forderungen, auf die ihrer Ansicht nach die Staatsführung
nicht gebührend reagiert habe.

Ahmadinedschad und seine Anhänger hatten in den letzten Monaten immer
wieder die Regierung und vor allem die Justiz kritisiert, womit sie
bei der Staatsführung viel Unmut erzeugten. Es gibt Stimmen, die
meinen sogar, bei den jüngsten Protesten habe Ahmadinedschad im
Hintergrund mitgewirkt.


WARNUNG VOR NEUEN UNRUHEN

Nach dem Abebben der Protestwelle melden sich immer mehr Stimmen, vor
allem aus den Reihen der Reformer, die vor neuen Unruhen warnen. Der
frühere Staatspräsident Mohammad Chatami, der als Vater der
Reformbewegung in Iran bezeichnet wird, forderte in einer Erklärung,
die am 16. Januar auf seiner Webseite erschien, "alle Staatsorgane"
auf, "ihre Mitschuld an der gegenwärtigen Lage zu gestehen". Es müsse
eine Atmosphäre geschaffen werden, in der den Bürgerinnen und Bürgern
die Möglichkeit gewährt werde, frei und ohne Angst um ihre Sicherheit
ihre Forderungen zu stellen. Chatami warnte davor, "die Menschen zu
erniedrigen und Salz in ihre Wunden zu streuen". Es wäre eine
Katastrophe, Menschen, die berechtigte Forderungen hätten oder gar
protestieren wollten, als "Unruhestifter und Zerstörer" darzustellen.

Der Staat sei gegenüber den Bürgern verantwortlich, betonte Chatami.
Enttäuschungen über Reaktionen des Staates, staatliche Propaganda und
Missachtung des Willens des Volkes würden jede Hoffnung auf eine
bessere Zukunft vernichten. Sie würden dahin führen, dass die
Menschen sich an jene Medien und Instanzen wendeten, die nicht das
Wohl des Volkes wollten. An jene Organisationen, die nichts anderes
im Sinn hätten als die Staatsordnung zu unterhöhlen, Resignation zu
verbreiten und die Bevölkerung zur Anwendung von Gewalt und
Zerstörung zu ermuntern.

Indes warnten 40 Abgeordnete im Parlament, sollten die verhafteten
Studenten nicht unverzüglich freigelassen werden, könne es an den
Universitäten zu Unruhen kommen. Sie stellen den Antrag, die
Studenten im Gefängnis besuchen zu dürfen. Der Antrag wurde
genehmigt. Unklar blieb, welche Abgeordneten an dem Besuch teilnehmen
würden und wann der Besuch stattfinden soll.


FILTERUNG VON TELEGRAM AUFGEHOBEN

Wie das Ministerium für Kommunikation und Technologie am 14. Januar
bekannt gab, wurden die im Zuge der jüngsten Unruhen angeordneten
Einschränkungen für die App des populären Messengerdienstes Telegram
aufgehoben.

Offenbar haben die Reformer sich gegen die Hardliner durchgesetzt,
die sowohl eine totale Kontrolle der sozialen Netzwerke als auch des
Internets forderten. Das Thema wurde in den vergangenen Wochen
kontrovers diskutiert.

"Die Kampagne für Menschenrechte in Iran", die ihren Sitz in New York
hat, hat am 10. Januar einen Bericht über die Lage des Internets in
der Islamischen Republik veröffentlicht. Darin warf sie der Regierung
Rohani vor, nicht in der Lage gewesen zu sein, trotz gegenteiliger
Ankündigungen, die bereits bestehenden Einschränkungen im Internet
nicht aufzuheben. "In mancher Hinsicht hat sich die Lage sogar
verschlechtert", hieß es in dem Bericht.

Mit den neuen Einschränkungen und Verlangsamung des Internets habe
die Zensur in Iran eine neue Phase erreicht, so die Autoren des
Berichts. Zwar habe sich das Internet in den letzten Jahren
weiterentwickelt, so hätten heute weit mehr Menschen als noch vor
einigen Jahren Zugang zum Internet. Doch auch die Methoden der Zensur
hätten sich entsprechend weiterentwickelt. Suchmaschinen reagierten
auf bestimmte Schlüsselwörter und -begriffe und führten die Nutzer
auf falsche Webseiten. Auch der Zugriff auf Konten der User verletze
permanent die Privatsphäre der Nutzer und gefährde deren Sicherheit.

Die Reformer lehnen Internet-Kontrollen grundsätzlich ab. Die Zensur
verletze "die Rechte der Bürger", wenn man ihnen vorschreibe, wie sie
das Internet nutzen sollten, sagte Fatemeh Saidi, Leiterin der
Bürgerrechtskommission des Parlaments. Demgegenüber verlangen die
Hardliner bereits seit Jahren die Einrichtung eines "nationalen
Internets", das vollständig unter der Kontrolle des Staates steht.
Während der Proteste verlangten sie zudem eine Blockade der sozialen
Netzwerke wie Telegram und Instagram. Diese sollten durch eine
iranische Version ersetzt werden.

Dem widersprach Saidi. "Keiner kann die Menschen dazu zwingen,
nationale Kommunikation-Apps zu verwenden", sagte sie. Die Nutzer
hätten kein Vertrauen mehr zum Staat.

Nun sagte der Sprecher des Ministeriums für Kommunikation und
Technologie: "Die Berichte über das Ende der Filterung von Telegram
sind Korrekt." Die Einschränkungen seien "auf Anweisung des
Präsidenten der Republik gänzlich aufgehoben". Telegram ist mit rund
25 Millionen Nutzern die populärste Messenger-App in Iran.

Doch Medienberichten zufolge ist Telegram nach der Aufhebung der
Filterung langsamer geworden. Der Grund dafür liegt nach Ansicht der
Agentur Ilna darin, dass sie von mehr Usern genutzt wird.

Indes forderte Präsident Hassan Rohani die Hardliner dazu auf,
endlich zu begreifen, dass das Internet das wirtschaftliche,
gesellschaftliche und kulturelle Leben der Menschen geändert habe.
"Diese Tatsache nicht richtig einzuschätzen und einzuordnen, könnte
zu einem gefährlichen Generationskonflikt führen", sagte Rohani. Er
sagte, mit Forderungen nach Einschränkung des Internets oder
Filterung der sozialen Netzwerke, bestehe die Gefahr, dass die Jugend
dem Staat den Rücken kehrt und ihm die Unterstützung verweigert.


VOLLZUG DER TODESURTEILE WEGEN DROGENDELIKTE GESTOPPT

Irans Justizchef Sadegh Laridschani hat gemäß dem neuen, im
vergangenen Herbst vom Parlament verabschiedeten Gesetz angeordnet,
den Vollzug der Todesurteile zu stoppen und die Akten der
Verurteilten erneut zu überprüfen. Dem neuen Gesetz zufolge sollen
nur noch bewaffnete Drogendealer und Drogenschmuggler mit mehr als 50
Kilogramm Opium, zwei Kilogramm Heroin und drei Kilogramm Glas mit
dem Tod bestraft werden.

Die "Kampagne zum Kampf gegen Drogen" hatte sich gegen das Gesetz
ausgesprochen. Sie warnte davor, mit dem neuen Gesetz werde die
Verbreitung von Drogen stark zunehmen. Auch im Parlament gab es
kontroverse Meinungen. Doch am Ende wurde das Gesetz im vergangenen
Oktober verabschiedet, vom Wächterrat bestätigt und vom
Staatspräsidenten unterzeichnet.

Mit dem Tod bestraft werden weiterhin Drogenbosse, die den Handel mit
Drogen organisieren, oder Drogenschmuggler, die Jugendlichen unter 18
Jahren beschäftigen.

Iran gehört zu den Ländern mit der höchsten Zahl an Hinrichtungen.
Die meisten Hinrichtungen betreffen Täter, die mit Drogenschmuggel zu
tun hatten. Dieser Umstand veranlasste seit Jahren
Menschenrechtsorganisationen zu der Forderung, die Todesstrafe gegen
Drogenhändler abzuschaffen. Diese hoffen nun, mit dem neuen Gesetz
werde die Zahl der Hinrichtungen merklich abnehmen. Iranischen Medien
zufolge gibt es zurzeit rund 5.000 Personen, die wegen Drogendelikten
zum Tode verurteilt wurden. Sie werden jetzt eine mildere Strafe
bekommen.


JUNGE FRAUEN FLÜCHTEN AUS DER FAMILIE

Wie die iranische Wohlfahrtsorganisation am 10. Januar berichtete,
haben im vergangenen Halbjahr rund 3.000 junge Frauen ihre Familien
verlassen. Die Flucht aus dem Elternhaus habe im Vergleich zum
Vorjahr zugenommen, sagte Hossein Assadbeygi, Leiter des
Sozialdienstes der Organisation. Im Vorjahr hatten insgesamt rund
5.000 junge Frauen ihr Elternhaus verlassen.

Die angegebenen Zahlen betreffen Frauen, die sich an die
Wohlfahrtsorganisation gewendet haben. Die tatsächliche Zahl wird
vermutlich wesentlich höher sein. Nach Ansicht der Organisation sind
Beleidigungen, Erniedrigungen und Anwendung von Gewalt die Gründe für
die Flucht aus dem Elternhaus.

Es gibt in der Hauptstadt Teheran vier Zentren für flüchtende junge
Frauen. Diese Zentren, die als "Gesundes Haus" bezeichnet werden,
bieten den Frauen für maximal drei Wochen Aufenthalt. Laut Gesetz
müssen Frauen, die Unterstützung benötigen, in diesen Zentren betreut
werden. Doch die Kapazität dieser Zentren ist sehr gering.


ABGEORDNETER FORDERT: KEINE MÄNNER MEHR ALS FRAUENÄRZTE
ZULASSEN

Der Parlamentsabgeordnete Nassrollah Pedschmanfar forderte laut der
Nachrichtenagentur Tasnim vom 15. Januar, fortan keine Männer mehr
als Frauenärzte zuzulassen. Es sei nicht nur für ein islamisches Land
unangemessen, Frauen von Männern behandeln zu lassen, es sei eine
Sünde, wenn fremde Männer Frauen untersuchten oder bei Geburten oder
Schwangerschaftsabbrüchen dabei seien. "Dies führt dazu, dass sich
die Sünde, die auf beiden Seiten begangen wird, normalisiert", sagte
der Abgeordnete. Dasselbe gelte für Krankenpfleger und
Labortechniker.


17 FRISEURE WERDEN GERICHTLICH VERFOLGT

Mostafa Gowahi, Leiter des Verbands der Männerfriseure, sagte der
Agentur Isna am 10. Januar, im vergangenen Jahr sei gegen 17-18
Friseuren geklagt worden, weil sie nicht nur Männer, sondern auch
Frauen frisiert hätten. In diesem Jahr seien bisher noch keine Fälle
bekannt. "Selbst wenn diese Dienstleitungen (Frisieren von Frauen) zu
Hause und privat angeboten werden sollten, werden wir es herausfinden
und die Polizei informieren", sagte Gowahi. Die Staatsanwaltschaft
habe sich bei dem Verband für die Kooperation des Vereins bedankt.

Viele Friseure in Iran arbeiten privat und empfangen ihre Kunden im
eigenen Haus. Vor zwei Jahren hatte der Verbandsleiter gesagt, rund
2.000 Friseure hätten eine Lizenz, während 2.400 ohne Lizenz
arbeiteten.

Mehrere Friseure in Iran wurden außerdem bestraft, weil sie
"dekadente westliche Modelle" nachahmten. Einige Männerfriseure
erhielten eine Strafe, weil bei ihnen Lippenstifte gefunden wurden.
Friseuren ist das Frisieren von Augenbrauen bei Männern untersagt.
Friseuren, die die Vorschriften missachten, wird die Lizenz zunächst
vorübergehend und bei Wiederholung dauerhaft entzogen.

 * 


KULTUR

• Englischunterricht an Grundschulen verboten

• Streit um Auftritt von Frauen bei Konzerten

• Uni-Zweigstellen in Syrien, Irak und Libanon geplant

• Stellungnahmen von Künstlern zu den Protesten


ENGLISCHUNTERRICHT AN GRUNDSCHULEN VERBOTEN

Mehdi Nawid Adham, Vorsitzender des Rats für Lehre und Erziehung,
erklärte am 7. Januar im staatlichen Fernsehen, das Unterrichten der
englischen Sprache an privaten oder staatlichen Grundschulen sei
verboten. Jede Missachtung dieser Anordnung werde gerichtlich
verfolgt. An den Grundschulen müsse die persische Sprache und die
islamisch-iranische Kultur gepflegt werden. Erst an der Oberschule
könne man mit dem Unterricht von Fremdsprachen beginnen.

Der für Grundschulen zuständige Vizeminister, Reswan Hakimsadeh,
erwiderte, die Anordnung enthalte nichts Neues. Im Lehrplan für
Grundschulen sei die englische Sprache nicht vorgesehen.

Bereits vor Monaten hatte Revolutionsführer Ali Chamenei sich darüber
beklagt, dass das Lernen der englischen Sprache immer größere Kreise
ziehe. "Wir haben das Lernen von Fremdsprachen für die englische
Sprache monopolisiert und sind dabei, diese Sprache nun auch an
Grundschulen und sogar in den Kindertagesstätten zu unterrichten.
Warum?", fragte er bei einer Versammlung von Lehrern. Die englische
Sprach sei nicht die einzige Sprache, die in der Wissenschaft
verwendet werde. Auch andere Sprachen wie Spanisch, Französisch,
Deutsch und Sprachen, die im Osten gesprochen werden, seien
"Wissenschaftssprachen".

Mit dieser Kritik reagierte Chamenei auf eine Äußerung von Präsident
Hassan Rohani, der das Erlernen der englischen Sprache empfohlen
hatte, da diese Sprache für den Erfolg im Beruf nützlich sei.
Überhaupt seien Fremdsprachen nützlich, sagte Rohani "Welche und wie
viele Fremdsprachen wir unterrichten, hängt von unseren Möglichkeiten
ab, von der Zahl der Lehrer für Fremdsprachen und natürlich auch von
dem Wunsch der Bevölkerung. Wir können nicht alle Sprachen an den
Schulen unterrichten. Wenn an einer Schule 98 Prozent dieselbe
Fremdsprache wählen, können wir nicht für die restlichen zwei Prozent
zusätzliche Lehrkräfte einstellen. Wir sollten Sprachen unterrichten,
über die wir am leichtesten Zugang zu Wissenschaften finden, durch
die wir mehr Arbeitsplätze für unsere Jugend schaffen und bessere
Beziehungen zu der Außenwelt herstellen können."


STREIT UM AUFTRITT VON FRAUEN BEI KONZERTEN

Seit Jahren wird in der islamischen Republik darüber gestritten, ob
Musikerinnen und Sängerinnen bei Konzertveranstaltungen öffentlich
auftreten dürfen. Neuer Anlass für das erneute Aufflammen der
Diskussion lieferte das Musikfestival Fadschr, das vom 10. bis 20.
Januar in Teheran stattfand. Hier gab es nur zwei Darbietungen, an
denen Frauen beteiligt waren. Bei einer Veranstaltung durfte die
Musikerin Neshat Amiri das Orchester dirigieren.

Bislang gibt es keine klaren Regelungen für öffentliche Auftritte von
Frauen. Während in der Hauptstadt Teheran Frauen gelegentlich
auftreten dürfen, ist zum Beispiel in der Provinz Isfahan der
Auftritt von Frauen strikt verboten. Obwohl dem Orchester von Isfahan
auch Frauen angehören und diese bei Proben mitwirken dürfen, werden
sie bei öffentlichen Auftritten ausgeschlossen. Dasselbe Orchester
kann aber in Schiras mit Frauen auftreten.

In Teheran wurde bei einer Konzertveranstaltung, bei der ein Sänger
und eine Sängerin gemeinsam singen sollten, das Mikrofon der Sängerin
ausgeschaltet. Die Konservativen und Hardliner versuchen überall wo
sie können, Auftritte von Frauen zu verbieten. So wird die Lage für
Künstlerinnen immer schwerer. Beim Musikfestival Fadschr gab es im
vergangenen Jahr vier Auftritte von Künstlerinnen, in diesem Jahr nur
zwei.

Selbst landesweit bekannte und beliebte Künstlerinnen bekommen selten
die Chance zum öffentlichen Auftritt. Die Künstlerin Hengameh Achawan
sagte in einem Gespräch mit Chabar Online: "Seit acht oder neun
Jahren dürfen unsere Auftritte (Auftritte von Frauen) nicht gefilmt
werden, ja, nicht einmal Fotos sind erlaubt. Die Sittenwächterinnen
sind bei Aufführungen immer präsent und achten sogar bei
ausländischen Musikerinnen darauf, dass die islamischen
Kleidungsvorschriften eingehalten werden."

Die Asad-Universität (übersetzt Freie Universität!), die landesweit
Zweigstellen hat, hat am 14. Januar das Problem dadurch gelöst, dass
sie Musikveranstaltung an der Universität mit oder ohne Frauen
verboten hat. "Jede Art von musikalischen Darbietung, zu welchem
Zweck und aus welchem Anlass auch immer, ist fortan an allen
Zweigstellen der Universität untersagt", hieß es. Die private
Asad-Universität ist, mit rund zwei Millionen Studierenden, die
größte Universität des Landes.

Nun will der Minister für Kultur und islamische Führung, Abbas
Salehi, den Streit um Frauenauftritte beenden. Er habe seinen, für
die Künste zuständigen Stellvertreter, beauftragt, Regelungen
auszuarbeiten, die im ganzen Land befolgt werden sollen. "Aus unserer
Sicht bildet der öffentliche Auftritt von Frauen bei
Musikveranstaltungen kein Problem. Das sollte für das ganze Land
gelten. Auch über Soloauftritten von Frauen werden wir Verordnungen
erlassen." Politische Beobachter, auch Künstlerinnen und Künstler,
bezweifeln, dass es dem Minister gelingen kann, sich gegen die
Konservativen, vor allem in den Provinzen, durchzusetzen.


UNI-ZWEIGSTELLEN IN SYRIEN, IRAK UND LIBANON GEPLANT

Die Asad-Universität plant, laut Aliakbar Welayati, nun auch in den
Ländern Syrien, Irak und Libanon, Zweigstellen zu eröffnen. Welayati
war jahrelang Außenminister und ist derzeit außenpolitischer Berater
des Revolutionsführers Ali Chamenei und Dekan der Asad-Universität.
"Ich habe dies Präsident Assad schriftlich mitgeteilt und er hat
angeordnet, dass die Zweigstellen des Asad-Universität in allen
Städte Syriens eröffnet werden sollen", sagte er. Auch aus dem Irak
habe er die Zustimmung des Obersten Rats der Islamischen Revolution
erhalten. Demnach sollen die Zweigstellen in den Städten Kerbela,
Nadschaf, Bagdad und Erbil entstehen. In Libanon habe der Chef der
libanesischen Hisbollah ihm zugesichert, die Zustimmung des
Wissenschaftsministeriums für das Projekt einzuholen.

Vermutlich hat die Islamische Republik mit diesem Projekt das Ziel,
neben dem politischen, wirtschaftlichen und militärischen Einfluss in
den genannten Ländern, nun auch seinen kulturellen Einfluss zu
verstärken.


STELLUNGNAHMEN VON KÜNSTLERN ZU DEN PROTESTEN

Zahlreiche Künstler, Filmemacher, Schauspieler und Regisseure haben
zu den Protesten um die Jahreswende Stellung genommen. Die meisten
appellierten an den Staat, die Forderungen der Demonstranten ernst zu
nehmen.

Der Sänger Aliresa Assar, der nach einer längeren Pause am 2. Januar
wieder auf der Bühne erschien, sagte: "Ich bin nicht damit
einverstanden, dass Scheiben eingeschlagen und Sachen beschädigt
werden, aber meine persönliche Meinung ist, die Leute haben Recht.
Ich sage aus den Tiefen meines Herzens, die Leute haben Recht. Fernab
aller klischeehaften Äußerungen sage ich, die Leute haben Recht. Ich
fordere die Verantwortlichen auf, aufmerksam zu sein. Wir haben ein
reiches Land. Die Menschen haben das schwere Leben nicht verdient."

Der Schauspieler Hamid Dschabali veröffentlichte auf Instagram ein
Foto, auf dem Antiaufruhrtruppen zu sehen waren und schrieb, "das ist
keine richtige Antwort auf die Proteste".

Der Regisseur Mehdi Karampur schrieb: "Es ist ein Fehler, Gewalt
anzuwenden und öffentliches Eigentums zu zerstören, aber es ist auch
ein Fehler das Volkseigentum zu rauben. Die Stimme des Volkes muss
gehört werden. Die Filterung (sozialer Netzwerke) ist kein Ausweg."

Der international bekannte Filmemacher Dschafar Panahi kritisierte
den "Aufmarsch von Truppen gegen die Demonstranten" und forderte eine
Volksbefragung (bezüglich der Forderungen der Demonstranten).

Der Regisseur Mahmud Rasawi kritisierte die Berichterstattung der
staatlichen Medien und forderte, statt Telegram und Instagram sollte
das staatliche Fernsehen gefiltert werden.

Die Schauspielerin Mahnas Afschar schrieb, "die Antwort auf
berechtigte Proteste sind nicht Knüppel und Tränengas".

 * 


WIRTSCHAFT

• Schicksal des Atomabkommens weiterhin ungewiss
• Armee und Garden sollen sich aus der Wirtschaft zurückziehen
• Verbreitete Armut unter Werktätigen
• Minister beklagt Opfer der Umwelt
• Deutsche Wirtschaft reagierte besorgt auf die Unruhen in Iran
• Mögliche Sanktionen Deutschlands gegen Iran


SCHICKSAL DES ATOMABKOMMENS WEITERHIN UNGEWISS

Das Schicksal des 2015 zwischen den UN-Vetomächten plus Deutschland
und Iran ausgehandeltem Atomabkommens bleibt weiterhin ungewiss.
Grund hierfür ist, dass sich die USA immer noch nicht entschieden
haben, ob sie dem Abkommen treu bleiben oder sie es aufkündigen.
Irans Vizeaußenminister Abbas Araghtschi, Leiter der iranischen
Delegation bei den Atomverhandlungen, sagte auf der
Sicherheitskonferenz in Teheran am 8. Januar: "Seit mehr als einem
Jahr bemüht sich US-Präsident Donald Trump, das Abkommen zu
vernichten. Die Staatengemeinschaft muss sich auf die neue Phase
vorbereiten." Weiter sagte er, die USA seien auf dem Weg, das
Abkommen zu vernichten. Iran sei auf jedes Szenario vorbereitet.
Trump wolle einen "internationalen Erfolg in eine Niederlage
verwandeln".

Am 8. Januar gab der deutsche Außenminister Sigmar Gabriel im ZDF
bekannt, dass die EU den iranischen Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif für den 11. Januar zu einem Gespräch über das Atomabkommen
eingeladen habe. Er deutete an, dass man auch über die Proteste in
Iran mit dem Außenminister reden werde. Daraufhin erklärte Sarif,
dass er gerne nach Brüssel kommen werde, um jedoch ausschließlich
über das Atomabkommen zu sprechen. Zugleich forderte er von Europa
mehr als nur diplomatische Unterstützung. "Anstatt nur
Presseerklärungen abzugeben, sollten auch mal praktische Schritte
unternommen werden", sagte er beim Treffen mit dem italienischen
Außenminister Massimo D'Alema in Teheran. Es sei nicht hinnehmbar,
dass europäische Großbanken nach wie vor zögerten, mit Iran Geschäfte
zu machen.

Vor dem Treffen in Brüssel stärkte Russland Iran den Rücken.
Außenminister Sergej Lawrow erklärte bei einem Treffen mit Sarif:
"Wir werden die Lebensfähigkeit dieses Programms verteidigen". Er
forderte alle an dem Abkommen beteiligten Staaten auf, an dem
Abkommen festzuhalten.

Das Treffen in Brüssel gewann umso mehr an Bedeutung als US-Präsident
Trump wieder einmal nach Ablauf von einer Frist von 90 Tagen eine
Entscheidung über das Abkommen treffen musste. Daher versuchten nicht
nur Russland und China, sondern auch die EU-Länder, Druck auf die USA
auszuüben, um ein Scheitern des Abkommens zu verhindern. Am 11.
Januar veröffentlichten die drei EU-Staaten Deutschland, Frankreich
und Großbritannien eine Erklärung, in der sie die USA aufforderten,
das Abkommen zu akzeptieren. Zugleich betonten die Unterzeichner,
Iran habe das Recht, die aus der Aufhebung der Sanktionen für das
Land entstandenen Vorteile in Anspruch zu nehmen. Gabriel hob hervor:
"Die Wiener Nuklearvereinbarung hat eine akute Krise im Mittleren
Osten eingehegt und zählt heute zu den Kernelementen der globalen
Nichtverbreitungsarchitektur." Er bezeichnete das Abkommen als "einen
zentralen Bestandteil unserer Sicherheit", die EU habe an dem Erhalt
des Abkommens "ein überragendes Interesse".

Im Vorfeld des Treffens in Brüssel drohte Iran: "Falls die Amerikaner
aus dem Deal aussteigen, werden wir in null Komma nichts darauf
reagieren", sagte Präsidentenberater Madschid Tachtravantschi der
Presse in Teheran.

Nach dem Treffen mit Sarif erklärte die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini, die Vereinbarung mit Iran "mache die Welt sicherer".
Gabriel appellierte an Trump, das Abkommen einzuhalten. "Wir werden
das Abkommen vor eventuellen Versuchen, es zu untergraben,
beschützen." Auch Frankreichs Außenminister Jean-Yves Le Drian
forderte die USA auf, das Abkommen zu akzeptieren, betonte aber
zugleich, dass es mit Iran Meinungsverschiedenheiten über andere
Themen gebe, zum Beispiel über das iranische Raketenprogramm oder
über die Rolle Irans in der Region. Der britische Außenminister Boris
Johnson meinte, das Abkommen könne für die iranische Wirtschaft, die
jahrelang unter Sanktionen gelitten habe, einen Aufschwung bringen,
wovon auch die iranische Bevölkerung profitieren könnte.

Am 13. Januar forderte Trump die europäischen Vertragspartner,
Deutschland, Frankreich und Großbritannien ultimativ auf, die
"schrecklichen Mängel" des Abkommens zu beseitigen, andernfalls
würden die USA das Abkommen kündigen. Er verlängerte die Aussetzung
der Sanktionen um weitere 120 Tage. Während dieser Zeit könnten sich
die europäischen Partner entscheiden. "Das ist die letzte Chance",
betonte der Präsident. Er verzichte auf bestimmte Sanktionen, um die
europäischen Partner für die Zustimmung zur Aufhebung der Mängel zu
gewinnen. "Wenn ich zu irgendeinem Zeitpunkt zu dem Schluss komme,
dass solch ein Abkommen nicht in Reichweite ist, werde ich sofort aus
der Vereinbarung aussteigen. Niemand sollte an meinem Wort zweifeln.
Zugleich kündigte er neue Sanktionen gegen Iran wegen Verletzungen
der Menschenrechte und Entwicklung ballistischer Raketen an.

Trumps Ultimatum stellte eine neue, große Belastung für die
Beziehungen zwischen der EU und den Vereinigten Staaten dar. Man
nehme Trumps Position zur Kenntnis. Die EU werde darüber beraten,
hieß es aus Brüssel.

Irans Außenminister Sarif twitterte nach Trumps Rede: "Trumps Politik
(und) die heutige Bekanntmachung belaufen sich auf verzweifelte
Versuche, ein solides multilaterales Abkommen zu unterminieren." Das
Teheraner Außenministerium erklärte, ein international anerkanntes
und abgeschlossenes Abkommen sei nicht verhandelbar. Teheran sei
unter keinen Umständen bereit, über etwaige Änderungen zu verhandeln.
Präsident Hassan Rohani sagte in einer vom Fernsehen übertragenen
Rede am 14. Januar, der amerikanischen Regierung sei es nicht
gelungen, den Atom-Deal zu untergraben." Mit seinen Äußerungen
isoliere Trump sein Land. Zudem verliere jede Regierung ihr Ansehen,
wenn sie ein von der Vorgängerregierung vereinbartes Abkommen
ignoriere, das zudem international anerkannt worden sei. Rohani rief
alle Unterzeichnerstaaten dazu auf, an dem Abkommen festzuhalten.

Sowohl Russland als auch China weisen Nachverhandlung über das
Abkommen zurück. Sein Land lehne das Ansinnen der USA ab, das
Abkommen zu ändern und Bedingungen zu stellen, die für Iran nicht
annehmbar seien, sagte Lawrow auf einer Pressekonferenz in Moskau am
15. Januar. Er warnte auch davor, dass eine Ablehnung des Abkommens
seitens der USA mögliche Verhandlungen mit Nordkorea erheblich
erschweren würde.

Johannes Hahn, EU-Kommissar für Europäische Nachbarschaftspolitik und
Erweiterungsverhandlungen, sagte am 16. Januar im Europaparlament,
die EU prüfe gemeinsam mit Großbritannien, Frankreich und Deutschland
die Äußerungen Trumps und arbeite an einer gemeinsamen Stellungnahme.
Weiter sagte er, über Probleme mit Iran, wie über das
Raketenprogramm, die Rolle des Landes in der Region und die Proteste
um die Jahreswende, sei beim Treffen mit Sarif gesprochen worden. "Um
es klar zu sagen: alle diese Probleme müssen behandelt werden, aber
außerhalb des Atomabkommens." Der EU-Außenpolitiker David McAllister
warnte Trump vor der internationalen Isolierung seines Landes. Der
angekündigte Kurs "America first" mache das Land nicht stärker,
sondern schwächer, sagte er. "Kein Land der Welt kann auf Dauer ohne
enge Verbündete erfolgreich sein.

Am 21. Januar begab sich US-Außenminister Rex Tillerson auf eine
Europareise. Ziel war bei Besuchen in Frankreich und Großbritannien
die Regierungen dieser Länder zu überzeugen, Iran durch Sanktionen
unter Druck zu setzen und zu Nachverhandlungen zu zwingen. Nur so
könne man das Abkommen retten, meinte Tillerson.

Indes erklärte Iran sich bereit, mit der EU über sein Raketenprogramm
und seine Rolle in der Region "diplomatische Gespräche" zu führen.
Nachverhandlung über das Atomabkommen lehne Teheran ab, sagte
Araghtschi am 22. Januar der Zeitung Etemad. "Das tun wir nicht, das
werden wir auch nicht tun." Mit dem Angebot will Iran offenbar den
Europäern Argumente liefern, um Trump von der Richtigkeit ihrer
Iran-Politik zu überzeugen. Araghtschi betonte jedoch, dass
diplomatische Gespräche nicht mit Verhandlungen gleichzusetzen seien.
Diplomaten könnten über alles reden, auch über das iranische
Raketenprogramm. Das bedeutet, dass Iran auch Verhandlungen über sein
Raketenprogramm und seine Aktivitäten in der Regierung nicht
ausschließt.

Maria Adelbahr, Sprecherin des Auswärtigen Amtes in Berlin, sagte am
22. Januar: "Wir plädieren dafür, jetzt mit unseren europäischen
Partnern und gemeinsam mit Iran und natürlich auch den USA
zusammenzukommen und über verschiedenste Fragen zu sprechen. Unsere
Grundposition ist unverändert: Wir unterstützen das Nuklearabkommen
mit Iran." Gleichzeitig sei die Bundesrepublik über die regionale
Rolle des Landes besorgt, sagte Adelbahr. "Insofern gibt es viel zu
besprechen, und das gehen wir jetzt an." Zu einem Spiegel-Bericht,
Deutschland plane Sanktionen gegen Iran, nahm sie keine Stellung.
"Ich kann Gesprächen, die es jetzt geben wird, nicht vorgreifen." (zu
dem Spiegel-Bericht s. Seite 19)

Bei einem Treffen mit Angela Merkel beim Weltwirtschaftsforum in
Davos versuchte Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu laut
seinem Büro, die Bundeskanzlerin von der Gefahr, die von Iran
ausgehe, zu überzeugen. Iran müsse unbedingt zu Nachverhandlungen
gezwungen werden, kosmetische Änderung hätten wenig Sinn, sagte
Netanjahu. Er unterstütze Trumps Iran-Politik voll und ganz. Bei
einem Treffen mit Trump sagte er: "Wir unterstützen Sie komplett in
Ihrer unerschütterlichen Position zum Atomdeal mit Iran." Weiterhin
sagte er zu der Allianz, die von den USA gegen Iran organisiert wird:
"Ich habe die ganzheitliche Allianz zwischen den Vereinigten Staaten,
Israel und Ihren anderen Verbündeten in der Region noch nie so stark
und einheitlich gesehen, wie sie unter Ihrer Führung ist."


ARMEE UND GARDEN SOLLEN SICH AUS DER WIRTSCHAFT
ZURÜCKZIEHEN 

Verteidigungsminister Amir Hatami sagte in einem Interview mit der
Tageszeitung "Iran", Revolutionsführer Ali Chamenei habe die
Streitkräfte und die Revolutionsgarden angewiesen, ihre
wirtschaftlichen Unternehmen abzugeben. Sich sollten sich aus
wirtschaftlichen Aktivitäten, die nicht zu ihren Aufgaben gehörten,
zurückzuziehen. Auch Präsident Hassan Rohani habe empfohlen, diesen
Prozess bis zum Jahresende (21. März) abzuschließen. "Das ist eine
Entwicklung, der wir alle grundsätzlich zustimmen", sagte der
Minister. "Wir werden uns bemühen, den Prozess so rasch wie möglich
voranzutreiben. Allerdings hängt der Erfolg von der Lage des Marktes
ab, auch davon, wie weit es gelingt, die Einrichtungen auf andere
Unternehmen zu übertragen." Auch nach Meinung von Sachverständigen
wird es kaum möglich sein, das Vorhaben innerhalb von zwei Monaten zu
vollenden.

Drei Wochen zuvor hatte Rohani "alle staatliche Einrichtungen, von
Ministerien bis zu den Banken, angewiesen, bis zum Jahresende den
Verkauf der wirtschaftlichen Einrichtungen an die Privatwirtschaft
abzuschließen", sagte Rohanis Bürochef Mahmud Waezi. Gemeint sei
nicht die Übertragung des Staatseigentums auf pseudostaatliche
Unternehmen, sondern auf tatsächlich private Unternehmen.

Über die Rolle der Revolutionsgarden im Bereich der Wirtschaft wird
seit Jahren gestritten. Nach Ansicht der Reformer ist die
Monopolstellung der Garden für die Entwicklung der Wirtschaft
schädlich. (Schätzungsweise wird ein Drittel der iranischen
Wirtschaft von den Garden kontrolliert). Sie sind der Meinung, die
Garden sollten sich um ihre militärischen Aufgaben kümmern. Ohnehin
treten die Reformer für die Privatisierung der Wirtschaft ein und
versuchen auch staatliche Unternehmen zu privatisieren.

Mohammad Salehdschukar, parlamentarischer Vizechef der
Revolutionsgarden, zeigte sich überrascht von der Nachricht. Er habe
von einer Anweisung des Revolutionsführers bezüglich des Ausstiegs
der Garden aus der Wirtschaft nichts gehört, sagte er in einem
Interview mit Etemad Online am 25. Januar. Die Projekte, die die
Garden durchführten, gehörten nicht zum Bereich der Wirtschaft, sie
seien Entwicklungsprojekte, die keinen Gewinn bringen.

Auch General Esmail Kosari, Vizekommandant des "Stützpunktes
Sarollah", einer für die Sicherheit zuständigen Abteilung der Garden,
sagte, die Entwicklungstätigkeit der Garden stimme mit der Verfassung
überein, sie stehe unter direkter Aufsicht des Revolutionsführers.


VERBREITETE ARMUT UNTER WERKTÄTIGEN

Die katastrophale Lage der iranischen Wirtschaft hat dazu geführt,
dass immer mehr Werktätige und ihre Familien unter Armut leiden. Das
persisch-sprachige Programm der BBC führte mit einigen Arbeitern
Interviews, unter anderem mit einem Werktätigen einer Fabrik, die
Fahrzeuge produziert.

"Seit vier Monaten habe ich keinen Lohn bekommen. Wenn ich dagegen
protestiere, sagt der Arbeitgeber, im Moment kann ich dir keinen Lohn
geben. Wenn es dir nicht passt, kannst du gehen. Sei sicher, dass
dich ein anderer rasch ersetzen wird. Was soll ich mit meinen drei
Kindern tun? Wie soll ich meine Familie ernähren. Auch das Arbeitsamt
hilft mir nicht", sagt Mohammad. Er erzählt, dass seine Frau seit
zwei Monaten putzen geht. "Ich lasse nicht gern meine Kinder, die
zehn, sechs und drei Jahre alt sind, alleine zu Hause."

Klagen der Werktätigen über ihre Lebenslage sind nicht neu. Aber in
letzter Zeit werden die Klagen immer lauter, weil die Lage schlechter
geworden ist. Im Durchschnitt gibt es in Iran alle drei Tage in
irgendeiner Fabrik Arbeiterstreiks. In den meisten Fällen geht es um
den Rückstand der Auszahlung von Löhnen. Da es keine freien
Gewerkschaften gibt, finden die Streiks vereinzelt und meist spontan
statt.

Amir, ein anderer Arbeiter, sagt: "Seit 15 Jahren bin ich hier
beschäftigt. Ich gehöre zu den glücklichen Arbeitern. Wenn ich keinen
Lohn bekomme, fahre ich Taxi. Das Problem ist, dass ich 16 bis 17
Stunden am Tag arbeiten muss, um meine Familie ernähren zu können.
Meinen Kollegen geht es genauso."

Recherchen der BBC zeigen, dass der jährliche Durchschnittsverbrauch
von den wichtigsten Nahrungsmitteln, wie Fleisch, Brot, Reis und
Milch, im vergangenen Jahrzehnt um 30 bis 50 Prozent zurückgegangen
ist. Der Rückgang betrifft natürlich die unteren Schichten der
Gesellschaft.


MINISTER BEKLAGT OPFER DER UMWELT

Gesundheitsminister Hassan Ghasisadeh Haschemi sagte am 16. Januar in
Teheran vor der Presse, "die Zahl der täglichen Opfer, die die Umwelt
verursacht, ist anderthalbmal mehr als die, die bei dem Brand des
Öltankers Sanchi ums Leben gekommen sind." (...) "Unter unseren Füßen
bebt die Erde, vom Himmel kommt kein Regen und um unser Land herum
gibt es Kriege und Terroristen."

Bei dem Brand eines iranischen Öltankers vor der chinesischen Küste
waren sämtliche der 32 Besatzungsmitglieder ums Leben gekommen.

Vizepräsident Issa Kalantari, der zugleich Chef der Umweltbehörde
ist, hob die Bedeutung des Umweltschutzes hervor. Umweltschutz sei
bedeutender als das Atomprogramm, sagte er am 16. Januar. "Wenn
gesagt wird, dass das Atomprogramm ein Recht des Volkes ist, dann
sind saubere Luft und sauberes Wasser definitiv ein weitaus
wichtigeres Recht der Menschen."

Die Umweltverschmutzung stellt in Iran ein riesiges, kaum zu
bewältigendes Problem dar. Immer wieder müssen, vor allem in den
Wintermonaten, die Schulen schließen. Die Hauptstadt Teheran gehört
zu den am meisten verschmutzten Städten der Welt.

Das größte Problem ist aber der zunehmende Wassermangel. Dafür gibt
es mehrere wirtschaftliche, technische, organisatorische und
kulturelle Gründe. Zu alledem kommt der Mangel an Regen. Der für
Wasser und Abwässer zuständige Vizeminister für Energie, Rahim
Meidani, sagte, es habe in diesem Jahr (das persische Jahr beginnt am
21. März) weniger geregnet als in den fünfzig vergangenen Jahren
zuvor. Nur in den zwei Provinzen Ardebil und Golestan sei die
Witterung normal gewesen.

Nach Angaben des Wetteramts sind 90 Prozent der Gebiete des Landes
mehr oder weniger mit dem Problem des Wassermangels konfrontiert.
Zuvor hatte Schahroch Fateh, zuständig für Dürre und Umweltkrisen,
bekannt gegeben, dass es in den ersten Herbstwochen in den fünf
Provinzen Ghom, Isfahan, Südchorasan, Teheran und Yasd 80 Prozent
weniger als der normale Bedarf geregnet habe.

Die Dürre hat verheerende Folgen für die Land- und Viehwirtschaft.
Sie hat eine starke Landflucht zur Folge. Die neu veröffentlichen
Statistiken zeigen, dass 5,3 Prozent des Landes unter sehr starker,
23,1 Prozent unter starker, 43,3 unter mittelmäßiger, 18 Prozent
unter schwacher Dürre leiden. In nur 8,6 Prozent des Landes herrschen
normale Verhältnisse.

Das Landwirtschaftsministerium erklärte, selbst wenn es normale
Mengen an Regen geben würde, blieben immer noch 50 Prozent der Krise
wegen falschen Wasserverbrauchs bestehen.

Isa Kalantari, Leiter des Umweltamtes, sagte, die Probleme seien seit
drei Jahrzehnten bekannt, ebenso die Fehler der Politik und des
Managements. "Doch niemand hat den Mund aufgemacht, alle haben
geschwiegen. Das Ergebnis ist, dass wir in Bezug auf unsere
Wasserwirtschaft am Abgrund stehen. Heute haben wir keine gesunden
Feuchtgebiete und Seen mehr und wundern uns, warum die Sandstürme
derart zugenommen haben."

Nach Einschätzung von Sachverständigen dauere die Dürreperiode in
Iran 20 Jahre. Davon sind erst zehn Jahre vorbei. Während dieser Zeit
wurde das Grundwasser in vielen Gebieten des Landes völlig
unsachgemäß verbraucht oder auch vergeudet. Dieser Zustand setzt sich
weiter fort. Es gibt keine Instanz, die dem Treiben Einhalt gebieten
würde.


DEUTSCHE WIRTSCHAFT REAGIERTE BESORGT AUF DIE UNRUHEN IN
IRAN

Volker Treier, Außenwirtschaftschef beim Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK), sagte laut Frankfurter Allgemeine Zeitung
(FAZ) vom 2. Januar, die "angespannte politische Lange" stelle eine
zusätzliche Belastung für die deutsch-iranischen
Wirtschaftsbeziehungen dar, die ohnehin die durch das Atomabkommen
ausgelösten Erwartungen nicht erfüllt haben. Auch der Präsident des
Großhandelsverbands BGA, Holger Bingmann, sprach von Ernüchterung.
"Die Exporte in den Iran bleiben bislang weit hinter den Erwartungen
zurück. Dazu habe insbesondere die Iran-Politik der USA beigetragen,
indem sie den wirtschaftlichen Aufschwung des Landes behindert habe."

Michael Tockuss, Geschäftsführer der Deutsch-Iranischen
Handelskammer, meinte, die Proteste in Iran hätten noch keine
spürbare Wirkung auf die deutsch-iranischen Wirtschaftsbeziehungen
gehabt. Sie würden jedoch durch die schwierige Finanzierung stark
belastet. "Die großen Banken sind noch immer nicht bereit, das
Iran-Geschäft anzufassen", weil sie sich vor Sanktionen seitens der
USA fürchteten.

Die Agentur Reuters zitierte den Geschäftsführer am 2. Januar: "Das
Handelsvolumen lag einst bei fünf Milliarden Euro. Wenn wir
mittelfristig dorthin kämen, wäre das schon ein maximaler Erfolg."

Laut Reuters wächst der Handel zwischen Deutschland und Iran seit der
teilweisen Aufhebung der Sanktionen (Januar 2016) "kräftig", sagte
Tockuss. Deutsche Exporte nach Iran hätten in den ersten zehn Monaten
2017 um rund 19 Prozent auf knapp 2,4 Milliarden zugenommen. An
erster Stelle stehen demnach Fahrzeuge und Chemie- sowie Pharma und
Medizinprodukte.

Laut Handelskammer gäbe es Projektanfragen auf dem Gebiet der
erneuerbaren Energien, die gegenwärtig in Iran gefördert würden. Doch
"für solche mittelfristige Investitionen Bankfinanzierungen zu
bekommen", sei "fast unmöglich", sagte Tockuss laut Reuters. Zudem
gäbe es Visa-Probleme. "Wenn iranische Geschäftsleute nach
Deutschland kommen wollen, dauert es vier bis fünf Monate, ehe sie
ein Visum erhalten. Das verhindert viele Geschäfte."

Ulrich Ackermann, Außenwirtschaftschef des Verbands Deutscher
Maschinen- und Anlagebauer (VDMA) bestätigte, laut Reuters vom 4.
Januar, dass die Proteste "bislang" auf die Iran-Geschäfte keine
Auswirkungen gehabt hätten. Bisher erteilte Aufträge würden
vertragsgemäß erfüllt, sagte er. Ob es auch in Zukunft dabeibleiben
werde, könne er nicht sagen. "Man kann derzeit nicht abschließend
beurteilen, ob die iranische Wirtschaft wegen der innenpolitischen
Lage ihre Investitionen zurückfährt oder aufschiebt", zitierte
Reuters Ackermann.

Der Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes der Deutschen Industrie
(BDI), Joachim Lang, sagte der Agentur: "Wir beobachten die Lange in
Iran sehr genau. Soll es mit der erfreulichen wirtschaftlichen
Entwicklung in Iran weitergehen, müssen die Proteste und die
Reaktionen darauf friedlich sein." Der deutsche Export nach Iran sei
im vergangenen Jahr um fast eine Milliarde Euro gestiegen - auf
insgesamt 3,5 Milliarden Euro. "Die aktuelle Demonstrationswelle
zeigt, dass es Iran bisher nicht ausreichend gelungen ist, die
positiven Effekte der wirtschaftlichen Entwicklung, auch in der
breiten Masse der Bevölkerung spürbar werden zu lassen", sagte Lang.


MÖGLICHE SANKTIONEN DEUTSCHLANDS GEGEN IRAN

Wie der Spiegel am 21. Januar unter Berufung auf Diplomatenkreisen in
Brüssel berichtete, erwägt Deutschland neue Sanktionen gegen Iran.
Damit würde Berlin sich der harten Gangart Washington gegenüber
Teheran annähern. Begründet werden die Strafmaßnahmen mit dem
zunehmenden Einfluss Irans im Nahen Osten und dessen Einmischen im
syrischen und jemenitischen Krieg. Auch das iranische Raketenprogramm
stelle nach Ansicht Berlins eine Gefahr für die Region dar und solle
gestoppt werden.

Das Vorhaben solle mit Frankreich und Großbritannien koordiniert
werden. "Mit den zusätzlichen Sanktionen wollen Deutschland,
Großbritannien und Frankreich demonstrieren, dass sie die Kritik von
US-Präsident Donald Trump am iranischen Regime ernst nehmen und dem
Treiben Teherans nicht tatenlos zusehen", schreibt das Magazin.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Iran verletzt laut UN Waffenembargo in Jemen
• Iran/USA
• Iran und Saudi-Arabien
• 2.000 Afghanen im syrischen Krieg "für den Islam gestorben"
• Frankreichs Außenminister besucht Iran
• Türkischer Angriff gegen Kurden in Syrien verurteilt
• Iranische Agenten spionieren in Deutschland
• Irans früherer Justizchef hat fluchtartig Hannover verlassen
• Berichte persisch-sprachiger Sender in London sollten gestoppt werden


IRAN VERLETZT LAUT UN WAFFENEMBARGO IN JEMEN

Einem Bericht der Agentur dpa vom 13. Januar zufolge haben die von
den Vereinten Nationen beauftragten Experten festgestellt, dass Iran
mit der Lieferung von Raketen und Waffen an die Huthis in Jemen die
UN-Resolution 2216 missachtet und das 2015 im jemenitischen
Bürgerkrieg verhängte Waffenembargo gebrochen habe. Sie verwiesen auf
die gefundenen Reste militärischer Ausrüstung sowie unbemannte
militärische Flugobjekte, die aus Iran stammen.

Iran hat stets bestritten, Waffen an die Huthis geliefert zu haben.
Sicher ist, dass Iran die Huthis politisch unterstützt, während
Saudi-Arabien und einige andere arabische Staaten gegen die Huthis
Krieg führen. Dem Bürgerkrieg sind bislang mehr als 10.000 Menschen
zum Opfer gefallen.


IRAN/USA

Die USA forderten im Zusammenhang mit den Unruhen in Iran eine
Dringlichkeitssitzung des UN-Sicherheitsrats. "Die UN müssen ihre
Meinung sagen", erklärte die amerikanische Botschafterin bei der UN,
Nikki Haley, am 2. Januar in New York. Die Proteste, Festnahmen und
Toten in Iran müssten vom Sicherheitsrat sowie vom
UN-Menschenrechtsrat thematisiert werden. Haley sprach laut dpa von
der "iranischen Diktatur, die seit Jahren ihre Bürger "ermordet".
"Nirgends wird die Dringlichkeit von Frieden, Sicherheit und Freiheit
mehr getestet als in Iran", sagte sie und lobte mit Blick auf die
Proteste den "enormen Mut des iranischen Volkes".

Demgegenüber legte Iran in einem Schreiben an den UN-Generalsekretär
Antonio Guterres Beschwerde gegen die USA bei der UNO ein. Darin warf
Teheran Washington Einmischung in die inneren Angelegenheiten Irans
und einen "grotesken" Versuch der Einflussnahme vor.

Am 4. Januar erklärte der US-Finanzminister Steven Mnuchin in
Washington, die Regierung habe Sanktionen gegen fünf iranische
Unternehmen, Tochtergesellschaften der Shahi Bakeri Industrial Group,
beschlossen, die am Raketenprogramm des Landes beteiligt seien. Deren
Vermögen in den USA würden gesperrt und den US-Unternehmen sei es
verboten, mit diesen Firmen weiter Geschäfte zu treiben.

Bei der Dringlichkeitssitzung im UN-Sicherheitsrat kam es zu heftigen
Auseinandersetzungen zwischen den Mitgliedern. China, Russland und
Frankreich machten den USA große Vorwürfe. Russland warf Washington
"unverschämtes Einmischen in (die) inneren Angelegenheiten Irans"
vor. Ähnlich äußerte sich der chinesische Botschafter. Auch
Frankreich erklärte, die Unruhen in Iran gehörten zu den inneren
Angelegenheiten des Landes. Solange diese nicht die Sicherheit
anderer Staaten bedrohten, könnten sie nicht im Sicherheitsrat
thematisiert werden. Zugleich kritisierte er das Verhalten der
iranischen Regierung in der Region.

Irans Botschafter, der als letzter Redner sprach, warf den USA
Missbrauch des Sicherheitsrats vor. Er verwies auf die Politik der
neuen US-Regierung in Jemen und

Palästina und auf zahlreiche Einmischungen der USA in Angelegenheiten
der Region und sagte, keiner dieser Fälle, auch nicht die Unruhen in
den USA, seien je im UN-Sicherheitsrat diskutiert worden.

Indes kritisierte Frankreichs Präsident Emmanuel Macron die USA,
Israel und Saudi-Arabien wegen ihres Verhaltens Iran gegenüber. Laut
Reuters vom 4. Januar sagte er, die drei Staaten seien in mehrfacher
Hinsicht Verbündete Frankreichs. Aber ihre "offizielle Linie" sei
"fast eine, die in den Krieg führt". Er warnte davor, eine neue
"Achse des Bösen" aufzubauen.

Am 6. Januar erklärte US-Außenminister Rex Tillerson in einem
Interview mit CNN, die USA unterstützten die Forderungen der
Demonstranten in Iran, aber die Unterstützung gelte nur für einen
friedlichen Machtwechsel in Iran. Die Sprecherin im Weißen Haus
zeigte sich über die Vorgänge in Iran "tief besorgt" und verlange die
sofortige Freilassung der Festgenommenen Demonstranten. Das
Repräsentantenhaus hatte zuvor fast einstimmig neue Sanktionen gegen
Iran gefordert. Der Kongress stehe "an der Seite des iranischen
Volkes, das sich mit legitimen und friedlichen Protesten gegen ein
unterdrückerisches, korruptes Regime engagiert", hieß es in der
Resolution. Auch das Finanzministerium kündigte am 11. Januar neue
Sanktionen gegen Iran an.

Am 13. Januar wurde eine ganze Reihe von Personen und Unternehmen aus
Iran mit Maßnahmen bestraft. Unter den Personen befindet sich auch
Irans Justizchef Sadegh Laridschani. Er ist der bisher ranghöchste
Politiker, der von den USA bestraft wird. Zu den weiteren
hochrangigen Personen, gegen die die USA bereits Sanktionen verhängt
haben, gehören unter anderem Hassan Firusabadi, früherer
Oberbefehlshaber der iranischen Streitkräfte, Mohammad Ali Dschafari,
Oberbefehlshaber der Revolutionsgarde, Ghassem Soleimani,
Oberbefehlshaber der Al-Kuds-Brigade, Gholamhossein Mohsseni Ejehi,
Vizejustizchef und Sprecher der Justiz, Esmail Ahmadi Moghaddam,
früherer Chef der Polizei, Mohammad Resa Neghdi, früherer
Oberbefehlshaber der Basidsch-Miliz, Sadegh Mahsuli, früherer
Innenminister, Heidar Moslehi, früherer Geheimdienstminister und
Mostafa Nadschar, früherer Verteidigungsminister.


IRAN UND SAUDI-ARABIEN

Der Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrates, Ali Schamchani,
beschuldigte Saudi-Arabien in einem Interview mit einem libanesischen
Sender am 2. Januar, einen "Stellvertreterkrieg" gegen Iran im
Internet zu führen. Iran werde darauf mit einer "heftigen Antwort"
reagieren. Die Äußerung war der erste deutliche Hinweis eines
ranghohen iranischen Politikers auf die Rolle, die, nach Meinung
Teherans, Saudi-Arabien bei den Protesten spielte.

Am 5. Januar beschuldigte Saudi-Arabien abermals Iran, Raketen an die
Huthi-Rebellen in Jemen geliefert zu haben. Anlass dazu lieferte eine
Rakete, die aus Jemen am saudischen Himmel abgefangen und vernichtet
wurde. Der Sprecher der von Saudi-Arabien geführte Militärkoalition
gegen die Rebellen in Jemen, Torki al-Maleki, sagte, am frühen Morgen
des 5. Januar sei eine ballistische Rakete aus einer Basis der
Huthi-Rebellen gegen nichtmilitärische Ziele abgefeuert worden. "Das
zeigt, dass Iran weiterhin die Huthis militärisch unterstützt." Die
saudische staatliche Nachrichtenagentur Espa berichtete, die Rakete
sei um sieben Uhr bei Dschisan niedergegangen und habe geringe
Zerstörungen verursacht. Die Huthis hatten den Abschuss der Rakete
bereits bekannt gegeben. Sie habe "ihr Ziel erreicht", hieß es in
einer Erklärung. Am 17. Januar meldeten die Huthis den Abschuss einer
weiteren Rakete. Dazu gab es aber aus Riad keine Stellungnahme.

Saudi-Arabien forderte die Staatengemeinschaft abermals dazu auf, dem
Treiben Irans in Jemen Einhalt zu gebieten. Die US-Botschafterin bei
der UNO, Nikki Haley, hatte am 14. Dezember versucht, durch
Ausstellung von Teilen einer aus Jemen auf Saudi-Arabien
abgeschossenen Rakete zu beweisen, dass die Rakete aus Iran stammt.
Irans Verteidigungsminister, General Amit Hatami, bezeichnete die
Vorwürfe der USA als "haltlose Behauptungen". Der Auftritt der
Botschafterin sei eher ein "absurdes Theater", sagte er.

Am 8. Januar sagte Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif auf
einer Sicherheitskonferenz in Teheran, die Nachbarstaaten sollten
sich hüten, das Feuer der Unruhen in Iran zu schüren und das Land zu
destabilisieren. Ohne die Länder, die er im Blick hatte zu benennen,
warf er diesen vor, die Proteste um die Jahreswende in Iran
missbraucht zu haben. Solche Versuche seien vergeblich, sagte er.

Indes bot Irans Präsident Hassan Rohani den Saudis abermals
Versöhnung an. Um die Probleme in der Region zu lösen, sei eine
Zusammenarbeit zwischen den Staaten erforderlich. "Wir glauben, dass
dies auch mit Staaten möglich ist, mit denen wir politisch
Differenzen haben", sagte er auf einer parlamentarischen Konferenz
islamischer Staaten. Es gebe Länder, die unter dem Einfluss der USA
und Israels einen falschen Weg eingeschlagen hätten, der zur Spaltung
der islamischen Länder führe. Insbesondere islamische Länder sollten
nicht vergessen, dass der Islam eine Religion des Friedens sei.

Den Vorwurf der Einmischung in innere Angelegenheiten der Staaten der
Region, den Saudi-Arabien und der mit ihm verbundenen Staaten gegen
Iran erheben, wies Rohani zurück. Iran sei von Damaskus und Bagdad um
Unterstützung gebeten worden. Dieser Bitte sei Teheran nachgekommen,
was letztendlich zum Sieg über den Islamischen Staat (IS) geführt
habe, so Rohani.


2.000 AFGHANEN IM SYRISCHEN KRIEG "FÜR DEN ISLAM
GESTORBEN"

Einer der Kommandanten der "Fatemiun Devision", die unter dem
Kommando der Revolutionsgarden am Krieg in Syrien teilnimmt, gab
bekannt, dass in dem Krieg mehr als 2.000 Afghanen gestorben seien.
Zudem habe es mehr als 8.000 Verletzte gegeben. Es handle sich um
afghanische Flüchtlinge in Iran, die für die Teilnahme an dem Krieg
angeworben wurden. Der Kommandant beklagte, dass den Afghanen, die so
viel Opfer gebracht hätten, nicht die gebührende Aufmerksamkeit
geschenkt worden sei. Selbst afghanische und iranische Opfer würden
unterschiedlich behandelt, sagte er.

Der Sprecher der afghanischen Regierung, Schah Hossein Mortasawi,
kritisierte, dass afghanische Flüchtlinge für den
Stellvertreterkrieg, den Iran in Syrien führe, eingesetzt würden.
"Wir reden nicht über die Zahlen der Opfer. Aber genauso wie wir
nicht erlauben, dass in Afghanistan Stellvertreterkriege geführt
werden, sind wir auch gegen Stellvertreterkriege in anderen Ländern",
sagte er am 6. Januar in Kabul. Es sei nicht zulässig, dass die
Probleme afghanischer Flüchtling für die expansionistischen Ziele
anderer Staaten ausgenutzt würden.


FRANKREICHS AUßENMINISTER BESUCHT IRAN

Wie die Zeitung Figaro am 22. Januar unter Berufung auf das
Außenministerium in Paris berichtete, wird der französische
Außenminister Jean-Yves Le Drian am 5. März zu Gesprächen nach
Teheran reisen. Hauptthemen sind das iranische Raketenprogramm und
die Rolle Irans im Nahen Osten. Eigentlich wollte Drian bereits
Anfang Januar Iran besuchen. Doch die Reise wurde wegen den
landesweiten Protesten in Iran verschoben. "Wir haben bereits mit
Gesprächen mit Teheran über ballistische Raketen und über die Lage
der Region begonnen", sagte Drian in einem Interview mit dem Figaro.
Frankreich möchte mit Teheran auch über die destabilisierenden,
militärischen Aktivitäten Irans in der Region und über die
Unterstützung der libanesischen Hisbollah und der jemenitischen
Huthis sprechen. "Falls Iran in den Schoß der internationalen
Gemeinschaft zurückkehren möchte, muss es mit anderen Staaten
kooperieren, sonst wird der Verdacht bestätigt, das Land wolle
Nuklearwaffen produzieren."

Die Missstimmung zwischen Teheran und Paris entstand, nachdem
Frankreichs Präsident Emanuel Macron die Rolle Irans in der Region
sowie das iranische Raketenprogramm kritisiert hatte. Iran hatte die
Kritik scharf zurückgewiesen.


TÜRKISCHER ANGRIFF GEGEN KURDEN IN SYRIEN VERURTEILT

Iran und Ägypten haben den Angriff der Türkei auf die syrische Stadt
Afrin verurteilt. Das Teheraner Außenministerium zeigte sich besorgt
über die Lage der Stadt. Auch Ägypten verurteilte den Angriff wegen
der Missachtung der Souveränität Syriens.

Der Angriff solle sofort eingestellt werden, sagte der Sprecher des
Teheraner Außenministeriums Bahram Ghassemi am 21. Januar vor der
Presse. Die Offensive werde sich möglicherweise zugunsten von
Terroristen auswirken.

Indes erklärte Irans Präsident Hassan Rohani, sein Land werde die
guten Beziehungen zu den irakischen Kurden weiterentwickeln.
Allerdings müssten die Kurden die Verfassung und die Souveränität und
territoriale Integrität der jeweiligen Staaten achten, betonte Rohani
bei einem Treffen mit dem kurdischen Regionalchef, Nechirvan Barsani,
in Teheran. "Die Stabilität ist eine wichtige Voraussetzung für die
Sicherheit im Irak, die zu gefährden, ist, unter welchem Vorwand auch
immer, nicht erlaubt", zitierte die dpa Rohani.


IRANISCHE AGENTEN SPIONIEREN IN DEUTSCHLAND

Am 9. Januar bestätigte das Auswärtige Amt, am 22. Dezember den
iranischen Botschafter in Berlin einbestellt zu haben, um gegen die
Spionagetätigkeit des iranischen Agenten Syed Mustafa Haidar Said
Naghfi zu protestieren. Naghfi ist 31 Jahre alt, er stammt aus
Pakistan. Das Berliner Kammergericht hatte den Berichten der Medien
zufolge im März 2017 festgestellt, dass der Agent unter anderem das
Privatleben des SPD-Politikers und ehemaligen Präsidenten der
Deutsch-Israelischen Gesellschaft, Reinhold Robbe, ausspioniert habe.
Robbe war von 1994 bis 2005 Mitglied des Bundestags, danach
Wehrbeauftragter des Parlaments. Von 2010 bis 2015 war er Präsident
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft. Der Angeklagte wurde zu vier
Jahren und drei Monaten Haft verurteilt.

Mit dem Ausspähen sollten, dem Gericht zufolge, Ziele für mögliche
Anschläge gegen israelische oder jüdische Einrichtungen und deren
Repräsentanten in Europa gesucht werden, berichtete die dpa.

"Das Ausspähen von Personen und Institutionen mit einer besonderen
Beziehung zum Staat Israel auf deutschem Boden ist ein eklatanter
Verstoß gegen deutsches Recht", zitierte die dpa am 9. Januar das
Auswärtige Amt. Dem iranischen Botschafter sei durch den zuständigen
Abteilungsleiter Philipp Ackermann "unmissverständlich zu verstehen
gegeben" worden, "dass solche Tätigkeiten nicht geduldet werden und
vollkommen inakzeptabel sind".

Am 16. Januar durchsuchten Polizeieinheiten in Bochum und Düsseldorf
Wohnungen von mutmaßlichen iranischen Spionen. Die Bundesanwaltschaft
in Karlsruhe sprach vom Verdacht "geheimdienstlicher
Agententätigkeit". Festgenommen wurde niemand. Der Pressesprecher der
Generalbundesanwaltschaft, Frauke Köhler, sagte, die Verdächtigen
hätten die Absicht, Personen und Einrichtungen in Deutschland
auszuspähen. Zu einem Bericht des Nachrichtenmagazin Focus, wonach
die Verdächtigen Mitglieder des iranischen Al-Kuds-Brigade sein
sollen, machte er keine Angaben. Die Brigade ist eine Abteilung der
iranischen Revolutionsgarden für Auslandseinsätze. Der Hinweis auf
die Verdächtigen soll vom Bundesamt für Verfassungsschutz gekommen
sein.

Robbe zeigte sich empört über die Spionagetätigkeit der Iraner in
Deutschland. "Die Aktivitäten gehören mit zur Spitze dessen, was
ausländische Staaten hier an Spionage und Agententätigkeit
betreiben", sagte er am 17. Januar im Deutschlandfunk. Er sprach von
einer "neuen Qualität" des Ausspähens.

Das American Jewish Committee forderte von der Bundesregierung die
Ausweisung des iranischen Botschafters. Rolf Mützenich, Vorsitzender
der deutsch-iranischen Parlamentariergruppe, sprach von einem
"schwerwiegenden Vorgang". Der aus Iran stammende außenpolitische
Sprecher der Grünenfraktion, Omid Nouripour, erklärte gegenüber der
Mitteldeutschen Zeitung: "Dass die iranische Botschaft eine
Drehscheibe für Geheimdienstler ist, ist seit Jahren bekannt - bei
Besuchen in Teheran selbst werde ich durchgehend beobachtet."

Jürgen Hardt, Außenexperte der Unionsfraktion im Bundestag, sagte der
Rheinischen Post vom 18. Januar: "Um Israel und seine Feinde zu
bekämpfen, schreckt das iranische Mullah-Regime nicht einmal davor
zurück, durch kriminelle Handlungen die Beziehungen zu anderen
Staaten empfindlich zu beschädigen." Der FDP-Außenexperte Bijan
Djir-Sarai forderte mit Hinweis auf "zahlreiche" iranische Agenten,
die seit 1979 in der Bundesrepublik tätig seien, im selben Blatt die
Bundesregierung auf, der iranischen Regierung "unmissverständlich"
klarzumachen, "diese illegalen und gefährlichen Aktivitäten in
Deutschland zu beenden".


IRANS FRÜHERER JUSTIZCHEF HAT FLUCHTARTIG HANNOVER
VERLASSEN

Irans früherer Justizchef, Mahmud Haschemi Schahrudi, der sich zu
einer Behandlung in einer Privatklinik in Hannover aufhielt,
unterbrach aus Furcht vor einer gerichtlichen Verfolgung die
Behandlung und flog in aller Eile nach Teheran zurück. Der 69-jährige
Geistliche wurde wegen eines Hirntumors behandelt.

Mehrere Personen und Organisationen hatten gegen ihn Strafanzeigen
gestellt. Schahrudi war von 1999 bis 2009 Justizchef in Iran. Er ist
für die Hinrichtung von Hunderten von Gefangenen, darunter auch
zahlreiche Minderjährige, mitverantwortlich. Derzeit ist er
Vizepräsident des Expertenrats.

Während Schahrudi in der Klinik lag, versammelten sich draußen
täglich Dutzende Demonstrierende, die seine Auslieferung an die
Justiz forderten. Der ehemalige Bundestagsabgeordnete der Grünen,
Volker Beck, reichte eine Anzeige gegen ihn ein, mit der Begründung,
für den Mord an mehr als 2.000 Personen verantwortlich zu sein.
"Deutschland dürfe nicht Zufluchtsort für Personen werden, die in
ihrem eigenen Land Menschen aus politischen, religiösen oder
ethnischen Gründen unterdrücken oder ihnen mit dem Tod drohen", sagte
Beck der Jerusalem Post am 8. Januar. "Das Regime in Iran bestraft
Frauen, die vergewaltigt worden sind, unterdrückt die Bahais, Kurden,
Homosexuelle und Atheisten." Es wäre ein großer Fehler, wenn
Deutschland Personen, die den Massenmord organisieren, diplomatische
Immunität gewähren würde. "Wir sollten kein Gesundheitszentrum für
Menschenrechtsverletzer sein, vielmehr sollten diese zur Rechenschaft
gezogen werden".

Im Jahr 2000, als Schahrudi Justizchef war, wurden zahlreiche
Zeitungen und Zeitschriften, die der Reformbewegung nahestanden,
verboten. Auch für die Massenverhaftungen bei den Unruhen von 2009
ist Schahrudi mitverantwortlich. Als er noch Justizchef war, wurde
nachgewiesen, dass Gefangene in den Gefängnissen gefoltert wurden.
Ein Sprecher der vor der Klinik in Hannover versammelten
Demonstranten erklärte: "Wir werden Schahrudi wegen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit vor Gericht bringen. Er wird den iranischen Boden
nie mehr betreten." In einem Brief an den niedersächsischen
Ministerpräsidenten Stephan Weil übten die Demonstranten scharfe
Kritik an dem Land, das Schahrudi in Hannover Aufenthalt gewährt
hatte.

Auch die Kurdische Gemeinde in Deutschland stellte eine Strafanzeige
gegen Schahrudi, unter anderem wegen Todesurteile gegen
Minderjährige. Das teilte ihr Bundesvorsitzender Mehmet Tanriverdi am
9. Januar in Gießen der Presse mit. Der Antrag wurde auch von der
Gesellschaft für bedrohte Völker mitunterzeichnet.

Die Bundesanwaltschaft prüfte, ob sie rechtlich ein Verfahren gegen
Schahrudi wegen Verbrechen gegen Menschlichkeit einleiten könnte.
Doch die Mühe war vergeblich. Wie ein Polizeisprecher am 11. Januar
in Hamburg der Agentur epd mitteilte, hatte Schahrudi an diesem Tag
die Behandlung abgebrochen und Hals über Kopf mit einem halben
Dutzend Begleiter die Bundesrepublik verlassen.

Angekommen in Teheran und glücklich einer gerichtlichen Verfolgung
entkommen zu sein, bedankte sich Schahrudi bei der niedersächsischen
Landesregierung, der Polizei und dem Ärzteteam. "Lobenswert war
besonders die gute Koordinierung zwischen Regierung und Polizei",
sagte er. So hätten die "wenigen Iraner", die gegen ihn protestiert
hätten, im Zaum gehalten werden können.

Im niedersächsischen Landtag rief die Behandlung von Schahrudi
ebenfalls Proteste hervor. "Herr Schahrudi ist ein
Menschenrechtsverletzer von übelster Sorte", sagte Dirk Toepffer,
Fraktionsvorsitzender der CDU, er hätte niemals die Einreiseerlaubnis
für Deutschland erhalten dürfen. Ähnlich äußerte sich der
SPD-Abgeordnete Karsten Becker. Schahrudi sei "für Gräueltaten eines
Unrechtsregimes" verantwortlich. Der FDP-Fraktionschef Stefan Birkner
kritisierte, dass sich ein "Straftäter unter Polizeischutz" in
Deutschland aufhalten kann. Innenminister Boris Pistorius (SPD)
machte den Bund für die Einreise Schahrudis verantwortlich. Es sei
eine Entscheidung der deutschen Botschaft in Teheran gewesen,
Schahrudi ein Visum zur humanitären, medizinischen Behandlung in
Deutschland erteilt zu haben.


BERICHTE PERSISCH-SPRACHIGER SENDER IN LONDON SOLLTEN
GESTOPPT WERDEN 

Als die Proteste in Iran ausbrachen, hat Teheran die Einstellung der
Berichte persisch-sprachiger Sender in Großbritannien gefordert. Als
Begründung gaben sie an, diese Sender riefen die Menschen in Iran zum
"bewaffneten Aufstand" auf. Welche Sender gemeint waren, ging aus dem
Schreiben des iranischen Botschafters in London an die britischen
Medienaufsichtsbehörde Ofcom vom 4. Januar nicht hervor. Die Berichte
seien eine Missachtung sowohl britischer als auch internationaler
Vorschriften, hieß es.

Vermutlich hatte der Botschafter vor allem den britischen Sender BBC
im Blick, der in seinem persisch-sprachigen Fernseh- und
Radioprogramm intensiv über die Proteste in Iran berichtete. BBC hat
Millionen Zuschauerinnen und Zuschauer sowie Zuhörer und Zuhörerinnen
in Iran. Diese versuchen, von so Informationen über die Vorgänge im
eigenen Land zu bekommen, die die einheimischen Medien ihnen
vorenthalten.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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PFLANZEN/037: Wald - ins Gegenteil gewendet ... (SB)




Auf dem australischen Kontinent sind viele Eukalyptuspflanzen
beheimatet. Dort gedeihen wirklich große Vertreter dieser Art mit
einer Höhe bis zu fast 100 Metern, aber auch jene sind dort weit
verbreitet, die als Büsche und Sträucher wachsen.

Weltweite Bekanntheit haben die Eukalyptuswälder Australiens im
Zusammenhang mit den Kaolabären erlangt. Die kleinen Kletterbären
sind auf diese Bäume angewiesen. Sie gehören seit jeher zu ihrem
Lebensraum, so dass man sagen kann, "ohne Eukalyptusbäume keine
Koalas". Doch seit die ersten weißen Siedler australischen Boden
betreten haben und dort sesshaft wurden, begann ein rücksichtsloses
Abholzen der riesigen Wälder. Man betrachtete sie einzig als
hervorragende Holzquelle. Die Koalas wurden in unvorstellbar großer
Zahl geschossen, oft einfach so zum Vergnügen, oder sie wurden
gefangen und getötet, um mit ihrem Fell Handel zu treiben. All das hat
bereits 1788 begonnen und heute bangen Tierschützer um das Überleben
des Koalas, aber auch um das der Bäume. Es wird davon ausgegangen,
dass bevor Europäer in Australien landeten, ungefähr ein Viertel der
Landfläche von Wäldern, Savannenwäldern und Buschbeständen bedeckt
war. Doch in den darauf folgenden 200 Jahren wurden weite Teile davon
vernichtet, um Platz für landwirtschaftliche Nutzflächen und
Siedlungen zu schaffen. Bis heute wurden schätzungsweise 70 Prozent
der Eukalyptuswälder und 90 Prozent der ursprünglichen Regenwälder
abgeholzt. Dadurch setzte in weiten Gebieten vermehrte Bodenerosion
ein und 83 der bekannten einheimischen Pflanzenarten verschwanden für
immer, 840 bekannte weitere Arten sind heute vom Aussterben bedroht.
Aber auch für viele Tierarten, zum Beispiel dem Koala und das
Thermometer-Huhn, wird der Lebensraum immer enger, und die akute Gefahr
besteht, dass sie als frei lebende Tiere bald ganz und gar
verschwunden sind.


Mallee-Eukalyptus - wahre Überlebenskünstler

Doch nun zum Mallee-Eukalyptus, der als Busch- und Strauchform und in
vielen verschiedenen Arten vorkommt. Seine Heimat findet sich im Süden
Australiens, wo extreme klimatische Bedingungen vorherrschen. Dazu
gehören starke tägliche wie jahreszeitliche Temperaturschwankungen und
eine sehr geringe Niederschlagsmenge, die durchschnittlich nur 200 bis
350 mm pro Jahr beträgt. Es kann aber auch sein, dass mehrere Jahre
fast gar kein Regen fällt. Hinzu kommt, dass es kaum
nährstoffreiche Erde gibt und die Pflanzen mit wenig Boden und
Nährsalzen auskommen müssen. Als Letztes sind noch die Buschfeuer zu
nennen, die relativ häufig vorkommen und die Vegetation niederbrennen.
Genau das ist der Lebensraum der verschiedenen
Mallee-Eukalyptus-Arten, die sich jedoch als wahre Überlebenskünstler erweisen.
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Malle-Eukalyptus
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Viele wachsen nur 3 bis 4 m hoch und sind mehrstämmig, das bedeutet
aus dem unter der Erde liegenden knotigen Wurzelstock, dem sogenannten
Lignotuber, entspringen mehrere schlanke Stämme in die Höhe. Von
diesem Lignotuber aus wachsen ebenfalls weit reichende Wurzeln hinab,
die auch in großen Tiefen noch Wasser aufnehmen können und ebenfalls
für eine feste Verankerung der Pflanze im Boden sorgen. Die Blätter
des Mallee-Eukalyptus sind ziemlich hart, mit Wachs beschichtet und
verdunsten so nur wenig Wasser. Außerdem hängen sie senkrecht nach unten,
was sich als Vorteil erweist. Sollte in der Nacht, also bei kühleren
Temperaturen, Tau entstehen, so gleitet er an ihnen ab und tropft ganz
nahe an der Pflanze auf den Boden und sickert ein. Unter den
Mallee-Büschen und -Sträuchern haben sich im Laufe der Jahre abgefallene
Blätter, abgebröckelte Borke und tote Zweige angesammelt. Da es nur
wenig regnet, geht die Zersetzung des Laubs sehr langsam voran. Es
entsteht eine Mulchschicht, quasi eine Decke aus nicht ganz
verrotteten Pflanzenresten. Sie bietet Schutz vor dem völligen
Austrocknen des Bodens, und dem Mallee-Eukalyptus bleibt die geringe
Feuchtigkeit erhalten.
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Blätter des Mallee-Eukalyptus
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Der Lignotuber - Retter in der Not

Im Lebensraum der Mallee-Eukalypten breitet sich ungefähr alle 20
Jahre ein Buschfeuer aus. Die trockenen Pflanzenteile und die
ausgedörrte Mulchschicht bieten reichlich Stoff zum Verbrennen und vor
allen Dingen tragen sie zu einer rasanten Ausbreitung der Brände bei.
Die gesamte Vegetation verkohlt und zerfällt, auch die
Mallee-Eukalypten. Doch hat das Feuer für sie nicht nur eine vernichtende
Wirkung, sondern es hilft ihnen bei der Verbreitung ihrer Samen, die
von dem Mallee kurze Zeit nach dem Feuer ausgestreut werden. Der
unterirdische verholzte Wurzelstock enthält "schlafende Knospen",
sowie Nährstoffe und dient als Kohlenhydratspeicher. Diese
"schlafenden Knospen", auch unter "schlafende Augen" bekannt, können
über Jahre oder Jahrzehnte unter der Erde lebensfähig erhalten
bleiben. Ihr Zweck ist im Falle eines Notfalls, wie der Verlust der
oberirdischen Pflanzenteile, beispielsweise Stamm, Äste und Blätter,
durch Verbrennen oder Abholzen, einzig die Wiederherstellung
verlorener Pflanzenorgane. Nach einem Feuer treibt der
Mallee-Eukalyptus also aus diesem Wurzelstock (Lignotuber) schnell wieder
aus. Er kann sogar eine Zeit lang wachsen, ohne Photosynthese zu
betreiben. Für die ausgestreuten Samen wirkt es sich günstig aus,
dass es außer ihnen keine weiteren Samen anderer Arten im Boden gibt,
da diese vom Feuer vernichtet wurden. So können sie außer Konkurrenz
wachsen und gedeihen.




[image: Eine schlichte Umrißkarte von Australien mit rot markierten Mallee-Gebieten im Süden des Landes - Foto: 2009, by Australian_Vegetation.png: Griensteidl derivative work: Papphase (Australian_Vegetation.png) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Heutiges Verbreitungsgebiet des Mallee-Eukalyptus

Foto: 2009, by Australian_Vegetation.png: Griensteidl derivative work:
Papphase (Australian_Vegetation.png) [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commons




Mallee-Eukalyptus als Flugzeugtreibstoff?

Diese einstmals in Australien weit verbreiteten Mallee-Eukalypten sind
bedroht. Zum einen müssen sie der Land- und Viehwirtschaft weichen,
zudem ist ihr hartes, festes und schön gemasertes Holz sehr begehrt.
Es gibt neuerdings gezielte Forschungen und auch schon
Anwendungen, den Mallee-Eukalyptus zu Flugzeugtreibstoff zu
verarbeiten. Gelobt wird in diesem Zusammenhang der nachhaltige
Rohstoffverbrauch. Der Mallee ist sehr genügsam, wächst in heißen,
wasserarmen Regionen und treibt auch dank seines Lignotubers nach der
Abholzung schnell wieder aus, was ihn zu einer guten Holz- bzw.
Rohstoffquelle macht. Die Forscher gehen davon aus, dass sie den
Mallee-Eukalyptus ungefähr alle 4 bis 5 Jahre abholzen können, um aus
ihm Bio-Kraftstoff herzustellen. Es bleibt die Frage, ob so ein
Lignotuber, der im Normalfall nur alle 20 Jahre zum Einsatz kommt,
nämlich wenn es wieder einen Buschbrand gegeben hat, bereits nach 4
bis 5 Jahren die gleiche Kraft und Fähigkeit ausgebildet hat, um einen
neuen Eukalyptusstrauch wachsen zu lassen. Und schafft er das auch noch
ein zweites, drittes und viertes Mal? Oder verkümmern die Pflanzen,
weil in der kurzen Zeit nicht ausreichend Nährstoffe und "schlafende
Knospen" in dem Lignotuber eingelagert werden konnten? Schließlich
sind es Lebewesen und keine Maschinen, die man in einer Endlosschleife
betreiben kann.

Die Mallee-Eukalypten sind Mitglieder einer Lebensgemeinschaft, die
sich extremen Klima- und Bodenbedingungen angepasst hat. Zu dieser
Gemeinschaft gehören eine Vielzahl an Vögeln, wie zum Beispiel der
Bergsittich, die australische Rohrdommel, Braunbauch-Dickichtvogel,
Malleeborstenschwanz und ebenso das Busch- und das Thermometer-Huhn.
Sie alle tragen auf ihre Weise zum Erhalt, beziehungsweise zur
Pflege, Gestaltung und Verbesserung der Boden- und Klimaverhältnisse
bei. Um den Mallee-Eukalyptus und einige Tiere wie das
Thermometer-Huhn zu schützen, wurden neue Nationalparks eingerichtet.
Obwohl es doch sehr nachdenklich stimmen kann, dass überhaupt derartige
Parks angelegt werden müssen, um die Arten zu schützen, scheint es
angesichts der vielfältigen Bedrohungen doch angebracht und
wünschenswert.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.biologie-seite.de/Biologie/Schlafende_Knospe

http://www.eco-world.de/scripts/basics/econews/basics.prg?a_no=10073

https://abouttravel.ch/heftartikel/travel-inside/die-entwicklung-der-biokraftstoffe-kommt-mit-grossen-schritten-voran-ausgabe-2015-19/

https://www.australien-panorama.de/fakten/ausflora.html
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AKTION/487: Bocholt - Buntes Programm der Stadtbibliothek im Februar 2018


Stadt Bocholt

Veranstaltungen für Kinder im Februar



Bocholt (PID). Die Stadtbibliothek hat für Kinder ein buntes Programm
im Februar 2018 zusammengestellt. Die Veranstaltungen finden immer
mittwochs um 15.30 Uhr statt und starten mit einer Geschichte. Am 7.
Februar basteln die Kinder anschließend lustige Clowns. Am 14. Februar
wird etwas zum Thema Valentinstag gebastelt. Eine Katze aus Tonkarton
können die Kinder am 21. Februar mit nach Hause nehmen und am 28.
Februar 2018 wird im Anschluss an die Geschichte eine Raupe gebastelt.

Schon vormerken können sich die Kinder den 2. März: Dann findet wieder
ein Eltern-freier Spiele-Abend in der Stadtbibliothek statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 2. Februar 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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FILM/094: Braunschweig - Kinderfilmfest Sehpferdchen vom 3.-11.3.2018


Stadt Braunschweig

Das Kinderfilmfest Sehpferdchen findet Anfang März statt

Programmheft erschienen



Braunschweig. Preisgekrönte Filme für Kinder stehen wieder im
Mittelpunkt des Kinderfilmfestes Sehpferdchen, das in diesem Jahr vom
3. bis 11. März stattfindet. Das Kulturinstitut der Stadt Braunschweig
richtet dieses Festival zum sechsten Mal gemeinsam mit dem
Medienpädagogischen Zentrum Hannover, dem C1 Cinema und dem Universum
Filmtheater in Braunschweig aus.

In vielen Ländern entstehen jedes Jahr hervorragende realitätsbezogene
Filme für Kinder, die ihre Gegenwart und Lebenswirklichkeit
widerspiegeln. Aus mehr als 80 Produktionen wurden Filme aus
Deutschland, den Niederlanden, der Schweiz, Großbritannien, Polen, der
Türkei, China, den Philippinen, Mexiko und Kolumbien für das
Kinderfilmfest Sehpferdchen ausgewählt. Es handelt sich vielfach um
Jury- und Publikumspreisträger nationaler und internationaler
Filmfestivals, die als Braunschweiger Erstaufführung zu sehen sind.
"Mit unterschiedlichsten Filmerlebnissen abseits der Verfilmung
bekannter Märchen und populärer literarischer Vorlagen möchten wir dem
jungen Publikum ein facettenreiches Programm bieten", erläutert Dr.
Stefan Malorny, Leiter des städtischen Fachbereichs Kultur, das
Konzept des Kinderfilmfestes.

Das "Sehpferdchen" bietet einen breiten Einblick in die
unterschiedlichen Lebenswelten von Kindern, aber auch in verschiedene
Erzählweisen und filmische Mittel. So erzählt der fiktive
Abenteuerfilm "Schatzsuche" in dokumentarischer Bildsprache von
Freundschaft, dem Leben in der Natur Mexikos und von der Suche nach
einem Piratenschatz.

Um eine außergewöhnliche Vater-Sohn-Geschichte geht es in "Auf
Augenhöhe". Der Film entstand im Rahmen der deutschen Initiative "Der
besondere Kinderfilm", die Produktionen fördert, die nicht auf
bekannten Marken oder literarischen Vorlagen beruhen. Er wurde 2017
mit dem Deutschen Filmpreis in der Kategorie "Bester Kinderfilm"
ausgezeichnet.

Die "Ballade von Tibet" beruht auf einer wahren Geschichte und erzählt
den langen und abenteuerlichen Weg von vier Kindern zu einer 
Casting-Show nach China. Dabei beschreibt der Film, was die Kinder auf 
keinen Fall wollen: aus Mitleid auftreten zu dürfen, nur weil sie blind sind.

In der skurrilen schwedischen Komödie "Ab in den Himmel" wird die
achtjährige Pottan irrtümlich von ihren gestressten Eltern über den
Sommer nicht im geplanten Pony Camp, sondern bei einem Recyclinghof
abgesetzt, der von drei äußerst eigenwilligen Gestalten bewohnt wird.

Von einem starken und stolzen Straßenkind aus der philippinischen
Großstadt Manila erzählt "Blanka" ohne Rührseligkeit eine spannende
Geschichte über Mut und Optimismus.

Dem "Sehpferdchen" ist es ein besonderes Anliegen, Filme zu zeigen,
die nicht oder noch nicht in deutschen Kinos laufen. Für einige Filme
im Programm gibt es daher keine deutsch synchronisierte Fassung auf
dem Filmmarkt. Diese Filme laufen in ihrer jeweiligen Originalfassung,
also in ihrer Originalsprache. Damit die Filmdialoge verstanden
werden, spricht eine professionelle Einsprecherin bzw. ein Einsprecher
diese live im Kinosaal dezent über ein Mikrofon ein. Daraus entsteht
eine spezielle Qualität, denn die Filme wirken mit den echten Stimmen
der Darstellerinnen und Darsteller authentisch und nah. Um Kinder zu
einem bewussten Umgang mit Filmen zu befähigen, werden sämtliche
Filmvorführungen zudem moderiert und im Anschluss gibt es im Kinosaal
die Möglichkeit, an einem nachbereitenden Filmgespräch teilzunehmen.

Eine weitere Besonderheit des Filmfestes sind die Workshops im Blauen
Saal, die Kinder ab zehn Jahren an das Filmhandwerk heranführen. In
der 90-minütigen "FilmSchule" vermitteln Filmemacher, wie eine
Talkshow abläuft, wie Trickfilme entstehen und wie man schneidet und
vertont. Bei dem Workshop des Organisationsteams vom Braunschweiger
Selbstfilmfest "durchgedreht 24" drehen die Teilnehmer nach einer
Technikeinführung in kleinen Gruppen einen Kurzfilm, in dem drei
vorgegebene Begriffe vorkommen müssen.

Eröffnet wird das diesjährige "Sehpferdchen" im Roten Saal im Schloss
am Samstag, 3. März, 15 Uhr mit der niederländischen Agenten-Komödie
"Meisterspion". Im Vorprogramm feiert der Kurzfilm des Jugendzentrums
Rühme und der Kooperativen Ganztagsgrundschule Rühme seine Premiere.
Der Film ist im Rahmen der "Sehpferdchen-Filmpatenschaften"
entstanden, bei der das Kulturinstitut bereits im Dezember 2017
Schulklassen und Kindergruppen aufgerufen hatte, zu einem Festivalfilm
einen Kurzfilm zu produzieren.

Das Programmheft zum "Sehpferdchen" ist im Roten Saal, im C1 Cinema,
in der Stadtbibliothek und an zahlreichen weiteren Auslegestellen
erhältlich. Ab sofort können Schulklassen, Gruppen, Familien und
Einzelbesucher über die Homepage www.braunschweig.de/sehpferdchen
Eintrittskarten für 3,50 Euro pro Person buchen. Besitzer des
"Braunschweig Pass" sowie Begleitpersonen von Schulklassen und Gruppen
aus Kindertagesstätten und Jugendzentren haben freien Eintritt. Die
Teilnahme an einem der Workshop-Angebote kostet 5 Euro und mit
"Braunschweig Pass" 3 Euro.

Mit einem positiven Echo der Besucherinnen und Besucher sowohl auf die
Filmauswahl als auch auf das Gesamtprogramm gilt das "Sehpferdchen"
als eine der wichtigsten Kinderkulturveranstaltung im Bereich Film in
Braunschweig und der Region. Unterstützt wird das 6. Kinderfilmfest
Sehpferdchen, das unter der Schirmherrschaft von Ministerpräsident
Stephan Weil steht, in Braunschweig durch die Stiftung
Braunschweigischer Kulturbesitz, die nordmedia Fonds GmbH, das
Magnitor Boutique Hotel, Heimbs Kaffee GmbH & Co. KG, die
Braunschweiger Verkehrs-GmbH und das Stadtmagazin Clicclac.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 2. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





KURSE/440: Rhein-Sieg-Kreis - Workshops zur Mediennutzung von Jungen ab 19.2.2018


Rhein-Sieg-Kreis

Chatten, gamen, surfen - Kreis startet Workshops zur Mediennutzung
von Jungen



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Die Workshop-Reihe des Rhein-Sieg-Kreises zur
Mediennutzung von Jungen startet demnächst. Die Veranstaltungen sind
Teil der Jungenförderung der Kreisverwaltung. Angesprochen sind sowohl
Jungen, als auch Eltern oder pädagogische Fachkräfte.

In den Workshops geht es nicht nur um die Medienkompetenz der jungen
Nutzer, sondern auch darum, Erwachsenen die Mediennutzung von
Jugendlichen näher zu bringen.

Den Auftakt der Veranstaltungsreihe macht der "Medienpass NRW" am 15.
Februar 2018 im Jugendhilfezentrum in Meckenheim. In diesem Workshop
geht es darum, den Medienpass aus schulischer Sicht zu erklären und
zudem aufzuzeigen, wie er sich als Grundlage eines schulischen
Medienkonzepts verwenden lässt.

Interaktiv wird es beim Workshop "Judo als Alternative zu 'digitalem
Kämpfen'". Am 19. Februar 2018 können Jungen in der Dreifachturnhalle
in Swisttal-Heimerzheim testen, wie sich richtiges Kämpfen anfühlt. Es
geht darum, zu erleben, wie man mit vollem Einsatz dabei ist, aber
dennoch weder sich selbst, noch jemand anderen verletzt. Mit dabei ist
der international erfolgreiche Judoka Andreas Tölzer. Der Workshop ist
in zwei Altersgruppen aufgeteilt.

An pädagogische Fachkräfte richtet sich ein Workshop zum
"Freizeitverhalten von Jungen" am 27. Februar 2018 im Pössemer Treff
in Wachtberg. Die Veranstaltung soll aufzeigen, dass die Neuen Medien
für Jungen zwar eine zunehmend große Rolle spielen, aber längst nicht
deren komplette Freizeit dominieren. Fachkräfte erfahren, wie die
Lebenswelten und Bedarfe von Jungen aussehen und was ihnen die
Jungenarbeit im Rahmen ihrer Tätigkeit bieten kann.

Die Veranstaltungen können miteinander kombiniert oder einzeln besucht
werden. Alle Informationen zu den einzelnen Workshops gibt es unter:

www.rhein-sieg-kreis.de/jungenfoerderung

Dort können sich Interessierte auch anmelden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 2. Februar 2018

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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DESIGN/078: 3D-Druck - Wie Kreative sich beflügeln (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.02.2018

3D-Druck: Wie Kreative sich beflügeln



In der 3D-Druck-Community herrscht ein reger kreativer Austausch: Etwa
die Hälfte der Designs auf der offenen Plattform Thingiverse sind
Abwandlungen oder Kombinationen von Ideen, die es schon vorher gab.

Ob kunstvolle Kerzenhalter, filigrane Schmuckstücke oder exotische
Blumentöpfe: Wer einen 3D-Drucker besitzt, kann ganz individuell
gestaltete Objekte auf relativ einfache Weise produzieren. Die dafür
nötigen digitalen Druckvorlagen finden sich im Internet - zum Beispiel auf
der Webseite von Thingiverse. Dort trifft sich eine offene 
3D-Online-Community mit mehr als zwei Millionen Nutzern.

Wie entstehen all die Designs, die auf Thingiverse zu finden sind? Das
haben sich vier Forscher aus den Wirtschaftswissenschaften gefragt: Sie
untersuchten, wie die Nutzer der Plattform existierende Designs
wiederverwenden und daraus neue erstellen - ein Kreativitätsprozess,
dessen Ergebnis als "Remix" bezeichnet wird.

Remixen ist erlaubt, wenn man die Quelle nennt

Das Konzept von Thingiverse hat den Forschern die Arbeit erleichtert: Alle
Designs dort stehen unter einen offenen Lizenz. Wer etwas remixen will,
darf das tun, muss aber die Quelle angeben. So lässt sich sehr schön
nachvollziehen, wie die Nutzer der Plattform Dinge rekombinieren und
daraus Neues schaffen.

Ihre Ergebnisse haben die Professoren Christoph Flath und Frédéric Thiesse
von der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU), ihr ehemaliger
Doktorand Marco Wirth, der inzwischen bei der Firmengruppe Knauf tätig
ist, und Sascha Friesike, früher Professor an der JMU, jetzt an der Vrije
Universität Amsterdam, im "Journal of Information Technology"
veröffentlicht. Die Arbeit ist öffentlich zugänglich.

In ihrem Artikel zeigen die Forscher zuerst die Größenordnung des
Phänomens auf: "Das Remixen ist die Grundlage für die Hälfte aller Designs
auf Thingiverse", sagt Christoph Flath. Insgesamt sind auf der Plattform
mehr als 1,6 Millionen Designs zu finden. Die Möglichkeit, die Werke
anderer Nutzer frei verwenden und kreativ abwandeln zu können, dürfte
seiner Einschätzung nach wesentlich zur Popularität von Thingiverse
beitragen.

Kreativität der Nutzer folgt grundlegenden Mustern

Die Forscher identifizierten dabei acht grundlegende Muster des
Remixing-Prozesses. So werden häufig zwei Designs zu einem neuen vermischt.
Ebenfalls beliebt ist es, ein Objekt zu kreieren, das Elemente mehrerer
anderer in sich vereint. Oder: Verschiedene Nutzer schaffen unabhängig
voneinander aus ein- und derselben Vorlage mehrere Designs, die sich stark
ähneln.

"In der Innovationsforschung wissen wir seit langem, dass die meisten
Ideen auf bestehendes Wissen zurückgreifen", erklärt Sascha Friesike.
Allerdings habe man das bislang nur an Einzelfällen zeigen können und
nicht in einer Studie, die sehr viele Fälle umfasst. Insofern haben die
Forscher Pionierarbeit geleistet. "Die acht grundlegenden Muster für das
Entstehen von Innovationen sollten nicht nur für Designs im 3D-Druck
gültig sein, sondern auch in anderen Wirtschaftsbereichen", meint Marco
Wirth.

Zwei klar getrennte Designergruppen identifiziert

Mit den Nutzern von Thingiverse haben sich die Forscher ebenfalls befasst
- und entdeckt, dass die Designer klar in zwei Lager fallen. Es gibt
solche, für die das Remixen ein ganz selbstverständlicher Teil ihres
kreativen Prozesses ist. Und es gibt andere, die nie remixen, sondern
etwas Eigenes schaffen wollen. Dazwischen gibt es kaum jemanden.

Alles in allem vermitteln die Forscher interessante Blicke hinter die
Kulissen von Thingiverse. Sie zeigen, wie eine offene Online-Community
davon profitiert, dass ihre Nutzer aufeinander aufbauen können, und wie
viel kreatives Potential in einem offenen Umgang mit Wissen steckt.
"Thingiverse hat auch deshalb so viele gute Designs, weil Kreative sich
gegenseitig inspirieren und nicht zuerst klären müssen, was sie verwenden
dürfen und was nicht", meint Friesike.


"Copy, transform, combine: exploring the remix as a form of innovation",

Flath, C.M., Friesike, S., Wirth, M. et al.

Journal of Information Technology (2017) 32: 306.

https://doi.org/10.1057/s41265-017-0043-9


Weitere Informationen unter:

https://www.3d-grenzenlos.de/magazin/specials/interview-marco-wirth-remixen-thingiverse-27298473/

- Interview mit Marco Wirth auf 3D-Grenzenlos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/652: Kunsthalle Emden - Kultur und Kunst im Februar 2018


Kunsthalle Emden, Stiftung Henri und Eske Nannen und Schenkung Otto
van de Loo

Kunst und Kultur im Februar 2018



Moin, liebe Kunstfreunde,

es waren die US-Soldaten, die nach dem zweiten Weltkrieg die
jahrhundertealte angelsächsische und dann auch amerikanische Tradition
des Valentinstages nach Europa mitbrachten - die hier von Floristen
und der Süßwarenindustrie begeistert aufgenommen wurde. Doch bei aller
berechtigten Konsumkritik: so ein Festtag für Verliebte ist schon eine
schöne Idee, oder? Wer gern ins Kino geht, weiß, dass in den USA die
Kunstmuseen auch beliebte Treffpunkte für Dates sind. In unzähligen
Hollywood-Filmen spaziert das frischverliebte Paar durch das Museum of
Modern Art oder das Guggenheim Museum. Die Atmosphäre in einem
Kunstmuseum ist eben etwas Besonderes, man hat immer Gesprächsstoff
und das schönste Geschenk für Liebespaare ist doch ohnehin gemeinsame
Zeit. Darum unser Tipp: eine Valentins-Einladung in unsere Ausstellung
"The American Dream"... sehen Sie selbst!

Ihre

Kunsthalle Emden

 ...macht neugierig auf Kunst

 * 

Andy Warhols Factory am Februar-Kunstabend

Der nächste Kunstabend zu "The American Dream" findet am Dienstag, 6.
Februar statt. Wohl zum letzten Mal können Sie das Privileg genießen,
mit der Co-Kuratorin durch die Ausstellung zu gehen, denn Antje-Britt
Mählmann verlässt uns Ende Februar. Darum hat sie sich für diese
Führung in der Reihe "Keine Angst vor Kunst" ein ganz besonders
interessantes Thema gewählt: "Come to the Factory! Andy Warhols
legendäres Studio in New York". Die Factory war ein turbulenter
Hotspot der Kunst- und Kulturszene Manhattans in den 60er Jahren. Hier
trafen sich alle: Musiker, Tänzer, Literaten, Maler, Groupies,
schillernde Halbwelt-Figuren, Prominente. Mehr erfahren Sie bei der
Führung ab 19 Uhr. Achtung, aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl
wird eine Anmeldung sehr empfohlen: Marlies Genssler, Tel. + 49 (0) 49
21 97 50 70 und per Email.

Der Kunstabend ist die Abendöffnung der Kunsthalle bis 21 Uhr an jedem
ersten Dienstag im Monat. Ab 17 Uhr gilt der ermäßigte Eintritt von
nur noch 5 Euro. In der Regel ist darin die Teilnahme an Führungen
oder anderen Angeboten enthalten.

 * 

Kunsthalle und Café am Rosenmontag geöffnet

5

'Karnevalsflüchtlinge' nennt man hier die Menschen, die das
Rosenmontags-Wochenende in Ostfriesland verbringen. Vielleicht haben
diese Gäste in den Wochen zuvor vorher schon genug gefeiert und nun
Lust auf Kunst? Darum hat die Kunsthalle am Rosenmontag, 12. Februar,
von 10 bis 17 Uhr geöffnet, ebenso wie das Museumscafé "Henri's Diner"
mit seiner amerikanischen Speisekarte. Das Drents Museum hat an diesem
Montag zwar geschlossen, aber das Lange Wochende bietet ja
Gelegenheit, einen anderen Tag für die Reise nach Assen zu nutzen.
Daher empfehlen wir auch noch einmal das günstige Kombiticket in
unserem Online-Shop. Damit sich die auswärtige Kunstfreunde
zurechtfinden, haben wir einen dreisprachigen Flyer mit Stadtplänen
von Emden und Assen, touristischen Tipps und einer Routenempfehlung
aufgelegt, den Sie in beiden Museen gratis erhalten.

 * 

Friday Night! Abendöffnung mit Musik der USA

Die großen Songs der US-Musikgeschichte seit 1965 sind für viele von
uns so etwas wie der Soundtrack unseres Lebens. In den Stücken von
Springsteen, Zappa, Dylan oder auch Public Enemy, Alicia Keys und
Kendrick Lamar finden wir auch die Reflektion der US Zeitgeschichte.
Wer kennt nicht Songzeilen, die zu geflügelten Worten wurden, wie "the
Revolution will not be televised" von Gil Scott-Heron, 1970? Der
Hamburger Musik-Experte Heinrich Oehmsen möchten einen Abend lang mit
uns Musik hören und darüber sprechen. Die Veranstaltung läutet das
Wochenende ein, am Freitag, 16. Februar, ab 19 Uhr im Atrium. Das ist
die nächste "Friday Night", eine Abendöffnung speziell zu "The
American Dream" an jedem dritten Freitag im Monat bis 22 Uhr. Die
Jungen Freunde öffnen an diesem Abend die Atrium-Bar und werden
spezielle US-typische Drinks (diesmal Whiskey!) anbieten. Jeweils um
19 Uhr findet eine Führung (niederländisch/deutsch) statt. Sehr schön:
auch unser in "Henri's Diner" verwandeltes Museumscafé hat an diesen
langen Freitagen geöffnet. Anmeldung zur Führung online in unserem
Ticket-Shop (Termin bitte anwählen).

 * 

Vortrag von Stern-Kolumnist Hans Ulrich Jörges

"Wir haben ein Problem. Anmerkungen zur Lügenpresse" heißt der Vortrag
von Stern-Kolumnist Hans-Ulrich Jörges, mit dem er am Montag, 19.
Februar um 19 Uhr in der Johannes a Lasco Bibliothek die 'Emder
Forschungstage' eröffnet. Nicht erst seit Donald Trump und der
Erfindung der "fake news" spüren viele Menschen, dass das Verhältnis
zwischen Publikum, Medien und Politik gestört ist. Erfahren Sie mehr
darüber aus der Sicht eines der renommiertesten Journalisten
Deutschlands. Kostenlose Karten und Informationen zu den weiteren
Veranstaltungen dieser Reihe erhalten Sie hier auf der Homepage des
Emder Jouannes Althusius Gymnasiums.

 * 

Roboter Pilotprojekt: machen Sie mit?

Unser kunst aktiv-Team möchte im Rahmen der Ausstellung 'The American
Dream' herausfinden, ob und wie Roboter-Führungen im
Kunstvermittlungsbereich sinnvoll eingesetzt werden. Wollen Sie uns
dabei helfen?

In diesem Pilotprojekt mit dem Roboter E.M.M.I. (Emder
Mensch-Maschine-Interaktion) ist es für Schulklassen, aber auch
Privatpersonen möglich, den Roboter zu buchen und damit über den
Bildschirm des heimischen PC oder Tablets ausgewählte Räume der
Ausstellung zu erkunden. Für Informationen zur Ausstellung und den
Werken stehen Audiotexte zur Verfügung. Neugierig? Für die Buchung
oder nähere Informationen wenden Sie sich einfach an unsere Kollegin
Ann-Kathrin Grube, per Email oder Telefon +49 (0) 49 21 97 50 81.

 * 

Kunst aktiv: Porträts als Zeichnung oder Tonskulptur

Kaum etwas fasziniert mehr als das menschliche Gesicht. In zwei
Workshops im Februar und März können Anfänger und Fortgeschritte
Techniken erlernen, um Abbild, aber auch Ausstrahlung und Charakter
eines Gegenübers künstlerisch zu fassen:

"Porträts in Ton" Wochenend-Workshop mit dem Bildhauer Hero Michaelsen
vom 23. bis 25. Februar. Freitag 18-21 h, Sa und So 10-15 h, Kosten
130 Euro.

"Porträts zeichnen" Wochenend-Workshop mit dem Künstler Piotr
Sonnewend vom 9. bis 11. März, jeweils von 10 bis 17 Uhr.Kosten 210
Euro pro Person inklusive Material.

Anmeldung und Information: Tanja de Haan, Kunst aktiv/Malschule,
Telefon (0 49 21) 97 50 40 oder per Email.

 * 

Der monatliche Shuttle-Bus nach Assen rollt!

Es hat geklappt: nun fährt einmal im Monat samstags ein Bus von Emden
nach Assen und zurück, bis zum Ende der grenzüberschreitenden
Doppel-Ausstellung "The American Dream" im Mai. Diese Tagesfahrten zum
Preis von nur 10 Euro pro Person hin und zurück finden an folgenden
Terminen statt: jeweils Samstag, 24. Februar 2018, 24. März 2018, 21.
April 2018, 19. Mai 2018. Momentan sind noch für alle Termine Karten
verfügbar.

Der Bus startet in Emden um 10 Uhr an der Bushaltestelle 'Kunsthalle'
und fährt um 15 Uhr wieder in Assen ab (ab Drents Museum). Die
Busfahrt dauert pro Strecke circa 90 Minuten. Die Fahrzeuge der Firma
Uffen sind an ihrer Beschriftung erkennbar. Tickets für den Bus können
ab sofort im Online-Shop auf der Website www.kunsthalle-emden.de
erworben oder an der Museumskasse der Kunsthalle gekauft werden. Ein
Verkauf im Bus erfolgt nicht.

Die Tickets beinhalten nicht den Museums-Eintritt, die Eintrittskarten
für das Drents Museum müssen also an der dortigen Museumskasse
erworben oder vorher im Online-Shop des Drents Museums gekauft werden.
Bereits erworbene Kombitickets können selbstverständlich genutzt
werden. Die Bustour ist auch für Nicht-Museumsbesucher buchbar.

 * 

Go West: tolle American-Dream-Veranstaltungen in Assen

Wenn Sie die Ausstellung in Assen besuchen, sollten Sie vorher
unbedingt in den prall gefüllten Veranstaltungskalender der Kollegen
schauen. Sie finden ihn mit weiteren Tipps und Hinweisen auf der
gemeinsamen Ausstellungs-Website www.visittheamericandream.com. Das
Drents Museum hat tolle Kooperations-Partner, beispielsweise das
Kulturzentrum De Niewe Kolk, die laufend Rahmen-Veranstaltungen zur
dortigen Schau organisieren. Darunter sind auch Musik- und andere
Events, für die man keine Sprachkenntnisse braucht. Nur ein bisschen
improvisieren müssten Sie, denn auf der Website sind solche Angebote,
die nicht speziell auf Deutsch verfügbar sind, auch nur auf Nederlands
angekündigt: dafür wechseln Sie einfach mal oben rechts auf die
Sprachversion Niederländisch.

 * 

Have a nice Weekend: Hotelarrangements in Assen

Das perfekte Wochenende: setzten Sie sich ausgeschlafen an einen
gedeckten Tisch und schlemmen sich durch das üppige Frühstücksbuffet,
bummeln entspannt über den Wochenmarkt und genießen in aller Ruhe die
umfangreiche Ausstellung mit allen Angeboten... so könnte Ihr Tag
aussehen, wenn Sie eines der attraktiven Wochenend-Arrangements
buchen, die die Emden Touristik zum American Dream für Emden
entwickelt hat.

Das können Sie ebenso auch Assen erleben, der charmanten Hauptstadt
der Provincie Drenthe. Erfahren Sie, was es mit dem kleinen "Bartje"
auf sich hat, radeln Sie durch die wunderschöne Natur von Drenthe oder
shoppen Sie in einem der größten Kaufhäuser der Niederlande. Auch in
Assen gibt es für Sie gleich mehrere tolle Wochenend-Arrangements!
Kulturtipp: deutsch-amerikanischer Humor

USA in aller Munde... das gilt nicht erst seit unserer Ausstellung
oder der letzten US-Präsidentschaftswahl. Schon seit Jahren ist die
Entertainerin Gayle Tufts die wohl bekannteste in Deutschland lebende
Amerikanerin. Wie heißt es in einer Ankündigung: "Klug, witzig und
weiblich hat sie auf beiden Seiten mit etlichen Vorurteilen aufgeräumt
und sich um das deutsch-amerikanische Verständnis verdient gemacht."
Ihre Auftritte sind regelmäßig ausverkauft, darum sollten sich
Kleinkunst-Freunde beeilen, um noch eine Karte für das Gastspiel im
Pumpwerk Wilhelmshaven zu ergattern, weitere Infos hier!

 * 
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VORTRAG/278: Wertheim - "Das Landschaftsbild in Fotografie und Malerei" an 11. Februar 2018


Das Landschaftsbild in Fotografie und Malerei

Weiterer Begleitvortrag zur Ausstellung im Schlösschen



Wertheim. Einen weiteren Begleitvortrag zur aktuellen Ausstellung "Die
Suche nach dem wahren Licht" im Museum "Schlösschen im Hofgarten" hält
am Sonntag, 11. Februar, um 11.30 Uhr Dr. Constanze Neuendorf. Thema
ist "Das Landschaftsbild in Fotografie und Malerei des 19. und frühen
20. Jahrhunderts".

Die Landschaftsmalerei, wie sie im Zentrum dieser Ausstellung steht,
bekam im 19. Jahrhundert Konkurrenz durch die Fotografie. Im
Lichtbildervortrag wird die Entwicklung beider Medien in Deutschland
und Frankreich bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts nachvollzogen.
Im Anschluss an den Vortrag kann die Ausstellung besichtigt werden.
Für den Vortrag wird ein Eintritt von zwei Euro erhoben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 3. Februar 2018 

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUFBAU/525: "Geh nach Hause und stirb" - Interview mit US-Gewerkschafter aus dem Gesundheitswesen


aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

"Geh nach Hause und stirb"



US-GESUNDHEITSWESEN. Ein US-Gewerkschafter aus dem Gesundheitswesen
erzählt über die beschwerlichen Verhältnisse, in denen seine
Gewerkschaft durchaus beachtliche Erfolge erkämpft.


(az): Wieso wird Obamacare von den Konservativen so hart
bekämpft?

US-Gewerkschafter: Obamacare ist bei den KapitalistInnen so
angefeindet, weil ein kleiner Teil des Defizits im Gesundheitswesen
über Besteuerung der Reichen gedeckt wird. Das führt zum grossen
Aufschrei. Ansonsten ist es harmlos.

Das Unternehmen muss allen, die Vollzeit arbeiten, eine Krankenkasse
anbieten. Die Krankenkassen bleiben aber zu teuer. In Kalifornien, wo
die Löhne eher hoch sind, verdient man vielleicht 1.200 $ pro Woche,
wenn man voll arbeitet. Die Krankenkasse kostet mehrere hundert $ pro
Monat. Wenn du beispielsweise alleinerziehende Mutter bist und deine
Kinder mitversichern willst, kannst du dir das kaum leisten. Als
amerikanische BürgerInnen haben wir das Recht, keine Krankenkasse
abzuschliessen, in dem Fall werden wir aber dafür besteuert, d.h. am
Ende bezahlen dennoch alle. Was Obamacare wirklich geleistet hat, ist,
dass es einen sicheren Markt für die Versicherer geschaffen hat. Nach
dem Schweizer Modell im übrigen.


(az): Leistungen sind minimal, dennoch ist das US-System
das teuerste überhaupt, wie kommt das?

US-Gewerkschafter: Die Rechnungen werden aufgeblasen und
weitergereicht. Viele bezahlen ihre Rechnungen nicht, also versucht
das Spital über diejenigen, die zahlen, alle Kosten zu decken. Das
sind dann am ehesten die mit Versicherung. Wenn du beispielsweise den
Arm brichst, dann kann dir eine Rechnung über 50.000 $ ausgestellt
werden.

Unsere Krankenkassenlobby würde Amok laufen. Sie drückt die Preise der
Behandlung und wirkt damit sehr schädlich auf die Arbeitsbedingungen.

Sie bezahlen nicht immer, auch wenn du versichert bist. Den Druck auf
die Arbeitsbedingungen kennen wir sehr gut, wie gesagt, sind die
Spitäler unterfinanziert und das bedeutet Lohndruck und ein grosser
Teil der Pflegearbeit muss unbezahlt geleistet werden, insbesondere
bei Langzeitpflege. Das ist der amerikanische Stil - geh nach Hause
und stirb!


(az): Du bist Gewerkschafter für PflegerInnen in der
Langzeitpflege.

US-Gewerkschafter: Ich arbeite für die SEIU 15, sie ist 2015
aus mehreren kleineren Gewerkschaften in Kalifornien hervorgegangen.
Die Basis wurde in den 70er Jahren gelegt und die Fusion war der
Versuch, mächtiger zu werden. Nun haben wir etwa 360.000 Mitglieder.
Ich wünschte, wir wären mehr, aber wir sind die grösste Organisation
dieser Art. Und wir müssen sozusagen zufrieden sein, dass eine
Gewerkschaft wie die unsere in den USA noch existiert. Wir
organisieren von allen Gewerkschaften am meisten Frauen, am meisten
Schwarze usw. Wir arbeiten also vergleichsweise gut, aber es sind
natürlich lauter zweifelhafte Rekorde, die auch aussagen, dass die
Gewerkschaften in den USA schwach sind.


(az): Wer arbeitet in der Langzeitpflege?

US-Gewerkschafter: Die allermeisten sind Frauen, sehr viele
sind Immigrantinnen, fast alle nicht weiss. Die Langzeitpflege ist
innerhalb des Gesundheitssektors wohl die am schlechtesten bezahlte
Arbeit, das führt auch dazu, dass die meisten schon älter sind, Junge
wollen diese Arbeit nicht machen. Die meisten Pflegerinnen im
Altersheim erhalten den Mindestlohn, was in Kalifornien 10 $ pro
Stunde bedeutet. Das ist zu wenig, um zu überleben, deshalb haben sie
dann auch 2 oder 3 Jobs. Es ist normal, dass eine Pflegerin 20-40
Personen pro Schicht zu versorgen hat. So bekommen die alten Menschen
nicht die qualitativ adäquate Pflege und die Pflegerinnen nützen sich
ab. Es sind sehr schreckliche Arbeitsbedingungen und dramatischerweise
sind diese in anderen Staaten eher noch schlechter als in Kalifornien.
Die USA kümmern sich weder um die Alten und deren Wohlbefinden noch um
das Pflegepersonal.


(az): Und worin besteht deine Arbeit?

US-Gewerkschafter: Ich bin ein externer Organisator, ich
organisiere sowohl PflegerInnen, die alte Menschen zu Hause versorgen,
als auch solche in Altersheimen. Normalerweise haben sie keinerlei
Erfahrung mit der Gewerkschaft, waren noch nie drin und haben
irgendwelche Probleme mit dem Chef und suchen deshalb die Hilfe der
Gewerkschaft.


(az): Du besuchst also Pflegerinnen an ihrem Arbeitsplatz
und berätst sie.

US-Gewerkschafter: Nein, das kann ich nicht tun. Ich treffe sie
auf dem Parkplatz oder an der Tanke in der Nähe, irgendwo, wo es
angenehm für sie ist. In den USA haben die meisten keine Ahnung, was
die Gewerkschaft ist, dennoch wissen sie, dass sie Probleme bekommen,
wenn sie mit mir zusammen gesehen werden. Die Angst vor Entlassung ist
gross und leider auch berechtigt. Mir ist genau das passiert, ich
wurde gefeuert und auf die schwarze Liste gesetzt, weil ich mich
gewerkschaftlich organisiert hätte. Es gibt zum Glück noch einen
gewissen Schutz gegen derartige Kündigungen, aber die Leute kennen
auch ihre Rechte nicht genügend.


(az): Kannst du einen exemplarischen Kampf erzählen?

US-Gewerkschafter: Wir haben viele exemplarische Kämpfe
geführt, insbesondere dann, wenn sich ein Altersheim organisieren
möchte. In diesem Fall wird angemeldet, dass sich der
Betrieb der Gewerkschaft anschliessen möchte und es
kommt einige Wochen später zu einer Abstimmung.
Wenn 51% des Personals für die Gewerkschaft stimmt,
dann sind wir drin und werden Verhandlungspartner,
können Tarifverträge aushandeln. Aber wir brauchen
tatsächlich mehr als 51%, sonst wird das Unternehmen
sofort versuchen, das wieder zu kippen und der Kampf
geht ungebrochen weiter. Das ist sehr belastend für die
AktivistInnen.


(az): Und führen die Tarifverträge zu besseren
Arbeitsbedingungen?

US-Gewerkschafter: Gesamthaft betrachtet ja. Die heftigsten
Kämpfe, also da, wo die Bosse uns aufs Blut bekämpfen, enden oft in
sehr schlechten Verträgen. Dennoch bedeutet der Tarifvertrag immerhin,
dass die Arbeitskraft nicht mehr grundlos entlassen werden kann. Das
ist für jene, die gekämpft haben, sehr wichtig. Und ohne zynisch sein
zu wollen: Aus diesen harten Kämpfen gehen oft die militantesten
AktivistInnen hervor. So kann manchmal unabhängig vom konkreten
Ausgang eine positive Bilanz gezogen werden.


(az): Wie läuft ein solcher Kampf ab?

US-Gewerkschafter: Meistens sehr erbittert. Die Unternehmen,
die die Altersheime führen, schöpfen sehr viel Profit ab, denn sie
kassieren von den Versicherungen, vom Staat und von den Angehörigen
hohe Preise ab. Sie respektieren aber die minimalen Standards nicht.
Deshalb wollen sie die Gewerkschaft doppelt nicht im Haus. Nicht nur
organisieren wir die ArbeiterInnen, wir denunzieren auch noch den
Betrieb für die schlechte Behandlung der Alten, das kommt sie dann
jeweils teuer zu stehen. Also bekämpfen sie uns aufs Schärfste, dafür
bezahlen sie auch "Unionbusters". Leute, deren einzige Aufgabe darin
besteht, die Gewerkschaft in der Zeit vor der Abstimmung schlecht zu
reden und Angst zu säen. Oft sind das Pflegerinnen, die sich
korrumpieren lassen. Wir sprechen hier von hohen Beträgen, im Schnitt
50.000 $ für einige Wochen.

Der erste Schritt im Kampf ist zunächst immer, die Angst zu
überwinden. Wir bemühen uns deshalb darum, in der Belegschaft einige
aufzubauen, die mit ihren KollegInnen über gewerkschaftliche
Organisierung zu sprechen beginnen, KollegInnen zu uns bringen. Dann
müssen wir all die Spaltungen überwinden, die gegeben sind und von den
Unternehmen instrumentalisiert werden, sei das Rasse, Geschlecht oder
Aufenthaltsstatus. Spaltung ist in den USA der Normalfall. Ein grosses
Problem sind Immigrantinnen ohne Papiere. Nach zwei Jahrzehnten
anti-Immigrationskampagnen sind sie sehr eingeschüchtert und im Moment
noch mehr als früher. Wir müssen in einem Zweiten Schritt also aufs
Herz abzielen und mit der Botschaft durchdringen, dass das ein
gemeinsamer Kampf ist, dass wir auf der selben Seite stehen. Das sind
zwei grosse Hürden, die wir überwinden müssen. Wenn das gut gelaufen
ist, dann kommt es in der Folge zu einer Abstimmung und in dieser
Phase werden die Unionbusters in Aktion treten.


(az): Es ist beeindruckend, dass es euch trotzdem immer
wieder gelingt, Betriebe zu organisieren. Wir möchten abschliessend
noch die naheliegende Frage stellen: Wie wirkt sich die neue Regierung
aus?

US-Gewerkschafter: Es ist noch nichts passiert, aber die
Gewerkschaften befürchten das Schlimmste. Wir erwarten alle, dass auf
Gesetzesebene ein Angriff auf uns zukommt, ein noch stärkerer
antigewerkschaftlicher Kurs durchgesetzt werden könnte. Das
Arbeitsrecht wird durch ein Board kontrolliert und an deren Spitze
wollte Trump einen Multimillionär aus der Fast-Food-Industrie setzen,
der gegen Mindestlöhne kämpft, Gewerkschaften verbieten möchte usw.
Das ist ihm nicht gelungen, aber jene, die nun die Arbeit machen, sind
natürlich auch vom äussersten rechten Rand.

Insbesondere Gewerkschaften, die Personal des öffentlichen Dienstes
organisieren, spüren die wachsende Angst und sie werden tatsächlich
die ersten sein, die Verschärfungen zu spüren bekommen werden,
LehrerInnen und andere Staatsangestellte.


(az): Wie steht es um deinen Arbeitsbereich? Ist der
privat oder öffentlich?

US-Gewerkschafter: Die Altersheime sind privat, sie kassieren
zwar auch öffentliche Gelder, entsprechend sind sie von Kürzungen
mitbetroffen und dagegen, aber es sind Privatunternehmen. Hingegen die
PflegerInnen, die ihre PatientInnen zu Hause besuchen, werden von den
Gemeinden und Städten bezahlt, das sind noch minimale sozialstaatliche
Leistungen und es gibt öffentliche Verträge in diesem Bereich. Diese
PflegerInnen wären als erste bedroht.


(az): Gibt es auch eine positive Entwicklung? Die
Polarisierung kann ja auch zu einer Gegenbewegung führen.

US-Gewerkschafter: Es sieht im Moment so aus, als ob die
Bewegung für die Einheitskrankenkasse an Stärke gewinnen würde. Sie
ist sehr breit unterstützt. Da in den USA fast jedeR auf Rechnungen
sitzt, die nicht bezahlbar sind oder aber viele Angehörige verloren
haben, obwohl diese hätten behandelt werden können. Die Betroffenheit
ist enorm gross und das macht das Gesundheitswesen brisant. Immer mehr
Gewerkschaften steigen in diese Kampagne ein, teilweise auch nur, um
wieder an Schwung zu gewinnen. Aber eine Massenbewegung ist
tatsächlich vorstellbar.


(az): Das leuchtet uns ein, doch ist es realistisch?

US-Gewerkschafter: Es tönt utopisch, aber wirklich
unrealistisch ist doch, davon auszugehen, dass dieser tiefe
Widerspruch, nämlich dass die Mehrheit der Menschen keinen Zugang zum
Gesundheitswesen hat, einfach weiterhin hingenommen werden wird. Viele
sind wütend und auch traurig. Die Krise verschärft sich täglich und
die Widersprüche werden explodieren. Ich kann nicht sagen, wie es
kommt, aber ich bin sicher, dass es nicht bleibt, wie es ist.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Bern (rab),
Revolutionärer Aufbau Winterthur (raw), Gruppe politischer Widerstand
Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa
Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa Zürich (agafz), Arbeitsgruppe
Klassenkampf Basel (agkkbs), Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich
(agkkz), Arbeitskreis AbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis
Frauenkampf (akfk), Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk),
Rote Hilfe International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,
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DAS BLÄTTCHEN/1764: Zweiter Anlauf


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 2 | 15. Januar 2018

Zweiter Anlauf

von Holger Politt, Warschau



Soweit den Meinungsumfragen geglaubt wird, hätte Jarosław
Kaczyński keinen Grund gehabt, einen solch gravierenden Austausch des
Regierungspersonals anzuweisen. Stabil halten Polens Nationalkonservative
die 40-Prozent-Marke - so war es vor Weihnachten, so ist es nach Neujahr.
Gegenüber dem Wahljahr 2015 gibt es im Wählerzuspruch also scheinbar keine
Einbrüche. Dennoch wurde das Regierungslager kräftig umgebaut.
Zu den großen Niederlagen innerhalb der seit Ende 2015 auf vollen Touren
laufenden nationalkonservativen Wende zählten für das Kaczyński-Lager
die heftigen Frauenproteste im Herbst 2016, die der geplanten Verschärfung
der ohnehin rigiden Gesetzgebung für Schwangerschaftsabbrüche wenigstens
vorläufig einen Riegel vorschoben. Die Regierung wahrte das Gesicht, weil
an ihrer Spitze in Gestalt Beata Szydłos eine Frau stand, die als
praktizierende Katholikin und Mutter einigermaßen glaubhaft wenigstens den
bestehenden Zustand verteidigen konnte. Außerdem stand Beata Szydło
wie niemand sonst bei den Nationalkonservativen für die schnelle Einführung
des gesetzlichen Kindergeldes, die im Wahlkampf 2015 versprochen und
bereits vor Ostern 2016 durchgesetzt wurde. Damit kauften die
Kaczyński-Leute dem liberalen Lager den Schneid ab, denn das hatte
immer wieder rauf- und runterbuchstabiert, dass ein schneller
wirtschaftlicher Aufholprozess sich mit sozialpolitischen Geschenken nicht
vertrage. Mittlerweile hat auch die liberale Opposition akzeptiert, dass
ein Zurückdrehen der gesetzlichen Kindergeldregelung künftig nur noch
schwer durchzusetzen wäre.

Dennoch wurde die Ministerpräsidentin Ende des vergangenen Jahres geopfert.
Ihren Posten übernahm Mateusz Morawiecki - eigentlich vor allem ein
Wirtschaftsmann. Der setzt nun prononciert auf ein mit nationaler
Souveränität angereichertes Wirtschaftswachstum, auf die nach Maßgabe der
katholischen Kirche in Polen abgesteckten christlichen Werte als den
unbestechlichen Kompass für Familienpolitik und auf entschiedenen
Antikommunismus. Außerdem soll er auf dem Brüsseler Parkett für die
benötigte Ruhe sorgen, denn dort konnte Beata Szydło keinen Stich
setzen.

Das Jahr 2018 ist in Polen ein wichtiges Wahljahr - im Herbst werden
überall im Lande die sogenannten Selbstverwaltungsstrukturen gewählt. Das
sind die politischen Körperschaften auf der Lokal- und Regionalebene von
der Gemeinde bis hoch zu den Wojewodschaftsparlamenten. Zwar kann die
Zentralregierung für die einzelnen Wojewodschaften die Wojewoden nach
eigenem Gutdünken einsetzen, aber die Selbstverwaltungsstrukturen sind
neben Parlament und Präsidentenamt eine der drei tragenden Säulen
polnischer Demokratie. Bei den Selbstverwaltungswahlen 2014 gab es für das
Kaczyński-Lager ein schwächeres Ergebnis, Kaczyński selbst
versteckte seine Enttäuschung damals hinter dem Vorwurf von Wahlfälschung.
Heuer soll also auch dieser Säule weitgehend ein nationalkonservatives
Profil verliehen werden, wofür - so offenkundig das Kaczyński-Konzept -
 ein ruhiggestelltes innen- und außenpolitisches Feld ohne die großen
öffentlichen Auseinandersetzungen der zurückliegenden zwei Jahre die
besseren Voraussetzungen bietet.

Hier reiht sich ein, dass mit dem Verteidigungs- und dem Außenminister bei
der Regierungsumbildung nun zwei Männer entlassen wurden, die bislang zu
den in der Öffentlichkeit umstrittensten Ministern zählten. Damit könnte
eine neue Annäherung an Brüssel und Berlin gesucht werden, um vor allem dem
weitverbreiteten Eindruck entgegenzutreten, das Kaczyński-Lager wolle
in Nachahmung des Brexits das Land aus der Europäischen Union führen. Nicht
von ungefähr ist das herausgestellte EU-Blau eines der sichtbarsten Zeichen
für den Protest gegen die Kaczyński-Politik. Außerdem ist das einst
stabile Verhältnis zwischen Polen und Deutschland ins Gerede gekommen,
Kaczyńskis öffentlich vorgetragene Forderungen nach den ausstehenden
Reparationen haben zusätzliches Öl ins Feuer gegossen. Zwar wurde
regierungsamtlich Anfang des Jahres noch einmal verkündet, eine klare
Mehrheit der Menschen in Polen würde die Reparationsforderungen an 
EU-Partner Deutschland unterstützen, doch dürfte diesbezüglich in den nächsten
Monaten Ruhe einkehren. Dennoch bleibt die Lage verfahren. Die sogenannte
Justizreform, die im Sommer letzten Jahres zu einem Sturm der Entrüstung
geführt hat, wird nun mit Macht durchgesetzt. Die Opposition spricht von
Verfassungsbruch, so sieht es auch Brüssel. Das Kaczyński-Lager stellt
dagegen gerne heraus, dass die Menschen in Polen derartige Änderungen
verlangten und wollten, außerdem wird auf das Beispiel anderer EU-Staaten
verwiesen, so auch auf Ungarn. Allerdings hatte Viktor Orbán dortzulande
bei den umstrittenen Eingriffen tatsächlich eine stolze Zweidrittelmehrheit
an Parlamentssitzen hinter sich, die für Verfassungsänderungen sowohl in
Ungarn wie in Polen nötig ist. Davon sind die Nationalkonservativen in
Polen weit entfernt, so dass ihnen bislang der holprige Weg geraten schien,
mit der absoluten Parlamentsmehrheit einzelne Gesetzesnovellen
durchzubringen, die - so die Opposition - der geltenden Verfassung
widersprechen. Dieses giftige Schwert werden sich die Nationalkonservativen
nicht aus der Hand nehmen lassen, wiewohl es in den nächsten Monaten
seltener aus der Scheide geholt werden wird.
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Kontinuität oder Bruch?

Der Entwurf zu einem neuen Traditionserlass der Bundeswehr

von Lucius Teidelbaum



Rechte in und außerhalb der Bundeswehr sind unzufrieden mit der
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen. Beispielsweise klagt Philip
Kraft in seinem Beitrag "Das Militärische im Modernen Staat", der in den
extrem rechten "Burschenschaftlichen Blättern" 4/2017 erschien: "Die
bundesdeutschen Streitkräfte mußten in diesem Jahr einiges durchmachen. Von
Workshops zur sexuellen Vielfalt, großangelegten Kasernendurchsuchungen,
die Ausbildung von Wochenendsoldaten im Schnelldurchlauf bis hin zur
Erstellung eines Sex-Ratgebers mit dem Fokus auf unterschiedlichen
Orientierungen, Identitäten und Lebensmodellen." (Seite 152) Der
Burschenschafter und Referatsleiter in der Rechtsabteilung des Deutschen
Bundeswehrverbandes fordert: "Es ist allerhöchste Zeit, daß Deutschland ein
realistisches und respektvolles Verhältnis zu seinen Streitkräften
erlangt." (Seite 154)

Es handelt sich um einen Streit zwischen zwei verschiedenen Linien.
Einerseits der alte deutsche Militarismus, der Traditionen und
Kontinuitäten bewahren will. Er wird auf parlamentarischer Ebene von der
AfD und Teilen der Union und FDP vertreten. Auch innerhalb der Bundeswehr
hat er seine AnhängerInnen.

Dagegen (re)präsentiert die Bundesverteidigungsministerin einen neuen
deutschen Militarismus, der auch bereit ist alte, störende Zöpfe
abzuschneiden. Ziel ist eine effektive, also kriegsfähige, moderne
Bundeswehr, die möglichst frei ist von allen Skandalen. So ordnete sie etwa
in Reaktion auf den Fall Franco A. ein Großreinemachen in den Kasernen an,
in dessen Zug problematische Devotionalien entfernt wurden. Diese
Säuberungsaktion wurde von rechten KritikerInnen als Bildersturm gesehen
und es gab entsprechend empörte Kommentare.

Vor diesem Hintergrund wurde gleichzeitig mit den Kasernen-Beräumungen
offenbar auch in Reaktion auf den Fall Franco A. eine Überarbeitung des
Traditionserlasses der Bundeswehr von 1982 beschlossen, der seit einiger
Zeit als Entwurf vorliegt.

Neuentwurf und auch Neuanfang?



Der im November 2017 vorgestellte Entwurf für einen neuen Traditionserlass
ist mit knapp neun Seiten eher kurz gehalten. Von vielen Medien wurde er
als Bruch mit allen deutschen Armeetraditionen interpretiert. So heißt es
in dem Entwurf: "2.1 Die deutsche (Militär-)Geschichte ist geprägt von
tiefen Zäsuren. Insbesondere aufgrund des folgeschweren Missbrauchs
militärischer Macht, vor allem während der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft, gibt es keine ungebrochene deutsche Militärtradition."

Zum Thema "Deutsche Streitkräfte bis 1945" heißt es: "Bis zum Ende des
Kaiserreichs waren deutsche Streitkräfte loyale Machtinstrumente ihrer
feudalen Landesherren und stabilisierender Bestandteil einer vornehmlich
kleinstaatlichen und dynastischen Ordnung. Sie leiteten daraus eine
herausgehobene Stellung in Staat und Gesellschaft ab. [...] In der Weimarer
Republik gab es erstmals gesamtdeutsche Streitkräfte. Die Reichswehr legte
ihren Eid auf die Verfassung ab, sicherte sich jedoch eine weit gehende
innere Autonomie und blieb Zeit ihres Bestehens zu großen Teilen einem vor-
und antidemokratischen Geist verhaftet. Der demokratisch verfassten
Weimarer Republik blieb sie fremd und ein 'Staat im Staate'. Mit
Wiedereinführung der Wehrpflicht 1935 ging aus der Reichswehr die Wehrmacht
hervor. Ihr Eid unbedingten Gehorsams galt allein Adolf Hitler als 'Führer'
und 'Oberstem Befehlshaber'. Die Wehrmacht diente dem
nationalsozialistischen Unrechtsregime und war in dessen Verbrechen
schuldhaft verstrickt, die in ihrem Ausmaß, in ihrem Schrecken und im Grad
ihrer staatlichen Organisation einzigartig in der Geschichte sind."

Spielräume für reaktionäre "Traditionspflege"



Trotz manch kritischer Absätze offenbart eine genauere Lektüre des
Entwurfs, dass beileibe nicht alle Traditionslinien zu früheren deutschen
Armeen gekappt werden. Zu den vordemokratischen deutschen Armeen heißt es
zwar, wie bereits zitiert, diese seien "loyale Machtinstrumente ihrer
feudalen Landesherren und stabilisierender Bestandteil einer vornehmlich
kleinstaatlichen und dynastischen Ordnung" gewesen. Aber: "Dessen
ungeachtet entwickelten deutsche Streitkräfte zahlreiche fortschrittliche
und richtungsweisende Verfahren, Strukturen und Prinzipien, etwa die
moderne Stabsarbeit, das Führen mit Auftrag, das Führen von vorne oder das
Generalstabswesen." Das kann man durchaus als positiven Bezug auf die
preußische Militärtradition verstehen.

Außerdem werden wohl auch in Zukunft weiterhin einzelne Wehrmachtssoldaten
als Vorbilder präsentiert werden: "Die Aufnahme einzelner Angehöriger der
Wehrmacht in das Traditionsgut der Bundeswehr ist dagegen grundsätzlich
möglich." Auch gilt laut Entwurf "das Eiserne Kreuz als nationales
Hoheitszeichen und als Sinnbild für Tapferkeit, Freiheitsliebe und
Ritterlichkeit" und "das Lied vom guten Kameraden als letztem Abschiedsgruß
und Herzstück jeder militärischen Trauerfeier." Sowohl das Eiserne Kreuz
als auch das Lied vom guten Kameraden fanden auch im Nationalsozialismus
starke Verwendung, auch wenn sie einer älteren Tradition entspringen.

Ein weiterer kritischer Blick offenbart zudem, dass offensichtlich auch
darüber hinaus noch Spielräume gelassen werden. Die früher häufig
anzutreffenden Patenschaften zwischen Bundeswehr-Einheiten und
Veteranenverbänden werden - um Jahrzehnte verspätet - untersagt: "4.7
Traditionen von Verbänden ehemaliger deutscher Streitkräfte werden an
Truppenteile und Dienststellen der Bundeswehr nicht verliehen. Fahnen und
Standarten früherer deutscher Streitkräfte werden in der Bundeswehr nicht
mitgeführt oder begleitet." Zudem heißt es auch: "Dienstliche Kontakte mit
Nachfolgeorganisationen der ehemaligen Waffen-SS oder der
Ordensgemeinschaft der Ritterkreuzträger sind untersagt."

So positiv das klingen mag, hier werden in den neuen Traditionserlass nur
die ergänzenden Verfügungen eingeschrieben, die nach diversen Skandalen
bereits erlassen worden waren. Interessanterweise werden
Veteranenorganisationen der Wehrmacht nicht benannt. Das dürfte kein Zufall
sein. Zwar ist der Einfluss der Traditionsverbände der Wehrmacht stark
zurückgegangen, doch noch immer existieren Kontakte zwischen ihnen und
einzelnen Bundeswehr-Soldaten und -Einheiten. So organisieren sich
beispielsweise bis heute im "Kameradenkreis der Gebirgstruppe" sowohl
ehemalige Gebirgsjäger der Wehrmacht und Waffen-SS, als auch der
Bundeswehr. Außerdem wird auch zu den aktiven Gebirgsjägern, etwa am
Standort Mittenwald, Kontakt gehalten. Beispielsweise heißt es im
Verbandsblatt "Die Gebirgstruppe" 2/2016 über die Feier des
Veteranenverbandes auf dem Hohen Brendten bei Mittenwald in Bayern: "Die
Brendtenfeier an einem Wochentag und als ein Teil des 'Tages der
Gebirgssoldaten'. Das Konzept ist aufgegangen: Obwohl das Wetter überhaupt
nicht mitspielte, der Salzburger Schnürlregen den Tag fest im Griff hatte,
haben erstaunlich viele Kameraden nebst Angehörigen den Weg auf den
Brendten gefunden. Besonders erfreulich war die große Zahl von Soldaten aus
der Gebirgsjägerbrigade 23." (Seite 3) Weiter heißt es: "Dass so viele
Angehörige der Truppe in Uniform an der Feier teilnehmen, zeigt, dass
ehemalige und aktive Gebirgsjäger gemeinsam in der Trauer um unsere Toten
vereint sind." (Seite 4) Ganz selbstverständlich kommen hier seit
Jahrzehnten Veteranen von Wehrmacht, Waffen-SS und Bundeswehr sowie aktive
BundeswehrsoldatInnen zusammen. Eine erweiterte Formulierung in einem neuen
Traditionserlass hätte solche Kontakte in Frage stellen können, unterbleibt
aber.

Es stellt sich ohnehin die Frage inwiefern ein neuer Traditionserlass in
der Lage ist, inoffizielle Traditionsbildungen zu unterbinden. Die vielen
Spielräume, die er lässt, nähren zudem den Verdacht, dass dies letzter
Konsequenz auch gar nicht beabsichtigt wird. Denn viele Vorfälle haben
gezeigt, dass zwischen dem offiziellen Traditionsverständnis und dem
internen Traditionsverständnis in einigen Einheiten eine eklatante Lücke
klafft. Im KSK gab beispielsweise der ehemalige Kommandeur nach seiner
Absetzung vor einigen Jahren in einem Bildband bekannt, seine Truppe habe
sich in einer Wehrmachts- und Waffen-SS-Tradition verstanden. Ähnliches
gilt offenbar weiterhin für viele Gebirgsjäger- und
Fallschirmspringer-Einheiten.

Fokus Bundeswehr



Das Verteidigungsministerium scheint mit dem Traditionserlass gleich
mehrere Interessen zu verfolgen: Erstens geht es darum, gerade vor dem
Hintergrund der jüngsten Skandale, eine möglichst weit reichende
Distanzierung von "problematischen" früheren deutschen Armeen zu
signalisieren. Dies geschieht aber zweitens nicht ohne dass genügend
Spielräume gelassen werden, um die einflussreichen "Traditionalisten" nicht
komplett zu verärgern. Vor allem scheint es aber drittens darum zu gehen,
einen positiven Traditionsbezug auf die Bundeswehr zu etablieren.

So wird in dem neuen Entwurf betont, die Bundeswehr sei ihr eigener
Traditionsgeber und dementsprechend seien auch hier die positiven Bezüge zu
suchen, um sinn- und identitätsstiftend zu wirken: "In dem überarbeiteten
Regelwerk wird die eigene Geschichte der Bundeswehr als 'zentraler
Bezugspunkt der Tradition' genannt; eine Neuerung gegenüber dem bisherigen
Erlass aus dem Jahr 1982. In den 35 Jahren seiner Gültigkeit hat sich die
Armee durch das Ende des Kalten Krieges, die Wiedervereinigung, mehrere
Auslandseinsätze und die Aussetzung des Wehrdienstes stark verändert."
(taz, 22.11.2017)

Weiter gilt aber natürlich auch die Bundeswehr bis 1990 als positiver
Bezugspunkt, nämlich, wie es im Entwurf heißt, in ihrer Rolle bei der
"Bewahrung von Freiheit und Frieden im Kalten Krieg und das Eintreten für
die deutsche Einheit," Das ist aber schon allein deswegen problematisch,
weil in der Bundeswehr in den 1950er und 1960er Jahren durch personelle
Kontinuitäten im Offizierskorps noch der 'alte Geist' vorherrschte. Hinzu
kommt ein virulenter Antikommunismus, der häufig mit antislawischen
Versatzstücken versehen war und der während des gesamten Kalten Krieges
wirksam war und von dem in dem Entwurf natürlich keine Rede ist.

Vor allem scheint das Ziel aber darin zu bestehen, mit dem Erlass ein
"neues" Traditionsverständnis zu etablieren, das sich aus der gewandelten
Rolle der Bundeswehr hin zu einer Einsatzarmee ableitet. So wird als ein
weiterer "zentraler Bezugspunkt der Tradition der Bundeswehr" der "Beitrag
der Bundeswehr zum internationalen Krisenmanagement sowie ihre Bewährung in
Einsätzen und im Gefecht" angeführt: "Diese Geschichte zu würdigen und zu
entfalten, ist Aufgabe aller Angehörigen der Bundeswehr. Sie bietet eine
breiten Fundus, um Tradition zu stiften. Daraus gewinnt das
Selbstverständnis unserer Bundeswehr Sinn und Stolz."

 * 
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NATO jagt Roter Oktober

Die Ost-West-Studie der NATO 1978 - das strategische Handlungsdispositiv
zum Sieg im Kalten Krieg(1)

von Lothar Schröter



Am 30. und 31. Mai 1978 tagte in Washington der NATO-Ministerrat
(NAC). Die Beratungen, bei denen auch die Außen- und
Verteidigungsminister zugegen waren, und ihre Ergebnisse gehören zu
den wichtigsten in der Geschichte der Allianz.

Dafür steht in allererster Linie die "Studie über die langfristigen
Tendenzen in den Ost-West-Beziehungen". Für dieses Dokument galt eine
30-jährige Sperrfrist. Nach mehreren erfolglosen Versuchen gelang es
dem Autor im Oktober 2014, es einzusehen (schon vor der Verabschiedung
1978 lag die Studie der Hauptverwaltung Aufklärung des Ministeriums
für Staatssicherheit der DDR vor). Die Studie "behandelte ausführlich
die innere Lage der Sowjetunion, ihre wirtschaftlichen Probleme ...,
ihre Differenzen mit China und die immer sichtbarere Erosion des
Warschauer Pakts. Ausdrücklich wies die Studie auf die Bemühungen der
DDR-Führung hin, die internen Probleme der DDR durch größere
Eigenständigkeit gegenüber der Sowjetunion zu lösen. Sie beschrieb die
zentrifugalen Tendenzen innerhalb des Warschauer Pakts zutreffend ..."
(2)

Der Chef der HVA, Generaloberst Markus Wolf, hielt das Dokument, "das
meinen eigenen Gedanken und Erkenntnissen der letzten Monate
(entsprach)", für so relevant, dass er mit ihm auf die politische
Führung seines Landes zugunsten von weitreichenden politischen
Korrekturen zugeben wollte.(3)

Zu den Grundlagen der Studie gehören Passagen, die bei oberflächlicher
Lektüre untergehen. In Punkt 147 heißt es: "Es scheint wenig Zweifel
daran zu geben, dass sich die sowjetischen Führer weiter bemühen
werden, besondere Beziehungen zu den Vereinigten Staaten zu
unterhalten und eine direkte Konfrontation zu vermeiden, unabhängig
von Schwankungen in der Entspannungspolitik." In Anbetracht des
militärischen Potenzials der USA "auf allen Gebieten" bleibt es der
schlussendlich entscheidende Antrieb der sowjetischen Politik, eine
Konfrontation der beiden Supermächte zu vermeiden (Punkt 165). Der
Punkt 189 im Teil III ("Konsequenzen für die Allianz") formuliert
diesen Gedanken mit den Worten: "Die Sowjetregierung wird
wahrscheinlich in absehbarer Zukunft ihre Politik der Entspannung
weiterführen." So wurde auch auf der NAC-Tagung selbst diskutiert, wie
z.B. die Meinungsäußerung des griechischen Ministerpräsidenten
Karamanlis dokumentierte.(4) Zu den drei Kernzielen der Außenpolitik
der UdSSR zähle die Politik der friedlichen Koexistenz und der
Entspannung, zu der auch der Wirtschaftsaustausch gehöre. Zuvor schon
war der Entspannungskonzeption Moskaus attestiert werden, sie wolle
eine militärische und jede gefährliche Konfrontation vermeiden und
eine gewisse Stabilität in den Ost-West-Beziehungen aufrechterhalten.
Fundamentales Ziel der Sowjetregierung, und daran werde sich nichts
ändern, sei es, einer Konfrontation der beiden Supermächte
vorzubeugen. Die UdSSR habe ungeachtet ihres starken Militärpotenzials
ein tiefes Misstrauen gegen jegliches Abenteurertum. In diesen
Beurteilungskomplex fällt - so indirekt an anderer Stelle - der in den
1970er Jahren in der deutschen Frage erreichte modus vivendi. Eine
friedliche Entwicklung in dieser Region stehe im positiven Einklang
mit dem sowjetischen Interesse nach Fortführung der Entspannung.

Diese für die UdSSR angenommenen strategischen politischen
Zielstellungen korrespondieren mit einem für die Streitkräfte der
Organisation des Warschauer Vertrages unterstellten strategischen
Auftrag. An erster Stelle stehe die Verteidigung der territorialen
Integrität seiner Mitgliedsländer. Es folgen die Aufrechterhaltung der
bestehenden Ordnung in den Ländern bzw. die Sicherung des Status quo
und schließlich die Unterstützung der militärischen Ziele der
Sowjetunion.

Wären alle diese Punkte zum richtungsbestimmenden Politikkonzept des
Nordatlantikblocks geworden, dann hätte die Entspannungspolitik der
1970er Jahre zum Vorteil für alle fortgeführt werden können. Und was
noch wichtiger ist: Die Welt wäre nicht bis unmittelbar an den Rand
einer nuklearen Katastrophe gebracht werden.

USA-Präsident Ronald W. Reagan gab hingegen die Linie der Liquidierung
des anderen Gesellschaftssystems unmissverständlich vor. In einer Rede
am 8. Juni 1982, in der er einen "Kreuzzug gegen den Kommunismus"
verkündete, erklärte er, dieser werde "den Marxismus-Leninismus auf
dem Aschehaufen der Geschichte zurücklassen ..."(5) Am 8. März 1983
bezeichnete er in Orlando (Florida) die Sowjetunion als "das Zentrum
des Bösen in der modernen Welt". Und er verlangte die Zerstörung des
Realsozialismus: "Wir werden ihn abschließen als ein trauriges,
bizarres Kapitel der Geschichte, dessen letzte Seiten eben geschrieben
werden. Wir werden uns nicht damit abgeben, ihn anzuprangern, wir
werden uns seiner entledigen ..."(6)

Dem entsprachen die militärischen Planungen. Die Kursnahme auf die
Fähigkeit zum nuklearen Entwaffnungsschlag, zur nuklearen Enthauptung
des Gegners, war u.a. in dem Grundsatzdokument des
USA-Verteidigungsministeriums zur Militär- und Rüstungspolitik "Fiscal
Year 1984-1988 Defense Guidance" vom 29. März 1982 niedergelegt.
Dieses 125-seitige strategische Grundsatzdokument forderte u.a.,
"Pläne mit dem Ziel zu entwickeln, die Sowjetunion auf jedem
Konfliktniveau - von Aufständen bis hin zum Atomkrieg - zu besiegen".
Weiter hieß es, die Strategie des nuklearen Krieges würde auf der so
genannten Enthauptung ("decapitation") basieren, wobei Schläge gegen
die politische und militärische Führung sowie gegen die
Nachrichtenverbindungen und Verkehrsadern der Sowjetunion gemeint
sind.(7) Es gehe darum, "dem sowjetischen Huhn den Kopf
abzuschneiden".(8) Moskau war selbstverständlich bekannt, dass zwei
der einflussreichsten Strategieberater Reagans verlangten: "Die
Vereinigten Staaten sollten planen, die Sowjetunion zu besiegen, und
dies zu einem Preis, der eine Erholung der USA erlauben würde.
Washington sollte Kriegsziele festlegen, die letztendlich die
Zerstörung der politischen Macht der Sowjets und das Entstehen einer
Nachkriegs-Weltordnung, die den westlichen Wertvorstellungen
entspricht, in Betracht ziehen."(9)

All das kollidierte mit der ehernen Säule der sowjetischen
Militärdoktrin, nämlich dass sich ein 22. Juni 1941 niemals
wiederholen dürfe: Um keinen Preis der Welt sollte das Land wieder
Opfer eines erbarmungslosen Überfalls werden.

Das analytische Grundsatzdokument für die Konfrontationspolitik des
Nordatlantikpaktes der 1980er Jahre, die zusammen mit den tief
reichenden und existenziellen inneren Krisenprozessen den Untergang
des Realsozialismus in den von der UdSSR geführten osteuropäischen
Ländern bewirkte, war die Ost-West-Studie der NATO von 1978. Wer diese
welthistorisch kaum zu überschätzende Umwälzung verstehen will, kommt
an dieser Studie nicht vorbei. Und zwar in zweierlei Hinsicht: wegen
der Präzision der Analyse und des - allerdings nur indirekt -
enthaltenen strategischen Schlachtplans zum schlussendlich errungenen
Sieg über das alternative Gesellschaftsmodell.

Der hohe Grad an Exaktheit der Studie schließt Wiederholungen, damit
oft zusammenhängend zum Teil unsystematische Gruppierungen der Inhalte
sowie manche Widersprüchlichkeit. Verschwommenheit und sogar
Fehlerhaftigkeit nicht aus. Darüber hinaus ist das Dokument in den
Voraussagen höchst vorsichtig.

Im Zentrum der Analyse, "die den Akzent besonders auf jene Elemente
legt, die einen direkten Einfluss auf die Ost-West-Beziehungen haben
werden",(10) stehen die Lage, die Absichten und die Perspektiven der
UdSSR. In den umfangreichen Passagen dazu gibt es zudem teilweise
erhebliche Fehleinschätzungen, wobei für letztere wohl häufig auch die
politische Absicht maßgebend war, die NATO-Partner mit einem
bedrohlich daher kommenden Szenario auf Kurs zu bringen.

Zu den Grundannahmen in der Studie, die im Kern aber

Selbstverständlichkeiten

waren, zählen:


	die UdSSR wird ihren Anspruch, Weltmacht, Großmacht und Supermacht zu sein, verteidigen;

	die UdSSR wird die Parität mit den USA vor allem auf politischem und militärischem Gebiet verteidigen;

	die UdSSR wird ihre nach dem Zweiten Weltkrieg errungene Position der Stärke in Europa verteidigen.



Sodann breitet die Studie eine breite Palette von tiefgreifenden
Problemen aus, vor denen die UdSSR als Ganzes und ihre Führung sowie
ihre Bündnispartner stehen. Die Nichtbewältigung dieser fundamentalen
Probleme, der die Weigerung vorangegangen ist, sie in ihrer
existenziellen Bedeutung überhaupt im gebotenen Maße zur Kenntnis zu
nehmen, bewirkte schließlich den Zusammenbruch des Realsozialismus in
Ost- und Südosteuropa in den Jahren 1989 bis 1991.

Das NATO-Dokument von 1978 listet sie, zum Teil wiederholt bzw. in
unterschiedlichen Zusammenhängen oder Nuancierungen. folgendermaßen
auf:


1. Ökonomische Schwierigkeiten

Sie werden als ein Hauptfaktor der (relativen - L.S.) Instabilität des
Sowjetsystems eingeschätzt. Das Regierungs- und Verwaltungssystem der
UdSSR ist unfähig, eine Wirtschaft zu schaffen, die den Anforderungen
der heutigen Zeit entspricht. Das Land - zweitstärkste Industriemacht
der Erde - werde wahrscheinlich in eine lange Periode verminderten
Wachstums eintreten. Belief es sich beim Bruttonationalprodukt (BNP)
zwischen 1950 und 1970 jährlich auf durchschnittlich 5,3 Prozent, so
zwischen 1971 und 1975 lediglich entsprechend auf 3,8 Prozent. Jetzt
werden sogar nur 3 Prozent befürchtet. Das betrifft die Schwer- und
die Leichtindustrie gleichermaßen. Hier stehen eigentlich erhebliche
Investitionen auf der Tagesordnung. Dies umso mehr, als der
Konsumtionsbedarf der Bevölkerung immer drängender wird. Sinkende
Geburtenraten bewirken, dass die Qualität und Verfügbarkeit der
Arbeitskräfte dauerhaft abnehmen, besonders in der Industrie und im
Dienstleistungssektor. Der Staat hat nur begrenzte (im NATO-Dokument
aufgezählte) Möglichkeiten, dem entgegenzuwirken, darunter die
Reduzierung der Militärdienstzeit.

Weitere sehr nachteilige Faktoren sind u. a. die Schwerfälligkeit des
bürokratischen Apparats, die Abschottung des (leistungsfähigen - L.S.)
militärischen Sektors vom zivilen und die Restriktionen für den
wissenschaftlich-technischen Austausch mit dem Westen. Dabei seien
Technologieimporte aus dem Westen besonders für die Chemie-, Erdöl-
bzw. Erdgas- und Automobilindustrie sowie in der Informationstechnik
und Mikroelektronik dringend erforderlich. Dem stünden jedoch hohe
Außenhandelsdefizite und Schulden in Devisen gegenüber.

Größte Sorgen bereitete Moskau dazu die Landwirtschaft. Sie trägt zu
einem Fünftel zum BNP bei, bindet jedoch ein Viertel bis ein Drittel
des Arbeitskräftereservoirs (in den USA und Kanada fünf Prozent). In
der Gesamtschau magere Böden, schlechte klimatische Bedingungen,
gering qualifizierte Arbeitskräfte, ein Investitionsstau bei
Landtechnik, ein zu geringer Einsatz der Agrochemie, ungeeignete
Organisationsformen und mangelnde Stimulation sind die
schwerwiegendsten Probleme.

Die wirtschaftliche Lage der UdSSR macht es auch zunehmend
komplizierter, wenn nicht gar unmöglich, die Ressourcen für neue
Militärprogramme zu erschließen. Trotzdem wird - auch für jede neue
politische Führung - die sowjetische Militärmacht absolute Priorität
genießen. Dies sowohl in außen- als auch in innenpolitischer Hinsicht.
Wahrscheinlich wird in der Perspektive das Wachstum des BNP hinter dem
des Verteidigungsbudgets zurückbleiben, das gegenwärtig auf 11 bis 13
Prozent vom BNP veranschlagt wird, obgleich sich die Führung in Moskau
eigentlich gezwungen sehen könnte, einen Gegenkurs einzuschlagen. Sie
könne sich aber darauf verlassen, dass die große Masse des Volkes
blind den Begründungen für die Verteidigungsausgaben folge. Die
Ressourcen für die Stärkung der Militärmacht schwinden dennoch, und so
werden auch die Aufwendungen für das Militär auf lange Sicht auf den
Prüfstand gestellt werden müssen. Doch sollten die "Sowjets" zu der
Einschätzung kommen, ihr gewaltiges Militärpotenzial reiche nicht aus,
würden sie ohne Zögern ihre Ausgaben dafür erhöhen, und die
Bevölkerung würde das akzeptieren. Das Fehlen einer effektiven
Wirtschaft macht die Sowjetunion zu einer unvollständigen Supermacht;
das einzige Attribut dafür ist die Militärmacht.

Zunehmende wirtschaftliche Komplikationen werden sich auch bei den
osteuropäischen Verbündeten der UdSSR einstellen. Wohl seien dort in
den zurückliegenden 15 Jahren die nationalen Wirtschaften und der
relative Wohlstand fühlbar gestiegen. Die DDR und die CSSR haben im
BNP sogar zu vielen westlichen Staaten aufgeschlossen, in bestimmten
Bereichen habe das Industriepotenzial Osteuropas mit dem in Westeuropa
gleichgezogen, und bei Konsumgütern bessere sich die Lage, allerdings
bei zurückgebliebener Qualität. Dagegen stünde eine Verlangsamung des
industriellen Wachstums. Dazu kämen die Abhängigkeit von Getreide- und
Erdölimporten, veraltete Industrieanlagen, die unbefriedigende Lage in
der Landwirtschaft, fehlende Anreize zur Erhöhung der Produktivität,
eine Besorgnis erregende demographische Entwicklung, die hohe
Verschuldung gegenüber dem Westen und die Notwendigkeit, die
Westimporte zurückzufahren und die Exporte dorthin zu steigern. Die
UdSSR sei an einer prosperierenden wirtschaftlichen Entwicklung in
Osteuropa interessiert, einschließlich entsprechender Kontakte zum
Westen. Deshalb werde Moskau den Partnern auch weiter Rohstoffe und
Energieträgern zu günstigen Preisen verkaufen. Doch würde es
Einschränkungen bei der Lieferung von Erdöl geben, erst recht, wenn es
in der Sowjetunion in den 1980er Jahren zu einer Energiekrise kommen
sollte. Es bestehe aber ein gegenseitiges Aufeinanderangewiesensein,
wogegen die hinter den Erwartungen zurückbleibende ökonomische
Integration im RGW stehe.(11)

Angesichts all dessen befänden sich auf der Agenda in den
osteuropäischen Staaten umfangreiche Reformen, besonders in Richtung
Steigerung der materiellen Anreize, Einführung einer realistischen
Preisstruktur und Dezentralisierung. Zweifel sind jedoch angebracht,
ob dazu die politischen Führungen in der Lage sind, besonders in
Anbetracht der Haltung Moskaus. Durch ökonomisches Flickwerk und "mit
ein bisschen Glück" haben alle Regierungen in Osteuropa oder viele von
ihnen die Chance, die wirtschaftlichen Unwetter der nächsten Jahre zu
überstehen.

Am kompliziertesten sei es aber in Polen, wo die Unzufriedenheit der
Werktätigen am größten ist, und in der DDR, auf die die
Anziehungskraft der benachbarten Bundesrepublik wirke. In beiden
Ländern, vor allem in Polen, könnte in den nächsten zehn Jahren eine
explosive Situation entstehen, wenn dort die Arbeiter, die
Intelligenz, die Kirche, Nationalisten und "Anti-Russen" ihre
Anstrengungen bündeln. Dann droht sogar ein Militärputsch und die
Hilfe der UdSSR, um die alte Ordnung wieder herzustellen. Über
ausgebaute Wirtschaftsbeziehungen habe der Westen die Möglichkeit, die
Abhängigkeit der osteuropäischen Staaten von der Sowjetunion zu
schwächen und eine Liberalisierung im Innern zu befördern.


2. Die Nachfolge in der politischen Führung

Die Herrschaft der Staatspartei ist Basis des gesamten Sowjetsystems
(das damit angreifbar ist - L.S.). In der politischen Hierarchie
gruppieren sich um die Führung Tausende von Technokraten und
Funktionären, die vom System profitieren und die mehr aus
Bequemlichkeit denn aus Überzeugung handeln. Insofern ist die
Nachfolgefrage bei der politischen Führung in der UdSSR von
überragender Bedeutung, gibt das NATO-Dokument zu erkennen. Für die
Sowjetunion ist sie völlig offen. Dabei wirkt verschärfend, dass die
eventuell wieder Turbulenzen verursachenden Verfahren bei der
Erneuerung der Führungsmannschaft nicht geklärt sind. All dies ist von
umso nachhaltigerer Brisanz, als die Lösung der großen ökonomischen
Probleme, aber auch die Beziehungen zum Westen nicht zuletzt vom
Spitzenpersonal abhängen. Angesichts des hohen Alters möglicher
Nachfolger von Breshnew als KPdSU-Generalsekretär ist absehbar, dass
die (unmittelbare - L.S.) Nachfolgeriege, die in sich inhomogen ist,
nicht sehr lange im Amt sein wird. Im Zeitraum des personellen
Wechsels, den das NATO-Dokument auf zehn Jahre veranschlagt, würden
die drängendsten Fragen vor sich hergeschoben werden. Er könnte von
mehrjährigen Unsicherheiten geprägt sein. Dabei werde wohl der
Konservatismus die Oberhand behalten - ein Breshnewismus ohne
Breshnew.

Eine optimistischere Hypothese, die mit den tiefgreifenden
Wirtschaftsproblemen korrespondiert, laufe auf eine flexiblere,
verjüngte und mit Technokraten durchsetzte Mannschaft hinaus, die mit
Reformen eine gelenkte Umgestaltung der Sowjetgesellschaft in Richtung
größerer Effektivität und Öffnung angehen könnte. Und eine
fundamentale Wirtschaftsreform sowie die Lösung wachsender sozialer
Probleme werden für die Sowjetunion immer zwingender. Die neue
Generation ist in einem Lebensalter um die 50, verfügt über ein hohes
Bildungsniveau, ist voraussichtlich weniger dogmatisch, aber
nationalistischer, scheint aufnahmebereit für die Erfordernisse der
modernen Welt und pragmatischer. U. U. könnten sie jedoch eine härtere
Haltung gegenüber dem Westen einnehmen. Bei einem Scheitern - wie
unter Chruschtschow - könnte eine Verschärfung der Repression nach
innen mit ähnlichen Wirkungen nach außen folgen. Unter dem Strich
scheint ein radikaler Wechsel unwahrscheinlich und ein offener
Machtkampf in der Nachfolgefrage nicht zwingend. In der Übergangsphase
sind Rückschläge, Unsicherheiten und widersprüchliche Entwicklungen
möglich.

Bei der Mehrzahl der Verbündeten Moskaus haben die Führungen die Macht
fest in den Händen. Die dortigen Staats- und Parteichefs bzw. ihre
Politik werden sich bis Ende der 1980er Jahre nicht verändern,
eingeschränkt allerdings dadurch, wer in der Sowjetunion auf Breshnew
folgt. Ein plötzlicher Ausfall an der Staats- und Parteispitze könnte
in allen osteuropäischen Ländern in einen offenen Kampf um die
Nachfolge und auch in Aufruhr im Lande münden. Die relative Stabilität
in Osteuropa beruht auch darauf, dass die Loyalität der Streitkräfte
aller Staaten dort durchgesetzt ist. Änderungen in Friedenszeiten sind
dabei nicht "absehbar. Im inneren und äußeren Konfliktfall ist dies
jedoch nicht sicher. Die UdSSR könne nicht absolut auf die
osteuropäischen Armeen vertrauen.


3. Der Nationalismus

Der Nationalismus bleibt in der absehbaren Zukunft eine brisante
Frage, obwohl er für das "Regime" noch keine ernste Gefahr sei. Das
Nationalbewusstsein entwickelt sich in bestimmten Teilen des Landes
und könnte insbesondere dann noch einen Aufschwung erfahren, wenn der
russische Bevölkerungsanteil abnimmt und die "Großrussen" ihre
absolute Herrschaft dennoch aufrechterhalten und ein "Sowjetvolk"
zusammenschmelzen wollen. Tatsächlich liege ein Missverhältnis in den
Geburtenraten bei den Russen einerseits und den Völkern
Transkaukasiens und Zentralasiens andererseits vor. So wachse der
islamische Bevölkerungsanteil; im Jahre 2000 werde jeder vierte
Sowjetbürger ein Moslem sein. Die wirtschaftlichen Ungleichgewichte
zwischen den verschiedenen Regionen mit ihren jeweiligen
Nationalitäten spitzen dieses Problem noch zu. Anlass zu ernster
Besorgnis für Moskau ist besonders auch der ukrainische Nationalismus,
der durch zahlreiche Auslandsukrainer angeheizt wird.

In den Ländern Osteuropas äußern sich nationalistische Tendenzen auch
in der Weise, dass, bis hinein in Regierungskreise sogar ein geistiges
Anknüpfen an die Vorkriegsregimes zu verzeichnen ist. Verbreitet ist
traditionell die Russophobie, die sich bei anschwellender allgemeiner
Unzufriedenheit noch verschärfen könnte. Eine gewisse
Sowjetfeindlichkeit ist sogar in den Streitkräften anzutreffen,
besonders in denen der CSSR und Ungarns. "Brennend" sei außerdem das
überkommene Problem mit den nationalen Minderheiten, ohne dass es aber
eine Gefahr für die Stabilität und den Zusammenhalt des "Ostblocks"
darstelle. Bulgarien und Albanien könnten aber bei ihren nationalen
Minoritäten einen aggressiveren Kurs einschlagen, ebenso Jugoslawien
nach dem Ableben Präsident Titos.


4. Das Dissidententum

Die sowjetischen Werktätigen sind relativ geduldig, doch eine
Bedrohung des Lebensniveaus könnte unter der Bevölkerung der UdSSR und
ihrer Verbündeten Bewegungen auslösen. Schon jetzt haben es viele
Menschen gewagt, vor dem Hintergrund ethnischer, religiöser,
intellektueller, künstlerischer, wirtschaftlicher und anderer Gründe
offen ihre Unzufriedenheit mit dem politischen System zu äußern. Aber:
Der größte Teil des Volkes und sogar der Intelligenz akzeptiert das
System und ist bereit, in ihm zu arbeiten.

Problematischer sieht es für Moskau in den anderen Staaten des
Warschauer Vertrages aus, die DDR ausdrücklich eingeschlossen. Zu den
alten Faktoren wie die relativ unpopulären "Regimes", Nationalismus
und Anziehungskraft des Westens gesellten sich neue. Hier hinein fällt
vor allem der Rückgang des Wirtschaftswachstums. Es werde immer
schwieriger, die Bedürfnisse der Verbraucher zu befriedigen, hinzu
kommt die Gefahr von Preissteigerungen, was eine starke Quelle für
Unzufriedenheit sein könnte. Dazu addierten sich die nachlassende
Bindekraft bzw. Glaubwürdigkeit der Ideologie - die UdSSR ist
augenblicklich wohl zum ersten Mal ideologisch in der Defensive - und
das Aufleben des Dissidententums. Gegenüber ersterer zeigen die
Menschen eine allgemeine Apathie, und das Dissidententum könnte mit
den nationalistischen Strömungen und den Kirchen eine Verbindung
eingehen.

All dies könnte zu tiefgreifenderen Destabilisierungen als in der
Sowjetunion führen, besonders in Polen, obwohl die
osteuropäischen"Regimes" in der Obhut Moskaus augenblicklich noch fest
im Sattel säßen; die DDR ist sogar existenziell auf die UdSSR
angewiesen. Die Menschen in Osteuropa haben einerseits offenbar
resigniert und ziehen sich vor dem Druck der Staatsmacht und der
Bürokratie in das Private zurück. Andererseits wollen sie auch die
relativen Fortschritte im Lebensniveau nicht gefährden. So werden
wahrscheinlich die Faktoren der Stabilität jene der Instabilität
überwiegen.

Im unmittelbaren Bezug auf das Dissidententum ist in vielen Ländern
Osteuropas eine wachsende Unterstützung von verschiedener Seite
festzustellen. Zunehmend fühlbareren Einfluss entfalten die
bürgerlichen Menschenrechte und in dieser Hinsicht die Inhalte der
KSZE-Schlussakte von Helsinki 1975, die Ermutigung der Opposition
durch die westliche Politik, aber auch der Eurokommunismus. Das Klima
für die Thesen der Dissidenten bleibt günstig.

Aber: Es existiert noch keine echte Oppositionsbewegung, also eine
Opposition mit einer gewissen Breite, weil dafür die breite
Unterstützung durch die Bevölkerung fehlt. Außerdem ist keine
Koordination zwischen den Dissidentengruppen zu erkennen, so dass sie
weiterhin wahrscheinlich isoliert bleiben. Im Ergebnis wird das
Dissidententum in den 1980er Jahren aller Voraussicht nach keine
wichtigere Rolle spielen als heute, nur der Druck auf die Opposition
wird stärker werden.

Die "Regimes" ihrerseits könnten in Zukunft ein höheres Maß an
Toleranz an den Tag legen. Das trifft schon jetzt auf die Kirchen zu,
mit denen ein modus vivendi hergestellt wurde. Ihr Einfluss ist im
Übrigen begrenzt, und sie stellen keine Gefahr für die "Regimes" dar.
Polen ist ein Sonderfall, wo sich der Klerus mit den Protestbewegungen
der Werktätigen und Intellektuellen verbünden könnte. Ähnliches könnte
sich nach dem Tod von Parteichef Kádár in Ungarn abspielen.

Ziel des Westens, der Wille der Regierungen und der öffentlichen
Meinung, sei es, in das "kommunistische Lager" die Debatte über die
demokratischen und die Menschenrechte hineinzutragen, eingeschlossen
die religiöse Freiheit. Auch die Entwicklung der menschlichen Kontakte
zwischen Ost und West stehe auf der Tagesordnung. Sie hat bisher noch
nicht zu den vom Westen gewünschten Effekten geführt, nachgelassen
werden dürfe aber dabei nicht. Die Aufrechterhaltung politischer,
gesellschaftlicher, kultureller und wirtschaftlicher Beziehungen gemäß
dem eigenen Verständnis von Entspannung (hier klingt die 1963 von Egon
Bahr entwickelte Konzeption des "Wandels durch Annäherung" an) sei der
beste Weg für den Westen, Einfluss auf den Osten auszuüben. aber auch
um die Hegemonie der UdSSR über Osteuropa einzuschränken. Speziell für
die Sowjetunion gehe es darum, die Toleranz und den Liberalismus
voranzubringen.

In Bezug auf die Außenpolitik erkennt die Studie der NATO bei der
UdSSR zwar eine moderatere Linie, jedoch seien die Ziele unverändert;
zum Teil knüpft sie an diese des Zarenreiches an,(12) und sie schwankt
zwischen Pragmatismus und Ideologie: Verteidigung des eigenen
Territoriums gegen den Kapitalismus, aber auch gegen China, Erhalt der
Hegemonie in Osteuropa und damit des territorialen Vorfeldes mit dem
Hauptinstrument des Warschauer Vertrages, Expansion (besonders im
Nahen Osten, in Südasien und Afrika) und Vorantreiben des
revolutionären Weltprozesses, Stärkung der Rolle der UdSSR als
Führerin der internationalen kommunistischen Bewegung, Verhinderung
einer deutschen Wiedervereinigung, Erhalt des Status von Westberlin
als besonderer politischer Einheit.

Zu den westlichen Staaten strebt Moskau einen neuen Typ der
Beziehungen an. Bei Begrenzung der Entspannung auf die
zwischenstaatliche Ebene (also nicht auf die zwischen den Menschen)
will Moskau eine gewisse Stabilität erreichen und eine militärische
Konfrontation vermeiden. Das Verhältnis zu den USA ist dabei von
besonderer Bedeutung. Dies hauptsächlich, um die gleichberechtigte
Rolle auf der Weltbühne zu betonen, am Management internationaler
Krisen teilzunehmen (womit eine Eskalation in einen nuklearen
Weltkrieg verhindert werden soll), das Wettrüsten zu begrenzen und
eine Annäherung Washingtons und Pekings zu hintertreiben.

Bei den Analysen im militärischen Bereich wird die teilweise
Widersprüchlichkeit der NATO-Studie mit am deutlichsten. Einerseits
räumt sie ein, dass die Verteidigung des eigenen Territoriums für die
Sowjetunion an oberster Stelle steht, was auch aus historischen
Erfahrungen mit ausländischen Interventionen erwächst.(13) Hier liegt
eines der wichtigsten Motive für die absolute Priorität, die der
sowjetischen Militärmacht eingeräumt wird. Der Hauptauftrag der
Streitkräfte des Warschauer Vertrages, von denen nach der Sowjetarmee
diejenigen der DDR, Polens und Bulgariens die leistungsfähigsten
darstellen, ist ebenfalls die Verteidigung der territorialen
Integrität. Eingeräumt wird, dass die sowjetischen Streitkräfte ein
politisches Instrument sind, weniger eines, um Krieg zu führen. Es ist
Instrument der Innen-, vor allem aber der Außenpolitik, auch mit Blick
auf die nichtpaktgebundenen Nachbarländer und die Dritte Welt. In
erster Linie aber ist es für Moskau das erstrangige Attribut für den
Status als Supermacht (zumal beim sonstigen wirtschaftlichen und
technologischen Rückstand und der nachlassenden ideologischen
Ausstrahlung). Es dient der eigenen Sicherheit, der Kontrolle
Osteuropas und dazu, eine Abschreckungswirkung gegen die den
Westmächten und China zugeschrieben Absichten zu entfalten. Sollte
sich die Sowjetunion vor die Entscheidung gestellt sehen: Entspannung
oder Erhalt des "Imperiums", werde sie sich für das Letztere
entscheiden.

Im Kontrast dazu tauchen an verschiedenen Stellen Passagen auf, die
das Gegenteil, zumindest aber aggressive Absichten Moskaus, nahelegen.
Man beobachte, ungeachtet der ökonomischen und sozio-politischen
Probleme, ein fortdauerndes Anwachsen der sowjetischen Militärmacht,
und zwar aller Teilstreitkräfte, auch im Rahmen des Warschauer
Vertrages insgesamt. Ihr Umfang werde stabil bleiben, aber die
materielle Ausstattung verbessere sich immer mehr. Das betrifft
Feuerkraft, Mobilität und Flexibilität, womit künftig auch Operationen
mit großer Effektivität selbst in entfernten Gebieten geführt werden
können. Dazu dienten besonders auch die sich rapide entwickelnden
Seestreitkräfte, die immer mehr in die warmen Meere vorgeschoben
werden. Gegner sind die "revanchistischen Kapitalisten", aber auch -
langfristig - China. Gegen sie wird der Akzent zunehmend auf offensive
Rüstungen gelegt. Sollte sich das Kräfteverhältnis spürbar zugunsten
des Warschauer Vertrages verändern, könnten die "Sowjets" versucht
sein, ihre Militärmacht direkter als Mittel der Politik einzusetzen.
Auch innere Probleme wie mehrere schlechte Ernten hintereinander,
andauernde wirtschaftliche Schwierigkeiten oder Turbulenzen in
Osteuropa könnten Moskau dazu veranlassen. Allerdings existiert dafür
offenbar kein auf lange Sicht angelegter Generalplan.

Ungeachtet aller kritischen Sichten verschließt die NATO-Studie nicht
die Augen vor den Stärken des sowjetischen und auf die ost- bzw.
südosteuropäischen Staaten prinzipiell übertragenen Gesellschafts- und
Staatsmodells, wobei zum Teil zwischen der Sowjetunion einerseits und
ihren Verbündeten andererseits sowie zwischen den Verbündeten durchaus
Unterschiede festgestellt wurden.

Aufgeführt werden:


	die UdSSR durchlebt gegenwärtig die längste Periode des äußeren und des sozialen Friedens ihrer Geschichte, die Bevölkerung empfindet im bestimmten Maße ein Gefühl der persönlichen Sicherheit und Stabilität, die in der Ära Stalins völlig fehlten und in der Chruschtschows nur schwach ausgeprägt waren;

	das zurückliegende Jahrzehnt sah in der Sowjetunion einen spürbaren, wenn auch ungleich verteilten Anstieg des Lebensstandards;

	in der Bevölkerung gibt es keinerlei Anzeichen einer Unzufriedenheit, die die Stabilität des "Regimes" gefährden könnte;

	obwohl ein Großteil der Menschen das westliche System wegen seiner Freiheiten und wirtschaftlichen Leistungskraft bewundert, würden sie bei freier Wahl wahrscheinlich viele Aspekte des Sozialismus bewahren wollen.



Die NATO-Studie ist keine direkte Richtlinie, wie der Westen auf die
Sowjetunion und ihre Verbündeten einwirken sollte, um deren
Zusammenbruch zu befördern. Dies wäre schon allein deshalb nicht
durchzusetzen gewesen, weil in der NATO das Einstimmigkeitsprinzip
herrscht: Kein Grundsatzdokument, erst recht keines von der
strategischen Bedeutung der Ost-West-Studie von 1978, könnte mit
Gegenstimmen verabschiedet werden. Vor allem aber kleinere
Paktmitglieder wären für einen offen aggressiven Kurs nicht zu
gewinnen gewesen. Divergenzen wurden und werden deshalb im Vorfeld
ausgeräumt, und es wird Zuflucht zu Formelkompromissen bzw.
verklausulierten Abreden gesucht, die allen Beteiligten die
gewünschten Interpretationsspielräume belassen. Außerdem nutzt man
Bilder, die die eigentlichen Ziele in der Diplomatensprache
ausreichend beschreiben. Sollte man folgenden Satz nicht verstehen?
"Das Vorankommen einer zivilisierteren Gesellschaft in der UdSSR und
im sowjetischen Block entspricht den Interessen des Westens."

All das findet man in der Ost-West-Studie. Allein das Auflisten von
Stärken und Schwächen der Gegenseite offenbart die für notwendig
erachteten Ansätze für die eigene Politik. Meinungsverschiedenheiten
traten aber offensichtlich dennoch auf und zwangen dazu, am 24. Mai
1978 aus dem zweiten Teil ("Allgemeine Bewertung") mit einer
"Berichtigung" ein ganzes Kapitel von acht Seiten herauszunehmen:
"Offene Gebiete für die westliche Einflussnahme".

Dies ändert jedoch nichts daran, dass man sich ja zunächst auf die
Inhalte des Kapitels verständigt hatte. Und somit waren sie in der
Welt, wirkten indirekt als Vorgabe für das Agieren auf der
internationalen Bühne. Es empfiehlt sich, das gestrichene Kapitel des
Dokuments mit dem beibehaltenen Teil III unter der Überschrift
"Konsequenzen für die Allianz" auf die darin vermittelt enthaltenen
Impulse zur Auseinandersetzung mit dem östlichen Gegner hin zu
untersuchen:

Die einzig effektive Art, um auf die UdSSR einzuwirken und sie von der
Ausweitung ihrer Einflusszone(n) abzuhalten, sei eine glaubwürdige
militärische Abschreckung, den politischen Zusammenhalt des Westens
aufrechtzuerhalten und es für die Sowjetunion teuer und gefährlich zu
machen, die eine oder andere Situation in der Welt auszunutzen.(14)
Die Abschreckungsdoktrin und die Bedrohungsszenarien sind
Zwillingsschwestern.(15) Der Kalte Krieg hat stets aufs Neue bewiesen,
dass beide für den Nordatlantikpakt allein dazu dienten, immer wieder
weitere Runden der Auf- und Hochrüstung zu begründen. An anderer
Stelle fügt die NATO-Studie hinzu, dass Abschreckung allein nicht
ausreiche. Mit dem Ziel, das Erstarken des sowjetischen
Militärpotenzials zu verhindern, sollte der Westen auch
Rüstungskontrolle und Abrüstung betreiben.

In einer sich schnell verändernden Welt gäbe es auch weniger "brutale"
Möglichkeiten, um geschickt auf die "Sowjets" einzuwirken. Beispiele
sind der Technologietransfers und die Entwicklung von
Ost-West-Kontakten zwischen Wissenschaftlern, Außenhandelsexperten und
Technikern. Handelsbeziehungen, Kreditgewährung eingeschlossen, seien
für den Westen geeignet, Einfluss auf die sowjetische Politik zu
nehmen. Sei es, indem sie forciert, oder sei es, indem sie abgebrochen
oder heruntergefahren werden. Wird an diesem Punkt schon erkennbar,
dass die Wirtschaftsbeziehungen zum Osten den politischen Interessen
untergeordnet sind, so wird die Studie in Bezug auf Kredite noch
deutlicher: Es sei möglich, dass der Westen aus politischen und
ökonomischen Gründen einmal nicht mehr bereit sein könnte, "den
Ländern des Ostens unbegrenzte Kredite zur Verfügung zu stellen." Bei
alledem müsse jedoch Vorsicht walten, denn das Ausüben von Druck könne
beim Zielobjekt zu Autarkieanstrengungen führen, die nicht im
Interesse des Westens lägen. Im Übrigen: Unabhängig von der Politik
ziehe der Westen auch Ökonomische Vorteile aus den genannten
Wirtschaftsbeziehungen, deren Nutzen im Übrigen für den
Militärisch-Industriellen Komplex der UdSSR schwer zu bewerten ist,
aber nicht überschätzt werden sollte. Unter dem Strich bewirke der
ökonomische Austausch mit der Sowjetunion und erst recht der mit den
osteuropäischen Staaten mehr positive als negative Effekte, vor allem
in Richtung von mehr Weltoffenheit und gesellschaftlicher
Liberalisierung.

In anderen Passagen wird ausgeführt: Sollten die künftigen Führer der
UdSSR einen "negativeren" Kurs gegenüber dem Westen einschlagen, dann
werde ihnen der Preis dafür klar werden. In diesem Umfeld kann man in
der Sowjetunion schon heute die "Westorientierten" und die
"Slawophilen" unterscheiden. Der Westen sollte Moskau deutlich vor
Augen führen, dass es besser ist, mit ihm zu kooperieren als sich in
eine Konfrontation zu begeben. Gegenüber der Dritten Welt sollte
aufgezeigt werden, dass der Osten auf lange Sicht unfähig zu einem
wirksamen Beitrag zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung ist. Umgekehrt
sollte der Westen "wirkliche" Nichtpaktgebundenheit und Neutralität
ermutigen, ebenso die Lösung zahlreicher Länder der Dritten Welt von
der UdSSR. Der wachsenden Einflussnahme Moskaus auf die Dritte Welt
muss der Westen entgegentreten. Auf dem Gebiet der Geheimdienste
sollte der Westen entschlossen und angemessen handeln, wobei das
NATO-Dokument als Argument die wahrscheinliche Fortführung subversiver
Handlungen von Seiten der UdSSR verbringt.

Bei den Darlegungen zu den militärischen Faktoren gibt die
Ost-West-Studie indirekt die Begründungen für die Hauptrichtungen der
eigenen Aufrüstung vor. Sie stellt eine beiderseits akzeptierte
annähernde Parität bei den strategischen Kernwaffen und Vorteile des
Westens bei den taktischen Nuklearwaffen und den Seestreitkräften (mit
Ausnahme der U-Boot-Waffe) fest. Bei der Marine von einer "Parität" zu
sprechen, sei irrig und gefährlich - sie soll also nicht zugelassen
werden. Eine klare Überlegenheit des Ostens existiere aber bei den
konventionellen Streitkräften. Sie seien auf Offensive ausgerichtet
und überstiegen weit die Verteidigungserfordernisse. Eine weitere
Stärkung des östlichen konventionellen Potenzials könnte zu einer
Sprengung des Gleichgewichts zugunsten der Organisation des Warschauer
Vertrages und dazu führen, dass die UdSSR die politische Initiative in
Europa und anderen Teilen der Welt ergreift. So lange
Rüstungsbegrenzungsabmachungen, die angestrebt werden sollten, fehlen,
müsse deshalb die NATO die Modernisierung und Stärkung des eigenen
Militärpotenzials vorantreiben. Dafür blieben aber die Zustimmung der
öffentlichen Meinung und die Einheit unter den Alliierten unabdingbar.

Als die NATO die für die politische Strategie des Bündnisses bis Ende
der 1980er Jahre fundamentale Studie formulierte und verabschiedete,
reiften die komplettierenden militärischen Programme aus. Gleichzeitig
nahm das westliche Interesse an Rüstungsbegrenzung und Abrüstung
spürbar ab, was in der schließlichen Nichtratifizierung des am 18.
Juni 1979 unterzeichneten Vertrages über die Begrenzung der
strategischen Waffen (SALT II) seinen sichtbarsten Ausdruck fand.

Am 28. Oktober 1977 öffnete Bundeskanzler Helmut Schmidt den Weg zur
Stationierung neuartiger nuklearer Mittelstreckenwaffen strategischer
Bestimmung in Westeuropa. Der mündete in den NATO-"Doppelbeschluss"
vom 12. Dezember 1979 zur Aufstellung von MGM-31 C PERSHING 2 sowie
von landgestützten Cruise Missiles in Westeuropa - ein strategischer
Schachzug zur Erringung der militärischen Überlegenheit und zum
"Totrüsten" des östlichen Gegners. Von annähernder Qualität war das
LTDP, nicht zufällig angenommen auf der gleichen NAC-Tagung vom Mai
1978 wie die Ost-West-Studie. Aufgeschlüsselt in zehn Komplexe,
berechnet für eine Laufzeit von 15 Jahren (1978 bis 1992),
veranschlagt mit Kosten von 60 bis 80 Milliarden Dollar und mit 180
Einzelmaßnahmen war es der seit den (gescheiterten) Beschlüssen der
NAC-Tagung in Lissabon von 1952 massivste Versuch zur Veränderung des
bestehenden militärischen West-Ost-Kräfteverhältnisses zugunsten der
NATO. Das betraf vor allem das Gebiet der konventionellen Streitkräfte
und Rüstungen. Durch kontinuierliche Beschlüsse des
Verteidigungsplanungsausschusses (DPC) und der Europagruppe
aktualisierte die NATO die Grundidee des LTDP ständig. Der so genannte
Rogersplan von 1982, zu dem auch Präventivschläge mit konventionellen,
nuklearen und chemischen Waffen gehörten, bzw. das Konzept des
Angriffs auf die Nachfolgenden Kräfte (FOFA) lieferten die adäquaten
Ideen für das militärische Vorgehen auf dem wichtigsten
Kriegsschauplatz in Europa. Unter der 1981 begonnenen Präsidentschaft
Reagans in den USA wurde dieser Kurs dann mit dem "Kreuzzug gegen den
Kommunismus" in die offene Konfrontationspolitik übergeleitet,
militärisch durch das Projekt einer umfassenden Militarisierung des
Weltraums in Gestalt der so genannten Strategischen
Verteidigungsinitiative (SDI) zusätzlich untermauert. Reagan
verkündete es am 23. März 1983.

Parallel dazu hielt die Kampagne zur ideologischen Beeinflussung der
Menschen in den sozialistischen Ländern an, wobei unter Rückgriff auf
den so genannten Korb III der KSZE-Schlussakte von Helsinki vor allem
mit der von dem 1977 ins Amt gekommenen USA-Präsidenten Carter
beförderten Menschenrechtsargumentation erhebliche Erfolge und sogar
Einbrüche erzielt werden konnten. Dies vor allem im schwächsten Glied
der realsozialistischen Phalanx, in Polen. Dafür stand vor allem auch
der am 16. Oktober 1978 zum 264. Papst erkorene, streng
antikommunistische Landsmann Karol Wojtyla. Als Johannes Paul II.
förderte er fortan politisch und moralisch das antisozialistische
Lager in seinem Heimatland und rief mehr oder weniger offen zum Sturz
der bestehenden Ordnung auf. Allein über die Bank des Vatikans und
ihre Verflechtungen flossen der als Gewerkschaft deklarierten
entscheidenden Oppositionsbewegung Solidarnosc insgesamt zwischen 50
und 100 Millionen Dollar zu.

Insgesamt ist die Feststellung angebracht: Die "Studie über die
langfristigen Tendenzen in den Ost-West-Beziehungen der NATO vom Mai
1978 trug als strategisches Leitlinienpapier des Nordatlantikpakts
nachhaltig zur machtpolitischen Vorentscheidung in der
Auseinandersetzung der beiden antagonistischen Weltsysteme bei,
flankiert von neuen Runden der Aufrüstung des Militärblocks und einem
ergebnisreichen ideologischen Feldzug. Die immer offensichtlicher
werdende gesellschaftliche Krise in der UdSSR und in den mit ihr
verbündeten sozialistischen Ländern sowie gravierende
Fehlentscheidungen ihrer Führungen auf allen Politikfeldern führten in
der Tat zum welthistorischen Erfolg des Westens über den Sozialismus
in Europa Ende der 1980er/Anfang der 1990er Jahre.



Lothar Schröter, Dr. sc. phil., Militärhistoriker,
Vorstandsmitglied der Rosa-Luxemburg-Stiftung Brandenburg e.V.


Anmerkungen

(1) Stark gekürzter Beitrag. Ungekürzt nachzulesen unter

http://archiv.neue-impulse-verlag.de/veroeffentlichungen/masch-skripte/139-nato-jagt-roter-oktober.html
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Berlin 2009, Kai Homilius Verlag, je Band 34.80 Euro.

(Einige Ausgaben sind noch beim Autor zu einem herabgesetzten Preis
erhältlich, Tel. 033845 305 83)

(2) Markus Wolf, Spionagechef im geheimen Krieg, Erinnerungen, Berlin
1997, S. 427.

(3) Siehe ebd., S. 427f.

(4) Er sagte, dass die Sowjetunion keinerlei Absicht habe - und es
läge auch nicht in ihrem Interesse -, ihre Politik der Entspannung
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(5) Zit. nach: Rede des Präsidenten der Vereinigten Staaten, Ronald
Reagan, in London vor beiden Häusern des Britischen Parlaments am 8.
Juni 1982 (Auszüge). In: Europa-Archiv, Bonn, Folge 17/1982, S. D 421.

(6) Zit. nach: Wer torpediert die Genfer Verhandlungen? Tatsachen und
imperialistische Selbstzeugnisse beweisen USA-Obstruktionspolitik. In:
Neues Deutschland, Ausgabe B, Berlin (Ost), 18. November 1983, S. 3;
Archiv der Gegenwart, Sankt Augustin 1983, S. 26463; Blätter für
deutsche und internationale Politik, Köln, H. 7/1983, S. 999f.

(7) Siehe The New York Times, New York, 31. Mai 1982. In: Das geheime
Pentagon-Programm ("Leitlinien-Dokument") zur umfassenden
Kriegsvorbereitung 1984-1988. In: Blätter für deutsche und
internationale Politik, Köln, H. 8/1982, S. 1012.

(8) Zit. nach: Wer torpediert die Genfer Verhandlungen? Tatsachen und
imperialistische Selbstzeugnisse beweisen USA-Obstruktionspolitik,
a.a.O.

(9) Zit. nach: Colin S. Gray/Keith Payne, "Sieg ist möglich". Eine
amerikanische Einladung zum Atomkrieg. In: Blätter für deutsche und
internationale Politik, Köln, H. 12/1980, S. 1506. Bei alledem waren
diese Strategieberater auch zu einem hohen Preis der USA bereit. Gray
schrieb in der "Washington Post" vom 14. Mai 1982: "Niemand kann eine
Nuklearstrategie entwickeln, die weniger als zwischen fünf und zwanzig
Millionen Fronttote nach sich zieht. Wenn wir dies in einem größeren
Krieg, der nicht nach einer sehr leichten ersten Runde beendet wird,
erreichen könnten, wären wir extrem gut" (Zit. nach: Zu neuen
Tendenzen in der Strategie der USA. In: Militärpolitische
Informationen, Strausberg, H. 1/1983, S. 8.).

(10) Étude par l'Alliance des relations Est-Ouest. Rapport du
Conseil permanent. C-M(78)35(Révisé), a.a.O., S. 6.

(11) Siehe ebd., S. 29f. Ergänzend heißt es, die UdSSR werde alle
Anstrengungen unternehmen, um den RGW zu stärken. Er diene der
Kontrolle Osteuropas und sei auch Basis der Organisation des
Warschauer Vertrages. (Siehe ebenda, S. 56)

(12) Siehe ebd., S. 34. Das NATO-Dokument postuliert, es gäbe zwischen
dem Sowjet- und dem zaristischen Staat weniger Differenzen als
zwischen ersterem und den "westlichen Demokratien". (Siehe ebd., S.
48)

(13) Siehe ebd., S. 42, 76. An anderer Stelle stellt die
NATO-Ost-West-Studie fast verwundert fest, dass die UdSSR 60 Jahre
nach der Oktoberrevolution immer noch nicht den Belagerungskomplex
verloren habe. (Siehe ebenda, S. 47)

(14) Siehe Étude par l'Alliance des relations Est-Ouest.
Rapport du Conseil permanent. C-M(78)35(Révisé), a.a.O., S. 67. Siehe
auch S. 58.

(15) Siehe Gerhard Kade, Die Bedrohungslüge. Die Legende von der
"Gefahr aus dem Osten", Berlin (Ost) 1981.
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FESTIVAL/383: 68. Berlinale - Filme der Studierenden der Hochschule Darmstadt (idw)


Hochschule Darmstadt - 02.02.2018

68. Berlinale: Studierende der Hochschule Darmstadt zeigen ihre Filme im
Rahmen von "Hessen Talents"



Darmstadt/Dieburg - Media-Studierende der Hochschule Darmstadt (h_da)
präsentieren ihre Filme auf der 68. Berlinale im Rahmen von "Hessen
Talents". Bereits zum zehnten Mal zeigt die hessische Film- und
Medienakademie (hFMA) unter diesem Motto Abschlussfilme und
Semesterproduktionen hessischer Filmhochschulen. Zwei Filme von
h_da-Studierenden sind in diesem Jahr dabei. Vorgeführt werden sie vor einem
internationalen Fachpublikum im Rahmen des "Europäischen Filmmarkts" der
Berlinale am Mittwoch, 21. Februar, von 11 Uhr bis 13 Uhr im Kino
"Cinemaxx 12" (Voxstraße 2, 10785 Berlin).

"Upasika - Mother of the World" heißt der 38-minütige Film von Maimint
Prayoonphrom. Die Studentin aus dem Studiengang Motion Pictures am
Fachbereich Media der h_da berichtet in ihrer Dokumentation über das Leben
der Upasika genannten Buddhistinnen im Tempel Wat Phra Dhamakaya nahe
Bangkok. Maimint Prayoonphrom lässt die Frauen von ihren Beweggründen für
ein Tempelleben erzählen, begleitet sie in ihrem Alltag und kombiniert
dies mit Aufnahmen der eindrucksvollen Tempelanlage.

Ein Teaser zum Film findet sich hier:

https://vimeo.com/250964683



"Ink of Yam" von Tom Fröhlich ist ebenfalls im Studiengang Motion Pictures
entstanden, wurde 2017 mit dem Hessischen Filmpreis in der Kategorie
"Hochschulfilm" ausgezeichnet und lief inzwischen auch auf Festivals wie
den Internationalen Hofer Filmtagen. Tom Fröhlich begab sich für den
75-Minüter in ein Jerusalemer Tattoo-Studio, um sich dort von Kunden mit
unterschiedlichen Religionen aus ihrem Leben in einer Krisenregion
erzählen zu lassen, während auf ihrer Haut unter Schmerzen neue
Körperbilder entstehen.

Weitere Informationen zum Film:

https://www.inkofyam.com/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution886

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Darmstadt, Simon Colin, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/890: Monika Grütters zum "Safer Internet Day" (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

"Safer Internet Day" - Grütters: Medienkompetenz ist Schlüsselfunktion
für die demokratische Meinungsbildung



Am 6. Februar findet der jährliche, von der Europäischen Union initiierte
Aktionstag "Safer Internet Day" für mehr Sicherheit im Internet statt, der
weltweit in mehr als 100 Ländern veranstaltet wird. Auch in diesem Jahr
beteiligen sich daran wieder zahlreiche Schulen, Institutionen und
Unternehmen in Deutschland mit eigenen Aktionen und Veranstaltungen.

Aus diesem Anlass erklärt die Staatsministerin für Kultur und Medien,
Monika Grütters: "Die digitale Welt ist heute ein wesentlicher Teil der
Lebenswirklichkeit von Kindern und Jugendlichen. Sie kommunizieren
tagtäglich über soziale Medien, teilen Fotos, Videos und auch persönliche
Daten, schauen sich Filme im Netz an und suchen nach Informationen. Daher
ist es von elementarer Bedeutung, den jungen Userinnen und Usern im
schulischen und außerschulischen Kontext frühzeitig die notwendigen
Fähigkeiten zu vermitteln, um Medien und insbesondere das Internet
selbstbestimmt, verantwortungsvoll und kritisch nutzen zu können. Dies
umfasst auch die Fähigkeit, zwischen Fakten und 'fake news' unterscheiden
zu können. Medienkompetenz spielt so auch eine Schlüsselrolle für die
demokratische Meinungsbildung. Die Förderung dieser Medienkompetenz ist mir
ein wichtiges Anliegen. Deshalb unterstützt mein Haus verschiedene
Initiativen wie 'Ein Netz für Kinder' mit der Kindersuchmaschine 'fragFINN'
oder 'Vision Kino'."

Grütters betonte weiter: "Notwendig bei der voranschreitenden
Digitalisierung in vielen Lebensbereichen wird sein, dass
Bildungsinstitutionen, Medien, Kultureinrichtungen und viele andere
Partner auch über den Safer Internet Day hinaus mit passgenauen und
attraktiven Aktionen Kinder und Jugendliche darin unterstützen, sich
tritt- und selbstsicher im Netz zu bewegen."

Angebote im Netz:

www.fragfinn.de

www.visionkino.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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MAGAZIN/838: WDR - Quarks. Partyspaß und Nervengift. Wie viel Alkohol vertragen wir? 6.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Quarks: Partyspaß und Nervengift - wie viel Alkohol vertragen
wir?

Dienstag, 06.02.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen

Wiederholung: Mi 01.08 Uhr



Das Bier wurde vermutlich vor dem Brot erfunden. Und dafür gab es
Gründe! Alkohol entspannt und enthemmt, er macht Spaß - nur bringt er
ziemlich viele Menschen um. Wie viel ist zu viel? Das tägliche
Gläschen Rotwein - gesund oder ungesund? Wo liegt die Grenze zwischen
"gerne was trinken" und Abhängigkeit?


- Das Pegel-Experiment

Quarks macht ein ungewöhnliches Alkohol-Experiment: Unter fachlicher
Aufsicht trinken Männer, Frauen, Dicke, Dünne - Leute, die nach
eigenem Empfinden viel vertragen, und Leute, die das Gefühl haben,
wenig zu vertragen. Klar ist: Männer stecken mehr weg als Frauen. Und
geübte Trinker mehr als Abstinenzler. Aber heißt das tatsächlich, dass
der Pegel der Gewohnheitstrinker langsamer ansteigt, können sie mehr
trinken, ehe sie die Grenze der Fahrtauglichkeit erreichen? Hilft
Körperfülle? Und vertragen Asiaten wirklich weniger?


- "Schöntrinken" und "auf der Linie laufen"

Alkohol ist ein beliebtes Zaubermittel für Partys. Gibt es wirklich
Dinge, die Menschen mit einem Alkoholpegel besser können als in
nüchternem Zustand? Kann man sich zum Beispiel sein Gegenüber "schön
trinken", und gelingt das freie Sprechen besser? Andersherum: Was
funktioniert mit einem kleinen Pegel schlechter als vorher - gibt es
schon messbare Einschränkungen nach nur ein oder zwei Gläsern Bier?
Quarks mit dem aktuellsten Stand der Wissenschaft.

 * 

Quelle:
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FEATURE/963: Deutschlandfunk - Mein erster Cyberkrieg, 6.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Mein erster Cyberkrieg

Die NATO probt den Ernstfall

Von Tom Schimmeck

Dlf/NDR 2018

Das Feature

Dienstag, 6. Februar 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



'Locked Shields' ist die größte Cyber-Kriegsübung der Welt. Staaten,
Universitäten und große Firmen nehmen teil. 2017 waren etwa 800
Menschen dabei - Soldaten, IT-Experten, Diplomaten, Juristen,
Journalisten. Unser Autor war einer von ihnen. Er saß eine Woche in
der Kommandozentrale in Tallinn, Estland. Bei dieser Übung kämpfen die
Roten gegen die Blauen, versuchen, deren Systeme zu sabotieren,
Drohnen zum Absturz zu bringen, den Strom zu kappen, die
Treibstofftanks des Flughafens zu sprengen. Die virtuellen Systeme
sind hochkomplex, die Angriffsmöglichkeiten vielfältig. Doch geht es
nicht nur um die Computernetzwerke, sondern auch um Rechtsfragen und
Beweise, um Nachrichten und Stimmungen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1705: Deutschlandfunk Kultur - "Brecht-Zap-'98", 7.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Brecht-Zap-'98

Von Nathalie Singer und Alexander Schuhmacher

Musik: Fred Frith

DLR Berlin 1998/48'46

Hörspiel

Mittwoch, 7. Februar 2018, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Alexander Schuhmacher und Nathalie Singer zappen sich durch die
Kulturprogramme zu Bertolt Brechts 100. Geburtstag rund um den 10.
Februar 1998. Die aus 80 Stunden Sendematerial zusammengestellte
Auswahl von 140 elektronischen Schnipseln geben sie im Studio dem
Musiker Fred Frith auf die Kopfhörer, der live dazu den musikalischen
Zusammenhang einspielt. Eine absurde, aber erhellende Collage.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2472: Deutschlandfunk Kultur - Jean-Philippe Rameau und seine Harmonielehre, 6.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verblüffen - fesseln - verwandeln

Jean-Philippe Rameau und seine Harmonielehre

Von Wolfgang Kostujak

Alte Musik

Dienstag, 6. Februar 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Schon angesichts seiner Opern und seiner Tastenmusik beansprucht
Jean-Philippe Rameau eine wichtige Rolle in der französischen
Barockmusik. Darüber gerät leicht in Vergessenheit, dass er mit
insgesamt elf Traktaten auch ein umfangreiches theoretisches
Lebenswerk hinterlassen hat. Selbst wenn der Spagat zwischen
musikalischer Praxis und theoretischer Forschung Züge des bürgerlich
aufgeklärten Zeitalters vorwegnimmt, geht es Rameau eigentlich mehr um
eine Verbindung zwischen dem Musikgeschmack seiner Zeit und alten,
kosmologischen Ordnungssystemen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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VORTRAG/214: Berlin - Anonym im Internet navigieren, 07.02.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Anonym im Internet navigieren



Nicht nur die amerikanische National Security Agency (NSA), die
britischen Government Communications Headquarters (GHCQ) und ihre
Partnerdienste überwachen jede Form elektronischer Kommunikation,
wollen Verschlüsselungssysteme brechen. Auch die Europäische Union hat
jüngst seine Mitgliedstaaten dazu aufgerufen, verstärkt in
Technologien zur Entschlüsselung digitaler Kommunikation zu
investieren, um dem "Cybercrime" gewachsen zu sein. Das
Forschungsinstitut für Öffentliche und Private Sicherheit (FÖPS) an
der Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin lädt am 7.
Februar 2018 um 17.00 Uhr zum Werkstattgespräch an den Campus
Lichtenberg.

Der öffentliche Vortrag steht unter dem Titel "Verschlüsselung und
Entschlüsselung - Chancen und Risiken für Staat und Bürger".
Wirtschaftsinformatiker Prof. Dr. rer. nat. Rainer Rumpel ist ein
Experte auf dem Gebiet des Informationssicherheitsmanagements. Der
Referent hinterfragt in der Veranstaltung zum Beispiel:

• Sind Bürger/innen Opfer staatlicher Willkür oder eher
Beobachter/innen von Bemühungen in Zeiten des "Cyberwar" nicht als
Verlierer/innen dazustehen?

• Sind Entschlüsselungsbemühungen staatlicher Stellen ein
wirksames Instrument gegen "Cybercrime"?

• Sollten Privatpersonen mehr auf die sichere Verschlüsselung
ihrer Nachrichten achten?

Prof. Dr. Rainer Rumpel ist Professor für Wirtschaftsinformatik am
Fachbereich Duales Studium der HWR Berlin. Schwerpunkt seiner
Lehrtätigkeiten sind IT-Infrastrukturen, IT-Management und Mathematik.
Er ist aktives Mitglied im DIN-Normenausschuss IT-Sicherheitsverfahren
und prüft Unternehmen im Auftrag anerkannter Zertifizierungsstellen.

Die Veranstaltungsreihe des FÖPS bietet Praktiker/innen,
wissenschaftlichem Fachpublikum und anderen Interessierten eine
Plattform für den Dialog und Ideenaustausch über aktuelle Trends und
Themen der privaten und öffentlichen Sicherheit. Anhand konkreter
Beispiele geht es um den Diskurs zu wissenschaftlichen Erkenntnissen
im Spannungsfeld zwischen Theorie und Praxis.

Vortrag

"Verschlüsselung und Entschlüsselung - Chancen und Risiken für Staat und Bürger"

Referent: Prof. Dr. Rainer Rumpel

Ort

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Alt-Friedrichsfelde 60, 10315 Berlin

Campus Lichtenberg, Haus 6B, Raum 066

Termin

7. Februar 2018, 17.00 Uhr

Anmeldungen per E-Mail an foeps-office(at)hwr-berlin.de

Weitere Informationen zur Veranstaltungsreihe

http://www.foeps-berlin.org/index.php?id=196

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, Sylke Schumann, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUGEN/462: Laserstrahlen können blind machen - Sehschäden durch ungeprüfte Pointer nehmen zu (idw)


Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft - 31.01.2018

Laserstrahlen können blind machen: Sehschäden durch ungeprüfte Pointer nehmen
zu 



München - Augenverletzungen durch Laserpointer haben in den letzten Jahren
stark zugenommen, wie die Universitäts-Augenklinik Bonn kürzlich im
Deutschen Ärzteblatt berichtete. Immer häufiger trifft es Kinder und
Jugendliche, die zum Teil dauerhafte Schäden an der Netzhaut und damit
einhergehend eine bleibende Sehminderung davontragen. Die Bonner
Augenärzte und die DOG (Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft) fordern,
dass die Bevölkerung besser über den richtigen Umgang mit Laserpointern
aufgeklärt wird, um schwere gesundheitliche Folgen zu verhindern.

Laut Gesetz darf die Strahlungsleistung von Laserpointern nicht mehr als 1
Milliwatt (mW) betragen. Über das Internet gelangen jedoch auch viele
ungeprüfte oder fehlerhaft klassifizierte Geräte, die auf dem deutschen
Markt nicht zugelassen würden, in die Hände von Privatnutzern. "Bei den
Lasern, die unsere Patienten verletzt hatten, lag die tatsächliche
Leistung bis zu hundertmal höher als vom Hersteller angegeben", berichtet
Dr. med. Philipp Herrmann, der an der Bonner Untersuchung mitgewirkt hat.
Aufs Auge gerichtet, können diese Laser schwere Schäden an der Netzhaut
verursachen. Lebenslange Sehbeeinträchtigungen können die Folge sein.
Der Schaden richtet sich unter anderem nach Wellenlänge, Ausrichtung und
Energie des Strahls. "Bei falsch klassifizierten Geräten mit zu hoher
Leistung hilft es wenig, wenn der Betroffene die Augen schließt oder den
Kopf abwendet", ergänzt Professor Dr. med. Frank G. Holz vom Vorstand der
DOG. "Meist bleiben auch dem Augenarzt nicht mehr viele Möglichkeiten, die
Verletzung zu behandeln", so der Direktor der Universitäts-Augenklinik
Bonn.

Da Laserpointer, auch solche mit hoher Leistungskraft, immer billiger
produziert werden, nimmt ihre Verbreitung unter Privatnutzern zu. "Viele
der von uns behandelten Kinder und Jugendlichen haben den Laser als
Spielzeug benutzt", sagt Dr. Johannes Birtel vom Bonner Untersuchungsteam.
Grundsätzlich seien strengere Maßnahmen notwendig, um den Erwerb von
Hochleistungslasern durch Privatpersonen zu unterbinden, fügt Holz hinzu.
"Darüber hinaus müssen wir das gesellschaftliche Bewusstsein dafür
schärfen, dass Laserpointer gefährlich sein können - hier kommt Ärzten
eine entscheidende Rolle zu."

Was Benutzer beim Gebrauch von Laserpointern grundsätzlich beachten
sollten:


	Die Stärke des Laserstrahls darf einen Wert von 1 Milliwatt (mW) nicht überschreiten.

	Geräte mit zu hoher, teils falsch ausgewiesener Leistung stellen ein Gesundheitsrisiko dar.

	Der Strahl sollte niemals ins Gesicht anderer Personen gerichtet werden.

	Der Benutzer sollte nie selbst in den Strahl schauen.

	Laserpointer sind nicht als Spielzeug für Kinder geeignet.




Quelle:

Birtel J., Harmening W.M., Krohne T.U., Holz F.G., Charbel Issa P., Herrmann P.:
Retinal injury following laser pointer exposure-a systematic review and case
series. Dtsch Arztebl Int 2017; 114: 831-7. DOI: 10.3238/arztebl.2017.0831


DOG: Forschung - Lehre - Krankenversorgung

Die DOG ist die medizinisch-wissenschaftliche Fachgesellschaft für
Augenheilkunde in Deutschland. Sie vereint unter ihrem Dach mehr als 6500
Ärzte und Wissenschaftler, die augenheilkundlich forschen, lehren und
behandeln. Wesentliches Anliegen der DOG ist es, die Forschung in der
Augenheilkunde zu fördern: Sie unterstützt wissenschaftliche Projekte und
Studien, veranstaltet Kongresse und gibt wissenschaftliche
Fachzeitschriften heraus. Darüber hinaus setzt sich die DOG für den
wissenschaftlichen Nachwuchs in der Augenheilkunde ein, indem sie zum
Beispiel Stipendien vor allem für junge Forscher vergibt. Gegründet im
Jahr 1857 in Heidelberg ist die DOG die älteste augenärztliche
Gesellschaft der Welt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1286

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Ophthalmologische Gesellschaft, Lisa-Marie Ströhlein, 31.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/941: Multiple Sklerose - neue Behandlungsansätze (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 01.02.2018

Neue Behandlungsansätze bei Patienten mit Multipler Sklerose



Durch die Stimulation einzelner Axone sollen künftig die motorischen
Fähigkeiten der MS-Patienten verbessert und langfristig die Krankheit
selbst behandelt werden, wenn es nach den Forschungsergebnissen der Monash
University in Melbourne geht. Der Grundstein ist gelegt, um die
Forschungsarbeit an Krankheiten wie Multipler Sklerose voranzutreiben.

Die neuen Forschungsergebnisse der Monash University in Melbourne belegen,
dass die Stimulation von Nervenzellen im Gehirn zur aktiven Entwicklung
von Myelin führen kann. Myelin führt zu einer beschleunigten
Reizweiterleitung und wird bei Krankheiten wie etwa Multipler Sklerose
verringert. Die Studie, veröffentlicht im Nature Communications Journal,
hat zum ersten Mal aufgedeckt, dass das Aktivieren individueller
Nervenzellen im Gehirn von Mäusen zur Myelinisierung der zuvor "nackten"
Axone führen kann. Darüber hinaus wird das Myelin dicker, was zur
schnelleren und effizienteren Signalübertragung führt.

Laut Dr Tobias Merson, dem leitenden Wissenschaftler vom Australian
Regenerative Medicine Institute an der Monash University, könnten diese
Ergebnisse möglicherweise erklären, warum bisherige Forschungsergebnisse
belegten, dass das Trainieren einer bestimmten Tätigkeit wie
beispielsweise das Jonglieren oder das Spielen eines Instruments zu
veränderten weißen Substanzkreisen im Gehirn führte, welche im MRT
sichtbar wurden. "Unsere Studie zeigt, dass die Stimulation individueller
Nervenzellen im Gehirn zu neu generiertem Myelin an eben diesen
Nervenzellen führt. Durch die Stimulation einzelner Axone, war es uns
möglich das Myelinisierungslevel zu erhöhen. Wir wissen, dass dies direkt
mit verbesserten motorischen Fähigkeiten einhergeht", so Dr Merson.

Die teilnehmenden Wissenschaftler von der Monash University, wie auch von
der University of Melbourne, der University of Queensland und der Oregon
Health and Science University in den Vereinigten Staaten, wollten
herausfinden, wie die Myelinisierung auf dem individuellen neuronalen
Level im menschlichen Gehirn kontrolliert wird. Sie haben ein Gen
verwendet, welches im Gehirn der Maus keinerlei Funktion besitzt, es sei
denn es wird durch eine spezielle Droge aktiviert, und konnten hierbei
individuelle Axone stimulieren und die Reaktion abwarten. Sie fanden
heraus, dass die Stimulation des Axons zur Produktion von neuen Zellen
führte, welche bevorzugt Myelin am aktivierten Axon hinterlassen.

Diese Studie könnte der Beweis dafür sein, dass die Aktivierung von Axonen
- entweder durch etwas Gutartiges wie Gehirntraining oder externe
Stimulation wie die transkranielle Gleichstromstimulation (transcranial
direct current stimulation - tDCS) - zur Remyelinisierung von Nervenzellen
bei Patienten mit Krankheiten wie Multipler Sklerose führen kann. Die
Forschungsgruppe untersucht momentan beide potenziellen Auslöser.

Dr Matthew Miles, CEO von MS Research Australia ist stolz darauf, die
bedeutungsvolle Arbeit von Dr Merson zu unterstützen. "Es ist wichtig
Multiple Sklerose noch besser zu erforschen, da wir kurz davor stehen, die
Krankheit aufzuhalten und die Symptome umzukehren. Australische
Wissenschaftler wie Dr Merson führen diesen wissenschaftlichen Durchbruch
an. Mit dem steigenden Druck auf die Förderung der medizinischen
Forschungsarbeit in Australien, ist es essentiell die MS-Forschung
voranzutreiben und zu unterstützen."

• Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann

Sabine Ranke-Heinemann, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NEUROLOGIE/940: Fatigue bei Multipler Sklerose - Transkranielle Hirnstimulation als neuer Therapieansatz (idw)


Charité / Universitätsmedizin Berlin - 01.02.2018

Transkranielle Hirnstimulation: Neuer Therapieansatz für Fatigue bei
Multipler Sklerose



Wissenschaftler des Exzellenzclusters NeuroCure an der Charité -
Universitätsmedizin Berlin konnten in einer Pilotstudie zeigen, dass eine
Behandlung mit transkranieller Magnetstimulation (TMS) die Symptome der
Fatigue, eines chronischen Erschöpfungszustandes, bei Patienten mit
Multipler Sklerose (MS) deutlich reduziert. Wie die Forscher in der
aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift Neurology: Neuroimmunology &
Neuroinflammation* berichten, kann TMS eine sichere Therapieoption für
MS-Patienten darstellen.

Bis zu 90 Prozent der Betroffenen mit Multipler Sklerose klagen über eine
erheblich belastende Fatigue. Dies ist eine unkontrollierbare Erschöpfung,
die die beruflichen und sozialen Aktivitäten der Patienten stark
beeinflusst und häufig zur Aufgabe der Berufstätigkeit führt. Ein großer
Teil der Betroffenen mit MS benennt Fatigue sogar als eines der Symptome,
das sie am meisten belastet. Bislang gibt es nur wenige
Behandlungsmöglichkeiten und keine für diese Indikation zugelassene
Pharmakotherapie. Die TMS hingegen wird seit Jahren in der Diagnostik und
Therapie vielfältiger neurologischer und psychiatrischer Krankheitsbilder
eingesetzt.

Das Forscherteam um Prof. Dr. Friedemann Paul am Klinischen
Forschungszentrum des Exzellenzclusters NeuroCure (NCRC) hat nun gezeigt,
dass sich die Symptome der Fatigue durch transkranielle Magnetstimulation
signifikant bessern lassen. Den Schweregrad der Erkrankung ermittelten die
Wissenschaftler hierbei anhand standardisierter Fragebögen sowie der
Fatigue-Schweregrad-Skala ("Fatigue Severity Scale", FSS). Die
Studienärzte behandelten in der aktuellen Untersuchung 33 Teilnehmer mit
Fatigue dreimal wöchentlich für 20 Minuten sechs Wochen lang mit
Magnetstimulation. Mittels einer Spule über dem Kopf der Patienten wird
ein Magnetfeld induziert, das auf die Nervenzellen und ihre Verbindungen
im Gehirn einwirkt. Eine Kontrollgruppe wurde mit einer Scheinstimulation
behandelt.

"Bei der TMS-Behandlung konnten wir keine schwerwiegenden Nebenwirkungen
beobachten, daher ist die Verträglichkeit dieses nicht-invasiven
elektrophysiologischen Verfahrens besonders hervorzuheben", so
Studienleiter Prof. Paul. Zudem ist bei der Behandlung ein neuartiger
Spulentyp zum Einsatz gekommen, der speziell für dieses Forschungsvorhaben
entwickelt wurde. Dieser ermöglicht eine gezielte Anregung von
Gehirnregionen, die nach neuen Forschungsergebnissen maßgeblich an der
Entstehung von Fatigue bei MS beteiligt sind. Eine Folgestudie soll nun an
einer größeren Zahl von Studienteilnehmern die Wirksamkeit dieser Methode
belegen und dazu beitragen, dass TMS zur Behandlung von Fatigue bei
Multipler Sklerose im klinischen Alltag zur Anwendung kommt.


* Gaede, G., M. Tiede, I. Lorenz, A. U. Brandt, C. Pfueller, J. Dorr, J.
Bellmann-Strobl, S. K. Piper, Y. Roth, A. Zangen, S. Schippling, and F.
Paul. "Safety and Preliminary Efficacy of Deep Transcranial Magnetic
Stimulation in Ms-Related Fatigue." Neurol Neuroimmunol Neuroinflamm 5,
no. 1 (Jan 2018): e423. 

http://dx.doi.org/10.1212/nxi.0000000000000423.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Charité - Universitätsmedizin Berlin, Manuela Zingl, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/1891: Getarntes Virus für die Gentherapie von Krebs (idw)


Universität Zürich - 31.01.2018

Getarntes Virus für die Gentherapie von Krebs



UZH-Forschende haben ein Adenovirus umgebaut, damit es für die Gentherapie
von Krebs eingesetzt werden kann. Dazu haben sie eine neuartige
Proteinhülle entwickelt, unter der sich das Virus tarnt und vor seiner
Eliminierung schützt. Adapter auf der Virusoberfläche ermöglichen es dem
umgebauten Virus, Tumorzellen zielgenau zu infizieren.

Viren besitzen eigenes genetisches Material und können menschliche Zellen
sehr gezielt infizieren. Dank der eingeschleusten Gene vermehren sich die
Viren dann auf Kosten ihrer Wirtszelle. Diese Eigenschaften machen sie zu
interessanten "Genfähren", um Erbkrankheiten oder Krebs zu behandeln. Von
den unzähligen Viren hat insbesondere das humane Adenovirus 5, das
normalerweise Erkältungen verursacht, gewichtige Vorteile: Sein Genom
lässt sich vollständig durch ein synthetisches ersetzen, das nur noch
"nützliche" Erbfaktoren enthält. So kann sich das Virus nicht mehr
vermehren und eine Krankheit verursachen. Sein Genom ist zudem sehr gross
und lagert sich nicht in menschliche Chromosomen ein.

Tumorzellen infizieren dank spezifischen Adaptermolekülen

Doch bisher war der Einsatz von Adenoviren gegen Krebserkrankungen sehr
eingeschränkt. Ihnen fehlt die Fähigkeit, Krebszellen zu infizieren und
die genetischen Baupläne für die Wirkstoffe einzuschleusen, um die kranken
Zellen zu bekämpfen. Zudem werden Adenoviren vom Immunsystem effizient
eliminiert und von der Leber sehr schnell aus der Blutbahn entfernt.
Forschenden unter der Leitung von Andreas Plückthun, Professor am
Biochemischen Institut der Universität Zürich, ist es nun gelungen, die
Viren so umzubauen, dass sie Tumorzellen erfolgreich erkennen und
befallen. "Dazu benutzten wir Moleküle, die als Adapter zwischen dem Virus
und der Krebszelle funktionieren", erklärt Markus Schmid, Erstautor der
Studie.

Die Adapter, die sich fest an die Virushülle klammern, binden - je nach
Version - verschiedene Oberflächenmoleküle auf der Tumorzelle. Getestet
haben die Wissenschaftler Adaptermoleküle für mehrere Rezeptoren wie HER2
und EGFR, die auf diversen Arten von Krebszellen vorhanden sind. Nur
Viren, die mit diesen Adaptern ausgestattet sind, konnten die Tumorzellen
infizieren.

Neuartige Proteinhülle tarnt und schützt vor Immunsystem

Im nächsten Schritt haben die Forschenden das Virus unter einer neuartigen
Proteinhülle versteckt, mit der sich die Genfähre tarnt und vor den
Angriffen des Immunsystems schützt. Als Basis für die Schutzhülle
verwendeten sie einen bereits bestehenden Antikörper gegen das Virus und
bauten diesen um. Im Rahmen der interdisziplinären Zusammenarbeit der
beteiligten Forschungsgruppen konnte der genaue Aufbau dieser Proteinhülle
in nahezu atomarem Detail beschrieben werden.

Die Hülle schützt das umgebaute Virus nicht nur vor den Abwehrzellen,
sondern verhindert gleichzeitig seine Neutralisation durch die Leber.
Diese fischt unveränderte Adenoviren normalerweise sehr rasch aus der
Blutbahn, was therapeutische Anwendungen meist verunmöglicht. Das mithilfe
von Protein-Engineering aufwändig umgebaute Virus funktioniert: Dank Hülle
und Adapter erkennen und befallen die viralen Genfähren in
Laborexperimenten und Tierversuchen die Tumorzellen sehr effizient.

Wertvolles Instrument für Gentherapie aggressiver Krebsarten

Mithilfe dieser getarnten Genfähren wollen die UZH-Wissenschaftler in
Zukunft neuartige Therapien für verschiedene Tumorerkrankungen entwickeln.
Die vielen Vorteile des Adenovirus dürften helfen, eines der grossen
Probleme der Krebsmedizin anzugehen: die Entwicklung von Resistenzen gegen
Medikamente. Biochemiker Andreas Plückthun ist optimistisch: "Mit dieser
Genfähre eröffnen sich vielversprechende Perspektiven, um aggressive
Krebsarten zukünftig wirksamer behandeln zu können, da sich gleichzeitig
eine ganze Reihe von Medikamenten direkt im Tumor produzieren lassen".

Literatur:

Markus Schmid, Patrick Ernst, Annemarie Honegger, Maarit Suomalainen,
Martina Zimmermann, Lukas Braun, Sarah Stauffer, Cristian Thom, Birgit
Dreier, Matthias Eibauer, Anja Kipar, Viola Vogel, Urs F. Greber, Ohad
Medalia, and Andreas Plückthun, 

Adenoviral vector with shield and adapter
increases tumor specificity and escapes liver and immune control. 

Nature
Communications. January 31, 2018. DOI: 10.1038/s41467-017-02707-6

Schweizerischer Nationalfonds unterstützt interdisziplinäre Forschung

Das Team um Andreas Plückthun vom Biochemischen Institut der Universität
Zürich arbeitete zusammen mit weiteren Forschenden der UZH, der ETH Zürich
und dem Tierspital Zürich. Die Arbeit wurde ermöglicht dank der
langjährigen Unterstützung durch den Schweizerischen Nationalfonds,
insbesondere durch das Programm "Sinergia". Dieses fördert die
Zusammenarbeit von zwei bis vier Forschungsgruppen, die interdisziplinär
und mit Aussicht auf bahnbrechende Erkenntnisse forschen.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen//2018/Adenovirus-Gentherapie.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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FORSCHUNG/3789: Molekulare Wechselwirkungen messen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich) - 01.02.2018

Molekulare Wechselwirkungen messen



ETH-Forschende entdecken mit einem neuen Ansatz in Bakterienzellen bisher
unbekannte Wechselwirkungen zwischen Proteinen und kleinen
Stoffwechselmolekülen. Die Technik lässt sich auch dazu verwenden, um die
Wirkung von Medikamenten zu testen.

Die Wissenschaft hat schon einige "Omiken" gesehen, wie etwa die Genomik
oder die Proteomik. Erstere befasst sich mit der systematischen Analyse
aller Gene eines Organismus, letztere mit der Gesamtheit aller Proteine in
einer biologischen Einheit.

Mit der Protein-Metabolit-Interaktomik fügt nun die Gruppe von Paola
Picotti, Professorin für molekulare Systembiologie, den "Omiken" eine
weitere hinzu. Soeben hat sie in der Fachzeitschrift Cell eine Studie
veröffentlicht, in der sie erstmals Wechselwirkungen von allen Proteinen
mit kleinen Stoffwechselmolekülen, den Metaboliten, systematisch auf Stufe
des gesamten Proteoms analysiert, quantifiziert und in Bezug zueinander
setzt.

Schnittstellen machen den Unterschied

Die Forschenden haben aufgezeigt, wie viele aller der in einer
E.-coli-Bakterienzelle vorliegenden Proteine und Enzyme mit Metaboliten
interagieren. Die Wissenschaftler nutzten dazu einen Ansatz, den sie
Limitierte Proteolyse (LiP) nennen, gekoppelt mit massenspektrometrischen
Messungen.

Dazu extrahierten die Forschenden aus der Bakterienzelle den Zellsaft mit
sämtlichen darin vorkommenden Proteinen. Einer solchen Probe fügten sie
jeweils einen Metaboliten zu und liessen ihn mit den Proteinen
interagieren. Schliesslich liessen sie die Proteine von "molekularen
Scheren" in kleinere Schnipsel (Peptide) zerstückeln. Insgesamt testeten
die Forschenden auf diese Weise 20 verschiedene Metaboliten und ihre
Wechselwirkung mit Proteinen.

Wenn ein Protein mit einem Metabolit interagiert, sei es, indem dieser in
dessen aktives Zentrum zu liegen kommt oder an anderer Stelle andockt,
verändert sich die Proteinstruktur. Die "molekulare Schere" zerschneidet
diese an anderen Stellen als die Ursprungsstruktur, was einen
unterschiedlichen Satz an Peptiden ergibt.

Mit dem Massenspektrometer massen die Forschenden alle in der Probe
vorliegenden Schnipsel und rekonstruierten am Computer anhand der
erhaltenen Daten die Strukturunterschiede oder -veränderungen und wo diese
im Protein lokalisiert sind.

Die Kenntnisse über das Protein-Metabolit-Interaktom, also die
Interaktionen zwischen Proteinen und Metaboliten sowie die dazu gehörenden
molekularen (Signal-)Netzwerke, waren bisher sehr bescheiden, verglichen
mit demjenigen über Wechselwirkungen zwischen Proteinen untereinander oder
Proteinen und DNA oder RNA. Diese Studie vergrössert dieses Wissen nun
schlagartig.

Hunderte neuer Wechselwirkungen entdeckt

Für E. coli entdeckten Picotti und ihr Team mit diesem Ansatz rund 1650
verschiedene Protein-Metabolit-Wechselwirkungen, davon waren über 1400
bislang unbekannt. Zum Vorschein kamen zudem tausende Bindungsstellen auf
Proteinen, an denen Metaboliten andocken können. "Obwohl der Stoffwechsel
von E. coli und viele daran beteiligte Moleküle schon sehr gut bekannt
sind, gelang es uns, viele neue Interaktionen und entsprechende
Bindungsstellen zu entdecken", freut sich die Forscherin. Dies belege das
hohe Potenzial des gewählten Ansatzes. "Daten, die wir mit dieser Technik
erzeugten, helfen, neue regulatorische Mechanismen, unbekannte Enzyme und
neuartige Stoffwechselreaktionen in der Zelle zu identifizieren."

In ihrer Studie zeigen die Forschenden weiter auf, dass kleine
Stoffwechselmoleküle bevorzugt an diejenigen Proteine binden (und sie
dadurch regulieren), deren Konzentration über die Zeit mehr oder weniger
konstant ist. Dies lässt vermuten, dass das Binden von Metaboliten an
Proteine sowie Änderungen von Protein-Konzentrationen zwei sich ergänzende
Wege sind, wie Zellen die Proteinaktivität regulieren.

Strukturveränderung reguliert Aktivität

Proteine können über eine durch Metaboliten vermittelte Strukturänderung
relativ schnell aktiviert oder inaktiviert werden. "Eine solche
Strukturänderung lässt sich rascher wieder rückgängig machen", erklärt
Picotti. Aus Sicht der Zelle ist das oft sinnvoll. Denn der Weg über eine
Konzentrationsänderung bedeutet für die Zelle, dass sie Proteine ab- oder
neu aufbauen muss. Das kostet sie mehr Zeit, Energie und Ressourcen.

Picotti und ihre Mitarbeiterinnen haben zudem aufzeigen können, dass
etliche Enzyme weniger wählerisch sind als bisher gedacht. Sie können
offenbar mehrere verschiedene Metaboliten binden und chemisch umbauen.
Bisher ging man davon aus, dass Enzyme mehrheitlich spezifisch sind für
wenige, sehr ähnliche Moleküle.

Wirkstoffe mit neuem Ansatz testen

Am neuen Ansatz ist die Pharmaindustrie stark interessiert. Mit der
Methode kann man die Wechselwirkung von Wirkstoffen mit zellulären
Proteinen testen und die Ziele eines Medikaments zu identifizieren. So
könnten Forschende untersuchen, an welche Proteine und an welche Stellen
dieser Wirkstoff bindet, wie er dessen Struktur verändert und damit dessen
Aktivität beeinflusst. Dies erleichtert und beschleunigt Tests und die
Entwicklung neuer Wirkstoffe.

Die ETH-Professorin hat die Methode bereits patentieren lassen. Exklusiver
Lizenznehmer ist das ETH-Spin-off Biognosys, das nun damit im Auftrag von
Pharmafirmen verschiedene Wirkstoffe auf diese Weise prüft.


Literaturhinweis

Piazza I, Kochanowski K, Cappelletti V, Fuhrer T, Noor E, Sauer U, Picotti
P. 

A Map of Protein-Metabolite Interactions Reveals Principles of Chemical
Communication. 

Cell, Vol. 172, Issues 1-2, 11 January 2018, Pages
358-372.e23. doi 10.1016/j.cell.2017.12.006

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2018//02/molekulare-wechselwirkungen-messen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104
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VORSORGE/777: Kaum Grippeschutz - Neuer Impfstoff könnte Erkrankungen reduzieren (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 4 vom 26. Januar 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Kaum Grippeschutz

Neuer Impfstoff könnte Erkrankungen reduzieren

von Bernd Müller



Kaum steht eine neue Grippewelle bevor, werden wieder Impfungen
empfohlen. Insofern unterscheidet sich die aktuelle Kampagne nicht von
denen der Vorjahre. Das Besondere in diesem Jahr ist allerdings, dass
ein neuer Impfstoff empfohlen wird.

Es liegt an den Erregern, dass die Impfung jedes Jahr angeraten wird:
Die Influenzaviren sind eine große, sich ständig verändernde Gruppe,
und welche Viren hauptsächlich zirkulieren, ändert sich jedes Jahr.
Zudem verändern sich die Krankheitserreger ständig durch Mutationen.

Deshalb muss der Impfstoff nicht nur jedes Jahr neu kombiniert werden,
seine Wirkung ist auch durch die ständigen Veränderungen bei den Viren
höchst unterschiedlich. Diesen Winter fällt die Schutzwirkung
vermutlich gering aus. Der bisher verwendete Dreifachimpfstoff wirkt
nach einer aktuellen Einschätzung von Experten nur bedingt. Eine
Sprecherin des Robert-Koch-Instituts (RKI) sagte vor einer Woche
gegenüber der Neuen Osnabrücker Zeitung: "Mehr als die Hälfte der
bisher nachgewiesenen Influenza-Fälle wurden durch Influenza-B-Viren
der Yamagata-Linie verursacht, die nicht in dem Dreierimpfstoff
enthalten sind". Im neuen Vierfachimpfstoff soll es dagegen eine
entsprechende Komponente geben.

Die gesetzlichen Krankenkassen erstatten bislang in der Regel nur die
Kosten eines Dreifach-Impfstoffs - außer, wenn der Arzt die
Verschreibung des teureren Präparats begründet. Grundsätzlich
erstatten die gesetzlichen Krankenkassen auch nur die Kosten des
Dreifach-Impfstoffs für Risikogruppen - dazu zählen Ältere, Schwangere
und chronisch Kranke.

Mit einem Wechsel zur Vierfach-Impfung ist zwar auch kein
hundertprozentiger Schutz gewährleistet. Doch nach Modellrechnungen
des RKI wurden jedes Jahr in Deutschland mit dem neuen
Vierfach-Impfstoff 270.000 Grippeerkrankungen verhindert und mehr als
100.000 Arztbesuche unnötig werden. Zudem würden mindestens 1.000,
möglicherweise auch bis zu 5.000 Klinikeinweisungen wegfallen, heißt
es in der Süddeutschen Zeitung vom 17. Januar.

Wie lange es dauern wird, bis die gesetzlichen Krankenkassen die
Kosten des neuen Impfstoffs erstatten, ist noch unklar. Zunächst muss
dies vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) beschlossen werden. Dieses
Gremium bestimmt, welche medizinischen Leistungen von den
Krankenkassen übernommen werden. Gudrun Köster vom G-BA sagte nach
Angaben der Süddeutschen Zeitung, dass der G-BA bislang nicht geregelt
habe, "ob für die Impfung ein Drei- oder Vierfachimpfstoff zu
verwenden ist". Innerhalb von drei Monaten werde eine Entscheidung zur
Umsetzung getroffen.

Die Entscheidung kann demnach auch erst dann getroffen werden, wenn
die Grippewelle wieder abflaut. Wie lange diese andauert, kann nicht
mit Sicherheit gesagt werden. Aber seit Mitte Dezember steigen die
Erkrankungszahlen an. Und in den vergangenen Jahren begann die
Grippewelle meist im Januar und dauerte drei bis vier Monate. Sollte
sich der G-BA viel Zeit mit seiner Entscheidung lassen, bleiben die
Patienten wohl auf den Kosten sitzen.




Bernd Müller, Dipl.-Ing., Freier Journalist

Weitere Informationen unter:

www.bernd-mueller.org
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POLITIK/1900: Koalitionsverhandlungen - Neue Regierung muss Tuberkulose-Forschung ausbauen (Ärzte ohne Grenzen)


Ärzte ohne Grenzen - 2. Februar 2018

Ärzte ohne Grenzen zu Koalitionsverhandlungen: Neue Regierung muss Tuberkulose-Forschung ausbauen



In den Koalitionsgesprächen zum Thema Forschung und Gesundheit haben
sich Union und SPD am Donnerstag auf höhere Forschungsinvestitionen
geeinigt und eine Strategie zur globalen Gesundheitspolitik
diskutiert. Dazu erklärt Marco Alves von der Medikamentenkampagne von
Ärzte ohne Grenzen:

"Die höheren Ausgaben für Forschung müssen sich unbedingt in mehr Geld
für die Erforschung von Medikamenten, Impfstoffen und Diagnostika zu
vernachlässigte Krankheiten wie Tuberkulose oder Kala-Azar und zum
massiven Problem von Antibiotikaresistenzen niederschlagen. Im Bereich
der globalen Gesundheit hat Deutschland im vergangenen Jahr wichtige
Prozesse vorangebracht. Dieses Engagement muss nun ausgebaut werden.
Dabei muss sichergestellt werden, dass durch öffentliche Gelder
entwickelte Produkte auch für alle, die sie benötigen, bezahlbar sind.
Entscheidend ist, dass solche Forschungsvorhaben gefördert werden, die
die direkt betroffenen Menschen in ärmeren Ländern dringend brauchen.
Es darf nicht darum gehen, im Rahmen der so genannten
�Gesundheitssicherheit` für reichere Länder nur solche Maßnahmen zu
fördern, die den globalen Norden betreffen könnten.

Ein erschreckendes Beispiel für massive Forschungslücken ist
Tuberkulose. Obwohl sie die weltweit tödlichste Infektionskrankheit
ist, sind die Antibiotika, die unsere Teams zur Behandlung von
Patienten mit resistenter Tuberkulose zur Verfügung haben, alt, wenig
wirksam und haben drastische Nebenwirkungen. Sie sind so schlecht,
dass viele unserer Patienten durch die Behandlung taub werden. In
unseren Projekten in Swasiland muss Ärzte ohne Grenzen Patienten und
deren Familien Gebärdensprachkurse anbieten, damit diese ihr Leben
weiterhin bewältigen können. Das ist im Jahr 2018 völlig inakzeptabel.
Die neue Bundesregierung muss dafür sorgen, dass das Land, in dem
Robert Koch einst den Tuberkuloseerreger entdeckt hat, bei der
Erforschung von Medikamenten, Diagnostika und Impfstoffen zu
Tuberkulose endlich Spitze wird."

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 2. Februar 2018

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de
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WIRKSTOFF/575: Neues Antibiotikum gegen den Erreger des Tsutsugamushi-Fiebers gefunden (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 01.02.2018

Neues Antibiotikum gegen den Erreger des Tsutsugamushi-Fiebers gefunden

Wissenschaftler konnten nachweisen, dass der Naturstoff Corallopyronin A
hochwirksam gegen das Tsutsugamushi-Fieber ist.



Das Tsutsugamushi-Fieber - auch "Busch-Typhus" genannt - ist eine mit dem
Fleckfieber verwandte Infektionserkrankung, die in weiten Teilen Asiens
vorkommt. Schätzungen gehen weltweit von ca. einer Million Fällen jährlich
aus. Auch als importierte Infektion bei Urlaubern spielt die durch Milben
übertragene Krankheit eine Rolle. Gegen den Auslöser der Erkrankung, das
Bakterium Orientia tsutsugamushi, sind nicht viele Antibiotika-Klassen
wirksam. Berichte über Resistenzen gegen Standardmedikamente schränken die
Therapiemöglichkeiten weiter ein. Ohne antibiotische Therapie besteht die
Gefahr eines tödlichen Verlaufs der Infektion.

Die Arbeitsgruppe um Dr. Christian Keller, Institut für Virologie an der
Philipps-Universität Marburg, und Prof. Dr. Bernhard Fleischer,
Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin, Hamburg, konnte nun in Kooperation
mit DZIF-Forschern aus Bonn, Jena und Gießen zeigen, dass mit dem
Naturstoff-Antibiotikum Corallopyronin A eine neue, hochwirksame Substanz zur
Verfügung steht, um das Tsutsugamushi-Fieber zu bekämpfen. Corallopyronin
A wurde aus einem Umweltbakterium isoliert und greift ein bakterielles
Enzym, die RNA-Polymerase, an. In präklinischen Versuchen wirkte das neue
Antibiotikum schon in sehr geringen Dosen gegen Orientia tsutsugamushi.

• "Das Tsutsugamushi-Fieber zählt zu den vernachlässigten tropischen
Infektionserkrankungen. Weltweit forschen nur wenige Arbeitsgruppen an
dieser unterschätzten Infektion", erklärt Christian Keller. Er ist
überzeugt davon, dass das DZIF mit seiner exzellenten Vernetzung sehr gute
Bedingungen bietet, um neue Therapieansätze für solche exotischen
Infektionen zu entwickeln. So konnten Bonner DZIF-Wissenschaftler um Prof.
Dr. Achim Hörauf, der ein Patent auf Corallopyronin A hält, bereits vor
einigen Jahren zeigen, dass die Substanz auch gegen Würmer aus der Gruppe
der Filarien wirkt. Aktuell wird das Herstellungsverfahren dafür
weiterentwickelt, um eine Produktion im industriellen Maßstab zu
ermöglichen.


Publikation:

Kock F, Hauptmann M, Osterloh A, Schäberle TF, Poppert S, Frickmann H,
Menzel KD, Peschel G, Pfarr K, Schiefer A, König GM, Hoerauf A, Fleischer
B, Keller C. Orientia tsutsugamushi is highly susceptible to the RNA
polymerase switch region inhibitor Corallopyronin A in vitro and in vivo.
Antimicrob Agents Chemother. 2018 Jan 22. pii: AAC.01732-17. doi:
10.1128/AAC.01732-17. [Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1128/AAC.01732-17

Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833
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PSYCHOLOGIE/169: 0,5 Prozent der Deutschen leiden unter einem schweren Psychotrauma (idw)


Universität Zürich - 01.02.2018

0,5 Prozent der Deutschen leiden unter einem schweren Psychotrauma



Psychische Traumafolgen wurden bisher nur als Krankheitsdiagnose
"posttraumatische Belastungsstörung" untersucht. Wie häufig diese in einer
schwereren Form vorliegt, zeigen Psychopathologen unter der Leitung der
Universität Zürich erstmals mit einer repräsentativen Befragung: Mehr als
ein halbes Prozent der Bevölkerung in Deutschland leiden unter einer
komplexen posttraumatischen Belastungsstörung.

Die posttraumatische Belastungsstörung (PTBS) kann in einer besonders
schweren Form vorliegen - der sogenannt komplexen posttraumatischen
Belastungsstörung. Das psychische Leiden beider PTBS-Formen äussert sich
in einer Überaktivierung der Erinnerungen an traumatische Erlebnisse - in
Form von Bildern, Gerüchen und Geräuschen. Bei der komplexen PTBS leiden
die Betroffenen unter Veränderungen ihrer Persönlichkeit und
zwischenmenschlichen Beziehungen: insbesondere ein tiefsitzendes
Misstrauen, die Unfähigkeit zur Intimität und ein stark reduzierter
Selbstwert.

1,5 Prozent an klassischer PTBS erkrankt

Gemeinsam mit deutschen Forschenden führte Andreas Maercker, Professor für
Psychopathologe an der Universität Zürich, eine repräsentative Umfrage
durch. Dabei wurden rund 2'500 Erwachsene aus allen Altersgruppen an über
250 Orten in Deutschland befragt - zu traumatischen Erlebnissen wie Krieg,
Vergewaltigung, sexueller Missbrauch in der Kindheit, schlimmer Unfall,
Gewalthandlungen, Naturkatastrophen, Entführung, Zeuge eines traumatischen
Erlebnisses oder andere traumatische Erlebnisse. Bei rund 0,5 Prozent der
befragten Frauen und Männer diagnostizierten die Untersucherinnen und
Untersucher eine komplexe PTBS. Bei 1,5 Prozent fanden sie die klassische
PTBS.

Sexueller Missbrauch in Kindheit ausschlaggebend

"Wir fanden die komplexe Form am häufigsten bei denjenigen Personen, die
einen sexuellen Missbrauch in ihrer Kindheit oder fortgesetzte sexuelle
Übergriffe als Jugendliche oder Erwachsene erleiden mussten", erklärt
Andreas Maercker. Die schon länger bekannte klassische PTBS wurde
demgegenüber am häufigsten von Menschen berichtet, die schwere Unfälle
erlitten hatten oder die direkte Zeugen eines traumatischen Geschehens
geworden waren.

Maerckers Studienergebnisse sind vergleichbar mit Befunden in
Mitteleuropa, wo die komplexe PTBS hauptsächlich durch sexualisierte
Gewalterlebnisse wie Kindesmissbrauch verursacht wird. "In anderen
Weltregionen, wo es die komplexe PTBS schätzungsweise häufiger gibt, wird
sie zusätzlich durch anhaltende Kriegserlebnisse, Verfolgung, Geiselhaft
und Folter ausgelöst", ergänzt der UZH-Professor.

Weiterführende Forschung für bessere Therapien

"Die neue Diagnose der komplexen PTBS als Abtrennung von der bisher
bekannten Form wurde notwendig, weil unterschiedliche Therapiestrategien
gefragt sind", so Andreas Maercker. Während es für die oft auch nur als
"Psychotrauma" bekannte PTBS gute Therapiemöglichkeiten gibt, die in
mehreren Wochen oder Monaten das Leiden der betroffenen Patienten
erleichtern, existieren erst wenige erfolgversprechende Therapien für das
komplexe Psychotrauma - und es muss weiter nach ihnen geforscht werden.
Die UZH-Wissenschaftler sind sowohl an Studien zur komplexen PTBS bei
Flüchtlingen in der Schweiz als auch an internationalen
Kooperationsstudien zu neuen Therapiemöglichkeiten beteiligt.

Aufnahme in Krankheitsliste der WHO

Andreas Maercker schlug der Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Jahr 2013
gemeinsam mit einer internationalen Arbeitsgruppe die zusätzliche Diagnose
einer komplexen PTBS vor. Das psychische Krankheitsbild wird im Frühjahr
2018 auf die Krankheitsliste der WHO aufgenommen.


Literatur:

Andreas Maercker, Tobias Hecker, Mareike Augsburger, and Sören Kliem.
ICD-11 Prevalence Rates of Posttraumatic Stress Disorder and Complex
Posttraumatic Stress Disorder in a German Nationwide Sample. Journal of
Nervous and Mental Disease. January 30, 2018. DOI:
10.1097/NMD.0000000000000790

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Schweres-Psychotrauma.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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ENTWICKLUNG/1349: Virtuelles Gehirn - Patientendaten ermöglichen Simulationen für das Studium der Gehirnfunktionen (idw)


Charité / Universitätsmedizin Berlin - 31.01.2018

Das virtuelle Gehirn - Patientendaten ermöglichen Simulationen für das
Studium der Gehirnfunktionen



Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin und des Berliner
Instituts für Gesundheitsforschung/Berlin Institute of Health (BIH) haben
durch Einbeziehung von Patientenmessdaten die Gehirnsimulationsplattform
"The Virtual Brain" weiter optimiert. Die Software wurde inzwischen fast
11.000-mal heruntergeladen, mit ihr wird mittlerweile weltweit gearbeitet
und publiziert. Aktuelle Erkenntnisse wurden jetzt im Journal eLife*
veröffentlicht.

Um den komplexen Aufbau und die vielfältigen Funktionen des Gehirns zu
entschlüsseln, sind große Datenmengen aus verschiedensten Quellen
erforderlich. Diese Daten müssen in Computersimulationen wie Puzzleteile
zusammengeführt werden, um die Mechanismen von Gehirnfunktion zu
verstehen. Zu diesem Zweck wurde die Gehirnsimulationsplattform "The
Virtual Brain" entwickelt. Sie ist in der Lage, die Messdaten einer Person
in individuellen, patientenspezifischen Modellen zu vereinigen. Die
Software simuliert anhand der Daten Patientengehirne und wird wie ein
mathematisches Mikroskop eingesetzt: So lassen sich sogar Interaktionen
zwischen Nervenzellen nachzuvollziehen, die am Menschen nicht direkt
messbar sind. Mit dieser Methode ziehen die Wissenschaftler Rückschlüsse,
wie die neuronalen Schaltkreise des Gehirns miteinander interagieren, die
den beobachteten Gehirnsignalen zugrunde liegen. Das internationale
Projekt wird von Prof. Dr. Petra Ritter von der Klinik für Neurologie mit
Experimenteller Neurologie mit zwei Kollegen aus Toronto und Marseille
geleitet.

"The Virtual Brain" ging 2012 als Open-source-Simulationsplattform an den
Start. Unter Leitung von Prof. Ritter haben die Wissenschaftler der
Abteilung für Gehirnsimulation an der Klinik für Neurologie einen
innovativen Ansatz entwickelt. Eine Art Haube zeichnet die messbaren
elektrischen Gehirnsignale von der Kopfoberfläche eines Patienten als
Elektroenzephalogramm (EEG) auf. Diese Informationen werden anschließend
in das personalisierte Computermodell integriert. Das Modell simuliert
dann Hirnaktivitäten, die sich sonst nur in einem großen Bildgebungsgerät,
dem Magnetresonanztomografen, messen lassen. Tatsächlich ließen sich mit
dem Modell sechs verschiedene Prinzipen von Gehirnaktivität berechnen, die
bisher nur teilweise und invasiv am Tier messbar waren. Das Modell konnte
dabei genau beschreiben, wie diese Prozesse zusammenwirken, um bestimmte
Gehirnfunktionen zu erzeugen. Damit bestätigte sich die Hypothese, dass
durch die Einbindung von EEG-Daten in das Computermodell sehr viel
genauere Gehirnsimulationen möglich sind. Sie gestatten es, Gehirnprozesse
räumlich und örtlich besser aufzulösen und somit besser zu verstehen.

"Die neue Methode der Gehirnsimulation erlaubt es, Messdaten und Theorien
zur Funktionsweise des Nervensystems in einem umfassenden physiologisch
und anatomisch realistischen Modell zu vereinen" erklärt Prof. Ritter. Ein
solches Verfahren ist in vielen Bereichen der Neurowissenschaft von großem
Nutzen, um neue Hypothesen aufzustellen und zu testen. Die Konstruktion
individueller Modelle anhand von Patientendaten ist hierbei ein speziell
entwickelter Ansatz. Sie haben das Potential, bei gesunden ebenso wie bei
kranken Personen individuelle Unterschiede in der Funktionsweise des
Gehirns aufzudecken.

Im nächsten Schritt werden größere Gruppen von Patienten untersucht, um
z.B. die Mechanismen bei Epilepsie, Schlaganfall und Demenz zu
entschlüsseln. Prof. Ritter über die aktuelle Forschung: "Die Software hat
das Potential Patienten direkt zu helfen. In einer in Frankreich
gestarteten klinischen Studie wird aktuell getestet, wie die Technologie
bei chirurgischen Eingriffen die Heilung von Epilepsie unterstützen kann.
Neurochirurgen simulieren den Eingriff zunächst am virtuellen Gehirn des
Patienten und können so das Ergebnis optimieren." Aber auch die breite
Bevölkerung könnte bald vom "Virtual Brain" profitieren. Die an der
Charité entwickelte BrainModes-App für Smartphones und Tablets erlaubt es
mit kommerziell erhältlichen Neuroheadsets das eigene Gehirn besser
kennenzulernen. Die Forscher an der Charité unter Leitung von Prof. Ritter
werden diese Technologie weiterentwickeln, so dass sie in Zukunft auch die
Steuerung von Maschinen, Computern und Exoskeletten durch Gedanken
ermöglicht.

* Inferring multi-scale neural mechanisms with brain network modelling.
Michael Schirner, Anthony Randal McIntosh, Viktor K. Jirsa, Gustavo Deco,
Petra Ritter. eLife 2018;7:e28927 doi: 10.7554/eLife.28927

Links


	Klinik für Neurologie mit Experimenteller Neurologie
 https://neurologie.charite.de/

	Webseite "The Virtual Brain"
 http://www.thevirtualbrain.org/

	BrainModes Group - Petra Ritter
 https://neurologie.charite.de/forschung/arbeitsgruppen/brainmodes_group_petra_ritter/

	BrainModes
 http://brainmodes.com/

	Virtual Brain Workshop am 26.02.2018 an der Charité:
 http://www.thevirtualbrain.org/tvb/zwei/newswire-event-single/187316-workshop-tvb-node-6

	Originalpublikation eLife
 https://elifesciences.org/articles/28927



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution318
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FORSCHUNG/232: Bessere Patientenversorgung durch neue nichtinvasive Verfahren zur Blutzuckermessung (idw)


Fachhochschule Südwestfalen - 01.02.2018

Bessere Versorgung von Diabetikern und Intensivpatienten



Iserlohn. Diabetes Mellitus ist eine der weltweit am häufigsten
vorkommenden Stoffwechselerkrankungen. Nicht nur Diabetiker leiden unter
der Stoffwechselentgleisung, auch bei Patienten auf Intensivstationen kann
es aufgrund ihre geschwächten Zustandes zu lebensbedrohlicher Unter- und
Überzuckerung kommen. Sven Delbeck, Doktorand an der Fachhochschule
Südwestfalen in Iserlohn forscht an einem neuen nichtinvasiven Verfahren
zur Blutzuckermessung, das insbesondere in der Intensivmedizin zu einer
verbesserten Situation für die Patienten führen soll.

Sven Delbeck hat durch sein Bachelor- und Masterstudium der Bio- und
Nanotechnologien nicht nur die richtige fachliche Eignung für sein
Forschungsfeld. Er ist auch persönliche betroffen. Als Diabetiker weiß er
alles über die Krankheit und kennt sich mit den verschiedenen Verfahren
der Blutzuckermessung besten aus.

In einem kürzlich erfolgreich abgeschlossenen Forschungsprojekt am
Interdisziplinären Zentrum für Lebenswissenschaften an der Iserlohner
Hochschule hat er bereits an neuen Methoden der kontinuierlichen
Blutzuckermessung sowohl mit konventionellen als auch mit Laser-Spektrometern
gearbeitet. Diese liefern dem Intensiv-Mediziner wichtige
Informationen über den aktuellen Stoffwechselstatus des Patienten auf der
Intensivstation. Als Mitglied des Forschungsteams beschäftigt er sich nun
weitergehend im Rahmen seiner Doktorarbeit mit einer neuen
verletzungsfreien, so genannten nichtinvasiven Methode, die den
Blutzuckergehalt ohne Blutentnahme anzeigt. "In Iserlohn forschen wir
bereits seit längerem an nichtinvasiven Analyseverfahren. Mit einem
eigenentwickelten optischen Messaufbau fokussieren wir kurzwellige
Infrarot-Strahlung in das Unterhautgewebe und die dort reflektierten
Anteile werden anschließend detektiert und analysiert", berichtet Delbeck.
Hierzu reicht es, seinen Finger vor eine Linse zu halten und diesen bzw.
dessen Gewebe durchleuchten zu lassen. "Die Schwierigkeit liegt darin,
dass wir ein Verfahren brauchen, das die Glucosekonzentration im Blut und
nicht im Gewebe misst" weist Delbeck darauf hin, warum sich bisherige
Verfahren noch nicht bis zur Marktreife entwickelt haben.

Bei dem neuen Verfahren werden die Bestandtiele des Gewebes wie Kollagen,
Fett, Wasser oder Gewebsglucose ausgewertet und aussortiert. "Letzlich
bleibt nur das spektrum der Blutglucose übrig und wir können die
Glucosewerte, die nur durch die pulsativen Änderungen des Blutes zu finden
sind, auswerten. Dies ist durch zeitaufgelöste Messungen der durch den
Herzschlag bedingten Blutvolumenänderungen möglich", erläutert Delbeck. Zu
klären ist auch noch die Frage, welche Hautstelle sich am besten für die
Messungen eignet. Um das herauszufinden, wollen die Iserlohner Forscher
mit einem Dermatologen zusammenarbeiten.

Bislang bewegen sich die Untersuchungen im Bereich der
Grundlagenforschung. Und bis die ersten Ergebnisse vorliegen, wird Sven
Delbeck in den nächsten drei Jahren noch viele Untersuchungen durchführen.

Seine Forschungen führt er im Rahmen einer kooperativen Promotion in
Zusammenarbeit mit der Carl-Gustv Carus Fakultät des Uniklinimkums an der
Technischen Universität Dresden durch. Betreut wird er an der
Fachhochschule Südwestfalen von Prof. Dr. Herbert Michael Heise. Der
verspricht sich von dem neuen nichtinvasiven Verfahren insbesondere für
Patienten auf Intensivstationen ein zuverlässiges, zeitnahes
Messverfahren, das eine kontinuierliche Überwachung des Patienten
gewährleistet und auch das Infektionsrisiko reduziert, da eine
Blutentnahme nicht mehr notwendig ist.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution201
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LABEL/4819: Sony Music Artist Communication Newsletter - KW05/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC ARTIST COMMUNICATION NEWSLETTER - KW05/2018

München, 2. Februar 2018



Mörderisch gut und gar nicht leise - Mustasch veröffentlichen am
6. April ihr neues Album "Silent Killer"

Am 6. April erscheint mit "Silent Killer" das neue Album von
Mustasch. Es ist das inzwischen neunte Studiowerk der
Hard-Rock-Pioniere und wurde in nur zehn Tagen in den "Leon Music
Studios" aufgenommen.

Mit dieser Platte wollten die Schweden zu ihren harten Wurzeln
zurückkehren, aus denen sie ursprünglich herkamen. Der Zorn, die
Frustration und der Tiefgang der Songs sind das, was das Album
ausmacht. Man kann mit Sicherheit sagen, dass "Silent Killer" die
härteste, schnellste und dunkelste Scheibe ist, die Mustasch je
produziert haben.

Die erste Single "Lawbreaker" wurde vergangenes Jahr veröffentlicht,
und in der neuen Single "Fire" wirkt niemand anderer als der
legendäre Hank Von Helvete (ehemaliger Leadsänger der norwegischen
Punkrock-Ikonen Turbonegro) mit. Produziert wurde das Album von A.W.
Nine, Niclas Engelin von In Flames war beim Schreibprozess
involviert.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

02.02. Janice - Fallin' Up

02.02. Fishbach - A ta merci

02.02. Justin Timberlake - Man Of The Woods

09.02. MGMT - Little Dark Age

16.02. Johannes Falk - Von Mücken und Elefanten

23.02. Anna Depenbusch - Das Alphabet der Anna Depenbusch in Schwarz-Weiß

23.02. Antje Schomaker - Von Helden und Halunken

23.02. Lo Moon - Lo Moon

02.03. Andrew W.K. - You're Not Alone

09.03. Judas Priest - Firepower

09.03. Fantasy - Das Beste von Fantasy

16.03. JB Dunckel - H+

23.03. George Ezra - Staying At Tamara's

30.03. The Vaccines - Combat Sports

06.04. Manic Street Preachers - Resistance Is Futile

06.04. Mustasch - Silent Killer

13.04. Revolverheld - Zimmer mit Blick

27.04. Die Fantastischen Vier - Captain Fantastic


On Tour

Anna Depenbusch

03.02. Hamburg - Elbphilharmonie

19.03. Stuttgart - Renitenz-Theater

20.03. Düsseldorf - Savoy

23.03. Bonn - Pantheon Theater

05.04. Hannover - Pavillon

06.04. Bielefeld - Rudolf Oetker Halle

07.04. Oldenburg - Kulturetage

27.04. Lübeck - Kolosseum

10.05. Fulda - Orangerie

11.05. Mannheim - Capitol

12.05. Karlsruhe - Tollhaus

28.05. Meinersen - Kulturzentrum

Sofi Tukker

05.02. München - Ampere

07.02. Berlin - Festsaal Kreuzberg

Khalid

06.02. Berlin - Huxley's

09.02. München - Muffathalle

10.02. Frankfurt - Batschkapp

Russ

13.02. Berlin - Columbiahalle

18.02. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Hall

25.02. München - Tonhalle

Peter Maffay

14.02. Kiel - Sparkassen-Arena

15.02. Bremen - ÖVB-Arena

16.02. Hannover - TUI-Arena

17.02. Hamburg - Barclaycard Arena

19.02. Magdeburg - GETEC Arena

20.02. Frankfurt/Main - Festhalle

22.02. Schwerin - Sport- u. Kongreßhalle

24.02. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

25.02. Halle/Westfalen - G.-Weber-Stadion

26.02. Düsseldorf - ISS-Dome

28.02. Dortmund - Westfalenhalle

02.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

03.03. Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

04.03. Chemnitz - Messe

06.03. Leipzig - Arena Leipzig

08.03. Erfurt - Messehalle

09.03. München - Olympiahalle

10.03. Mannheim - SAP-Arena

12.03. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

13.03. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

14.03. Regensburg - Donau-Arena

16.03. Braunschweig - Volkswagen-Halle

17.03. Köln - Lanxess-Arena

22.03. Zürich - Volkshaus

Johannes Falk

19.02. Heidelberg - Karlstorbahnhof

20.02. München - Milla

21.02. Berlin - Musik & Frieden

22.02. Hamburg - Nochtwache

23.02. Köln - Studio 672

Alan Walker

22.02. Hamburg - Docks

23.02. Frankfurt am Main - Batschkapp

24.02. Berlin - Huxley's

02.03. München - Tonhalle

Michael Patrick Kelly

23.02. Berlin - Admiralspalast

04.05. Kempten - bigBox Allgäu

26.05. Lübeck - Musik- und Kongresshalle

02.06. Siegen - Siegerlandhalle

16.06. Trier - Porta Nigra Vorplatz

23.06. Essen - Grugahalle

Rag'n'Bone Man

24.02. Offenbach am Main - Stadthalle

05.03. München - Zenith

06.03. Köln - Palladium

Till Brönner & Dieter Ilg

25.02. Köln - Philharmonie

26.02. Kreuztal - Stadthalle

27.02. Datteln - Stadthalle

01.03. Bremen - Glocke

02.03. Halle (Saale) - Steintorvarieté

03.03. Dessau - Anhaltisches Theater

07.03. Berlin - Konzerthaus

21.03. Karlsruhe - Tollhaus

22.03. Hamburg - Laeiszhalle

28.04. Schwerin - Staatstheater

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Antje Schomaker

27.02. Hannover - Musikzentrum

28.02. Köln - Blue Shell

01.03. Dortmund - FZW

02.03. Stuttgart - clubCANN

03.03. Heidelberg - Halle02 Club

04.03. Wiesbaden - Schlachthaus Wiesbaden (Kasselhaus)

06.03. München - Strom

08.03. Leipzig - Neumanns (Felsenkeller)

09.03. Berlin - Musik & Frieden

10.03. Hamburg - Uebel & Gefährlich

The Script

28.02. Frankfurt - Jahrhunderthalle

01.03. Köln - Palladium

07.03. Hamburg - Stadthalle

19.03. München - Zenith

Marteria

01.03. Jena - Kassablanca

02.03. Chemnitz - AJZ Talschock

05.03. Saarbrücken - Garage

06.03. Wiesbaden - Schlachthof

10.03. Flensburg - Flens-Arena

11.03. Dortmund - Phoenixhalle

13.03. Mannheim - Maimarkthalle

15.03. Koblenz - Conlog-Arena

16.03. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

18.03. Würzburg - S.Oliver-Arena

19.03. Erfurt - Thüringen-Halle

20.03. Hannover - Swiss-Life-Hall

21.03. Freiburg I.BR. - Sick-Arena

23.03. Leipzig - Haus Auensee

24.03. Magdeburg - Getec-Arena

Amanda

07.03. Bremen - Tower

08.03. Essen - Zeche Carl

09.03. Heidelberg - halle 02 Club

13.03. Nürnberg - Club Stereo

15.03. Dresden - Beatpol

16.03. Leipzig - Neues Schauspiel

17.03. Braunschweig - Eule

30.03. Berlin - Franz Club

First Aid Kit

08.03. Berlin - Columbiahalle

10.03. Hamburg - Grosse Freiheit

Casper

09.03. Würzburg - S.-Oliver-Arena

10.03. Erfurt - Messehalle

D'Angelo

14.03. Hamburg - Docks

15.03. Berlin - Columbiahalle

Enrique Iglesias

15.03. München - Olympiahalle

Evanescence

22.03. Stuttgart - Porsche Arena

23.03. Leipzig - Arena

26.03. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Halle

Harry Styles

24.03. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

25.03. Hamburg - Barclaycard Arena

27.03. München - Olympiahalle

05.04. Mannheim - SAP Arena

Amy Shark

24.03. Berlin - Gretchen

26.03. Hamburg - Häkken

28.03. München - Kranhalle

Hämatom

30.03. Bremen - Aladin

Jennifer Rostock

05.04. Saarbrücken - Saarlandhalle

06.04. Wiesbaden - Schlachthof

07.04. München - Zenith

12.04. Rostock - Moya Kulturbühne

13.04. Hannover - Swiss Life Hall

14.04. Mannheim - Maimarkt Club

19.04. Lingen - Emsland Arena

20.04. Düsseldorf - Mitsubishi Electric Halle

21.04. Hamburg - Sporthalle

27.04. Fürth - Stadthalle

30.04. Erfurt - Thüringenhalle

04.05. Dresden - Alter Schlachthof

05.05. Leipzig - Haus Auensee

12.05. Berlin - Columbiahalle

Selig

05.04.2018 Bochum - Matrix

06.04.2018 Lingen- Alter Schlachthof

07.04.2018 Dresden - Reithalle

09.04.2018 Augsburg - Spectrum Club

10.04.2018 Aschaffenburg - Colos-Saal

12.04.2018 Ulm- Roxy

13.04.2018 Wiesbaden - Kulturzentrum Schlachthof

15.04.2018 Krefeld - Kulturfabrik Krefeld

17.04.2018 Saarbrücken - Garage

18.04.2018 Graz - ppc

19.04.2018 Dornbirn - Dornbrin Conrad Sohm

21.04.2018 Potsdam - Lindenpark

22.04.2018 Hamburg- Docks Hamburg

Moses Pelham & Band

07.04. Berlin - Heimathafen Neukölln

09.04. Stuttgart - Im Wizemann

10.04. Frankfurt am Main - Batschkapp

12.04. München - Technikum

13.04. Nürnberg - Hirsch

14.04. Dresden - Reithalle Strasse E

16.04. Frankfurt am Main - Batschkapp

18.04. Bremen - Modernes

19.04. Hamburg - Mojo Club

20.04. Hannover - Capitol

George Ezra

09.04. Berlin - Huxley's

14.04. Köln - Live Music Hall

Bob Dylan & Band

12.04. Neu-Ulm - Ratiopharm-Arena

18.04. Leipzig - Arena

19.04. Krefeld - Königpalast

21.04. Bielefeld - Seidensticker Halle

22.04. Nürnberg - Frankenhalle

23.04. Baden-Baden - Festspielhaus

Vanessa Mai

18.04. Dresden - Kulturpalast

19.04. Dresden - Kulturpalast

20.04. Hamburg - Mehr! Theater am Großmarkt

21.04. Rostock - Stadthalle

04.05. Düren - Arena Kreis Düren

05.05. Oldenburg - Weser-Ems-Hallen

06.05. Oldenburg - Weser-Ems-Hallen

07.05. Bielefeld - Stadthalle

08.05. Leipzig - Arena Leipzig

10.05. Berlin - Tempodrom

11.05. Oberhausen - König-Pilsener-Arena

12.05. Frankfurt - Jahrhunderthalle

13.05. Erfurt - Messehalle

14.05. München - Circus Krone

17.05. Mannheim - Rosengarten

18.05. Chemnitz - Stadthalle

09.06. Stuttgart - Porsche Arena

Shout Out Louds

20.04. Karlsruhe - Substage

27.04. Frankfurt - Batschkapp

28.04. Dresden - Beatpol

29.04. Bremen - Modernes

Tom Walker

23.04. München - Kranhalle

24.04. Köln - Blue Shell

27.04. Berlin - Privatclub

28.04. Hamburg - Molotow

Roger Waters

14.05. Hamburg - Barclaycard Arena

02.06. Berlin - Mercedes Benz Arena

04.06. Mannheim - SAP Arena

11.06. Köln - Lanxess Arena

13.06. München - Olympiahalle

Jimmy Eat World

30.05. Hannover - Capitol

03.06. Leipzig - Conne Island

Rock am Ring / Rock im Park - 01. - 03. Juni

• Casper

• Foo Fighters

• Jimmy Eat World

Shakira

03.06. Hamburg - Barclaycard-Arena

05.06. Köln - Lanxess-Arena

17.06. München - Olympiahalle

Runrig

07.06. Berlin - Zitadelle

08.06. Stuttgart - Schleyerhalle

09.06. Köln - Lanxess Arena

Die Fantastischen Vier

08.06. Ladenburg/Neckar - Festwiese

23.06. Sankt Wendel - Open-Air-Gelände

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Judas Priest

15.06. Feropolis - With Full Force Festival

19.06. Freiburg - Messehalle

20.06. Mannheim - Zeltfestival

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - BarclayCard Arena

19.09. Berlin - MercedesBenz Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Ben Hiltrop

Manager Print & Online

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Tel: 089 - 540222-9073, Fax: 089 - 540222-69073

E-Mail: ben.hiltrop@sonymusicexternal.com

Internet: www.sonymusic.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10040: Mönchengladbach - 4. Schlosskonzert "Klangzauber barocker Zupfinstrumente" am 16.2.


4. Schlosskonzert: Klangzauber barocker Zupfinstrumente

Freitag, 16. Februar 2018, 20 Uhr, Schloss Rheydt



Die Laute ist eins der ältesten Musikinstrumente überhaupt. In der
Renaissance trug sie den stolzen Titel einer "regina omnium
instrumentorum musicorum". Mit dem Duo Mirko Arnone und Daniele
Caminiti sind im 4. Schlosskonzert am Freitag, dem 16. Februar 2018
(20 Uhr, Schloss Rheydt) zwei Meister ihres Fachs zu erleben, die den
Klangzauber der "Königin aller Musikinstrumente" sowie anderer
barocker Zupfinstrumente des Barocks wie Mandoline und Theorbe auf das
Schönste zu entfalten verstehen.

Mirko Arnone studierte klassische Gitarre und Musiktheorie am
Konservatorium seiner Heimatstadt Palermo sowie historische
Zupfinstrumente und Alte Musik bei Prof. Rolf Lislevand an der
Musikhochschule Trossingen. Seit 2005 ist er als Solist und
Kammermusiker in renommierten Ensembles tätig. Der in Messina geborene
Daniele Caminiti studierte klassische Gitarre in Pescara und bei Oscar
Ghiglia an der Musikakademie Basel sowie historische Zupfinstrumente
bei Peter Croton an der Schola Cantorum Basiliensis. Er hat bei
zahlreichen CD-Produktionen mitgewirkt und tritt in den prominentesten
Konzertsälen Europas auf.

Im Rittersaal Schloss Rheydt spielen die beiden Werke von Antonio
Vivaldi, Alessandro Scarlatti, Alessandro Piccinini und Girolamo
Kapsberger. Ergänzt wird die barocke Klangpracht durch Musik des
international renommierten und von Kritikern wie Musikern weltweit
gerühmten New Yorker Komponisten Raphael Fusco, der in seiner
genreübergreifenden Musik Harmonien und Rhythmen des Jazz und Pop mit
denen barocker und klassischer Kompositionstraditionen kombiniert.

Karten für das Schlosskonzert sind zum Preis von 13 Euro (ermäßigt 9
Euro) zzgl. Vorverkaufs-Gebühr an der Theaterkasse und allen bekannten
VVK-Stellen sowie unter www.ADticket.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8607: Aus aller Welt - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zyperns Präsident Anastasiades gewinnt Stichwahl

Nicos Anastasiades ist als Sieger aus der Stichwahl um das
Präsidentenamt in Zypern hervorgegangen. Der konservative Amtsinhaber
setzte sich nach offiziellen Angaben mit 56 Prozent der Stimmen gegen
seinen linksgerichteten Herausforderer Stavros Malas durch, der auf
44 Prozent kam. Anastasiades kündigte nach seinem Wahlsieg an, sich
während seiner zweiten fünfjährigen Amtszeit für eine Überwindung der
seit 1974 nach einem griechischen Putsch und einer türkischen
Militärintervention geteilten Mittelmeerinsel einzusetzen. Zu dem
Urnengang waren daher auch nur die Wähler im griechisch-zyprischen
Südteil der Insel aufgerufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8607: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizeigewerkschaft fordert Abschaffung des Cannabis-Verbots

Der Bund Deutscher Kriminalbeamter (BDK) fordert, den Gebrauch von
Cannabis zu entkriminalisieren. Die Prohibition sei historisch
betrachtet willkürlich erfolgt und bis heute weder intelligent noch
zielführend, sagte BDK-Chef André Schulz in einem Gespräch mit der
Bild-Zeitung. Es gebe bessere Möglichkeiten in der Drogenpolitik
statt Repression, beispielsweise mehr Hilfe für Suchtkranke unter
Fürsorgeaspekten und einen besseren Kinder- und Jugendschutz. Auch
das Erlernen eines verantwortungsvollen Umgangs mit Drogenkonsum
gehöre dazu. Für Autofahrer müsse Kiffen aber Tabu bleiben, betonte
Schulz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8603: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO übt vor russischer Grenze

Ein in Estland stationiertes NATO-Bataillon hat am Montag ein Manöver
nahe der russischen Grenze begonnen. Wie das estnische
Verteidigungsministerium mitteilte, nehmen neben 1.000 estnischen
Soldaten NATO-Militärs aus Großbritannien und Dänemark an der
Militärübung "Winterlager 2018" teil. Das in der estnischen Stadt
Tapa stationierte NATO-Bataillon zählt 1.200 Soldaten, darunter mehr
als 800 britische und 200 dänische Soldaten. Seit der Ukraine-Krise
sieht die Allianz Rußland als Bedrohung und baut die Militärpräsenz
im Baltikum stark aus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8605: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Union und SPD verhandeln weiter

Die Koalitionsverhandlungen von Union und SPD gehen in die
Verlängerung. Die Parteien hatten sich ursprünglich bis Sonntag Zeit
für ihre Gespräche gegeben. Der Koalitionsvertrag einer erneuten
großen Koalition dürfte erst am Dienstag vorgestellt werden, da
zentrale Konfliktthemen am Montag noch immer nicht gelöst waren.
Gerungen wird noch beim Thema Gesundheit, wo die SPD eine Angleichung
der Arzthonorare von Privat- und Kassenpatienten fordert, und bei der
von der SPD verlangten Abschaffung von grundlos befristeten
Arbeitsverhältnissen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8604: Tragisches und Kurioses - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vierköpfige Familie vermutlich an Kohlenmonoxid-Vergiftung gestorben

In einem Haus im baden-württembergischen Esslingen ereignete sich am
Montag ein tragisches Unglück. Eine vierköpfige Familie wurde tot
aufgefunden. Die Polizei geht davon aus, daß die 29jährige Frau, ihr
gleichaltriger Ehemann sowie deren Kinder, ein drei Jahre altes
Mädchen und ein vier Jahre alter Junge, an einer
Kohlenmonoxid-Vergiftung gestorben sind. Ein Angehöriger hatte gegen
Mittag zunächst erfolglos an der Tür der Familie geklingelt. Nachdem
er zwei reglose Personen am Boden liegen sah, alarmierte er über den
Notruf die Polizei. Aufgrund der hohen Konzentration des gefährliches
Gases mußten die Rettungskräfte das Haus mit Atemschutzausrüstung
betreten. Die Hintergründe des Unglücks sind noch unklar. Die
Ermittler fanden bislang keine Hinweise auf ein Verbrechen oder einen
Suizid.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7689: Aus Forschung und Technik - 05.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bausteine für Leben in der Großen Magellanschen entdeckt

Himmelsforscher haben in der Großen Magellanschen Wolke im Sternbild
Schwertfisch/Tafelberg komplexe, organische Moleküle entdeckt.
NASA-Astronomen um Marta Sewilo von der Johns Hopkins University
beobachteten mit Hilfe des Radioteleskop-Observatoriums Atacama Large
Millimeter/submillimeter Array (ALMA) in Chile die rund 170.000
Lichtjahre entfernte Zwerggalaxie. Dabei stießen die Wissenschaftler
in zwei Sternentstehungsregionen der Galaxie unter anderem auf
Methanol, Dimethylether und Ameisensäuremethylester. Die letzten
beiden chemischen Verbindungen konnten bisher noch nie außerhalb der
Milchstraße festgestellt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7702: Aus aller Welt - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Moskau lädt OSZE-Beobachter zur Präsidentenwahl im März ein

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
entsendet auf Einladung Moskaus an die 500 Beobachter zur Begleitung
der Präsidentenwahl am 18. März nach Rußland. Der norwegische
Missionsleiter Jan Petersen berichtete am Montag der Presse in der
russischen Hauptstadt, die Wahlbeobachter würden sowohl in größeren
Städten als auch in ländlichen Gebieten eingesetzt. Petersen zufolge
halten sich zur Zeit 60 Langzeitbeobachter des in Warschau ansässigen
OSZE-Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte (OHDIR)
in Rußland auf. Sie dokumentieren den Wahlkampf und die
Berichterstattung der Medien dazu. Ihre Erkenntnisse werden
unmittelbar nach der Wahl veröffentlicht. Die OHDIR übt nach eigenen
Angaben keinen Einfluß auf die Wahl aus und wird die laufende
Kampagne auch nicht kommentieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7663: Medizin und Gesundheitswesen - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Berlin will Geburtshilfe ausbauen

Berlin will die Geburtshilfe ausbauen. Wie das Deutsche Ärzteblatt
berichtete, sollen unter anderem mehr Hebammen ausgebildet, ihre
Arbeitsbedingungen an den 19 Geburtskliniken verbessert und Kreißsäle
ausgebaut werden. Für letzteren Ausbau stellt der Berliner
Senat zusätzlich 20 Millionen Euro bereit. Hintergrund ist der
rasante Anstieg von Geburten in Berlin. In der Hauptstadt kommen
jährlich rund 42.000 Kinder zur Welt. Oft kam es daher zu Engpässen.
Schwangere fanden keine Hebamme oder wurden trotz einsetzender Wehen
von Kliniken abgewiesen. Geburtshelferinnen wiederum klagten über
Überlastung. Dem soll jetzt Abhilfe geschaffen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7690: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Kriegsgegner in der Türkei festgenommen

In der Türkei sind in den zurückliegenden beiden Wochen 573 Menschen
unter dem Vorwurf der Terrorpropaganda vorübergehend festgenommen
worden. Nach Angaben des Innenministeriums vom Montag hatten die
meisten von ihnen in sozialen Medien über den Krieg diskutiert, den
die türkischen Streitkräfte am 20. Januar gegen die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten YPG auf syrischem Gebiet begonnen haben.
Dem Ministerium zufolge erfolgten 124 Festnahmen wegen Teilnahme an
Antikriegsdemonstrationen in Istanbul. Auch führende Mitglieder der
Türkischen Ärztevereinigung wurden festgenommen, weil sie eine
Erklärung mit dem Titel "Nein zum Krieg, Frieden jetzt" herausgegeben
hatten. Drei der Mediziner wurden inzwischen freigelassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7616: Sprache, Kunst und Medium - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Gestohlene antike Kunstschätze in den Libanon zurückgekehrt

Am Wochenende wurde im Beiruter Nationalmuseum die Rückkehr mehrerer
bedeutender Kunstschätze aus phönizischer Zeit gefeiert, die vor 
Jahren verschwunden waren und später auf dem illegalen internationalen
Kunstmarkt angeboten wurden.

Wie der Deutschlandfunk berichtete, ist dieser kleine Erfolg im Kampf
gegen den Antiquitätenschmuggel der Zusammenarbeit zahlreicher
Experten und vernetzter Behörden sowie der kleinen libanesischen NGO
Biladi zu verdanken.

Plünderungen im großen Stil von antiken Ausgrabungsstätten und ganzer
Museen hatte es zunächst nach dem ersten Irakkrieg gegeben. Daraus
entwickelte sich schnell ein hochprofitabler Markt, da die Nachfrage 
aus den reichen Ländern besonders in Europa und den USA groß
ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7680: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Chinas Marine soll Künstliche Intelligenz auf Atom-U-Booten einsetzen

In China sollen Atom-U-Boote mit Künstlichen Intelligenzen (KI)
ausgestattet werden. Vom entsprechenden Forschungsprogamm berichtete
die South China Morning Post unter Berufung auf einen am Projekt
beteiligten Forscher. Demnach soll der mit Lernfähigkeiten
ausgestattete Bordcomputer die Offiziere bei ihren Entscheidungen zu
Risiken und Vorteilen von Kampfmanövern unterstützen und eigene
Vorschläge machen. Bislang konnte keine KI an Bord untergebracht
werden, weil die erforderlichen Rechner zu groß waren. Dem Bericht
zufolge mahnte ein Wissenschaftler der Chinesischen Akademie der
Wissenschaften davor, daß sich die KI verselbständigen und mit den
Nuklearwaffen seines U-Boots einen Kontinent zerstören könnte.
Bislang gehen die Wissenschaftler davon aus, daß trotz Künstlicher
Intelligenz an Bord jeder wichtige Posten weiterhin mit einem
Menschen besetzt sein wird. Andere hoffen, daß eine KI jederzeit
manuell abgeschaltet werden kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7694: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommission verlängert Prüffrist für Bayer-Monsanto-Fusion

Die EU-Kommission wird die Übernahme des US-Saatgutkonzerns Monsanto
durch die Leverkusener Bayer AG bis zum 5. April daraufhin prüfen, ob
der Wettbewerb in der Pestizid- und Saatgutbranche gefährdet sein
könnte. Die aktuelle Verlängerung der Prüffrist im laufenden
Kartellverfahren war am Montag bekanntgegeben worden. Bayer ließe
sich die Übernahme von Monsanto 63,5 Milliarden Dollar kosten und
könnte zum weltgrößten Anbieter von Pflanzenschutzmitteln und Saatgut
aufsteigen. Der Konzern war der EU-Kommission bereits Ende 2017 mit
dem Angebot entgegengekommen, Teile seines Saatgutgeschäfts und ein
wichtiges Unkrautvernichtungsmittel an BASF zu verkaufen. Am
verbliebenen Saatgutgeschäft von Bayer könnte auch die Schweizer
Syngenta interessiert sein. Ein weiteres kartellrechtliches Problem
stellt sich der Kommission mit der Einführung von Digitaltechnik in
der Landwirtschaft. Daran arbeiten sowohl Bayer als auch Monsanto.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7666: Tragisches und Kurioses - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Besucherin landet bei Fasnachtumzug im "Hexenkessel"

Am Wochenende ist eine junge Zuschauerin beim Umzug der Eppinger
Hexenzünfte in einem großen Kessel mit siedendem Wasser gelandet, wo
sie kurz mit beiden Beinen bis zu den Knien stand. Dabei zog sie sich
Verbrennungen 2. Grades zu. In der Spezialklinik, in der sie sich
seitdem befindet, gehen die Ärzte davon aus, daß die 18jährige
bleibende Schäden davontragen wird. Das berichtete die Zeitung
Heilbronner Stimme.

Obwohl bekannt ist, in welcher der Hexenzünfte es zu dem Zwischenfall
kam, gibt es noch keine Namen. Die Polizei teilt lediglich mit, daß es
zu einem "scherzhaften" Gerangel zwischen einer Gruppe von Maskierten
und einer Besuchergruppe gekommen sei. Im Laufe dessen hätten mehrere
Hexen das Mädchen gepackt und in den Kessel gleiten lassen.

Nach Auskunft aus dem Rathaus sei offenes Feuer und siedendes Wasser
bei den Umzügen nicht verboten. Bisher soll es damit keine Probleme
gegeben haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7691: Arbeit, Soziales und Familie - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



NGOs warnen vor Abschiebungen von Syrern

Internationale Hilfsorganisationen warnen in dem gemeinsamen Bericht
"Dangerous Grounds" die Regierungen in Europa davor, syrische
Flüchtlinge in ihr vom Bürgerkrieg heimgesuchtes Land
zurückzuschicken. Den Angaben zufolge halten Bombardierungen und
Kämpfe in Syrien an. Infrastruktur, die Hälfte der Krankenhäuser und
jede dritte Schule sind vom Krieg zerstört oder können für den
ursprünglichen Zweck nicht genutzt werden. Den Autoren der Studie
zufolge wird unter anderem in Deutschland und Dänemark ernsthaft
über Abschiebungen von Syrern diskutiert.

Laut Bericht wurden 2016 560.000 Flüchtlinge nach Syrien
abgeschoben und 2017 weitere 721.000. Die Rückkehr von Flüchtlingen
nach Syrien sei meistens weder sicher noch freiwillig, sagte Jan
Egeland, der Generalsekretär des Norwegischen Flüchtlingsrates (CNR).
Die NGOs rechnen für das laufende Jahr mit weiteren eineinhalb
Millionen Menschen, die vor den Kämpfen in ihrer Heimat werden
fliehen müssen. Die meisten syrischen Vertriebenen bleiben im
Libanon, in Jordanien und in der Türkei.

Zu den Nichtregierungsorganisationen, die die auf Interviews und
Untersuchungen in Syrien beruhende Studie herausgegeben haben,
gehören Care International, Aktion gegen den Hunger, Save the
Children, Danish Refugee Council, International Rescue Committee und
Norwegian Refugee Council.

5. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7674: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Störche kehren bereits aus Winterquartieren zurück

Der Frühling kündigt sich an. Wie dpa gerade meldete, sind in
Ostdeutschland die ersten Weißstörche aus ihrem Winterquartieren im
Süden zurückgekehrt. Laut Michael Kaatz, Geschäftsführer der
Vogelschutzwarte Storchenhof Loburg in Sachsen-Anhalt, kommen die
ersten Rückkehrer normalerweise erst Ende Februar an. In Hessen sind
sogar viele Störche gar nicht erst in den Süden geflogen und treffen
gerade die Vorbereitungen für die kommende Brutsaison.

5. Februar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7679: Märkte und Finanzen - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



South Australia installiert größtes virtuelles Solarkraftwerk der Welt

Im australischen Bundesstaat South Australia soll das größte
"virtuelle" Kraftwerk der Welt entstehen. Der Fernsehsender
Australian Broadcasting Corporation berichtete, es sollten nach und
nach 50.000 meist öffentliche Wohnhäuser mit Solarpaneelen und
Stromspeichern ausgestattet werden. Die Bewohner müssen für die
Investitionen nicht zuzahlen. Der Stromeigenverbrauch kann sogar
billiger werden, wie der Premier von South Australia, Jay Weatherill,
am Sonntag bei der Vorstellung des Projekts versprach. Die
Kollektoren und Speicher des hochgradig dezentralen Kraftwerks stellt
das kalifornische Unternehmen Tesla bereit. Die Anlagenleistung soll
250 Megawatt betragen, die Speicherkapazität der zusammengeschalteten
Batterien 650 Megawattstunden. Der Bundesstaat subventioniert das
Vorhaben mit zwei Millionen australischen Dollar sowie weiteren 30
Millionen als Darlehen aus dem Staatsfonds für erneuerbare Energien.
Tesla hat in South Australia bereits das größte Speicherkraftwerk der
Welt installiert. Die Riesenbatterie nimmt Windstrom auf und gibt ihn
an über 30.000 Haushalte ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7697: Aus Forschung und Technik - 05.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Kosmonauten verbessern Funkverbindung von ISS zur Erde

Gut sieben Stunden brauchten die beiden Kosmonauten Alexander
Missurkin und Anton Schkaplerow laut dpa, um ein neues Schaltmodul an
einer Hochleistungsantenne einzubauen, damit die Kommunikation mit
der russischen Flugleitzentrale verbessert wird. Es war der 207.
Außeneinsatz an der Internationalen Raumstation ISS, die seit dem
Jahr 2000 dauerhaft bewohnt ist. Weiter bargen die beiden Kosmonauten
Experimente, die an der Außenwand der Weltraumstrahlung ausgesetzt
waren. Zur Zeit kreisen sechs Raumfahrer an Bord der ISS in etwa 400
Kilometern Höhe um die Erde. Ende Februar sollen der jetzige
Kommandant Missurkin und die US-Astronauten Joe Acaba und Mark Vande
Heide zur Erde zurückkehren. Derweil trainiert der deutsche Astronaut
Alexander Gerst für einen zweiten ISS-Aufenthalt ab Juni, bei dem er
für einige Zeit auch das Kommando führen wird.

5. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/294: Astronomie - Rotierendes System von Satellitengalaxien wirft Fragen auf (idw)


Universität Basel - 01.02.2018

Astronomie: Rotierendes System von Satellitengalaxien wirft Fragen auf



Astronomen haben die Verteilung und die Bewegung von Zwerggalaxien im
Sternbild Centaurus untersucht. Doch ihre Beobachtungen lassen sich nicht
mit dem Standardmodell der Kosmologie in Einklang bringen, das die
Existenz von dunkler Materie annimmt. Das berichtet ein internationales
Team von Forschern unter der Leitung der Universität Basel im
Wissenschaftsmagazin «Science».




[image: Bild: © Christian Wolf & SkyMapper Team/Australian National University]

Die Galaxie Centaurus A mit ihrem markanten Staubband. Astronomische
Beobachtungen ihrer Satellitengalaxien zeigen Eigenschaften, die im
Widerspruch zum gängigen kosmologischen Modell stehen.

Bild: © Christian Wolf & SkyMapper Team/Australian National University



Unsere Milchstrasse ist wie andere grosse Sternsysteme von kleineren
Galaxien umgeben, die sie als Satelliten umkreisen. Laut dem
Standardmodell, mit dem Astronomen die Entstehung von Galaxien
beschreiben, sollten diese Satellitengalaxien zufällig verteilt und
ungeordnet die Muttergalaxien umlaufen. Das Standardmodell geht davon aus,
dass alle Galaxien überwiegend aus unsichtbarer dunkler Materie bestehen,
die aber noch nie direkt nachgewiesen werden konnte.

Beobachtungen der Milchstrasse und der Andromedagalaxie widersprechen
jedoch dem Modell: Vor wenigen Jahren entdeckten Astronomen dort
Satellitengalaxien, die auf scheibenförmigen Ebenen um die grossen
Galaxien angeordnet sind und sich gemeinsam im gleichen Drehsinn bewegen.

Verfechter des Standardmodells haben diese Strukturen als Einzelfälle
interpretiert. Neue Befunde von Forschern um Oliver Müller vom Departement
Physik der Universität Basel deuten nun aber darauf hin, dass es sich
nicht um statistische Ausreisser, sondern um ein weit verbreitetes
Phänomen handelt.

Geordnete Bewegung in einer Ebene

Die Forscher analysierten die Bewegung von Satellitengalaxien rund um
Centaurus A, eine Galaxie, die rund 13 Mio. Lichtjahre entfernt ist. Die
Satellitengalaxien sind in einer Ebene angeordnet, welche senkrecht zur
Muttergalaxie steht. Diese Ebene ist in einem günstigen Winkel zur Erde
ausgerichtet, sodass sich anhand des Dopplereffekts des Sternlichts
bestimmen lässt, wie sich die Objekte bewegen.

So konnten die Forscher nachweisen, dass 14 von 16 Satellitengalaxien
einem gemeinsamen Bewegungsmuster folgen und innerhalb der Ebene um die
Hauptgalaxie rotieren. Gemäss Modellsimulationen mit dunkler Materie
dürfte sich aber höchstens ein halbes Prozent der Satellitensysteme im
nahen Universum so verhalten.

Herausforderung für das Standardmodell

«Die kohärente Bewegung scheint ein universelles Phänomen zu sein, das
nach neuen Erklärungen verlangt», kommentiert Oliver Müller. Denn die
astronomischen Beobachtungen stehen im Widerspruch zu den Simulationen.
Ein Zufall lässt sich ausschliessen, zumal dieser Befund nach Milchstrasse
und Andromedagalaxie nun bei Centaurus A bereits zum dritten Mal
nachgewiesen werden konnte.

Mit dem kosmologischen Standardmodell kann die Entstehung solcher
Strukturen jedenfalls nicht erklärt werden. Hingegen stärken die Resultate
die Vermutung, dass Satellitengalaxien bei der Kollision zweier Galaxien
entstanden sind und keine dunkle Materie enthalten, schreiben die
Astronomen im Forschungsmagazin «Science».


Originalbeitrag

Oliver Müller, Marcel S. Pawlowski, Helmut Jerjen, Federico Lelli

A whirling plane of satellite galaxies around Centaurus A challenges cold
dark matter cosmology

Science (2018),

doi: 10.1126/science.aao1858


Weitere Informationen unter:

https://youtu.be/8T8PJXF5oRk
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http://idw-online.de/de/institution74
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/221: Schlüsselenzym des Citratzyklus funktioniert auch "rückwärts" (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 02.02.2018

Schlüsselenzym des Citratzyklus funktioniert auch "rückwärts"

Studie widerlegt Lehrbuchwissen



Der Citratzyklus liefert vielen Organismen Energie durch den Abbau
organischer Stoffe. Nun haben Wissenschaftler überraschend herausgefunden,
dass ein zentrales Enzym des Citratzyklus, die Citratsynthase, "vorwärts"
und "rückwärts" funktioniert, also Citrat auch spaltet, statt es
aufzubauen. Dies galt bislang als undenkbar.

Vermutlich kennt fast jeder diesen Stoffwechselweg aus dem
Biologieunterricht: den Citratzyklus. Er liefert zahlreichen Organismen
durch den Abbau organischer Stoffe Energie und ermöglicht ihnen so das
Leben. Organismen von Bakterien bis hin zu Menschen nutzen diesen
Reaktionskreislauf und verbrauchen dabei Sauerstoff. Manche
Mikroorganismen nutzen den Citratzyklus auch bei Abwesenheit von
Sauerstoff, also unter anaeroben Bedingungen - zum Teil sogar in
umgekehrter Richtung: Sie bauen Biomasse durch den "reduktiven"
Citratzyklus aus Kohlenstoffdioxid auf. Sie fixieren also anorganischen
Kohlenstoff, wie Pflanzen es bei der Fotosynthese tun. Ein Forscherteam um
den Biologen Prof. Dr. Ivan Berg von der Westfälischen Wilhelms-Universität
Münster (WWU) hat nun überraschend herausgefunden, dass ein
zentrales Enzym des Citratzyklus "vorwärts" und "rückwärts" funktioniert.
Die Citratsynthase sorgt für den ersten, namensgebenden Schritt im
Citratzyklus - den Aufbau von Citrat. Dass dieser Schritt in lebenden
Zellen auch umgekehrt funktioniert, galt als undenkbar - bis jetzt.

Die neue Erkenntnis: Bei bestimmten anaeroben Bakterien, die in der Lage
sind, anorganischen Kohlenstoff durch den reduktiven Citratzyklus zu
fixieren, funktioniert die Citratsynthase rückwärts und spaltet Citrat,
statt es aufzubauen. Ihre Ergebnisse stellen die Wissenschaftler aktuell
in der Fachzeitschrift "Science" vor. "Den Studierenden in meiner
Vorlesung habe ich noch kurz vor unserer Entdeckung beigebracht, dass die
Citratsynthase-Reaktion unter physiologische Bedingungen, also in lebenden
Zellen, nur in einer Richtung ablaufen kann", erinnert sich Ivan Berg,
Wissenschaftler am Institut für Molekulare Mikrobiologie und
Biotechnologie der WWU. "Unsere neuen Erkenntnisse widerlegen jetzt
Lehrbuchwissen, welches seit Jahrzehnten als gesichert galt." Neben dem
münsterschen Team waren Forscher der Universität Freiburg, der Technischen
Universität München (mitverantwortlicher Autor: Prof. Dr. Wolfgang
Eisenreich) und vom Technologiezentrum Wasser in Karlsruhe an der Studie
beteiligt.

Die neu entdeckte Variante des reduktiven Citratzyklus ist der energetisch
günstigste Weg der Kohlenstoff-Fixierung. Im Gegensatz zu den bisher
bekannten Varianten wird keine Energie in Form des Energieträgers
Adenosintriphosphat (ATP) aufgewendet, um das Citrat in seine Bestandteile
Acetyl-CoA und Oxalacetat zu spalten. Das Enzym, welches normalerweise die
Citratspaltung im reduktiven Citratzyklus ermöglicht, ist eine sogenannte
ATP-abhängige Citratlyase. Dieses Enzym galt als das Schlüsselenzym des
"Rückwärts"-Wegs.

Experten bezeichnen Organismen, die sich von vorhandenen organischen
Verbindungen ernähren, als "heterotrophe" Organismen. Jene, die Biomasse
mithilfe von Lichtenergie oder chemischer Energie aufbauen, sind
"autotroph". Die neuen Studienergebnisse haben Implikationen für ihre
Evolution: "Mit der Möglichkeit, die Enzyme des 'vorwärts gerichteten'
oxidativen Citratzyklus auch für einen autotrophen Stoffwechsel zu nutzen,
kann sich aus einem heterotrophen sehr einfach ein autotropher Organismus
entwickeln", sagt Ivan Berg. "Unsere Ergebnisse weisen darauf hin, dass
sich die Fähigkeit zur Autotrophie in der Evolution mehrmals unabhängig
entwickelt hat." Viele anaerobe Mikroorganismen haben nach Ansicht der
Forscher das Potenzial für eine autotrophe Lebensweise.

Die Entdeckung der Wissenschaftler war ein Zufallsfund. "Bei der Suche
nach dem autotrophen Kohlenstoff-Fixierungsweg in dem Bakterium
Desulfurella acetivorans haben wir überraschenderweise eine
ATP-unabhängige Citratspaltung gesehen", sagt Erstautor Achim Mall aus der
Arbeitsgruppe von Ivan Berg. Per Kernspinresonanzspektroskopie, also einer
Untersuchung auf atomarer Ebene, wiesen die Forscher nach, dass die
Citratsynthase diese Reaktion ermöglicht.

"Unsere Ergebnisse zeigen, dass unerwartete Entdeckungen auch bei der
Untersuchung von besonders gut erforschten Stoffwechselwegen möglich sind.
Wahrscheinlich warten in der Stoffwechselbiochemie noch weitere
Überraschungen auf uns", resümiert Ivan Berg.

Das Bakterium Desulfurella acetivorans wurde Ende der 1980er-Jahre in über
50 Grad Celsius heißen Quellen auf der nordostasiatischen
Kamtschatka-Halbinsel entdeckt. Es ist ein sogenannter Schwefelatmer, der
unter sauerstofffreien Bedingungen lebt. Es kann alternativ heterotroph
leben und sich von Acetat ernähren oder autotroph anorganischen Kohlenstoff
fixieren.

Die Arbeiten wurden durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft und die
Hans-Fischer-Gesellschaft, München, unterstützt.


Originalpublikation:

Mall A. et al. (2018):

Science 02 Feb 2018: Vol. 359, Issue 6375, pp. 563-567; 

DOI: 10.1126/science.aao2410


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-muenster.de/Biologie.IMMB/Arbeitskreise/agberg/index.html

- AG Prof. Dr. Ivan Berg (WWU Münster)
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http://idw-online.de/de/institution72
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BIOCHEMIE/220: Nanoschalter in der Zelle (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 02.02.2018

Nanoschalter in der Zelle

Ein Team mit Freiburger Forschenden hat einen neuen Mechanismus zur
Regulation der Proteinsynthese entdeckt



Mitochondrien, am besten bekannt für ihre Rolle als Zellkraftwerke,
erfüllen viele lebensnotwendige Aufgaben in der Zelle. In den
Mitochondrien können im Rahmen der Zellatmung reaktive Sauerstoffspezies
entstehen. Wenn diese im Übermaß vorhanden sind, führen sie aufgrund ihrer
hohen Reaktivität zu irreparablen Schädigungen wichtiger Zellbestandteile.
Dieser so genannte oxidative Stress steht bei vielen Krankheiten und auch
bei Alterungsprozessen im Verdacht, eine ursächliche Rolle zu spielen. In
niedrigen Konzentrationen können reaktive Sauerstoffspezies jedoch in der
Zelle auch als wichtige Botenstoffe fungieren. Dabei werden spezifische,
so genannte redox-aktive Thiole in bestimmten Proteinen modifiziert. Diese
Form der oxidativen Modifikation ist umkehrbar und kann wie ein
Nanoschalter die Funktion eines Proteins regulieren.

Ein deutsch-polnisches Forschungsteam um Prof. Dr. Bettina Warscheid von
der Universität Freiburg und Prof. Dr. Agnieszka Chacinska vom Centre of
New Technologies in Warschau/Polen hat einen neuen Mechanismus entdeckt,
mit dem Mitochondrien, deren Redox-Gleichgewicht geschädigt ist, die
Neubildung von Proteinen im Zytoplasma regulieren können. Die
Mitochondrien benutzen reaktive Sauerstoffspezies als Signal, um die
Proteinsynthesemaschinerie zu verlangsamen. Die Forschungsarbeit wurde in
der Fachzeitschrift "Nature Communications" veröffentlicht.

Zunächst bestimmte Dr. Ida Suppanz aus Warscheids Arbeitsgruppe mittels
quantitativer Massenspektrometrie den Redoxzustand von Thiolen in
Tausenden von Proteinen der Bäckerhefe Saccharomyces cerevisiae. Dabei
entdeckte sie in Komponenten der Ribosomen, an denen die Bildung neuer
Proteine stattfindet, bisher unbekannte redox-aktive Thiole.

Ulrike Topf aus Chacinskas Arbeitsgruppe beobachtete, dass ein erhöhter
Level an reaktiven Sauerstoffspezies die Neubildung von Proteinen hemmt.
Durch biochemische und zellbiologische Methoden zeigte sie, dass
geschädigte Mitochondrien ihren Stoffwechselzustand mit Hilfe von
reaktiven Sauerstoffspezies an die Proteinsynthesemaschinerie melden und
diese dadurch bremsen können.

Es wird angenommen, dass die zeitweise Reduzierung der Proteinsyntheserate
bei oxidativem Stress einen positiven Effekt auf das Überleben der Zellen
hat, da es vermutlich hilft, das Gleichgewicht in der Zelle
wiederherzustellen: Auf diese Weise wird verhindert, dass die Zelle
Proteine synthetisiert, die von den geschädigten Mitochondrien nicht
aufgenommen werden können, sich folglich im Zytoplasma anstauen und wieder
abgebaut werden müssen. Wie die Zelle bei einem Proteinstau reagiert, hat
das Team um Warscheid und Chacinska schon 2015 in der Fachzeitschrift
"Nature" dargelegt [1].

Des Weiteren konnten die Wissenschaftlerinnen zeigen, dass es diesen neu
entdeckten Regulationsmechanismus nicht nur in Hefezellen, sondern auch in
menschlichen Zellen gibt. Erkenntnisse darüber, wie dysfunktionale
Mitochondrien mit anderen Komponenten der Zelle kommunizieren, können
helfen, die Mechanismen alterungsbedingter und neurodegenerativer
Erkrankungen zukünftig besser zu verstehen.

Bettina Warscheid ist Leiterin der Abteilung Biochemie - Funktionelle
Proteomforschung, Institut für Biologie II, und Mitglied des
Exzellenzclusters BIOSS Zentrum für biologische Signalstudien an der
Universität Freiburg. Ida Suppanz ist wissenschaftliche Mitarbeiterin in
der Abteilung Biochemie - Funktionelle Proteomforschung.


Originalpublikation:
Ulrike Topf*, Ida Suppanz*, Lukasz Samluk, Lidia Wrobel, Alexander Böser,
Paulina Sakowska, Bettina Knapp, Martyna K. Pietrzyk, Agnieszka Chacinska#
& Bettina Warscheid#.

Quantitative proteomics identifies redox switches for global translation
modulation by mitochondrially produced reactive oxygen species (2018).

Nature Communications.

DOI: 10.1038/s41467-017-02694-8.

(*#Diese Autorinnen sind zu gleichen Teilen beteiligt.)

Anmerkung:

[1] Pressemitteilung: 

www.pr.uni-freiburg.de/pm/2015/pm.2015-08-13.119


Weitere Informationen unter:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/nanoschalter-in-der-zelle

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau,

Rudolf-Werner Dreier, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1486: Ratten treiben untereinander Handel (idw)


Universität Bern - 01.02.2018

Ratten treiben untereinander Handel



Forschende der Universität Bern belegen erstmals mit einem Experiment,
dass auch Tiere Gutes mit Gutem vergelten. Menschen handeln untereinander
mit verschiedenen Waren und Leistungen, was wir gerne als Kernkompetenz
unserer Spezies ansehen. Diese Fähigkeit ist aber nicht exklusiv
menschlich: Auch Wanderratten tauschen miteinander unterschiedliche
Dienstleistungen aus. Sie gehen dabei rigoros nach dem Prinzip vor: «wie
Du mir, so ich Dir» - auch wenn mit verschiedenen «Währungen» bezahlt
wird, wie der Bereitstellung von Futter und Fellpflege.




[image: Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern]

Eine Ratte hilft der anderen, ihr Fell am Nacken von Salzwasser zu
säubern.

Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern



Es gibt zahllose Beispiele für Zusammenarbeit und Austausch im Tierreich,
vom Teilen von Futter bei Bienen und Ameisen bis zur gegenseitigen
Körperpflege bei Vögeln und Affen. Unklar war bislang allerdings das
Funktionsprinzip solcher Leistungen: Wie wird verhindert, dass ein Tier
ein anderes ausbeutet, indem es zwar gerne Hilfe empfängt, danach aber
weniger bereitwillig zurückgibt? Eine mögliche Vorgangsweise ist die
Portionierung von Dienstleistungen. Sie bewirkt, dass man nicht viel
verliert, wenn ein Nutzniesser einmal die Rückzahlung «schuldig bleibt».
Man wird es diesem Partner mit gleicher Münze heimzahlen und ihn in
Zukunft auch nicht mehr unterstützen. Dass Tiere sich gegenseitig
kooperativ zeigen, war bekannt - aber der Handel mit unterschiedlichen
Dienstleistungen wurde bisher vor allem dem Menschen zugerechnet, da er
hohe kognitive Fähigkeiten voraussetzt.

Handel mit unterschiedlicher «Währung»

In einem raffinierten Experiment haben nun Manon Schweinfurth und Michael
Taborsky vom Institut für Ökologie und Evolution der Universität Bern das
Verhalten von Wanderratten derart beeinflusst, dass diese jeweils
entscheiden konnten, ob sie einem Sozialpartner helfen wollen, entweder an
beliebtes Futter zu kommen oder unliebsames Salzwasser aus einer Stelle am
Nacken zu entfernen. Die Helfer selbst konnten jeweils keinen direkten
Vorteil aus diesem Verhalten ziehen. Die Frage war, ob die Tiere dabei
ähnlich vorgehen wie wir: bezahlt wird nur, wenn die Wahrscheinlichkeit
gross ist, dafür eine Gegenleistung zu erhalten.




[image: Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern]

Eine Ratte zieht Futter für ein anderes Tier im Käfig dahinter heran.
Sie hilft vor allem Tieren, die ihr vorher auch geholfen haben.

Bild: © Institut für Ökologie und Evolution, Universität Bern



Tatsächlich haben die Ratten ihre Hilfsbereitschaft stark nach der
Erfahrung gerichtet, die sie vorher mit demselben Partner gemacht hatten.
Wurden sie von ihm mit Futter versorgt, revanchierten sie sich
bereitwillig mit Fellpflege. Wurde ihnen vorher geholfen, das unliebsame
Salzwasser aus dem Fell zu bekommen, bezahlten sie gerne mit einem
Leckerbissen. Wie die Autoren im Fachblatt «Current Biology» erklären,
wurde damit erstmals experimentell belegt, dass auch andere Tiere als wir
Menschen verstehen, Gutes mit Gutem zu vergelten und Trittbrettfahrer zu
bestrafen - selbst wenn sich die Leistungen dabei in ihrem Wert
unterscheiden. «Diese Art Handel zu treiben ist also nicht nur auf unsere
Spezies mit unserem grossen Gehirn und unseren fortgeschrittenen
kognitiven Fähigkeiten beschränkt», sagt Manon Schweinfurth: «Es scheint
demnach nicht weit her zu sein mit unserer Sonderstellung».


Publikationsangaben: 

Manon K. Schweinfurth & Michael Taborsky: 

Reciprocal trading of different commodities in Norway rats.

Current Biology, 01.02.2018, 

doi:10.1038/s41467-017-02650-6


Weitere Informationen unter:

http://www.unibe.ch/aktuell/medien/media_relations/medienmitteilungen/2018/medienmitteilungen_2018/ratten_treiben_untereinander_handel/index_ger.html

https://we.tl/mWhFSWH4en

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, Nathalie Matter, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1442: Was macht der Kristall, wenn man ihn spaltet? (idw)


Technische Universität Wien - 01.02.2018

Was macht der Kristall, wenn man ihn spaltet?



Auf verblüffende Weise können sich Atome reorganisieren, wenn man einen
Kristall entlang bestimmter Richtungen spaltet. An der TU Wien konnte das
nun sichtbar gemacht werden.

Die bemerkenswerte Festigkeit von Kristallen lässt sich auf atomarer Ebene
leicht erklären: Positiv und negativ geladene Teilchen sitzen abwechselnd
nebeneinander, in einer bestimmten geometrischen Anordnung, die sich
unzählige Male wiederholt. Zwischen positiven und negativen Ionen im
Kristall herrschen starke Anziehungskräfte, durch sie wird der Kristall
zusammengehalten.




[image: Bild: © TU Wien]

Die Labyrinth-Struktur auf der Oberfläche des Kristalls

Bild: © TU Wien



Doch wie sieht das auf der Oberfläche des Kristalls aus? Das hängt von der
Richtung ab, in der man den Kristall schneidet. Dabei kann es zu
komplizierten Effekten kommen, die sich auch für chemische Anwendungen
nutzen lassen. Vermutungen dazu gab es schon lange - an der TU Wien gelang
es nun, diese Effekte mit Rastertunnelmikroskopen und
Rasterkraftmikroskopen abzubilden. Ihre Daten konnten nun, gemeinsam mit
Computerberechnungen der Universität Wien, eine Reihe bemerkenswerter
Phänomene erklären. Untersucht wurde Kaliumtantalat, ein Kristall aus der
Gruppe der Perovskite. Veröffentlicht wurden die Ergebnisse nun im
Fachjournal "Science", nützlich könnten sie für Technologien wie etwa die
Gewinnung von Wasserstoff sein.

Gerade oder diagonal geschnitten

Etwas vereinfacht kann man sich die positiven und negativen Ladungen im
Kristall vorstellen wie die schwarzen und weißen Felder auf einem
Schachbrett: Entlang der Zeilen und Spalten wechseln sich schwarze und
weiße Felder ab, doch wenn man das Muster entlang der Diagonalen
betrachtet, sieht man abwechselnd rein schwarze und rein weiße Reihen.

Dasselbe kann man (in drei Dimensionen) im Kristall betrachten: "Spaltet
man einen kubischen Kristall entlang einer passenden Richtung, dann müsste
man, naiv betrachtet, eigentlich ausschließlich positive oder
ausschließlich negative Ladungen an der Oberfläche finden - doch so ein
Zustand wäre hochgradig instabil", erklärt Prof. Ulrike Diebold, die
Leiterin der Forschungsgruppe für Oberflächenphysik am Institut für
Angewandte Physik der TU Wien. In einem solchen Kristall, der aus rein
positiv und rein negativ geladenen Schichten bestünde, würde sich bereits
in einer kleinen Materialprobe eine gewaltige elektrische Spannung von
Millionen Volt ergeben - man spricht von der "polaren Katastrophe". Um
das zu vermeiden, müssen sich die Ladungsträger irgendwie umorganisieren,
doch wie sie das machen, war bisher nicht ganz klar.

"Es gibt unterschiedliche Möglichkeiten, wie die Oberfläche reagieren
kann, wenn wir einen Kristall so spalten", sagt Martin Setvin, der
Erstautor der Publikation. "Die Elektronen können sich an bestimmten
Stellen sammeln, es kann zu Verformungen des Kristallgitters kommen, es
kann passieren, dass sich Atome von außen an die Schnittstelle anlagern."

Von der Inselgruppe zum Labyrinth

Was man unter dem Rastertunnelmikroskop jedenfalls feststellen kann: Die
Teilung des Kristalls verläuft nicht exakt zwischen einer positiv und
einer negativ geladenen Schicht. Stattdessen bricht der Kristall zwischen
zwei positiv geladenen Schichten, die Hälfte der negativ geladenen Schicht
dazwischen geht auf die eine Seite, die andere Hälfte auf die andere.
Diese negativen Inseln, die sich auf jeder Seite spontan ausbilden,
bedecken genau die Hälfte der Oberfläche - somit ist die Gesamtoberfläche
insgesamt elektrisch neutral.

Diese Inseln zeigen ein interessantes, unerwartetes Verhalten: Zunächst
nehmen sie zufällige Formen an, ähnlich wie Inselgruppen im Meer. Doch
wenn man die Temperatur der Oberfläche erhöht, werden die Atome mobiler
und beginnen, ein zackiges Muster aus geraden Linien zu bilden, das am
Ende aussieht wie ein Labyrinth. Die "Mauern" dieses Labyrinths sind nur
ein Atom hoch und vier bis fünf Atome breit, wie man auf den
Mikroskop-Aufnahmen leicht sehen kann. Berechnungen zeigen, dass tatsächlich
genau das die energetisch stabilste Konfiguration ist.

"Diese labyrinthartigen Strukturen haben technisch höchst
vielversprechende Eigenschaften", sagt Ulrike Diebold. "Das ist genau das
was man will: Winzige Strukturen, in denen starke elektrische Felder auf
atomarer Skala auftreten." Man kann sie etwa nutzen, um chemische
Reaktionen zu ermöglichen, die nicht von alleine ablaufen würden - etwa
das Spalten von Wasser, um Wasserstoff zu gewinnen.

"Solche Technologien kann man nur entwickeln, wenn es gelingt, die
atomaren Vorgänge direkt zu beobachten, zu untersuchen und zu verstehen",
betont Martin Setvin. "Deshalb ist für uns die Rasterkraft- und
Rastertunnelmikroskopie so wichtig. Erst durch hochauflösende Bilder, auf
denen man einzelne Atome beobachten kann, lässt sich verstehen, welche
komplizierten Vorgänge auf der Kristalloberfläche ablaufen."
Das Rasterkraft-Tunnelmikroskop konnte mit den Mitteln des
Wittgenstein-Preises (vergeben vom österreichischen Wissenschaftsfonds FWF)
angeschafft werden, mit dem Diebold 2013 ausgezeichnet wurde.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 01.02.2018
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FORSCHUNG/1441: Supraleiter verdienen sich ihre Streifen (idw)


Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie - 02.02.2018

Supraleiter verdienen sich ihre Streifen



Ein Team unter der Leitung von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts
für Struktur und Dynamik (MPSD) in Hamburg hat erstmals einen verdeckten
supraleitenden Zustand oberhalb der supraleitenden Übergangstemperatur Tc
nachgewiesen. Solch ein Zustand bleibt für die meisten experimentellen
Proben unsichtbar und ist daher schwer zu beobachten. Die Ergebnisse des
Teams werden nun in Science veröffentlicht.

Das Verständnis der Hochtemperatur-Supraleitung (high Tc) ist seit ihrer
Entdeckung in Kupferoxidverbindungen im Jahr 1986 eine ungelöste
Herausforderung. Um sie zu bewältigen, müssen die physikalischen Phasen in
der Nähe der Supraleitung erforscht werden - typischerweise bei
Temperaturen oberhalb von Tc oder bei geringeren Dotierungen, als zur
Entwicklung dieses Zustands erforderlich sind.

Rajasekaran und seine Mitarbeiter nutzten neuartige Terahertz-Techniken,
um einen streifenförmigen Supraleitungszustand oberhalb der supraleitenden
Übergangstemperatur in einer Kupratverbindung nachzuweisen. Dieser Zustand
entsteht, weil sich die supraleitende Flüssigkeit, welche den
widerstandslosen Strom trägt, nicht homogen verteilt. In dem untersuchten
System bilden sich stattdessen eindimensionale Flüsse, welche entlang der
Kristallaxis um 90° rotiert sind.

Supraleitung, oder der verlustfreie Transport von Elektrizität, wurde
zuerst in Metallen beobachtet, die fast bis auf den absoluten Nullpunkt
gekühlt wurden (~ -270 Grad Celsius). In den letzten Jahrzehnten wurden
neue, meist keramische, Werkstoffe wie z. B. dotierte Kupferoxide
(Kuprate) entdeckt. In ihnen tritt Supraleitung bei wesentlich höheren
Temperaturen (Tc ~ -150 Grad Celsius) auf. Der Mechanismus, auf dem diese
Hochtemperatur-Supraleitung basiert, bleibt jedoch bis heute ein Rätsel.

Gekühlte Kuprate entwickeln nicht nur einen supraleitenden Zustand,
sondern auch andere Phasen, die mit der ausgebildeten supraleitenden
Flüssigkeit wechselwirken. Besonders bemerkenswert ist ein mit dem
Supraleiter verflochtener Zustand, bei dem die Flüssigkeit räumlich
moduliert und nicht homogen angeordnet ist. Obwohl ein gestreifter
Supraleiter elektrische Ströme nicht effizient überträgt, kann dieser
Zustand genutzt werden, um die kritische Temperatur eines Supraleiters zu
erhöhen.

Kuprat-Supraleiter sind Schichtmaterialien mit abwechselnd supraleitenden
und isolierenden Ebenen. Die supraleitende Phase wird in jeder Schicht
gebildet, und die dreidimensionale Supraleitung wird durch
quantenmechanisches Tunneln senkrecht zu den Ebenen ermöglicht.

In einem gestreiften Supraleiter sind die Tunnelströme gleich Null. Das
heißt, die Ströme fließen lokal an jedem Punkt im Raum, aber ihre
Gesamtsumme verschwindet. Es ist daher schwierig, die Existenz eines
gestreiften Supraleiters zu erfassen.

Zur Überwindung dieses Problems verwendeten Rajasekaran, Cavalleri und
ihre Mitarbeiter starke Tunnelströme - weit über dem Niveau, welches
üblicherweise zum Nachweis eines Supraleiters verwendet wird. In Ihrem
Experiment wiesen sie nach, dass der Tunneleffekt auch bei gestreifter
Supraleitung nicht mehr gleich Null ist.

Zusammen mit Theoriekollegen aus der Arbeitsgruppe von Ludwig Mathey an
der Universität Hamburg haben die Wissenschaftler des MPSD auch eine
quantitative Beschreibung der Ergebnisse geliefert, die nun eine solide
theoretische Basis haben.

Die Studie bezieht sich weitgehend auf frühere Arbeiten der
Cavalleri-Gruppe, die darauf abzielen, verdeckte Supraleitung in komplexen
Materialien zu manipulieren. Sie eröffnet neue Wege, um versteckte
Ordnungen in vielen anderen Festkörpersystemen zu untersuchen.


Weitere Informationen unter:

http://science.sciencemag.org/content/359/6375/575

https://doi.org/10.1126/science.aan3438

http://MPSD-Webseite: www.mpsd.mpg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1902

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Struktur und Dynamik der Materie,

Jenny Witt, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/577: Instanbul-Konvention - Meilenstein im Kampf gegen Gewalt an Frauen und Mädchen (BAG SELBSTHILFE)


BAG SELBSTHILFE - Pressemitteilung: 02.02.2018

Instanbul-Konvention - ein Meilenstein im Kampf gegen Gewalt an
Frauen und Mädchen

BAG SELBSTHILFE befürwortet das Übereinkommen des Europarats.
Insbesondere im Hinblick auf den Schutz von Frauen und Mädchen mit
Behinderung, denn jede zweite Frau ist betroffen.



Düsseldorf/Berlin 02. 2. 2018. Gewalt und Übergriffe gegen Frauen sind
in Deutschland immer noch alltäglich. Auch die Gewaltprävalenzen
bleiben seit Jahren gleich. Insbesondere Frauen mit Behinderungen und
Beeinträchtigungen sind betroffen. Laut der Studie "Lebenssituationen
und Belastungen sind betroffen. Laut der Studie "Lebenssituationen
und Belastungen von Frauen mit Behinderungen und Beeinträchtigungen in
Deutschland", des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (Bmfsfj), erlebt nahezu jede zweite Frau mit Behinderungen in
ihrer Kindheit, Jugend oder im Erwachsenenalter sexuelle
Grenzverletzungen und Übergriffe. Die seit gestern in Kraft getretene
Istanbul-Konvention soll dem nun entgegenwirken. Das Übereinkommen des
Europarats verpflichtet die Unterzeichnerstaaten, Gewalt gegen Frauen
und Mädchen sowie alle Formen von häuslicher taaten, Gewalt gegen
Frauen und Mädchen sowie alle Formen von häuslicher Gewalt als
Verbrechen einzustufen und entsprechend zu ahnden. Als Gewalt gilt
laut Abkommen auch geschlechtsspezifische Diskriminierung,
Einschüchterung oder wirtschaftliche Ausbeutung.

"Dies ist ein längst überfälliger und wegweisender Schritt im Kampf
gegen Gewalt an Frauen und Mädchen gerade auch mit Behinderungen",
macht Dr. Martin Danner, Bundesgeschäftsführer der BAG SELBSTHILFE
deutlich.

Als einer der ratifizierenden Staaten verpflichtet sich auch
Deutschland zu umfassenden Maßnahmen zur Prävention, Intervention,
Schutz und rechtlichen Sanktionen, um gegen geschlechtsspezifische
Gewalt vorzugehen.

"Bei allem Enthusiasmus, müssen nun aber auch Taten folgen. Denn um
die Frauen und Mädchen tatsächlich schützen zu können, muss ein
Gesamtkonzept zum barrierefreien Gewaltschutz gegenüber Frauen und
Mädchen mit Behinderung geschaffen werden. Nur so können sie ein
gewaltfreies und gleichberechtigtes Leben in Deutschland führen. Dazu
gehört es auch die so dringend benötigten barrierefreien Zugänge zu
Frauenhäusern und Beratungsstellen zu schaffen", fordert Dr. Martin
Danner.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.02.2018

BAG SELBSTHILFE e.V. - Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe

von Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen

Kirchfeldstraße 149, 40215 Düsseldorf

Burga Torges, Referatsleitung Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Telefon: 0211 3100625, Fax: 0211 3100634

E-Mail: burga.torges@bag-selbsthilfe.de

Internet: www.bag-selbsthilfe.de
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AKTION/649: Kassel - Infos der Betreuungsbehörde am 8. Februar 2018


Informationsveranstaltung der Betreuungsbehörde



Über das Thema "Betreuungsrecht, Vorsorgevollmachten und
Patientenverfügung" informiert die Betreuungsbehörde der Stadt Kassel
am Donnerstag, 8. Februar, ab 10 Uhr im Magistratssaal des Rathauses.
Alle Interessierten sind eingeladen, an der kostenfreien Veranstaltung
teilzunehmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 1. Februar 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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SOZIALES/1883: Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Februar 2018 

Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung

 
Zum morgigen Internationalen Tag "Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung" erklären Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik, und Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:
 
Etwa 200 Millionen Mädchen und Frauen werden weltweit durch Genitalverstümmelung schwerwiegende gesundheitliche und psychische Schäden zugefügt. Weibliche Genitalverstümmelung ist eine schwere Menschenrechtsverletzung. Sie verstößt gegen das Recht auf körperliche Unversehrtheit, Selbstbestimmung und Freiheit von Folter und kann zum Tod führen. Wir setzen uns gemeinsam mit Frauenrechtsorganisationen dafür ein, dass diese menschenrechtsverletzende Praxis ein Ende hat. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich international verstärkt für verbindliche Vereinbarungen zum Schutz von Mädchen und Frauen vor Genitalverstümmelung einzusetzen und Aufklärungsarbeit in diesem Bereich auch finanziell stärker zu unterstützen.
 
In Deutschland leben circa 48.000 von Genitalverstümmelung betroffene Frauen. Diese Frauen brauchen eine bedarfsgerechte medizinische Versorgung. Fachvereine leisten hier eine wichtige Arbeit. Sie unterstützen betroffene und gefährdete Frauen mit der Vermittlung medizinischer und psychosozialer Hilfen. Und sie stellen Präventions- und Informationsangebote sicher, sowohl für die Betroffenen selbst wie auch für ihre Familien. Die Finanzierung dieser unverzichtbaren Arbeit muss dringend flächendeckend institutionalisiert und langfristig gesichert werden. Auch kultursensible Schulungen von medizinischem und pflegerischem Personal, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Jugendämtern, Kindergärten, Schulen und bei der Polizei sind dringend erforderlich, um Mädchen effektiv vor Genitalverstümmelung zu schützen. Etwa 5.000 Mädchen sind akut gefährdet. Wir fordern die Bundesregierung auf, auch von Bundesseite Hilfsangebote stärker finanziell zu fördern.
 
Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1700: Syrien - Einsatz von Giftgas ist ein schlimmes Verbrechen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Februar 2018

Syrien - Einsatz von Giftgas ist ein schlimmes Verbrechen



Zu den Berichten über einen erneuten Giftgas-Anschlag in Syrien
können Sie den außenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt, wie folgt zitieren:

"Die glaubhaften Berichte über den erneuten Einsatz von Giftgas
führen der Welt neuerlich vor Augen, mit welchen Zynismus das
Assad-Regime Krieg gegen die eigene Bevölkerung führt. Russland als
Schutzmacht Assads und ständiges Mitglied im VN-Sicherheitsrat hat
die Verpflichtung und die Verantwortung, dem Diktator Einhalt zu
gebieten.

Im Sinne der Sicherheitsratsresolution 2118 vom 27. September 2013
dürfte es in Syrien gar keine Chemiewaffen mehr geben.

Angesicht der Dichte russischer Soldaten in Syrien, die in der
Hauptstadt das Straßenbild prägen, ist es kaum vorstellbar, dass
Russland weder von der Existenz von Chemiewaffen noch von ihrem
Einsatz wusste.

Der Einsatz von Giftgas gegen die syrische Zivilbevölkerung ist ein
schlimmes Verbrechen, das geahndet werden muss. Russland hat hierzu
den Schlüssel in der Hand."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1651: USA darf in Syrien nicht weiter zündeln


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2018

USA darf in Syrien nicht weiter zündeln



"Die Bundesregierung muss den Versuch von US-Präsident Donald Trump, einen Vorwand für eine militärische Intervention in Syrien zu konstruieren, entschieden zurückweisen. Das ist die Vorbereitung eines Völkerrechtsbruchs und einer weiteren massiven Eskalation der Lage in Syrien", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Wer über Beweise verfügt, dass eine der Seiten Chemiewaffen einsetzt, muss sie auf den Tisch legen. Doch während die Bundesregierung ihre Anschuldigungen gegen die syrische Regierung immer wieder öffentlich vorbringt, enthält sie der deutschen Öffentlichkeit ihre angeblichen Beweise konsequent mit dem Verweis auf das vermeintliche deutsche Staatswohl vor. Mit dem Siegel der 'Verschlusssache' werden diese in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages vor der Öffentlichkeit versteckt.

Die Bundesregierung muss hier endlich für Transparenz sorgen und einen entschiedenen Beitrag zur Aufklärung der Täterschaft leisten. Die Bundesregierung ist zudem gefordert aufzuklären, wie Waffen aus NATO-Staaten und auch deutsche Waffen in die Hände islamistischer Terrorbanden in Syrien gelangen konnten. Angesichts der Zusammenarbeit der Türkei mit islamistischen Terrorbanden, die sich durch dokumentierte sadistische Kriegsverbrechen auszeichnen, bei ihrem Angriffskrieg in Syrien, ist ein sofortiger Stopp deutscher Rüstungsexporte mehr als geboten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2488: Drohende Genitalverstümmelung als Asylgrund anerkennen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2018

Drohende Genitalverstümmelung als Asylgrund anerkennen



"Laut Gesetz können Frauen, falls sie oder ihre Töchter im Herkunftsland einer möglichen Genitalbeschneidung ausgesetzt sind, in Deutschland geschlechtsspezifisches Asyl beantragen. Doch die Praxis zeigt uns leider immer wieder, dass dieses Recht nur auf dem Papier besteht und nur selten von den Behörden als Asylgrund anerkannt wird", erklärt Cornelia Möhring, frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des morgigen Internationalen Tages gegen weibliche Genitalverstümmelung. Möhring weiter:

"DIE LINKE fordert die bessere Anerkennung von geschlechtsspezifischen Asylgründen, insbesondere auch von drohender Genitalbeschneidung im Ausland. Damit Frauen und Mädchen vor dieser Menschenrechtsverletzung besser geschützt werden, müssen Mitarbeitende von Behörden sowie medizinisches Fachpersonal regelmäßig zu dieser Gewaltform sensibilisiert und geschult werden. Der Staat hat die Aufgabe, Frauen und Mädchen vor Gewalt zu schützen. Dazu hat sich Deutschland mit dem Inkrafttreten der Istanbul-Konvention am 1. Februar 2018 völkerrechtlich verpflichtet.

Nach Angaben von UNICEF sind weltweit mehr als 200 Millionen Frauen von weiblicher Genitalverstümmelung betroffen. Auch in Deutschland sind Frauen und Mädchen von dieser schweren Menschenrechtsverletzung bedroht, zum Beispiel durch die sogenannten Ferienbeschneidungen. Laut Angaben der Frauenrechtsorganisation TERRE DES FEMMES lebten 2017 mehr als 58.000 betroffene Frauen und mindestens 13.000 gefährdete Mädchen in Deutschland."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/6901: Heute im Bundestag Nr. 049 - 05.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 049

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 5. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. 41 Milliarden für Schiffsfinanzierungen

2. BER kostet 5,34 Milliarden Euro

3. Linke erkundigt sich nach Winterdienst

4. Linksfraktion fragt nach ÖPP-Projekten

5. Reduktion von Schiffsemissionen

6. Wohungspolitische Instrumente im Fokus



1. 41 Milliarden für Schiffsfinanzierungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bund hat seit dem Jahr 2000 bis zum Jahr 2016
insgesamt 41,516 Milliarden Euro Exportkreditgarantieren für
Schiffsfinanzierungen gewährt. Im Jahr 2016 waren es 2,853 Milliarden
Euro, 2015 sogar 5,035 Milliarden Euro. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/544) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/405) hervor. Zu Frage nach Bürgschaften für die
Schiffsbauindustrie in Mecklenburg-Vorpommern heißt es, es werde die
Übernahme einer Exportkreditgarantie für einen Besteller, ein
Unternehmen aus Hong Kong, geprüft.

Ein Landesbürgschaftsrahmen in Höhe von 400 Millionen Euro für die
Werften in Mecklenburg-Vorpommern wird von der Bundesregierung mit
einer Rückgarantie unterstützt. Das bedeutet, dass das Land ein
Schadenvolumen bis zu 200 Millionen Euro vollständig selbst tragen
müsste. Erst ab einem Schadenvolumen über 200 Millionen Euro würde
sich der Bund mit 50 Prozent beteiligen, wobei die Beteiligung auf 100
Millionen Euro begrenzt ist. Die Rückgarantie ist bis 2019 befristet.

 * 

2. BER kostet 5,34 Milliarden Euro

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung geht weiterhin von Gesamtkosten
für die bauliche Fertigstellung und Inbetriebnahme des neuen
Hauptstadtflughafens Berlin Brandenburg (BER) in Höhe von 5,34
Milliarden Euro aus. Das geht aus der Antwort (19/531) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/346) hervor. Gefragt,
ob die Bundesregierung den Ende 2017 vom Vorsitzenden des
Aufsichtsrats der Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB), Rainer
Bretschneider, bekanntgegebenen neuen Eröffnungstermin im Oktober 2020
für unternehmerisch verantwortungsvoll und sicher hält, heißt es in
der Antwort: "Die Geschäftsführung der FBB hält den neuen
Eröffnungstermin für unternehmerisch verantwortlich und die
Terminierung für valide."

Die monatlichen Kosten durch die Nichteröffnung des BER liegen laut
der Antwort bei etwa zehn Millionen Euro und umfassen unter anderem
Bauherrenleistung, Objektüberwachung, Projektsteuerung,
Sicherheitsdienstleistungen sowie Baustrom, Wasser und Kälte. Keine
Erkenntnisse liegen der Bundesregierung nach eigener Aussage über
verschiebungsbedingte Mindereinnahmen vor. Weiter heißt es in der
Antwort, nach Auskunft der FBB würden die Kosten für eine weitere
Betriebssicherung des Flughafens Tegel gemäß des Wirtschaftsplans 2018
der FBB etwa fünf Millionen Euro betragen. Weitere Kosten würden
gegenwärtig "auch in Hinblick auf die neue Inbetriebnahmeplanung"
evaluiert.

 * 

3. Linke erkundigt sich nach Winterdienst

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Über den Winterdienst auf Bundesstraßen möchte die
Fraktion Die Linke informiert werden. In einer Kleinen Anfrage
(19/537) erkundigen sich die Abgeordneten bei der Bundesregierung, in
welchen Bundesländern die Landesstraßenbauverwaltungen den
Winterdienst auf Bundesstraßen selbst ausführen und in welchen
Bundesländern Dritte damit beauftragt werden. Gefragt wird auch,
welche Behörden oder Dienstleister den Winterdienst auf den als 
ÖPP-Projekte (Öffentlich-Private Partnerschaft) finanzierten
Bundesfernstraßenabschnitten durchführen. Schließlich will die
Linksfraktion wissen, wie hoch sich die jährlichen Kosten für den
Winterdienst auf Bundesstraßen von 2000 bis 2017 beliefen.

 * 

4. Linksfraktion fragt nach ÖPP-Projekten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für "Kostenrisiken" bei ÖPP-Projekten 
(Öffentlich-Private Partnerschaften) im Bundesfernstraßenbau interessiert sich die
Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/526) erkundigen sich
die Abgeordneten bei der Bundesregierung unter anderem danach, welche
Forderungen in jeweils welcher finanzieller Höhe mit jeweils welcher
Begründung das Betreiberkonsortium A1 mobil GmbH & Co. KG, das als 
ÖPP-Partner die Autobahn A1 zwischen Bremen und Hamburg betreibt, derzeit
in der Klage gegen die Bundesregierung geltend macht. Außerdem möchte
die Linksfraktion wissen, wie der Betrieb des genannten
Autobahnabschnitts im Falle einer Insolvenz des Betreiber-Konsortiums
sichergestellt werden soll und welche finanziellen Risiken für den
Bundeshaushalt in diesem Fall bestehen.

 * 

5. Reduktion von Schiffsemissionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Um die Reduktion von Schiffsemissionen geht es der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/528). Die
Abgeordneten verweisen in der Vorlage darauf, dass die Seeschifffahrt
vor allem für den internationalen Handel eine Schlüsselfunktion
erfülle. Die im Transport auf den Meeren verwendeten Treibstoffe -
zumeist Schweröl - sowie Motoren und Abgasnachbehandlungen seien
jedoch "weit entfernt von Vorschriften an Land". So gebe es zwar
verbindliche Regelungen zu Schwefelemissionen. Andere Emissionen - wie
etwa Kohlendioxid, Stickoxide oder Feinstaub - würden aber bisher nur
wenig bis überhaupt nicht reguliert. Das führe dazu, dass durch
küstennahe Schifffahrt oder den Aufenthalt in den Häfen massive
gesundheitliche Auswirkungen zu beklagen seien.

Vor diesem Hintergrund wollen die Grünen von der Bundesregierung
wissen, welche Zusammenarbeit des Bundes es mit den Küstenländern in
Bezug auf Schiffsemissionsreduktionen gibt und durch welche konkreten
Maßnahmen die Bundesregierung für eine weitere Koordination zwischen
Bund und Ländern in diesem Bereich sorgen will. Gefragt wird auch,
welche Maßnahmen die Bundesregierung in Reaktion auf den Beschluss der
Weltklimakonferenz in Paris 2015, die Klimaerhitzung auf deutlich
unter zwei Grad zu begrenzen, in Bezug auf den konkreten Beitrag der
Seeschifffahrt, plant.

 * 

6. Wohungspolitische Instrumente im Fokus

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/527) Kosten und Wirkungen
wohnungspolitischer Instrumente. Die Fragesteller interessieren sich
unter anderem für Auswirkungen des diskutierten Baukindergeldes. Auch
erkundigen sich die Grünen nach möglichen Steuermindereinahmen bei der
Einführung einer degressiven Abschreibung für den Wohnungsneubau.

 * 

Quelle:
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frauen*solidarität - Nr. 142, 4/17

Die Grenzen des Patriarchats

Frauen und die Parlamentswahlen in Kenia

von Anaïs Angelo



Am 26. Oktober 2017 wurden zum ersten Mal in der kenianischen - und
afrikanischen - Geschichte Präsidentschaftswahlen wiederholt. Die
Resultate des Wahlgangs, der am 8. August abgehalten worden war und
den Präsident Uhuru Kenyatta für sich reklamierte, wurden vom
Höchstgericht aufgehoben, nachdem Oppositionschef Raila Odinga(1) die
Wahl angefochten hatte. Während der vermeintliche Sieg Kenyattas eine
Kontinuität der Präsidentschaft bedeutet, lassen die lokalen und
regionalen Wahlresultate der Parlamentswahlen - deren Wahl nicht
wiederholt wird - auf große politische Veränderungen schließen. Zum
ersten Mal wurden drei Frauen in ein Gouverneursamt gewählt - eine
historische Entwicklung. Gleichzeitig verloren 79% der 2013 ins
Parlament gewählten Frauen ihr Amt wieder. Diese beiden
bemerkenswerten Resultate weisen auf die vielen Hindernisse hin, mit
denen Frauen in Kenias Politik noch immer zu kämpfen haben.


Frauen in Kenias Politik

Die Rolle von Frauen in Kenias Politik ist ein rezentes Phänomen und
vielleicht aus diesem Grund immer noch fragil. Im Jahre 1963, als
Kenia die Unabhängigkeit erlangte, wurde keine einzige Frau in das
neue Parlament gewählt. Sechs Jahre später, 1969, zogen zwei Frauen
(eine wurde gewählt, die andere nominiert) ins Parlament ein. Trotz
einer geringen Steigerung von weiblichen Abgeordneten in den folgenden
Jahrzehnten und dem politischen Aufstieg einiger aufstrebender Frauen
wie Wangari Mathaai und Charity Ngilu, die 1992 und 1997
Präsidentschaftskandidatinnen waren, wurden 2002 nur vier Frauen zu
Abgeordneten ins Parlament gewählt.

Die politische Landschaft hat sich 2010, nach der Verabschiedung der
Verfassungsreform zur Dezentralisierung, stark verändert. Diese Reform
stärkte regionale und lokale Behörden mit dem Ziel, den nationalen
Zusammenhalt zu fördern und die sogenannte imperiale Präsidentschaft
zu demokratisieren. Der Senat wurde wiedereingeführt (er war im Jahr
1966 abgeschafft worden), und es wurden die Befugnisse der regionalen
Gouverneur_innen und der Vertreter_innen der County Assemblies
erweitert. Diese Reformen hatten einen positiven Einfluss auf die
Rolle von Frauen in Kenias Politik. Im Jahr 2013 wurden 65 Frauen ins
Parlament gewählt. Obwohl die Wahlen im August 2017 die Rolle von
Frauen in der Politik bestätigt haben, zeigen die Ergebnisse nur einen
Teil der Realität. Wie die kenianische Journalistin Dorothy Otieno
kurz nach der Wahl erklärte, waren die Kandidatinnen erfolgreicher als
ihre männlichen Amtskollegen: 40% der Frauen, aber nur 20% der Männer,
die sich um ein Gouverneur_innenamt bewarben, wurden gewählt. Auch im
Senat, in den drei Frauen und 44 Männer gewählt wurden, sind Frauen
jetzt sichtbarer: In die County Assemblies, die durch die
Dezentralisierungsreform an Attraktivität gewannen, wurden mehr als
hundert Frauen gewählt. Ins 289 Abgeordnete zählende Parlament zogen
22 Frauen ein - mehr als 2007, als nur 16 Frauen gewählt worden waren,
doch deutlich weniger als die 65 weiblichen Abgeordneten, die ab dem
Jahr 2013 im Parlament saßen.


Regierungsnahe Politikerinnen

Viele Frauen, die gewählt wurden, so Dorothy Otieno, hatten schon
lange und teilweise kontroversielle politische Karrieren hinter sich.
Unter den drei 2017 gewählten Gouverneurinnen sind zwei ehemalige
Regierungsvertreterinnen, Anne Waiguru und Charity Ngilu. Waiguru,
eine Vertraute Uhuru Kenyattas, wurde im April 2013 als
Kabinettssekretärin des Dezentralisierungsministeriums (Ministry for
Devolution and Planning) nominiert. Während ihrer Amtszeit stand sie
im Zentrum eines riesigen Finanzskandals. Sie wurde beschuldigt,
Millionen aus dem National Youth Service Programme gestohlen zu haben.

Auch Charity Ngilu blickt auf eine umstrittene politische Karriere
zurück. Als sie im Jahr 1997 für die Präsidentschaft kandidierte,
erhielt sie 7,89% der Stimmen - ein Rekord. Als Mitglied der Regierung
Kenyattas von 2013 bis 2015 war sie Kabinettssekretärin des politisch
heiklen Landministeriums, wo sie versuchte, gegen Korruption und Land
Grabbing vorzugehen, und schließlich selbst der Korruption beschuldigt
wurde. Für die Wahlen 2017 ist sie der Partei von Oppositionsführer
Raila Odinga beigetreten. Diese zwei Karriereprofile zeigen, wie
schwer es ist, eine Frauenpolitik außerhalb des Machtzirkels der
Regierung, die von männlichen Politikern dominiert wird, zu
etablieren. Es ist sogar so, dass alle bisherigen kenianischen
Regierungen versucht haben, politische Frauenverbände zu vereinnahmen.
Die mächtige Frauenorganisation Maendeleo ya Wanawake gilt seit der
Unabhängigkeit des Landes als das Mittel der Regierungen, um
Wählerinnen zu erreichen. Obwohl andere Frauenorganisationen
existieren, haben sie es bisher nicht geschafft, ihre Sichtbarkeit in
der Öffentlichkeit zu erhöhen. Ein paar Monate vor den Wahlen im
August 2017 klagte die kenianische Anwältin Marily M. Kamuru, dass die
Medien kaum über die unabhängige und unparteiische National Convention
der Frauen berichtet hätten. Doch auch die Unterstützung so mächtiger
Organisationen wie Maendeleo ya Wanawake genügen oft nicht, um
Machtpositionen zu erhalten. Schon 1992 wurde die ehemalige
Abgeordnete für die Coast Region, Marere wa Mwachai, die von der
Organisation unterstützt worden war, abgewählt. Ein Vorwurf, der ihr
später gemacht wurde, war, dass sie nach den Wahlen auf Frauen, ihre
größte Wählerschicht, vergessen hätte. Auch die Wahlen im August 2017
haben leider gezeigt, dass die Rolle von Frauen in der Politik immer
noch fragil und unsicher ist, da 79% der weiblichen Abgeordneten ihren
Sitz im Parlament wieder verloren haben.


Patriarchale Macht

Patriarchale Strukturen sind weiterhin mächtig und der politische Raum
für Politikerinnen wie auch für Wählerinnen umkämpft. Laut Katherine
Houreld, Journalistin bei Reuters, wurden viele Kandidatinnen vor und
nach den Wahlen im August 2017 öffentlich beleidigt oder auch
gewaltsam angegriffen. Diese Gewalt schreckt viele Frauen davon ab, in
die Politik zu gehen, und kann eine Erklärung dafür sein, warum diese
immer noch von Männern dominiert wird. Maina wa Mutonya nennt es eine
"patriarchalische Grammatik", die Macht und Männer verknüpft.

Es sieht so aus, als ob der Ausspruch des ersten Präsidenten Kenias,
Jomo Kenyatta, Vater des heutigen Präsidenten Uhuru Kenyatta, immer
noch präsent ist: Frauen seien für Machtpositionen ungeeignet. Fast 50
Jahre danach hatte Uhuru Kenyatta einen Gesetzesentwurf, der die
Geschlechtergleichstellung im Parlament etablieren sollte, mündlich
befürwortet, doch nie erlassen. Obwohl der Ausgang der
Präsidentschaftswahlen schwierig einzuschätzen ist, zeigen die
Resultate der Parlamentswahlen im August keine Zeichen einer
Veränderung dieser Situation. Im komplexen Zusammenspiel von
Patriarchat, politischem Kalkül und politischen
Emanzipationsbestrebungen von Frauen können Wahlen nur der Auftakt
einer tieferen gesellschaftlichen Transformation sein, die sicherlich
noch aussteht.


Zur Autorin:

Anaïs Angelo kommt aus Frankreich und ist Postdoc am Institut für
Afrikawissenschaften der Universität Wien. Sie forscht über Gender und
Afrikanische Politik.


Anmerkung:

(1) Der Oppositionsführer Raila Odinga hat am 9. Oktober seine
Kandidatur zur neuerlichen Präsidentschaftswahl zurückgezogen.

Webtipps:

http://www.nation.co.ke/oped/Opinion/women-convention-political-power/440808-3868592-6nsvsi/index.html 

https://theconversation.com/kenyas-parliament-continues-to-stall-on-the-two-thirds-gender-rule-79221 

http://africanarguments.org/2017/08/18/kenya-voted-for-change-and-got-it-at-the-local-level-elections/
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Kriminalisierung von Flüchtenden statt fortschrittlicher 
Migrationspolitik

Von Andreas Behn



(Rio de Janeiro, 1. Februar 2018, npl) - Vielen Flüchtenden gilt
Brasilien wegen seiner Gastfreundschaft als ideales Fluchtland. Doch
wer dort Asyl bekommt, ist oft mit vielerlei Vorurteilen konfrontiert.
Derzeit sind es vor allem Menschen aus Venezuela, die die Grenze
Richtung Brasilien überschreiten und - vorerst - bleiben wollen. Die
Zahl der Asylanträge ist 2017 in die Höhe geschnellt. Und die neue,
konservative Regierung setzt alles daran, künftig die Flucht in das
Land zu erschweren.

Vor allem Migrantinnen und Migranten aus Afrika spüren, dass es in dem
oft als multikulturell gepriesenen Brasilien tief verwurzelten
Rassismus gibt. "Es gibt einen großen Unterschied zwischen
Flüchtlingen aus Afrika und beispielsweise aus Syrien oder anderen
weißen Ländern. Wir Schwarzen sind mit heftigen Vorurteilen
konfrontiert", berichtet Guyllian Mukendi, der vor zehn Jahren aus dem
Kongo nach Brasilien flüchtete. Inzwischen weiß er, dass sich in
Brasilien der alltägliche Rassismus gegen alle richtet, die eine
dunkle Hautfarbe haben. "Wenn du als Schwarzer hierher kommst, schauen
die Leute dich nicht an, sie halten dich für gefährlich, für jemanden,
der Böses tun will."


Tief verwurzelter Rassismus

2017 war die Zahl der Asylanträge in Brasilien so hoch wie noch nie.
Knapp 34.000 Gesuche gingen bei der zuständigen Behörde Conare ein.
Gut die Hälfte davon kamen von Venezolaner*innen, die zumeist im
nordbrasilianischen Bundesstaat Roraima die gemeinsame Grenze
überquerten. Die meisten von ihnen gaben an, wegen der akuten
Versorgungskrise in Venezuela zu migrieren und hoffen, in Brasilien
vorübergehend Arbeit und ein besseres Auskommen zu finden. Doch der
Amazonasstaat Roraima ist mit dem plötzlichen Ansturm völlig
überfordert.

Viele provisorische Notunterkünfte sind überfüllt. Und obwohl
Migrant*innen in Brasilien während ihres Asylverfahrens arbeiten
dürfen, leben die meisten Ankommenden aus Venezuela unter prekären
Umständen. Brasiliens konservative Regierung benutzt die
Zufluchtsuchenden gerne als Beweis für die Misswirtschaft des
linksnationalistischen Präsidenten Nicolás Maduro im ständig
kritisierten Nachbarland.

Die meisten Menschen, die Richtung Brasilien migrieren, stammen aus
lateinamerikanischen oder karibischen Ländern. Sie flüchten vor
Konflikten oder Notlagen, die weniger Schlagzeilen machen als die
Kriege in Nahost. Isabel Marquez, Repräsentantin des
UN-Hochkommissariats für Flüchtlinge in Brasilien, benennt die
Jugendbanden in Mittelamerika: "Die Krise in Mittelamerika hat sich
deutlich verschlimmert. Die Zahl der Menschen, die aus Guatemala,
Honduras oder El Salvador flüchten, ist in den letzten fünf Jahren
sprunghaft angestiegen." Es seien inzwischen über 170.000
Zufluchtsuchende - zumeist Frauen und Kinder, die vor dem Treiben
krimineller Banden flüchteten, sagt Marquez.

Viele der Migrant*innen aus der Region haben allerdings kaum Chancen,
als Zufluchtsuchende anerkannt zu werden. Das betrifft auch die
tausenden Arbeitssuchenden aus den Andenländern. Die offiziellen
Statistiken zeigen deswegen ein unvollständiges Bild der Einwanderung.
Die knapp 10.000 Migrant*innen, die nach den letzten offiziellen
Angaben bis Ende 2016 als Flüchtlinge anerkannt wurden, stammen aus
über 80 Ländern. Die meisten von ihnen aus Afrika und aus Nahost.
Außerdem nahm Brasilien rund 2.000 Syrer*innen im Rahmen eines
Sonderprogramms [1] auf.


Erleichtertes Bleiberecht nur auf dem Papier

Seit November vergangenen Jahres haben sich die rechtlichen
Rahmenbedingungen für Migration allerdings verändert. Ein neues
Migrationsgesetz trat in Kraft und löste die geltenden Richtlinien
noch aus Zeiten der Militärdiktatur ab, die Migration nur aus dem
Blickwinkel der nationalen Sicherheit betrachteten. Das neue Gesetz
gilt als fortschrittlich, weil es den Familiennachzug erleichtert und
die Erteilung von Visa und Bleiberecht aus humanitären Gründen
vorsieht.

Doch die neue konservative Regierung unter Präsident Michel Temer
verabschiedete gleichzeitig ein Dekret, mit dem nach Meinung von
Menschenrechtler*innen wesentliche rechtliche Fortschritte des neuen
Gesetzes in der Praxis wieder rückgängig gemacht werden. "Das neue
Gesetz legt fest, dass in Brasilien humanitäre Visa eingeführt werden.
Aber in Temers Dekret wird die Umsetzung dieses Rechts auf die lange
Bank geschoben," kritisiert Camila Asano von der
Menschenrechtsorganisation Conectas. Deswegen sei diese Form von
Bleiberecht nur schwer zu bekommen. Gerade im Fall der
Venezolaner*innen, die derzeit die größte Gruppe von Migrant*innen
sind, wäre dies wichtig, argumentiert Asano.


Menschen auf der Flucht werden kriminalisiert

Auch Festnahmen und Abschiebungen von Migrant*innen, die keine Papiere
haben, werden durch dieses Dekret ermöglicht. Also genau das Gegenteil
dessen, was die Mitte-links-Regierung der inzwischen abgesetzten
Präsidentin Dilma Rousseff bezweckte, als sie das Gesetz auf den Weg
brachte, meint Camila Asano: "Die Auffassung, dass Migranten aufgrund
der Tatsache, dass sie flüchten mussten, festgenommen werden dürfen,
ist eine völlig überholte Sichtweise. Sie definiert Migration als
Frage der nationalen Sicherheit und nicht als Menschenrecht. Es ist
die Vision derjenigen, die nicht verstehen, das Migration Teil der
menschlichen Realität ist."

Für den Migrationsexperten Paulo Illes hat das Ende November
verabschiedete Dekret alle in der Migrationspolitik geplanten
Fortschritte zunichte gemacht. Brasilien sei nun auf die repressive
Linie der Industriestaaten eingeschwenkt: "Es soll so aussehen, als ob
Brasilien die Zufluchtsuchenden aufnimmt. Aber in Wirklichkeit folgen
wir jetzt der Logik, die in den USA oder in der Europäischen Union
angewendet wird: Die Menschen, die auf der Flucht sind, werden
kriminalisiert", sagt Illes.


Ein Audiobeitrag zu diesem Artikel ist abrufbar unter:

https://www.npla.de/podcast/brasilien-statt-fortschrittlicher-migrationspolitik-kriminalisierung-von-fluechtenden/


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/mehr-visa-fuer-syrische-gefluechtete/
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FORSCHUNG/1119: Vitamin A für Rinder könnte positiver Faktor gegen Kuhmilchallergie sein (idw)


Veterinärmedizinische Universität Wien - 02.02.2018

Vitamin A für Rinder könnte positiver Faktor gegen Kuhmilchallergie
sein



Kleinkinder können eine Kuhmilchallergie entwickeln, die bis zum
Erwachsenenalter zwar meist abklingt, aber das Risiko weiterer
Allergieerkrankungen erhöht. Die allergische Reaktion kann jedoch bereits
durch das gute Zusammenspiel zweier Milchbestandteile verhindert werden.
Das zeigte eine in Scientific Reports veröffentlichte Studie des
interuniversitären Messerli Forschungsinstitutes der Vetmeduni Wien, der
MedUni Wien und der Universität Wien. Verbinden sich das wichtige
Milch-Protein Bos d 5, auch beta-Lactoglobulin, und das Vitamin A
Stoffwechselprodukt Retinsäure in der Kuhmilch, wird das Immunsystem nicht
gegen das Eiweiß aktiv.

Eine echte Milchallergie kommt bei etwa drei bis fünf Prozent der Kinder
in Europa, seltener bei Erwachsenen vor. Im Gegensatz zur mit der
Erkrankung häufig verwechselten Laktoseintoleranz, bei der durch das
fehlende Enzym Laktat lediglich Milchzucker schlecht verdaut wird,
reagiert in diesem Fall das Immunsystem selbst mit einem Abwehrmechanismus
gegen Milchproteine. Es kommt zur Bildung von speziellen Immunzellen, die
Antikörper gegen die Milcheiweiße produzieren und damit eine potentiell
viel gefährlichere allergische Reaktion auslösen.

Dass das die Bestandteile der Kuhmilch selbst unterbinden können, zeigte
nun eine Untersuchung des interuniversitären Messerli Forschungsinstitutes
der Vetmeduni Vienna, der Meduni Wien und der Universität Wien. Der
Schlüssel ist, dass sich das für allergische Reaktionen relevante
Milchprotein beta-Lactoglobulin die Retinsäure, ein Stoffwechselprodukt
von Vitamin A, quasi in die Tasche steckt. Dafür muss allerdings die
ausreichende Versorgung der Kühe mit dem Vitamin, etwa durch viel
Grünfutter, gewährleistet sein.

Beladung mit Retinsäure verwandelt potentielles Milchallergen in ein
Milch-Tolerogen

Erkranken Kleinkinder an einer Allergie gegen Kuhmilch, so bilden sich in
ihrem Körper mit Th2-Lymphozyten spezielle Immunzellen, die Antikörper
produzieren, die als körpereigene Abwehr gegen Milchproteine gerichtet
sind. Eines der wichtigsten dieser sogenannten Milchallergene ist das
Eiweiß Bos d 5 oder beta-Laktoglobulin. Dieses gehört zur Proteinfamilie
der Lipokaline. "Diese spezielle Eiweißfamilie besitzt molekulare Taschen
die kleine Moleküle, wie eben die Retinsäure, die ein Stoffwechselprodukt
von Vitamins A ist, aufnehmen können", erklärt Erstautorin Dr. Karin
Hufnagl.

"Unsere Untersuchungen zeigten, dass das "leere" Milchprotein die
Aktivierung von Th2-Lymphozyten unterstützt und damit eine allergische
Reaktionskette in Gang setzt", so Hufnagl. Steckt es sich jedoch die
Retinsäure sozusagen in die Tasche, dann reagieren die Immunzellen
moderat, ohne allergische Immunreaktion. "Eine adäquate Beladung des
Milchproteins könnte damit verhindern, dass sich Kleinkinder oder auch
Erwachsene sensibilisieren und eine Milchallergie ausprägen", resumiert
Studienleiterin Erika Jensen-Jarolim.

Keine künstliche Ergänzung: Ansatz sollte die Milchproduktion sein

Milch und vor allem Kuhmilch ist ein für die meisten Menschen zwar
prinzipiell essentielles Nahrungsmittel. Für Allergiker stellt sie jedoch
ein Risiko dar, da sie neben Mund- oder Schleimhautschwellungen,
Durchfälle oder die Verschlechterung einer Neurodermitis verursachen und
in seltenen Fällen sogar einen allergischen Schock hervorrufen kann.
Außerdem birgt eine Kuhmilchallergie das Risiko auf weitere allergische
Erkrankungen, wie ein atopisches Ekzem oder allergisches Asthma "Eine
ausreichende Versorgung der Milchproduzenten, sprich der Kühe, mit Vitamin
A könnte diesem Effekt, ein harmloses Nahrungsmittel-Protein womöglich in
ein Milch-Allergen umzuwandeln, entgegenwirken", sagt Hufnagl. Fraglich
ist jedoch, ob der in der Studie gezeigte positive Effekt von Vitamin A,
auch durch Nahrungsmittelzusätze erwirkt werden kann. "Die Künstliche
Ergänzung der Nahrung mit Vitaminen erzielt womöglich nicht die gleiche
Wirkung wie natürliche Wirkstoffe und hat wahrscheinlich eine inadäquate
Beladung des Milch-Allergens zur Folge. Es gilt daher Vitamin A schon bei
der Haltung oder Fütterung den Tieren in einem entsprechenden Ausmaß
zuzuführen. Das kann etwa durch vermehrte Gabe von Grünfutter erreicht
werden. Entsprechende Folgestudien müssen allerdings noch durchgeführt
werden", so die Forscherin.


Service:
Der Artikel "Retinoic acid prevents immunogenicity of milk lipocalin Bos d
5 through binding to its immunodominant T-cell epitope" von Hufnagl K.,
Ghosh D., Wagner S., Fiocchi A., Dada L., Bianchini R., Braun N.,
Steinborn R., Hofer M., Blaschitz M., Roth G., Hofstetter G., Roth-Walter
F., Pacios LF. und Jensen-Jarolim E. wurde in Scientific Reports
veröffentlicht.

https://www.nature.com/articles/s41598-018-19883-0


Über die Veterinärmedizinische Universität Wien

Die Veterinärmedizinische Universität Wien (Vetmeduni Vienna) ist eine der
führenden veterinärmedizinischen, akademischen Bildungs- und
Forschungsstätten Europas. Ihr Hauptaugenmerk gilt den Forschungsbereichen
Tiergesundheit, Lebensmittelsicherheit, Tierhaltung und Tierschutz sowie
den biomedizinischen Grundlagen. Die Vetmeduni Vienna beschäftigt 1.300
MitarbeiterInnen und bildet zurzeit 2.300 Studierende aus. Der Campus in
Wien Floridsdorf verfügt über fünf Universitätskliniken und zahlreiche
Forschungseinrichtungen. Zwei Forschungsinstitute am Wiener
Wilhelminenberg sowie ein Lehr- und Forschungsgut in Niederösterreich
gehören ebenfalls zur Vetmeduni Vienna. Die Vetmeduni Vienna spielt in der
globalen Top-Liga mit: 2017 belegt sie den exzellenten Platz 8 im
weltweiten Shanghai-Hochschulranking im Fach "Veterinary Science".

www.vetmeduni.ac.at

Über das Messerli Forschungsinstitut

Das Messerli Forschungsinstitut wurde 2010 mit der Unterstützung der
Messerli-Stiftung (Schweiz) unter Federführung der Veterinärmedizinischen
Universität Wien in Kooperation mit der Medizinischen Universität Wien und
der Universität Wien gegründet. Es widmet sich der Erforschung der
Mensch-Tier-Beziehung und ihrer Grundlagen in den Bereichen Ethik,
vergleichende Medizin sowie Kognition und Verhalten von Tieren. Dabei
zeichnet es sich durch einen breiten interdisziplinären Zugang (Biologie,
Humanmedizin, Veterinärmedizin, Philosophie, Psychologie,
Rechtswissenschaft) und eine starke internationale Ausrichtung aus.

www.vetmeduni.ac.at/messerli


Weitere Informationen unter:

http://www.vetmeduni.ac.at/de/infoservice/presseinformationen/presseinformationen-2018/kuhmilchallergie/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1560
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STANDPUNKT/728: "Nicht genug!" (Uri Avnery)


"Nicht genug!"

von Uri Avnery, 3. Februar 2018



VOR VIELEN Jahren, direkt nach dem Fall des Kommunismus in Osteuropa,
wurde ich gefragt, ob ich nicht ein Buch über das Ereignis schreiben
könnte. Rachel machte die Fotos - ich schrieb den Text. Das Buch, das
nur auf Hebräisch erschien, hatte den Titel "Lenin lebt nicht mehr
hier".

Als wir Warschau besuchten, waren wir über die vielen Plätze in der
Stadt erstaunt, wo Metallplatten verkündeten, "(Name) wurde hier von
den Deutschen ermordet". Bis dahin hatten wir keine Ahnung davon
gehabt, wie leidenschaftlich der polnische Widerstand die Nazis
bekämpft hatte.

Nachdem wir wieder zu Hause waren, ging Rachel zufällig in einen
Kleiderladen und hörte die Besitzerin mit einem Kunden Polnisch reden.
Rachel noch voller Entdeckungen fragte die Besitzerin: "Wussten Sie,
dass die Nazis auch anderthalb Millionen nicht-jüdischer Polen
töteten?"

Die Frau antwortete: "Nicht genug!"

Rachel war entsetzt - ich auch.

Wir wussten natürlich, dass viele polnische Juden das polnische Volk
nicht mochten, die Intensität des Hasses war uns aber nicht bewusst.



IN DIESER Woche trat dieser Hass mit voller Kraft wieder in
Erscheinung.

Das polnische Parlament beschloss, dass jeder, der die Wörter
"polnische Vernichtungslager" benutzt, ein Verbrechen begeht, das mit
drei Jahren Gefängnis bestraft wird. Die richtige Bezeichnung ist -
den Polen zufolge - "Nazi-Vernichtungslager in Polen".

Die Berichtigung ist vollkommen in Ordnung. Aber in Israel brach ein
Sturm los. Was? Warum? Die Polen leugnen den Holocaust? Leugnen sie,
dass viele Polen den Nazis halfen, die Juden zu fangen und zu töten?

Das ist es, was viele Israelis glauben. Das ist natürlich ganz falsch.
Polen hatte sich im Gegensatz zu einigen anderen europäischen Ländern
nie mit den Nazis arrangiert. Die polnische Regierung floh nach
Frankreich und dann nach England, von wo aus sie den polnischen
Widerstand lenkte. Tatsächlich gab es zwei polnische
Untergrund-Organisationen, eine nationale und eine kommunistische.
Beide bekämpften die Nazis und bezahlten einen hohen Preis.

Ich glaube, dass es die polnische Regierung im Exil war, die der
zionistischen Führung die erste zuverlässige Information über die
Vernichtungslager gab.

Gab es Polen, die mit den Nazis kollaborierten? Natürlich gab es die,
wie in jedem besetzten Land. Ohne irgendeinen Vergleich zu ziehen,
aber es gibt eine Menge palästinensischer Kollaborateure in den
besetzten Gebieten von heute.

Die meisten nicht-deutschen Helfer in den Vernichtungslagern waren
Ukrainer, die aus Hass auf Russland mit den Nazis sympathisierten.
Dieser und ihr eigener tief-sitzender Antisemitismus, der aus der Zeit
stammte, als die Ukraine zu Polen gehörte und die Juden die Güter der
polnischen Besitzer verwalteten.

Die Nazis bemühten sich wirklich nicht ernsthaft darum, die polnische
Zusammenarbeit zu gewinnen. Hitlers Geheimplan beinhaltete auch die
Versklavung oder Vernichtung aller Slaven, direkt nach den Juden, um
für das deutsche Volk mehr Lebensraum zu haben.



UND DOCH dauerte es nach dem Ende des Holocaust nur weniger als zehn
Jahre, bis Israel eine Vereinbarung mit dem deutschen Staat
unterzeichnete, während der Hass auf Polen unvermindert anhält.

Warum?

Keiner stellte je die offensichtlichste Frage: Wie kamen überhaupt so
viele Juden - Millionen von ihnen - nach Polen, um dort zu leben?

Wohin sollten sie vor Jahrhunderten, als die Juden aus Deutschland und
anderen nordeuropäischen Ländern vertrieben wurden, denn gehen? Welche
europäischen Länder öffneten ihre Tore für sie?

Nun in jener Zeit war Polen das offenste, toleranteste Land in Europa.
Fliehende Juden waren willkommen und gründeten in Polen ein neues
Heim. Der König hatte eine jüdische Geliebte. Eine ganze Judenstadt
erstand in der Nähe Krakaus, des Zentrums der polnischen Kultur.

Ehrlich gesagt: während meines Vaters Vorfahren aus dem Westen nach
Deutschland gekommen waren, stammten Mutters Vorfahren aus Krakau.
Mein Vater, der eine klassische Bildung genossen hatte, bestand immer
darauf, dass unsere Vorfahren mit Julius Caesar ins Rheinland gekommen
waren (dafür gibt es keinen Beweis), aber meine Mutter musste zugeben,
dass ihr Großvater aus Krakau gekommen war, das vor dem Ersten
Weltkrieg ein Teil Österreichs war.



JENER POLNISCH-JÜDISCHE Frühling ging vorbei. Was blieb, war die
Realität einer sehr großen jüdischen Minderheit in Polen.

Eine Minderheit, die sich radikal von der Mehrheit unterscheidet, ist
immer ein Problem. Die Juden unterschieden sich von den Polen in
Religion und Kultur. Sie sprachen eine andere Sprache (Jiddisch). Und
es gab sehr viele von ihnen. Viele Millionen.

So war es fast unvermeidbar, dass sich zwischen den beiden großen
Gruppen eine gegenseitige Abneigung entwickelte, die sich in
gegenseitigen Hass verwandelte. Es gab einige Pogrome. Doch scheint
es, dass im modernen Polen Juden in relativer Annehmlichkeit lebten.
Sie waren politisch organisiert und bildeten Koalitionen mit anderen
nicht-jüdischen Minderheiten.

Massen polnischer Juden versuchten nach Deutschland zu emigrieren. Die
deutschen Juden verachteten sie, setzten sie auf Schiffe und sandten
sie in die Vereinigten Staaten, wo sie erfolgreich waren.

Der klassische deutsch-jüdische Dichter Heinrich Heine schrieb ein
Gedicht, das lautet: "Krapülinsky und Washlapsky, Polen aus der
Polackei / kämpften für die Freiheit / gegen Moskowiter Tyrannei.//
Kämpften tapfer und entkamen / endlich glücklich nach Paris / Denn das
Leben wie das Sterben / für das Vaterland ist süss."

Und weiter, betrunken in einer Pariser Bar - "Noch ist Polen nicht
verloren, / unsere Frauen sie gebären / Unsere Jungfraun tuns nicht
minder - / werden Helden uns bescheren."

Nach der Machtergreifung Hitlers, als deutsche Juden nach Palästina
kamen, fanden sie dort polnische Juden vor, die schon vorher
angekommen waren, wie Dovid Grün (David Ben Gurion) aus Plonsk. Die
deutschen Juden wurden von ihnen mit Verachtung und Gespött empfangen.

Polnische Antisemiten wurden von den Zionisten, die sich bemühten, die
Juden in Richtung Palästina zu drängen, als natürliche Verbündete
angesehen. Eine Episode, die nur wenigen bekannt ist: 1939 hatte eine
Anzahl von Führern des Irgun-Untergrunds in Palästina (zu dem ich dann
auch gehörte) eine brillante Idee: einen bewaffneten Aufstand gegen
die britischen Herrscher zu beginnen und den jüdischen Staat zu
gründen.

Nach Hilfe Ausschau haltend und besonders nach Waffen, wandten sie
sich an antisemitische Offiziere der polnischen Armee. Das
Irgun-Angebot war einfach: Wir helfen euch dabei, die Juden
loszuwerden. Dafür trainiert ihr sie und stattet sie mit Waffen aus.
Dann setzen wir sie auf Schiffe und transportieren sie nach Palästina.

Dem polnischen Generalstab gefiel die Idee und er trainierte junge
Irgun-Mitglieder in Polen. Aber der Ausbruch des Zweiten Weltkriegs
setzte dem Projekt ein Ende.



ES IST diese komplizierte Beziehung vieler Jahrhunderte, die jetzt
ihren Ausdruck in dem polnisch-israelischen Zusammenstoß der letzten
paar Tage fand.

Vielen Israelis wurde beigebracht zu glauben, dass der Holocaust ein
gemeinsames deutsch-polnisches Unternehmen war und dass die
Verbrennungsöfen von Auschwitz von Polen bedient worden sind. Lag denn
Auschwitz nicht schließlich in Polen?

War es ein Zufall, dass praktisch alle Vernichtungslager auf
polnischem Boden lagen? (Tatsächlich war es für die Nazis ein idealer
Standort, besonders nach der Invasion in die UdSSR. Dort waren ja
schließlich die vielen Juden.)



ICH GLAUBE nicht, dass diese Darstellung der Fakten viel helfen wird.
Die Gefühle sind zu tief verwurzelt. Aber was solls.




Copyright 2018 by Uri Avnery

(Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs, vom Verfasser autorisiert)

Redigiert von der Schattenblick-Redaktion

 * 

Quelle:

Uri Avnery, 03.02.2018

www.uri-avnery.de

Der Schattenblick veröffentlicht diesen Artikel mit der freundlichen

Genehmigung des Autors.



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REDAKTION





AFRIKA/2160: Somalia - gescheitert an beschränktem Interesse ... (SB)




Die Bundeswehr beendet ihre Ausbildungsmission in Somalia. Das
vorgebliche Ziel des Einsatzes - Aufbau einer Regierungsarmee, die
die Kontrolle in dem Bürgerkriegsland zurückgewinnt - ist weitgehend
gescheitert.

Der angekündigte Rückzug des deutschen Kontingents aus der
EU-Ausbildungsmission Somalia (EUTM Somalia) steht grundsätzlich für
die Fehleinschätzung, einem Land, dessen gesellschaftliche Struktur
durch und durch von Clans bestimmt wird, von oben herab das eigene
Staatsmodell aufdrücken zu können. In Folge der diversen
ausländischen Interventionen in Somalia jüngeren Datums (seit 1991),
zu der auch EUTM gerechnet werden muß, hat die Gewalt und Not in dem
Land nicht ab-, sondern zugenommen.

Nach Angaben von SPIEGEL online [*] werden die deutschen
Militärausbilder - derzeit fünf an der Zahl - bis Ende März 2018
zurückgezogen. Diese haben sich auf dem Flughafen der Hauptstadt
Mogadischu verschanzt, nehmen selber an keinen Militäreinsätzen im
Land teil und bilden somalische Soldaten aus. Die Operation sei für
den nötigen Aufwand und das Risiko für die deutschen Soldaten
schlicht zu ineffektiv, habe es in der Bundeswehrführung zuletzt
geheißen, so das Politmagazin.

Obgleich die somalische Regierung eine breite militärische
Unterstützung aus dem Ausland erfährt, gelingt es ihr nicht, einen
Staat zu bilden, der auch die Exekutivgewalt über das gesamte
Territorium innehat, nicht einmal dann, wenn man die abtrünnigen
Provinzen Somaliland und Puntland abzieht. Die islamistische
Jugendorganisation al-Shabab kontrolliert noch immer weite
Landesteile, obschon sie sich erstens der regulären somalischen
Armee, zweitens der 22.000 Personen starken Truppe AMISOM mit
Soldatinnen und Soldaten aus Äthiopien, Burundi, Dschibuti, Ghana,
Kenia, Nigeria, Sierra Leone und Uganda (die im wesentlichen die
Hauptstadt sichern) und drittens Spezialeinheiten der USA (und
womöglich weiterer NATO-Staaten) sowie viertens Drohnenangriffen
seitens der USA ausgesetzt sieht.

Auch al-Shabab erhält massive ausländische Unterstützung, ohne die
sich die Islamisten vermutlich nicht gegen die Übermacht
behaupten könnten. Nicht zuletzt aber haben sie den Vorteil der
stärkeren Verbundenheit mit der Bevölkerung, wohingegen sich in der
Wahrnehmung vermutlich vieler Somalier die Regierungssoldaten hinter
ausländischen Kräften verstecken und sich von ihnen schützen lassen.
Das mag vielleicht aus Sicht beispielsweise mancher Exil-Somalier
kein Problem sein - verständlicherweise, wenn man bedenkt, daß das
Gegenmodell - ein strenges Scharia-Regime der Islamisten - ebenfalls
ein von außen auf die somalische Clanstrukturen oktroyiertes
Gesellschaftsmodell wäre -, hat aber hinsichtlich des geringen
Vertrauens in die Regierungssoldaten seitens der Bevölkerung große
Bedeutung.

Die Verbundenheit mit starken islamistischen Kräften hatte sich im
Jahr 2006 besonders deutlich gezeigt, als vorübergehend die Union der
Islamischen Gerichte die Kontrolle über Mogadischu übernommen und die
damals dort vorherrschenden Banden und Wegelagerer (trotz deren
Finanzierung und Bewaffnung durch den US-Geheimdienst CIA) vertrieben
hatte. Rund ein halbes Jahr lang galt die Hauptstadt als sicher, doch
handelte es sich um jene Grabessicherheit, die Auspeitschen, Hände
abhacken, Steinigen und andere Bestrafungen des implementierten
islamischen Rechts zu erzeugen im Stande war.

Die westlichen Militärinterventionen wie EUTM Somalia und EU NAVFOR
Somalia (EU-Seestreitkräfte Somalia; auch Operation Atalanta genannt)
sowie die erwähnte AMISOM sind und bleiben Fremdkörper in einem Land,
in dem spätestens seit Beginn der Kolonialzeit immer wieder
ausländische Interessen versucht haben, ihre Vorstellung von
Staatenbildung durchzusetzen. Das Anliegen richtete sich dabei wohl
weniger auf die Perspektive, eines Tages - falls das Nation Building
funktioniert und die politische Lage stabil bleibt - Rohstoffe
sicherstellen zu können, wie es hin und wieder zu lesen ist, als
vielmehr darum, an dieser herausragenden geostrategischen
Schnittstelle zwischen Afrika und der Arabischen Halbinsel sowie an
einer der weltweit bedeutendsten Seeverbindung - Suez-Kanal, Rotes
Meer, Golf von Aden, Indischer Ozean - dauerhaft Fuß zu fassen.

Der Rückzug der Bundeswehr aus EUTM bedeutet nicht, daß Deutschland
beabsichtigt, seine hegemonialen Interessen in dieser Weltregion
aufzugeben. So ist die Bundeswehr mit bis zu 600 Einsatzkräften an EU
NAVFOR beteiligt, die von Anfang an die größere und deutlich
gewichtigere militärische Mission in Somalia war, und von einer
Einstellung dieses Mandats war in dem SPIEGEL-Bericht nicht die Rede.
In vielerlei Hinsicht gescheitert ist das erklärte Ziel von EUTM und
damit auch der Bundeswehr.

Wahrscheinlich wäre der Bürgerkrieg in Somalia längst zu Ende
gegangen, wenn nicht ständig von außen her versucht würde, an den
Menschen vor Ort vorbei das Land nach eigenen Vorstellungen zu
formen. Ein anderes Interesse ist auch bei der Bundeswehr als
exekutiver Arm der Bundesregierung und des Wirtschaftsstandorts
Deutschland nicht zu erkennen. Ansonsten hätte man von Anfang an,
also seit dem Staatszerfall 1991, mehr Wert auf die Selbstbestimmung
der Menschen gelegt. Wer jedoch nach dem Motto vorgeht, am deutschen
Wesen soll die Welt genesen, produziert Leid und Elend, wo auch immer
er seinen Stiefelabdruck im Boden hinterläßt.


Fußnote:

[*] http://www.spiegel.de/politik/ausland/bundeswehr-zieht-aus-somalia-ab-a-1190832.html

5. Februar 2018
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NAHOST/1574: Das Jemen-Desaster - Genetik der Kriegsvorwände (SB)


Das Jemen-Desaster - Genetik der Kriegsvorwände



Im Jemen nimmt das Kriegschaos dermaßen zu, daß sich das Ende des
Landes als einheitlicher Staat abzeichnet. Deutlicher Vorbote der
unheilvollen Entwicklung sind die blutigen Kämpfe Ende Januar in der
Hafenstadt Aden, die mehreren Dutzend Menschen das Leben kosteten.
Südliche Separatisten haben mit der militärischen Unterstützung der
Streitkräfte der Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) den Truppen des
Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi eine schwere Niederlage
bereitet und sie dort quasi als Machtfaktor ausgeschaltet. Das
Vorpreschen jener Kräfte, die im Süden offen heraus ein Ende der 1990
herbeigeführten Einigung des schiitisch-geprägten Nordjemens mit dem
einst sozialistischen Südjemen propagieren, erfolgt nur wenige Wochen
nach dem Tod Al Abdullah Saleh. Dieser war lange Jahre Präsident
Nordjemens, wurde danach Staatsoberhaupt des neuen gemeinsamen Staats
und ließ 1994 einen Aufstand der Südjemeniten, die sich durch den
Vereinigungsprozeß benachteiligt fühlten, brutal niederschlagen.

Infolge von Massenprotesten gegen Vetternwirtschaft sowie aufgrund
massiven Drucks der USA und Saudi-Arabiens trat Saleh 2012 äußerst
widerwillig aus der aktiven Politik zurück. An seine Stelle trat der
bisherige Stellvertreter Hadi, der in vorübergehender Funktion der
Ausarbeitung einer neuen Verfassung vorstehen sollte. Als jedoch Hadi
den Reformprozeß verschleppte, um länger im Amt bleiben zu können,
überrannten Ende 2014 die Kämpfer der schiitischen Huthi-Milizen die
Hauptstadt Sanaa. Anfang 2015 setzte sich Hadi nach Aden ab und
erklärte diese zur provisorischen Hauptstadt. Um die Einnahme der
strategisch wichtigen Hafenmetropole durch die Huthis, die Beistand
erhielten von jenem 60 Prozent der jemenitischen Streitkräfte, die
weiterhin dem Saleh-Klan die Treue hielten, zu verhindern, griffen im
März 2015 Saudi-Arabien und die VAE militärisch ein. Zusammen mit den
südlichen Separatisten und der hadi-treuen Präsidialgarde haben die
Saudis und die Emirater die Huthi-Saleh-Armee zurückgedrängt.

Seitdem wird erbittert gekämpft, vor allem um die Stadt Taiz, die auf
halber Strecke zwischen Sanaa und Aden liegt. Bisher hat sich keine
der beiden Seiten als fähig erwiesen, das Territorium des Gegners
großflächig oder langfristig zu erobern. Der Jemen-Konflikt ist
praktisch zum Stellungskrieg geworden, weswegen Saudi-Arabien und die
VAE vor allem mit Luftangriffen und einer Handelsblockade die Huthis
in die Knie zu zwingen versuchen - bislang vergeblich. Auch der
plötzliche Seitenwechsel Salehs Ende letzten Jahres hat Riad und Abu
Dhabi nicht genutzt. Der Ex-Präsident hat sich politisch ins Abseits
manövriert und dafür mit dem Leben bezahlt, während die meisten seiner
früheren Soldaten von den Huthis doch nicht abrückten. Dies könnte
sich aber irgendwann einmal ändern. Medienberichten zufolge ist zur
Jahreswende Tarek Mohammed Saleh, der Neffe des verstorbenen
Ex-Präsidenten und einst Oberbefehlshaber der jemenitischen
Spezialstreitkräfte, nach Aden geflohen und hat sich in die Obhut der
Emirater begeben. Es wird erwartet, daß dieser zum potentiellen
Huthi-Bezwinger aufgebaut wird.

In den letzten zweieinhalb Jahren haben sich die Verhältnisse unter
den verschiedenen Gruppen im Süden und ihren ausländischen Gönnern zum
Schlechten entwickelt. An Hadi vorbei haben die Emirater die südlichen
Separatisten protegiert, sie militärisch ausgebildet und aufgerüstet.
Im April 2017 wurde in Aden der Südliche Übergangsrat (Southern
Transitional Council - STC) gegründet, dem unter anderen die
Gouverneure der Gouvernements Al-Mahra, Ad-Dali, Hadraumaut, Lahidsch
und Sokotra angehören. Es waren STC-treue Streitkräfte, die am 28.
Januar in Aden Stellungen der Präsidialgarde angegriffen haben. Anlaß
war die Weigerung Hadis, die vom STC als korrupt bezeichnete Regierung
um Premierminister Ahmad Obeid Bin Daghr zu entlassen. Mit Hilfe der
Emirater, deren Kampfjets entscheidend eingriffen, haben die südlichen
Separatisten alle Stützpunkte in Aden erobert. Am Ende war die
Regierung und mit ihr die präsidiale Schutztruppe um Hadis Sohn im
Präsidentenpalast umzingelt. Auf Vermittlung Riads und Abu Dhabis
wurden die Kämpfe eingestellt. Nach der eindeutigen Klärung der
Machtverhältnisse hat sich der STC herabgelassen, seine Treue zu Hadi
auszusprechen und ein Bekenntnis zur jemenitischen Einheit abzugeben.
Wer dem glaubt, wird selig.

Hadi sitzt in Riad, quasi als machtloser Gefangener von König Salman
und dessen ehrgeizigen Thronnachfolger Prinz Mohammed. Die Emirater
wollen mit dem einstigen Stellvertreter Salehs nichts zu tun. Bei
einem Besuch in Abu Dhabi im vergangenen Jahr hat die Königsfamilie
Hadi wie einen Laufburschen behandelt und somit aller Welt
demonstriert, daß er für sie kein ernstzunehmende Gesprächspartner
mehr darstellt. Der einzige Grund, warum Hadi nicht längst
fallengelassen wird, ist, daß Saudi-Arabien und die VAE seine Person
weiterhin zur Legitimation für ihre anhaltende Kriegsintervention im
Jemen brauchen.

Verkompliziert wird die Lage im Jemen durch den im vergangenen Jahr
ausgebrochenen Streit Saudi-Arabiens und der VAE mit Katar, das von
Riad und Abu Dhabi bezichtigt wird, durch Unterstützung der
Moslembruderschaft den "internationalen Terrorismus" zu fördern. Die
Konfrontation mit Doha hat die Saudis dazu veranlaßt, auf Distanz zur
Islah-Partei im Jemen zu gehen, mit der Riad jahrelang gemeinsam den
Säkularismus bekämpft hatte. Dies erklärt, warum Riad offenbar Abu
Dhabi grünes Licht für das Vorgehen des STC gegen die Hadi-Regierung
in Aden gegeben hat. Aus Sicht Saudi-Arabiens wird die Islah-Partei
nicht mehr gebraucht. Doch dieses Kalkül könnte sich rächen, sollte
sich die Islah-Partei in Richtung Al Kaida auf der arabischen
Halbinsel (AQAP) umorientieren. Für eine solche Entwicklung gibt es
bereits erste Anzeichen. Am 30. Januar kamen mindestens 15 Menschen
ums Leben, als ein Selbstmordattentäter sein mit Sprengstoff gefülltes
Auto vor einem Kontrollpunkt der südlichen Separatisten nahe Atak,
Hauptstadt des Gouvernements Schwabwa, in die Luft jagte.

5. Februar 2018
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BERICHT/304: Olivenzweig - ein Abwasch ... (SB)


Ein Verbot unserer Flaggen und Symbole entzieht sich jeglicher
Rechtsstaatlichkeit. Die Argumentation des Bundesinnenministeriums für
die Legitimation dieses Verbotes ist nicht nachvollziehbar und
unterstreicht erneut die massive Einflussnahme der türkischen
Regierung auf die deutsche Innenpolitik. Es ist ein Unding, dass die
deutsche Bundesregierung mit dem Verbot und dem damit
zusammenhängenden Ausbau der Kriminalisierung kurdischer Institutionen
die Politik Erdogans unterstützt und somit in der BRD gleiche
Prinzipien übernimmt, wie sie die türkische Regierung gegen KurdInnen
und Andersdenkende anwendet.

Aus einer Erklärung des Verbandes der Studierenden aus Kurdistan [1]



Am 26. November 1993 trat das vom damaligen Bundesinnenminister
Manfred Kanther verfügte Vereins- und Betätigungsverbot für die
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) sowie angebliche Tochter- und mögliche
Nachfolgeorganisationen in Deutschland in Kraft. Auf dieser Grundlage
fanden seither Zehntausende von Strafverfahren statt, wurden
Grundrechte der in Deutschland lebenden Kurdinnen und Kurden außer
Kraft gesetzt, Demonstrationen und Kundgebungen verboten.
Einbürgerungen wurden verweigert, der Asylstatus wieder aberkannt und
Menschen per Ausweisungsverfügung die Aufenthaltserlaubnis entzogen.
Kurdische Einrichtungen und Vereine waren flächendeckend der
Überwachung durch Polizei und Geheimdienste ausgesetzt.

Schon seit Ende der 1980er Jahre waren Dutzende kurdischer Aktivisten
auch mittels der umstrittenen Paragraphen 129 und 129a Strafgesetzbuch
(StGB) als Mitglieder in einer inländischen kriminellen oder
terroristischen Vereinigung angeklagt und zu mehrjährigen Haftstrafen
verurteilt worden. Als die Anklagen mangels Tatbeständen zurückgingen,
legte der Bundesgerichtshof 2010 nahe, kurdische Aktivistinnen und
Aktivisten auch nach dem im Jahr 2002 eingeführten § 129b als
Mitglieder einer ausländischen terroristischen Vereinigung zu
verfolgen. [2]

Im Jahr 2014 schien sich ein Stimmungsumschwung anzubahnen, da
verschiedenste Stimmen aus den Medien, der Bundespolitik und deutschen
Think-Tanks wie der Stiftung für Wissenschaft und Politik öffentlich
die Sinnhaftigkeit des PKK-Verbots anzweifelten. Die politische
Atmosphäre um die Jahreswende 2014/2015 war von einer allgemeinen
Angst vor dem Islamischen Staat (IS) geprägt, der immer weitere
Territorien im Irak und in Syrien unter seine Kontrolle brachte.
Zugleich richtete sich der Blick auf den Widerstand der bewaffneten
Kräfte der PKK im Norden des Iraks, die sich den Greueltaten des IS
gegen die ezidische Bevölkerung in den Weg stellten und mehreren
zehntausend Menschen das Leben retteten. Im Norden Syriens spielten
angefangen mit dem Widerstand von Kobane die kurdischen YPJ
(Frauenverteidigungseinheiten) und YPG (Volksverteidigungseinheiten)
dieselbe Rolle im Kampf gegen den IS.

Seitdem jedoch die türkische Regierung die Friedensgespräche mit der
PKK im Frühjahr 2015 aufgekündigt und zu einem umfassenden Krieg gegen
die kurdische Bevölkerung innerhalb und außerhalb ihrer Staatsgrenzen
angesetzt hatte, nahmen auch die Repressionen gegen kurdische
Aktivisten in Deutschland deutlich zu. Selbst die zwischenzeitliche
diplomatische Krise zwischen Ankara und Berlin änderte nichts an
dieser Entwicklung. Das zeitweilige Tauwetter im Umgang mit den
Kurdinnen und Kurden in Deutschland blieb ohne praktische Folgen im
Sinne einer Lockerung oder gar Aufhebung des Verbots. Ganz im
Gegenteil stellen die aktuellen Repressionen gegen die kurdische
Bewegung die bisherige Verbotspolitik des deutschen Staates in den
Schatten. [3]

Mit einem Rundschreiben des Bundesinnenministeriums vom 2. März 2017
wurden die Sicherheitsbehörden der Länder angewiesen, insbesondere das
Zeigen des Bildnisses von Abdullah Öcalan zu unterbinden. In einer
beigefügten Liste mit nunmehr insgesamt 33 verbotenen Symbolen waren
erstmals auch die syrischen Organisationen YPG/YPJ und PYD gelistet.
Seither werden kurdische Versammlungen und politische Aktivitäten
eingeschränkt, behindert oder verboten. Nachdem sich die Polizei bei
der zentralen Newrozfeier in Frankfurt/Main Ende März noch auf das
Dokumentieren angeblicher Straftaten durch das Zeigen Hunderter
Öcalan-Fahnen beschränkt hatte, erließ die Versammlungsbehörde bei dem
im September in Köln durchgeführten kurdischen Kulturfestival die
schikanöse Auflage, weder Essens- noch Getränkestände zuzulassen.
Öcalan-Fahnen und ein großes Porträt von ihm auf der Bühne tolerierte
die Kölner Polizei. Dies rief wiederum das Bundesinnenministerium mit
dem Hinweis auf den Plan, Abbildungen von Öcalan seien in jeder Form
untersagt. Bei einer Demonstration für die Freiheit von Abdullah
Öcalan am 4. November in Düsseldorf wurde dann die Demonstration
aufgrund der Öcalan-Fahnen eingekesselt, Pfefferspray gegen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer eingesetzt und die Versammlung
aufgelöst. Das Verbot von PYD- und YPG-Fahnen gehört mittlerweile zu
den Standardauflagen bei kurdischen Demonstrationen und wird rigoros
umgesetzt.
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Repression gegen die kurdische Bewegung in Deutschland

Am 26. Januar 2018 fand auf Einladung des AStA und des Verbands der
Studierenden aus Kurdistan (YXK) an der Universität Hamburg eine
Podiumsdiskussion zum Thema "Quo vadis, Türkei?" statt. Dabei
berichtete Leyla Imret (Co-Bürgermeisterin der Stadt Cizre im Exil)
von den Angriffen auf die kurdische Städte und die aktuelle politische
Situation in der Türkei. [4] Mako Qocgiri (Kurdisches Zentrum für
Öffentlichkeitsarbeit Civaka Azad) erläuterte die wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen Deutschland und der Türkei, die kurdische
Öffentlichkeitsarbeit und die Bündnispolitik der kurdischen
Freiheitsbewegung in Syrien. [5] Cansu Özdemir (Fraktionsvorsitzende
der Partei Die Linke in der Hamburger Bürgerschaft) gab Einblick in
die Aktivitäten des türkischen Geheimdienstes und den Einfluß der
Türkei in Deutschland. [6] Die Hamburger Anwältin Britta Eder nahm zur
Repression gegen Kurdinnen und Kurden in Deutschland Stellung.

Britta Eder ist seit 15 Jahren als Rechtsanwältin mit dem Schwerpunkt
Strafverteidigung, Menschenrechte und Völkerstrafrecht tätig. Sie hat
häufig in politischen Strafprozessen Kurdinnen und Kurden wie auch
Menschen aus anderen Ländern und viele Deutsche verteidigt. Zudem hat
sie Strafanzeige gegen Erdogan und andere türkische Verantwortliche
wegen Kriegsverbrechen in den Jahren 2015/2016 erstattet. Auf ihren
Reisen in verschiedene Regionen Kurdistans nahm sie die Gelegenheit
wahr, die kurdische Bewegung kennenzulernen.


Innenpolitischer Verfolgungsdruck gegen linke Opposition

Nachdem in den vorangegangenen Beiträgen bereits die ökonomischen und
geostrategischen Interessen der Bundesrepublik und das daraus
resultierende Verhältnis zur Türkei thematisiert worden waren, ging es
im vierten und letzten Abschnitt der Podiumsdiskussion um die
zunehmende Repression in Deutschland. In ihrem Vortrag nahm Britta
Eder eine Einschätzung vor, wie diese verschärfte Repression
einzuordnen ist und welche Ziele der deutsche Staat damit verfolgt.
Zum einen sei auch unabhängig von den Entwicklungen im Mittleren Osten
und in der Türkei der innenpolitische Verfolgungsdruck auf jegliche
politische Opposition gewachsen, die deutsche Gesellschaft bewege sich
nach rechts, wie sich am Ausgang der Wahlen, am Vorgehen beim
G20-Gipfel in Hamburg oder in anderen Fällen, in denen es eine
wahrnehmbare Opposition auf der Straße gab, ablesen lasse. Zum anderen
richte sich die Repression gegen die kurdische Bewegung, die nicht nur
für die Türkei von Relevanz sei, sondern für den gesamten Mittleren
Osten. Nach den Worten der Referentin geht es nicht um einen
kurdischen Staat, sondern um eine Perspektive für ein friedliches
Zusammenleben der verschiedenen Völker. Abdullah Öcalan habe einen
weitreichenden theoretischen Entwurf mit der Praxis im Mittleren Osten
verbunden. Dies sei keine gesellschaftliche Perspektive, die eins zu
eins auf eine individualisierte, durchkapitalisierte Gesellschaft, wie
wir sie in Deutschland haben, zu übertragen ist. Dennoch beinhalte sie
eine Inspiration auch für Menschen, die in Europa oder anderen
Weltregionen leben und sich Gedanken darüber machen, wie man dem
System etwas entgegensetzen kann.

Die Referentin erinnerte an die Konferenz über die Demokratische
Moderne und die Kapitalistische Moderne an der Hamburger Universität.
Vor diesem Hintergrund liege nahe, warum die Bundesrepublik auch
unabhängig von außenpolitischen Beweggründen ein enormes
innenpolitisches Interesse daran hat, die kurdische Bewegung zu
verfolgen und dafür zu sorgen, daß ihr Einfluß möglichst gering
bleibt. Diese Bewegung sei in den letzten 40 Jahren nicht kleiner
geworden, sondern im Gegenteil gewachsen. Sie habe es in Rojava
geschafft, die neuen Ideen in einem Gebiet umzusetzen, in dem sie über
eine gewisse Autonomie verfügt. Solche Projekte seien für die
kapitalistischen Mächte seit jeher ein rotes Tuch. Da wir uns in
Deutschland in eine autoritärere Richtung bewegen, prüfe der Apparat
zweifellos, wer eine potentielle Gefahr darstellen könnte, wenn sich
die Verhältnisse auch hier gravierend verschlechtern. Das schließe
auch die zahlenmäßig starke kurdische Bewegung ein, die seit dem Kampf
um Kobane hierzulande wieder stärkeres Interesse hervorrufe als in der
Vergangenheit.


Strategischer Angriff von langer Hand geplant

Wie die Referentin hervorhob, sei die Entscheidung, weitere Fahnen und
Symbole der kurdischen Bewegung zu verbieten, sicher nicht spontan
gefällt, sondern lange vorbereitet worden. Die deutsche Politik
zeichne sich durch strategisches Denken in längeren Zeiträumen und
eine gründliche Vorbereitung aus. Die Umsetzung erfolge, wenn dies aus
bestimmten Gründen notwendig oder effektiv erscheint, sei es, um
Erdogan ein Geschenk zu machen, sei es, um ein innenpolitisches
Zeichen zu setzen. Ihr sei aufgrund ihrer anwaltlichen Tätigkeit bekannt,
daß die YXK von der Bundesanwaltschaft schon sehr lange als Teil der PKK
und damit als terroristische Vereinigung eingestuft wird.
Die Ermächtigung zur Strafverfolgung sei offenbar schon vor geraumer
Zeit erteilt worden. Trotzdem gibt es derzeit noch keine Anklage mit dem Vorwurf,
Mitglied der YXK zu sein. Wie sich in den
PKK-Verfahren zeige, sind Telefonnummern und Codenamen kurdischer
Freundinnen und Freunde registriert, deren Telefonate auch abgehört
werden. Trotzdem erteile der Vorsitzende des Staatsschutzsenates eben
jenen Personen, die abgehört werden, eine Besuchserlaubnis bei in
diesem Verfahren Angeklagten. Es gebe ein Ermittlungsverfahren der
Generalbundesanwaltschaft, aber es finde keine Verhaftung statt. Das
liegt nicht an fehlendem Wissen über die betreffende Person, sondern
an dem Interesse zu sammeln, bis man dieses Material aus politischen
Erwägungen zum Einsatz bringt, so die Referentin. Beim Angriff auf
Kobane gab es nach ihren Erfahrungen in den deutschen
Sicherheitsbehörden und im Außenministerium nirgendwo ernsthafte
Sympathien für die YPG/YPJ. Die dort tätigen Personen könnten
menschlich gesehen durchaus Sympathien für den Kampf der kurdischen
Bewegung haben, aber als Beamte funktionierten sie im Sinne der
Staatsräson.

Diese nüchterne Einschätzung soll natürlich nicht dazu führen, daß wir
alle den Mut verlieren, sondern Motivation sein zu kämpfen, so Britta
Eder. Die Existenz eines anderen Gesellschaftsentwurfs und der
Versuch, ihn umzusetzen, seien für die herrschenden Kräfte offenbar
eine derart große Gefahr, daß sie äußerst repressiv dagegen vorgehen.
Es gelte in Deutschland wieder zu lernen, daß staatliche Repression
nicht mit einer Niederlage gleichzusetzen sei, sondern zugleich auf
die Bedeutsamkeit und Stärke der Bewegung verweise.


Vorwurfslage in den politischen Prozessen

Auf Wunsch aus dem Plenum ging Britta Eder auch auf den aktuellen
Stand der Strafanzeige gegen Erdogan und andere türkische
Verantwortliche wegen Kriegsverbrechen in den Jahren 2015/2016 ein.
Sie ist demnach bei der Generalbundesanwaltschaft erstattet worden,
die dafür gemäß dem Völkerstrafgesetzbuch in Deutschland zuständig
ist. Dort liegt die Strafanzeige, Akteneinsicht wird den Klagestellern
nicht gewährt, weil die Prüfung noch nicht abgeschlossen sei. Offenbar
gibt es bei der Generalbundesanwaltschaft unterschiedliche Meinungen,
wie diese Klage gehandhabt werden soll. Die einen seien dafür, aktiv
im Sinne von Ermittlungen damit umzugehen, doch scheint sich diese
Auffassung nicht durchgesetzt zu haben. Die anderen favorisieren
augenscheinlich, die Sache liegenzulassen. Im Gegensatz zu einer
Strafanzeige im Jahr 2010, die sofort eingestellt wurde, ist das Thema
inzwischen von einem gewissen nationalen Belang nicht nur in
Deutschland, sondern auch bei der UNO. Zudem halten sich die
Entscheidungsträger gern alle Türen offen. Deswegen liegt die
Strafanzeige weiter bei der Bundesanwaltschaft.

Zudem führte die Anwältin näher aus, was den Angeklagten in den
Verfahren nach § 129 b vorgeworfen wird: In der Regel nichts
Konkretes, und schon gar nichts, was man als normaler Mensch als eine
Straftat auffassen würde. Ihnen wird demnach beispielsweise
vorgeworfen, daß sie auf eine Demonstration gegangen sind und Leuten
die Hand gedrückt haben, die wichtig erscheinen oder der PKK
zugerechnet werden. Oder sie haben Veranstaltungen oder
Demonstrationen organisiert, an irgendwelchen Treffen teilgenommen. Im
wesentlichen geht es darum, wo sich ihr Handy aufhält, wobei ganz
normale Telefongespräche überwacht werden. Hält sich das Handy
regelmäßig in Darmstadt auf, dann ist die Person
Gebietsverantwortlicher für Darmstadt. Gibt es dann noch ein
Behördenzeugnis des Verfassungsschutzes, in dem der Satz steht, es
lägen Erkenntnisse vor, daß die Person der neue zuständige PKK-Kader
für Darmstadt sei, erschöpft sich darin für die Behörden die
Beweisaufnahme in solchen Verfahren, so Eder.

Die Angeklagten und ihre Verteidigung bringen die Frage ein, ob die
PKK eine terroristische Vereinigung im Ausland ist, ob die kurdische
Guerilla in den Bergen eine terroristische Vereinigung ist oder nicht.
Dazu hat der Bundesgerichtshof entschieden, und das kam auch im
letzten Prozeß in Hamburg zum Ausdruck, daß sich die PKK nicht auf das
Recht auf Widerstand berufen dürfe, weil sie in ihren
Selbstbekennungen immer wieder das Wort "Vergeltung" benutze.
Vergeltung könne niemals gerechtfertigt sein. Das verhält sich nach
deutscher rechts- und staatstheoretischer Auffassung so, weil man
sagt, Vergeltung soll nicht geübt werden, dafür sei die Justiz
zuständig. Nun ist jedoch nach Auffassung der Angeklagten und ihrer
Verteidigung eine solche Justiz, die für Gerechtigkeit sorgt, in der
Türkei nicht vorhanden. Sie hat seit Bestehen der Türkei nicht
existiert, da der Völkermord an den Armeniern, das Massaker von
Dersim, und vieles mehr nie aufgeklärt worden sei. In Deutschland habe
es nach dem Faschismus zumindest den Versuch einer Aufarbeitung
gegeben. Zudem sei anzuführen, daß traumatisierte Menschen im Falle
nicht existierender Gerechtigkeit zwangsläufig ein Gefühl von
Vergeltung hegen. Auch gehe es darum zu verhindern, daß solche
Verbrechen in Zukunft wieder geschehen.

An diesem Punkt sei das Gericht in eine moralische Klemme geraten, die
im schriftlichen Urteil mit der Erklärung gesprengt wurde, darauf käme
es nicht mehr an. Die PKK könne sich nicht auf das Recht auf
Widerstand berufen, weil in ihrer Gründungserklärung etwas von
separatistischen Machtinteressen stehe. Damit sei man wieder bei
diesem einen Satz angelangt, der bis vor kurzem in jedem Artikel einer
deutschen Zeitung zu diesem Thema zu lesen stand, so Britta Eder. Das
sei der einzige Satz in der Begründung des Urteils, warum der Kampf
der PKK nicht gerechtfertigt sein soll. Wo diese Passage in der
Gründungserklärung stehen soll, habe das Gericht nicht gesagt. Den
Angeklagten werde also nichts vorgeworfen außer der Arbeit für eine
Organisation, die in der Türkei terroristisch sein soll.


Internationale Solidarität mit Afrin

Die informative und engagierte Podiumsdiskussion endete mit einer
Erklärung des kurdischen Studierendenverbands zu dem Angriff der
türkischen Streitkräfte auf den Kanton Afrin im Nordwesten des
Nachbarlands Syrien:

Internationale Solidarität ist eine unserer wichtigsten Waffen im
 Kampf gegen Faschismus, Imperialismus und Gewalt. Beteiligt euch an
 den Protesten, tragt die Praktiken der Bundesrepublik an die
 Öffentlichkeit, setzt ein Zeichen für diese Bewegung, die eine
 feministische, basisdemokratische, ökologische und
 antikapitalistische Alternative bietet. Der Angriff auf die
 kurdische Bewegung ist ein Angriff auf uns alle, die wir uns als
 emanzipatorische Linke verstehen. Bezieht Position, geht auf die
 Straße, wir wollen uns weiter vernetzen und für die
 Aufrechterhaltung und Realisierung unserer gemeinsamen Ziele
 weiterkämpfen und diese weiter ermöglichen. Ein Angriff auf Afrin
 ist somit auch ein Angriff gegen uns, unsere Genossinnen und unsere
 Zukunft. Es lebe der Widerstand!




Fußnoten:

[1] http://www.kurdistan-report.de/index.php/archiv/2017/52-kr-190-mai-juni-2018/577-bundesinnenministerium-verbietet-symbole-von-pyd-ypg-und-ypj

[2] http://www.anfdeutsch.com/weltweit/24-jahre-pkk-betaetigungsverbot-in-deutschland-454

[3] http://www.civaka-azad.org/deutschland-und-das-pkk-verbot/

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0301.html

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0302.html

[6] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0303.html
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INTERVIEW/396: Olivenzweig - geleugnete Stoßrichtung ...     Leyla Imret im Gespräch (SB)


Leyla Imret kann ihr Amt als Co-Bürgermeisterin der Stadt Cizre im Südosten der
Türkei nicht ausüben, weil sie durch die repressive Politik der AKP-Regierung
gegenüber der kurdischen Bevölkerung dazu gezwungen ist, im Exil in der
Bundesrepublik zu leben. Geboren in der mehrheitlich kurdischen Stadt Cizre im
Südosten der Türkei erlebte sie in jungen Jahren den Krieg zwischen dem
türkischen Militär und der kurdischen Bevölkerung. Ihr in der kurdischen
Befreiungsbewegung aktiver Vater wurde 1991 in einem Gefecht mit den türkischen
Streitkräften getötet. Im Alter von sieben Jahren wurde Leyla von ihrer Familie
aus Sicherheitsgründen zu Verwandten nach Norddeutschland geschickt, wo sie bis
2013 in Osterholz-Scharmbeck nahe Bremen lebte. Nach ihrer Rückkehr nach Cizre
nahm sie 2014 als Kandidatin der BDP (Partei des Friedens und der Demokratie) an
den Kommunalwahlen teil und wurde im Alter von 26 Jahren jüngste
Bürgermeisterin der Türkei.

Als der türkische Staat im Sommer 2015 den Friedensprozeß mit der PKK
(Arbeiterpartei Kurdistans) einseitig aufkündigte, riefen zahlreiche davon
betroffene Städte und Verwaltungen die demokratische Selbstverwaltung aus. Im
Rahmen des nun entfesselten Krieges gegen die kurdische Zivilbevölkerung wurden
Dutzende Städte weitgehend zerstört und unter Zwangsverwaltung des türkischen
Staates gestellt. 500.000 Menschen flohen vor dieser Form von innerem
Kolonialkrieg in andere Regionen des Landes oder das Ausland. Im September 2015
wurde gegen Leyla Imret ein Verfahren wegen der Aufwiegelung des Volkes zum
bewaffneten Aufstand gegen den Staat und Propaganda für eine Terrororganisation
eröffnet. Nachdem sie von den türkischen Behörden ihres Amtes enthoben und
mehrmals vorübergehend festgenommen worden war, kehrte sie in die Bundesrepublik
zurück, wo sie im politischen Asyl lebt. Ihre bewegte Lebensgeschichte ist auch
Gegenstand des 2017 erschienenen Dokumentarfilms "Dil Leyla".

Am Rande einer Veranstaltung an der Universität Hamburg, in der unter dem Titel "Quo
vadis, Türkei?" über die aktuelle politische Lage in der Türkei und die deutsch-türkischen
Beziehungen diskutiert wurde, beantwortete Leyla Imret dem Schattenblick einige Fragen
zu ihrer Geschichte. 
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Leyla Imret

Foto: © 2017 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Imret, Sie sind bei den Kommunalwahlen 2014 zur
Co-Bürgermeisterin von Cizre gewählt worden. Wie lange konnten sie dieses Amt
ausüben?

Leyla Imret (LI): Bis zum Ende der Zwangsverwaltung Ende 2016, wenngleich ich
bereits im September 2015 vom türkischen Innenminister Selami Altinok angeblich
wegen terroristischer Propaganda und Anstiftung zur Rebellion meines Amtes
enthoben worden bin. Weil diese Entscheidung für mich jedoch keine Gültigkeit
hatte, habe ich das Amt weiterhin zusammen mit dem Co-Bürgermeister bis zur
Zwangsverwaltung ausgeübt.

SB: Mußten Sie fliehen, weil Sie eine dauerhafte Inhaftierung befürchteten?

LI: Nach der Zwangsverwaltung habe ich mich bis November 2016 in
Cizre aufgehalten und auch ohne politisches Amt weiterhin für
die Belange der Bevölkerung eingesetzt. Während des Ausnahmezustands
erging dann ein Festnahmebefehl gegen mich. Weil ich nicht mehr
geglaubt habe, daß der Richter unabhängig entscheiden kann, wollte
ich mich dem Gericht nicht stellen und entschied, mich
zurückzuziehen, bis sich die Lage normalisiert hat, also der
Ausnahmezustand aufgehoben wird.

SB: Haben Sie hier in Deutschland einen offiziellen Asylstatus?

LI: Ja, dennoch engagiere ich mich auch weiter von hier aus für die
Menschen in Cizre, die mich gewählt haben. Als politische Vertretung
fühle ich mich für die Stadt und die Bevölkerung verantwortlich und
verrichte diplomatische Arbeiten im Namen der Partei HDP.

SB: Der Ausnahmezustand in Cizre währte 79 Tage. Wie haben sich die
Menschen in dieser Zeit versorgen können, wenn sie nicht aus dem
Haus gehen durften?

LI: Das war ja die zweite Ausgangssperre, die erste dauerte neun Tage.
Wenn die erste Ausgangssperre noch einen oder zwei Tage länger
angehalten hätte, wären viele Menschen zu Hause vor Durst und Hunger
ums Leben gekommen. Aber vor der zweiten Ausgangssperre hat man schon
geahnt, was passieren würde. So hat die Regierung vorher eine SMS an
ihre Beamten verschickt mit der Aufforderung, daß sie die Stadt
verlassen sollen. Das geschah drei Tage vor der zweiten
Ausgangssperre. Daher wußten wir, was auf uns zukommt, und haben damit
gerechnet, daß es diesmal eine längere Ausgangssperre wird. Aus
diesem Grund haben die Menschen vorher Lebensmittel und Trinkwasser
zu Hause deponiert, um für zwei oder drei Monate auszukommen.

Tatsächlich hat die türkische Armee die städtischen Wasserdepots
unter Beschuß genommen, damit es kein Wasser mehr gibt. Auch hat die
Armee die Häuser direkt beschossen, damit die Menschen aus ihren
Wohnquartieren fliehen. Ziel dieser Militäroperationen war, die
Einwohner der Stadt zu vertreiben, um so den Widerstand gegen den
militärischen Angriff im Keim zu ersticken. Diejenigen, die dennoch
geblieben sind, mußten einen hohen Preis bezahlen. Die
Bombardierungen waren so massiv, daß viele Menschen, darunter auch
Verletzte, in den Kellern vor allem im Stadtteil Nur bei lebendigem
Leibe verbrannt worden sind.

SB: Wissen Sie, wie viele Menschen in Cizre Opfer der militärischen
Operation wurden?

LI: Während der ersten und zweiten Ausgangssperre sind in Cizre 279
Menschen ums Leben gekommen.

SB: Hat die Regierung Erdogan all das offiziell mit dem

Antiterrorkampf begründet?

LI: In erster Linie ging es darum, die Ausrufung der Selbstverwaltung
in Cizre wieder rückgängig zu machen, weil behauptet wurde, daß sie
das Ziel verfolge, die Regierung in Ankara komplett auszuschließen.
Das ist aber nicht richtig. Tatsächlich wurde die Selbstverwaltung
ausgerufen, weil wir die jetzige Regierung für undemokratisch halten.
Wir wollten mehr Demokratie, waren aber durchaus bereit, mit Ankara
zusammenzuarbeiten. Statt dessen hat die Regierung das Ganze
manipuliert und gesagt, die sind gegen den türkischen Staat und daß
sich in Cizre nur Terroristen aufhalten würden. Deshalb wurde eine
Ausgangssperre ausgerufen. Als der türkische Staat seine Beamten aus
der Stadt herausgeholt hat, war ihm die zivile Bevölkerung in Cizre
völlig egal, zum einen, weil sich die Menschen dort für die
Selbstverwaltung entschieden hatten, und zum anderen, weil wir Kurden
sind. Hinzu kam, daß in den Augen der Regierung alle Menschen in
Cizre ohnehin als Unterstützer oder Sympathisanten der PKK gelten.

SB: Gleichwohl gibt es auch unter der kurdischen Bevölkerung Anhänger
der AKP. Waren sie in gleicher Weise von der Repression betroffen?

LI: Offiziell gibt es ungefähr 4000 Wähler der AKP in Cizre, 2000
haben die radikalislamische Partei Hüda Par gewählt. Diese Wähler
leben entweder in sicheren Ortsteilen, die während der
Bombardierungen unbehelligt blieben, oder hatten ihre Häuser
freiwillig geräumt. Strenggenommen waren der Türkei alle Menschen,
die die Stadt nicht verlassen hatten, unwichtig. Letzten Endes sind
es Kurden, auch wenn darunter AKP-Wähler sind.

SB: Welche Prinzipien und konkrete Schritte der Selbstverwaltung
konnten Sie in Ihrer kurzen Zeit in Cizre realisieren, beispielsweise
im Verhältnis von Männern und Frauen?

LI: Als wir zur Wahl gingen, haben wir unser Programm zum Aufbau der
Demokratischen Moderne vorgestellt und daß darin Ökologie und
Frauenbefreiung eine große Rolle spielen. Dazu haben wir unsere
Projekte so gestaltet, daß wir die einzelnen Schritte zusammen mit
den Menschen dort umsetzen. Natürlich haben wir vor allem für die
Frauen positive Entscheidungen getroffen und das Budget dafür erhöht,
weil Frauen schon immer im Hintergrund gelassen worden sind. Und auf
einmal war ich die erste Frau, die für das Bürgermeisteramt gewählt
wurde. Das hatte natürlich grundlegende Änderungen für die Frauen zur
Folge und spiegelte auch die Sichtweise auf das zivile Leben in der
Stadt wider. Aus diesem Grund haben wir auf der Verwaltungsebene alle
Entscheidungen, die speziell die Frauen betrafen, mit unseren sieben
Stadträtinnen und den 45 in den Ressorts tätigen Mitarbeiterinnen
besprochen und entsprechende Projekte organisiert. Diese haben wir
dann vor den gesamten Stadtrat gebracht und ihn über unsere
Entscheidungen in Kenntnis gesetzt. Das heißt, im Stadtrat wurde
nicht darüber diskutiert, was zu tun ist, sondern Frauen haben selbst
über ihre eigenen Belange entschieden. 

Dieses positive Verhältnis zwischen kommunaler Verwaltung und Bevölkerung bezog
sich nicht nur auf Frauen und Kinder, sondern wir haben durchaus versucht, eine
Stadtentwicklung mit Verbesserung der Lebensumstände für alle Menschen zu
organisieren. Das war auch wirklich sehr erfolgreich, bis der staatliche Druck
und die Zwangsverwaltung alles zunichte machten. In den Kindergärten
beispielsweise, wo kurdisch gesprochen wurde, war dann nur noch das Türkische
erlaubt. Überhaupt wurden die Kindergärten völlig zweckentfremdet, indem dort
Korankurse auf arabisch stattfanden. Auch unsere Fraueninstitutionen, die Gewalt
gegenüber Frauen bekämpften, wurden in das Ressort Frau und Familie umgewandelt
und damit wurde ihr Inhalt in das komplette Gegenteil verkehrt. Frauenbefreiung und
der Kampf gegen Sexismus wichen der islamistischen Sicht, daß die Aufgabe der
Frau darin bestehe, zu Hause zu bleiben oder bestenfalls für einen
Familienzweck und nicht für sich zu arbeiten. Das ist alles Teil der neuen
Türkei, in der Menschenrechte und vor allem Frauenrechte mit Füßen getreten
werden.

SB: Könnten Sie sich vorstellen, daß man in der Türkei, wenn sich die
politischen Verhältnisse verändern sollten, wieder aufgreift, was Sie
einmal begonnen hatten?

LI: Als ich vom Innenminister des Amtes enthoben wurde, war ich am
nächsten Tag auf der Straße und natürlich total traurig. Aber die
Menschen draußen haben mir gesagt, dich kennen wir, dich haben wir
gewählt. Für uns bist du immer noch unsere Bürgermeisterin. Trotz
dieser schwierigen Zeit und des Schmerzes haben sie versucht, mir Mut
zu spenden. Weil alles eigentlich nur zur Hälfte erledigt ist und ich
viele Projekte und Vorstellungen erzwungenerweise wegen Erdogans
Politik nicht verwirklichen konnte, liegt es noch immer in meinem
Herzen, mich weiter für mein Volk und die Menschen in Cizre
einzusetzen. Wenn sie es wünschen, würde ich mich gerne wieder für
dieses Amt zur Verfügung stellen.

SB: Frau Imret, vielen Dank für das Gespräch.
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FRAUEN/709: Internationaler Tag gegen Genitalverstümmelung am 6. Februar (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung - 5. Februar 2018

Internationaler Tag gegen Genitalverstümmelung am 6. Februar

Rund 200 Millionen Mädchen und junge Frauen sind genital verstümmelt

DSW: "Gravierende Menschenrechtsverletzung endlich beenden"



Hannover, 5. Februar 2017. Rund 200 Millionen Mädchen und junge Frauen sind
weltweit von Genitalverstümmelung betroffen. Die massive
Menschenrechtsverletzung ist in rund 30 Ländern vor allem Afrikas und des
Mittleren Ostens, aber auch Asiens verbreitet. Die Mädchen sind bei dem
Eingriff meist nicht einmal 15 Jahre alt. Darauf macht die Deutsche
Stiftung Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Internationalen Tages gegen
Genitalverstümmelung am 6. Februar aufmerksam.

Mädchen und Frauen gleiche Rechte einräumen



"Erfreulich ist, dass die Verbreitung von Genitalverstümmelung seit dem
Jahr 2000 weltweit um fast ein Viertel zurückgegangen ist", sagt Renate
Bähr, Geschäftsführerin der DSW. "Doch aufgrund des hohen
Bevölkerungswachstums in besonders betroffenen Ländern könnten diese
Fortschritte zunichte gemacht werden. Wenn nicht mehr getan wird, werden
weitere Millionen Mädchen und Frauen diese grausame Praktik erleiden
müssen. Die internationale Gemeinschaft hat sich in den nachhaltigen
Entwicklungszielen dazu verpflichtet, Genitalverstümmelung bis zum Jahr
2030 abzuschaffen. Dazu gilt es vor allem, Mädchen und Frauen gleiche
Rechte einzuräumen wie Männern und Jungen, Gesetze zu erlassen und auch
umzusetzen sowie soziale Normen zu durchbrechen, indem Gemeinden, Familien
und Gesundheitspersonal einbezogen werden. Es wird höchste Zeit, diese
gravierende Menschenrechtsverletzung endlich zu beenden und Mädchen und
Frauen vor unfassbarem Leid zu bewahren!"

Bei der Genitalverstümmelung, die oft als wichtiges Übergangsritual vom
Mädchen zur Frau gilt, wird die Klitoris teilweise oder vollständig
entfernt - meist ohne Narkose und mit einfachen Hilfsmitteln wie
Glasscherben oder Rasierklingen. Die betroffenen Frauen und Mädchen leiden
häufig lebenslang unter den Folgen - etwa durch Infektionen, Blutungen und
Komplikationen bei der Geburt. Viele sterben daran.

Über die DSW



Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf Familienplanung
und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen.
Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer Projekte. Auf
nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss auf politische
Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit, Familienplanung und
Gleichstellung der Geschlechter.

Weitere Informationen:

www.dsw.org

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-31, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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MELDUNG/256: Kuba ratifiziert den Vertrag über das Verbot von Atomwaffen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kuba ratifiziert den Vertrag über das Verbot von Atomwaffen

Von Prensa Latina [1], 3. Februar 2018



New York, USA - 03.02.2018. Kuba steht nun auf der Liste der Länder,
die den Vertrag über das Verbot von Atomwaffen ratifiziert haben, und
beweist damit sein Engagement für die Nichtverbreitung nuklearer
Waffen.

Die Ständige Vertreterin Kubas bei den Vereinten Nationen, Anayansi
Rodriguez, gab bekannt, dass sie am Vortag die Urkunde zur
Ratifizierung dieses Vertrags in einer offiziellen Zeremonie
hinterlegt hat.

Mit dieser Aktion bestätigt das karibische Land, dass es der Abrüstung
höchste Priorität einräumt, so ein Kommuniqué der diplomatischen
Vertretung Kubas bei den Vereinten Nationen.

Der Vertrag über das Verbot von Atomwaffen wurde am 20. September 2017
vom kubanischen Außenminister Bruno Rodriguez und Vertretern von 41
weiteren Staaten unterzeichnet.

Kuba ist das fünfte Land, das die Konvention bereits ratifiziert hat.

Dieses internationale Rechtsinstrument verpflichtet die
Vertragsstaaten, keine Atomwaffen und Sprengkörper zu entwickeln, zu
testen, zu produzieren, herzustellen, anderweitig zu erwerben, zu
besitzen oder zu lagern.

Der Vertrag über das Verbot von Nuklearwaffen, der am 17. Juli 2017
von 122 UN-Mitgliedsstaaten angenommen wurde, zielt darauf ab, eine
Welt zu schaffen, die frei von diesen tödlichen Waffen ist.

Er kann jedoch erst dann in Kraft treten, wenn 50 Staaten ihre
nationalen Ratifizierungsprozesse abgeschlossen haben.

Kuba hat wiederholt vor der Bedrohung der Existenz der Menschheit
durch Atomwaffen sowie vor den katastrophalen Folgen ihres Einsatzes
gewarnt.


Anmerkung:

[1] www.prensa-latina.cu


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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TREFF/214: Hannover - ABC der Demokratie, Begriffsklärung mit Carolin Emcke und Gästen, 13.3.


Schauspiel Hannover

ABC der Demokratie

C wie Chronik

Eine Begriffsklärung mit Carolin Emcke und Gästen

DI 13.03.18, 19:00 UHR, CUMBERLAND



Was bedeutet eigentlich Demokratie? Was ist das für eine Ordnung,
derer wir uns so gewiss glaubten und die auf einmal in Europa, aber
auch in Russland oder den Vereinigten Staaten von vielen in Frage
gestellt wird. Die Publizistin und Autorin Carolin Emcke (Gegen den
Hass) wird sie entlang von Begriffen und Werten in einer neuen
Gesprächsreihe auf ihre Voraussetzungen hin befragen. Ihr dritter Gast
ist die Erinnerungsforscherin Aleida Assmann, die im März u. a. der
Frage nachgeht, wie anfällig Chronisten für machtpolitische
Manipulationen und Deformationen sind und wie viele verschiedene
Erzählungen und unterschiedlichen Erinnerungen eine demokratische
Gesellschaft verträgt.

In Kooperation mit der Stiftung Niedersachsen.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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GEWERKSCHAFT/1599: Tarifverhandlungen Deutsche Post AG - ver.di erwartet "substanzielle Fortschritte" (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Februar 2018

Tarifverhandlungen Deutsche Post AG: ver.di erwartet "substanzielle
Fortschritte" - Forderung nach ordentlichem Lohnplus bekräftigt



Berlin - Die Tarifverhandlungen für die rund 130.000 Tarifbeschäftigten der
Deutschen Post AG werden am Dienstag und Mittwoch (6./7.2.) in Berlin
in zweiter Runde fortgesetzt. "Wir wollen zügig zu einem Abschluss
kommen. Deshalb erwarten wir von dieser zweiten Verhandlungsrunde
substanzielle Fortschritte", erklärte die stellvertretende
ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführerin Andrea Kocsis. "Unser
Ziel in dieser Tarifrunde ist ein richtig ordentliches Lohnplus für
die Beschäftigten der Deutschen Post AG", so Kocsis weiter. Der
Deutschen Post AG gehe es wirtschaftlich ausgezeichnet. Das müsse
sich in dem angestrebten Tarifabschluss widerspiegeln.

ver.di fordert eine lineare Erhöhung der Einkommen und
Ausbildungsvergütungen um sechs Prozent bei einer Laufzeit von zwölf
Monaten. Überdies soll eine tarifvertragliche Wahlmöglichkeit
geschaffen werden, wonach die einzelnen Beschäftigten einen Teil der
zu vereinbarenden Tariferhöhung in freie Zeit umwandeln können. Das
bislang einmal jährlich aufgrund einer Leistungsbeurteilung gezahlte
variable Entgelt will ver.di durch einen festen monatlichen Betrag
ablösen. Zudem soll für die rund 32.000 Beamtinnen und Beamten des
Unternehmens die so genannte Postzulage fortgeschrieben werden. Sie
ist eine postspezifische Form der Sonderzahlung für Bundesbeamte.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.02.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MEINUNG/064: Ein Jahr Trump - Von wegen Protektionismus (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Ein Jahr Trump: Von wegen Protektionismus

Von Max Bank, LobbyControl [1], 3. Februar 2018



Für die meisten Journalisten, Experten und Politiker in Deutschland
und Europa ist die Sache klar. Trump ist Protektionist. Und das ist
schlecht. So viel zur Rhetorik. Die Wirklichkeit ist deutlich
komplexer. Einer Analyse [2] der gewerkschaftsnahen
Hans-Böckler-Stiftung zufolge sei von Trump "weniger ein
handelspolitischer Protektionismus und eine industriepolitische
Modernisierung zu erwarten, als vielmehr weitere Liberalisierung,
Deregulierung und Privatisierung" (vgl. Einleitung Studie, S. 4).

Unsere These: Die Bundesregierung und die EU-Kommission benutzen ihre
Kritik am angeblichen US-Protektionismus, um ihre
"Freihandelsoffensive" zu legitimieren. Und das mit Erfolg: Denn ein
Großteil der bislang kritischen handelspolitischen Öffentlichkeit
glaubt die Mär von der bösen, nationalistischen US-Administration und
den guten liberalen Europäern. Ein fataler Trugschluss.


Das Kernargument der Studie

Laut der Studie der Hans-Böckler-Stiftung umfasst Trumps
handelspolitische Strategie in erster Linie die Androhung von
protektionistischen Maßnahmen, um weitere Marktzugänge für
technologisch führende US-Unternehmen, etwa aus der IT-Branche, zu
erreichen. So hat Trump bislang Strafzölle für die europäische
Stahlindustrie immer nur angedroht, aber noch nicht umgesetzt.
Insbesondere gegenüber Europa sind laut Böckler-Stiftung umfassende
und vor allem dauerhafte protektionistische Maßnahmen auch weiterhin
nicht zu erwarten. So sind die vergangene Woche angekündigten
Strafzölle [3] gegen Waschmaschinen und Solarpanels aus Asien auch
eher als Warnung der US-Administration gegenüber Europa zu verstehen.


USA und EU: Selektiv Freihandel, selektiv Protektionismus


Die Böckler-Studie (S. 11) zitiert aus der handelspolitischen Agenda
von Trump. Darin heißt es, es gehe um das "Niederreißen von unfairen
Handelsbarrieren auf anderen Märkten" (USTR 2017a: 1; Übersetzung
ChS). In den Verhandlungen soll Reziprozität erreicht werden, und zwar
indem "alle möglichen Hebel zur Öffnung fremder Märkte" genutzt
werden.

Trump will also - wie übrigens auch Deutschland und die EU - mit
seiner Agenda wettbewerbsfähige US-Konzerne stärken und für sie neue
Märkte öffnen. Das bedeutet selektiv Protektionismus und selektiv
Freihandel. Der Unterschied bei Trump: Er setzt vor allem auf
Uni- beziehungsweise Bilateralismus, weil er sich der US-Stärke und
Machtposition bewusst ist. Und genau das verärgert die Europäer.

Obwohl sie eigentlich nichts anderes machen. Gegenüber den
lateinamerikanischen Staaten geht es im Mercosur-Abkommen vor allem um
die weitere Öffnung der Märkte für Industrieprodukte europäischer
Unternehmen und einen weitmöglichen Schutz der europäischen
Agrarmärkte [4]. Oder beim EU-Japan Abkommen: Die EU will mehr Zugang
zum japanischen Markt für Agrarprodukte und öffnet im Gegenzug den
Automobilmarkt für japanische Unternehmen. Hinzu kommt: Gegenüber
China etwa hat auch die EU-Strafzölle verhängt [5], etwa bei
Billig-E-Bikes aus China.


Kommission und Bundesregierung als Kämpfer für den globalen
Freihandel

Der angebliche Protektionismus der USA wird als Hauptargument für die
"Freihandels"-Offensive der EU-Kommission, der Bundesregierung und
anderer westlicher Industriestaaten, wie etwa Japan, angeführt.
Handelskommissarin Malmström stilisiert die Handelsdirektion der
EU-Kommission derzeit zur Speerspitze des "Freihandels" [6] in der
Welt hoch. Ähnliches gilt für Angela Merkel. "Protektionismus sei
nicht die richtige Antwort auf die Herausforderungen der Welt," so die
Kanzlerin in ihrer Rede [7] beim Weltwirtschaftsforum (WEF) in Davos
am 24. Januar. Das gilt auch für andere führende europäische Staaten,
wie etwa Großbritannien. Premierministerin May bestätigte in ihrer
Rede beim WEF, dass Großbritannien "ein Befürworter des Freihandels"
[8] bleibe.


Unternehmensverbände trommeln für "Freihandel"

Lautstarke Unterstützung dafür bekommen Kommission und Bundesregierung
vor allem von sämtlichen Industrie- und Unternehmensverbänden auf
beiden Seiten des Atlantiks. Sie fordern einen handelspolitischen
Aufbruch und umfassende Liberalisisierungs- und
Deregulierungsmaßnahmen.

So forderte [9] etwa der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI)
Mitte Januar, dass sich "die künftige Bundesregierung klar gegen
offenen und versteckten Protektionismus einsetzen [müsse]. Auch die
von der Metall- und Elektroindustrie finanzierte Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft (INSM) fordert weitere bilatere
Handelsabkommen nach dem Vorbild des EU-Kanada-Abkommens CETA. Damit
könne "der Verlust der USA als verlässlicher Handelspartner
kompensiert werden." [10]


"Glückwunsch zur Steuerreform" (Joe Kaeser, Siemens)

Im selben Atemzug loben übrigens BDI und INSM die
Unternehmenssteuersenkungen in den USA, die den globalen
Steuerwettbewerb nach unten weiter verstärken werden. So fordert
BDI-Präsident Dieter Kempf "steuerpolitische Strukturreformen" [11]
von der künftigen Bundesregierung. Beim gemeinsamen Abendessen beim
Weltwirtschaftsforum in Davos erfuhr Donald Trump zudem deutliches Lob
[12] von Dax-Unternehmenslenkern, wie Siemens Chef Joe Kaeser und
SAP-Chef Bill McDermott, für seine Steuerreform und seine
Deregulierungsmaßnahmen der vergangenen 12 Monate.

In die gleiche Kerbe schlägt die US-Handelskammer, der mächtigste
Unternehmensverband der Vereinigten Staaten, wie in der Neujahrsrede
[13] ihres Präsidenten deutlich wird. Die Kammer setzt sich vehement
für das nordamerikanische Freihandelsabkomen NAFTA ein und feiert die
US-Steuersenkungen für Unternehmen in den USA infolge der
Steuerreform. Die US-Handelskammer begrüßt auch den Abbau von
Regulierung, etwa im Umweltschutz.

Die Unternehmensinteressen spielen eine wichtige Rolle in der Arbeit
der aktuellen US-Regierung und des Kongress. Trump hat das beim
Weltwirtschaftsforum in Davos nochmal deutlich gemacht: "We have a
very pro-business group" (Zitat aus der Rede).


Zivilgesellschaft kritisiert einseitige Politik für
Konzerne

In der Handelspolitik des 21. Jahrhunderts geht es längst nicht mehr
in erster Linie um Zollsenkungen, sondern mehr um die Angleichung von
Standards zwischen unterschiedlichen Handelsblöcken.
Interesssanterweise haben sich gerade in dieser Hinsicht die USA
gegenüber der EU offen gezeigt [14]. Wie lange in dieser Hinsicht also
die TTIP-Verhandlungen auf Eis liegen, bleibt abzuwarten.

Die Kritik der amerikanischen und europäischen Zivilgesellschaft an
der Handelspolitik ist deshalb mitnichten eine antiliberale,
nationalistische Kritik. Sie ist vielmehr eine Kritik daran, wie in
erster Linie Politik für große, transnationale Unternehmen gemacht
wird - dadurch, dass es Mechanismen in Handelsabkommen gibt, die ihren
Einfluss stärken. Dazu gehören die umstrittenen einseitigen
Konzernklagerechte (ISDS, ICS), aber auch das neue Einfallstor für
Unternehmensinteressen über regulatorische Kooperation [15].

Nach der kritischen öffentlichen Debatte der vergangenen Jahre nimmt
die europäische Öffentlichkeit dies bedauerlicherweise einfach hin.
Dabei ist die Handelspolitik weiterhin intransparent und dient in
erster Linie Konzerninteressen - und zwar auf beiden Seiten des
Atlantiks. Das gilt trotz der unterschiedlichen Rhetorik.


Erstveröffentlichung:

https://www.lobbycontrol.de/2018/01/ein-jahr-trump-von-wegen-protektionismus/
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UNTERNEHMEN/2690: Der deutsche Mittelstand muss sich nicht hinter dem Silicon Valley verstecken (idw)


Institut für Mittelstandsforschung (IfM) Bonn - 02.02.2018

Der deutsche Mittelstand muss sich nicht hinter dem Silicon Valley
verstecken



Gehört den Unternehmen des Silicon Valleys die Zukunft? Was kann der
Mittelstand vom Silicon Valley-Modell lernen? Gibt es überhaupt einen
Gegensatz zwischen den beiden Modellen? Über diese Frage diskutierten auf
der 60-Jahr-Feier des IfM Bonn in Berlin am 30. Januar die Vizepräsidentin
des Bundesverbands der Freien Berufe Barbara Ettinger-Brinckmann mit Prof.
Dr. Friederike Welter (IfM Bonn/Universität Siegen), Prof. Dr. Jörn Block
(Universität Trier) und mit dem US-amerikanischen Entrepreneurshipforscher
Prof. Dr. David B. Audretsch (Indiana University).

"Der Erfolg des Mittelstands liegt nicht nur darin, wie die Firmen selbst
handeln, also in ihren Strategien, Führungsstrukturen und Zielen. Sein
Erfolg liegt auch in seiner festen regionalen Verankerung und in der
langfristigen Ausrichtung", erklärte der US-amerikanische
Entrepreneurshipforscher Prof. Dr. David B. Audretsch auf der
Jubiläumsfeier des IfM Bonn am 30. Januar im Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie in Berlin. Daher könne auch das Silicon Valley
Modell - so spektakulär es auch sein mag - nicht als das einzige Modell
für Entrepreneurship angesehen werden. Vielmehr sei Unternehmertum immer
auch abhängig von den Rahmenbedingungen - und die seien in den USA nun
einmal anders als in Deutschland. Zugleich hob der renommierte Ökonom
hervor, dass der Mittelstand nicht nur eine Schlüsselrolle für die
wirtschaftliche, soziale und politische Stabilität in Deutschland
einnehme, sondern auch eine weltweit anerkannte Marke sei.

Dass der Fokus aktuell so sehr auf die Unternehmen des Silicon Valleys
gerichtet sei, liegt nach Ansicht von Prof. Dr. Jörn Block (Universität
Trier/Förderkreis Gründungsforschung e.V.) unter anderem auch an den
Business Schools, die in den vergangenen Jahrzehnten in Deutschland
entstanden sind und ihre Lehrinhalte natürlich an den Curricula
US-amerikanischer Hochschulen orientierten. Auch in Deutschland gäbe es
durchaus Ausgründungen aus Universitäten, die erfolgreich seien. Im
Vergleich zu Deutschland sei es allerdings im Silicon Valley für die
Gründer leichter, ihre Vorhaben zu finanzieren. Hier könnte Deutschland
sicherlich noch von den USA lernen.

Dagegen empfand es die Vizepräsidentin des Bundesverbands der Freien
Berufe Barbara Ettinger-Brinckmann als bedenklich, wie sich die Silicon
Valley-Unternehmen als Parallelwelten organisieren. "Die Architektur der
Firmenzentralen ist sicherlich herausragend. Aber anders als in
Deutschland fehlt die regionale, gesellschaftliche und soziale Verankerung
der Unternehmen - und das ist doch das eigentlich Wichtige, ja, für die
Freien Berufe sogar das Entscheidende!", erklärte die Präsidentin der
Bundesarchitektenkammer, die als weiteren Vorzug des deutschen Systems die
Selbstverwaltung herausstellte, die sachkompetent gelebte Subsidiarität
sei.

Einig waren sich die Diskussionteilnehmer hingegen darin, dass die
mittelständischen Unternehmen in Deutschland durchaus positive Aspekte des
Silicon Valley-Modells aufnehmen könnten. Hierzu gehöre beispielsweise der
Blick über die eigenen Kernkompetenzen hinaus. Hilfreich könnten hierbei
Partnerschaften zu innovativen Jungunternehmen sein. Gleichwohl sei es ein
Trugschluß anzunehmen, dass etablierte mittelständische Unternehmen ohne
eigene Forschung und Entwicklung nicht innovativ seien: "Eine aktuelle
Studie unseres Institutes zeigt, dass Dienstleistungsneuheiten und
nicht-technologische Innovationen auch ohne eigene FuE-Tätigkeit
verwirklicht werden können. Die innovationspolitische Diskussion auf
Unternehmen und Branchen mit hoher FuE-Intensität zu fokussieren - und
insbesondere diese als treibende Kraft der deutschen Volkswirtschaft zu
interpretieren - ist daher nicht unproblematisch", resümierte Prof. Dr.
Friederike Welter (IfM Bonn/Universität Siegen).


Weitere Informationen unter:

http://www.ifm-bonn.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1325
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VERKEHR/1519: Lösungen für die begrenzte Reichweite von Elektrobussen (idw)


Universität zu Lübeck - 01.02.2018

Lösungen für die begrenzte Reichweite von Elektrobussen

Ingenieurpsychologie: Projekt "Nutzerzentriertes Reichweitenmanagement
Elektrobusse" (NuR.E) von Universität zu Lübeck und Stadtverkehr Lübeck



Werden bald nur noch Elektrobusse in unseren Städten fahren? Und wie
lösen wir die Herausforderungen der begrenzten Reichweite? Prof. Dr. Thomas
Franke, Professor für Ingenieurpsychologie am Institut für Multimediale
und Interaktive Systeme der Universität zu Lübeck, startet dazu am 1.
Februar das Projekt "Nutzerzentriertes Reichweitenmanagement Elektrobusse"
(NuR.E). Projektpartner ist der Stadtverkehr Lübeck.

Gemeinsam mit dem Projektleiter Elektromobilität beim Stadtverkehr, Jens
Lottmann, stellte Prof. Franke Ziele und Durchführung des Projekts am 1.
Februar in einem Elektrobus vor dem Audimax der Universität vor. Die
Elektrifizierung der Busflotten in Schleswig-Holstein ist ein wichtiger
Baustein für Nachhaltigkeit und Klimaschutz. Allerdings stellt die
Reichweitenproblematik eine Barriere für die breite Einführung dieser
Technologie dar. So bestehen für Nutzer im Alltagsbetrieb Unsicherheiten
bezüglich der tatsächlich nutzbaren Reichweite. Auch fehlen Systeme,
welche Fahrern im Alltag die Verlängerung der Reichweite so einfach wie
möglich machen.

"Ein substanzieller Teil der theoretisch verfügbaren Reichweitenressourcen
von Elektrofahrzeugen geht durch verschiedene psychologische Faktoren
verloren", so Prof. Thomas Franke. "Es ist für die Nutzer oft unnötig
schwer, die Reichweite sicher abzuschätzen und bei Bedarf zu verlängern".
An diesem Punkt setzt das Projekt Nur.E an. Gemeinsam mit den Fahrern und
den Mitarbeitern in der Leitstelle werden Visualisierungskonzepte
entwickelt, die Nutzer optimal in ihren Arbeitsabläufen unterstützen
sollen.

Dem Fahrer soll beispielsweise der Reichweitenverlauf in Bezug auf die
nächsten Haltestellen angezeigt werden, so dass er nicht selbst die
Restreichweite des Busses zur zurückzulegenden Linienstrecke ins
Verhältnis setzen muss. Der aktuell verfügbare Sicherheitspuffer wird ihm
direkt angezeigt. In einem anschließenden Feldversuch wird der entwickelte
Prototyp eines Reichweitenassistenzsystems dann getestet.

Der Stadtverkehr Lübeck hat seit Juni vergangenen Jahres zwei Elektro-Busse
im kontinuierlichen Linieneinsatz. "Wir waren sehr erfreut über die
Anfrage der Universität zu Lübeck", sagte Bernd Raasch, Betriebsleiter des
Stadtverkehrs. "Die gemeinsam erarbeiteten Ergebnisse werden für uns und
andere Verkehrsunternehmen von großer Bedeutung für den Einsatz von
Elektro-Fahrzeugen im Linienbetrieb sein", ergänzte Jens Lottmann,
Projektleiter Elektromobilität beim Stadtverkehr.

Die Lübecker Ingenieurpsychologen freuen sich über den Austausch mit
möglichen weiteren Interessenten für das System, um die entwickelten
Ansätze im Kontext handlungsintegrierte Reichweitenassistenz
perspektivisch auf noch mehr Anwendungsfälle anpassen und erweitern zu
können.

Das Projekt NuR.E wird von der Gesellschaft für Energie und Klimaschutz
Schleswig-Holstein (EKSH) über zwei Jahre mit insgesamt 150.000 Euro
gefördert. In ihrem Programm "Hochschule - Wirtschaft - Transfer" (HWT)
fördert die Gesellschaft Projekte, in denen eine für das Land
Schleswig-Holstein relevante Fragestellung zu Themen wie Energieproduktion,
Energieverbrauch oder Energieeffizienz bearbeitet wird.


Weitere Informationen unter:

http://www.imis.uni-luebeck.de/de/imis/mitarbeiter/thomas-franke

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution92
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INTERNATIONAL/309: Das Jahr fängt nicht gut an - Verschwundene und Ermordete in Mexiko (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Das Jahr fängt nicht gut an: Verschwundene und Ermordete in
Mexiko

Von Nina Aretz



(Berlin, 2. Februar, npl) - Gerade 13 Tage war das Jahr 2018 alt, als
in Mexiko der erste Journalist des Jahres ermordet wurde. Maskierte
Unbekannte stoppten am 13. Januar 2018 das Auto des Journalisten
Carlos Domínguez Rodríguez im Zentrum von Nuevo Laredo, Tamaulipas und
erschossen ihn am helllichten Tag. Die Familienmitglieder, die sich im
Auto befanden, mussten dem Mord tatenlos zusehen.


Der erste Mord an einem unabhängigen Journalisten

Carlos Domínguez Rodríguez war Journalist und Kolumnist bei der
Tageszeitung Noroeste Digital und beim Nachrichtenportal Horizonte de
Matamoros. 40 Jahre hat er als unabhängiger Journalist gearbeitet und
sich durch seine kritische Haltung gegenüber lokalen Machthaber*innen
ausgezeichnet. Einen Tag vor seinem Tod veröffentlichte er einen Text
mit dem Titel: "Die Gewalt im Vorfeld der Wahlen lässt den
mexikanischen Erdboden erzittern" in dem er die staatliche
Sicherheitspolitik sowie die Straflosigkeit in den letzten 18 Jahren
anprangert. Der Sohn von Carlos Domínguez Rodríguez gab an, dass
einige lokale Staatsdiener*innen durch die investigative
journalistische Arbeit seines Vaters ihren Posten verloren hätten.


Der Journalist Agustín Silva ist unauffindbar

Am 22. Januar 2018 meldete ein Anghöriger das Verschwinden des
Journalisten Agustín Silva Vázquez im südmexikanischen Bundesstaat
Oaxaca. Er arbeitet für die Zeitung El Sol de Istmo und El Sur. Am 16.
Januar 2018 war er als Reporter bei einem Militäreinsatz anwesend:
Dort verhaftete das Militär drei Personen und beschlagnahmte Waffen,
Kokain und Crystal Meth. Lucio Silva, der Vater von Agustín Silva, gab
an, sein Sohn sei einige Tage nach dem Militäreinsatz aufgefordert
worden, Falschaussagen für die Verhafteten zu machen, was der
Journalist aber wohl ablehnte. Zuletzt wurde er am Abend des 21.
Januars 2018 gesehen, bevor er sich, nach eigenen Angaben, auf den Weg
zu einem Informanten begab. Sein Auto wurde in 40 km Entfernung von
seinem Heimatort Matías Romero gefunden. Mittlerweile haben sich die
internationale Organisation Article 19(*), die Kommission für
Menschenrechte von Mexiko-Stadt (Comisión de Derechos Humanos de la
Ciudad de México) sowie die Ombudsstelle für Menschenrechte Oaxaca
(Defensoría de los Derechos Humanos del Pueblo de Oaxaca)
eingeschaltet und fordern den Bundesstaat Oaxaca auf, die Ermittlungen
aufzunehmen und deren Stand zu veröffentlichen. Auch die
Menschenrechtskommission der UNO forderte eine lückenlose Aufklärung
des Verschwindens von Agustín Silva und solidarisierte sich mit der
Familie.

Nach der Statistik von Reporter ohne Grenzen [1] ist Mexiko mit elf
ermordeten Journalist*innen im Jahr 2017, nach Syrien (zwölf
Ermordete), das gefährlichste Land für Pressevertreter*innen.


Streikführer Quintín Salgado Salgado erschossen

Quintín Salgado, 37 Jahre, arbeitete als Kumpel in der Mine Media Luna
der kanadischen Firma Torex Gold. Am 24. Januar 2018 erschoss ihn eine
Gruppe Bewaffneter in Nuevo Balsas, Cocula, Guerrero. Das ist bereits
der dritte Mord an (Ex-)Minenarbeitern, der im Kontext der
Arbeitskämpfe und der Besetzung der kanadischen Mine Torex Gold
geschehen ist: Am 18. November 2017 wurden die Brüder Víctor und
Marcelino Sahuanitla Peña an einem Streikposten, der der Leitung der
Mine den Zugang verwehren sollte, exekutiert. Torex Gold ist schon
länger wegen Missachtung der Arbeitsrechte sowie Verstößen gegen
Umweltauflagen in den Schlagzeilen. Seit dem 3. November 2017 befinden
sich die Arbeiter im Streik, um u.a. den Abschluss eines Tarifvertrags
zu erreichen.

Torex Gold entließ Quintín Salgado im Jahr 2016, da er sich mit den
Fischer*innen solidarisiert hatte, die die Mine besetzt hielten, um
eine Entschädigung zu erhalten. Sie können ihrer Arbeit nicht mehr
nachgehen, da der Fluss Balsas durch den Goldabbau mit Zyanid
verseucht ist. Auch nach seiner Entlassung engagierte sich Quintín
Salgado weiterhin stark im Arbeitskampf der Minenarbeiter.


Schon der dritte Mord im Zusammenhang mit den Arbeitskämpfen
bei Torex Gold

Alle drei Morde werden dem Unternehmen Torex Gold und ihren
Handlangern, dem größten mexikanische Gewerkschaftsbund CTM
(Confederación de Trabajadores Mexicanos), zugeschrieben. Roberto
Hernández Mojica, Generalsekretär der Abteilung 17 der Gewerkschaft
für Bergbau und Metall SNTMMSSRM (Sindicato Nacional de Trabajadores
Mineros, Metalúrgicos, Siderúrgicos y Similares de la República
Mexicana) gab an, dass der Mord an Quintín Salgado im Zusammenhang mit
seiner Unterstützung für die Streikenden stehe. Der Gewerkschafter
Napoleón Gómez Urrutia fügt hinzu: "Das Attentat, verübt von den
Killern der CTM und geschickt von Torex Gold, wurde auf heimtückische
und brutale Art und Weise ausgeführt. Es reiht sich in die
Aggressionen und Willkür dieser unternehmerischen und
gewerkschaftlichen Mafia ein."


Guadalupe Campanur, Waldschützerin und indigene Aktivistin
der p'urhépecha, erdrosselt

Die Leiche der 32-jährigen Guadalupe Campanur wurde am 16. Januar 2018
auf der Landstraße zwischen Carapan und Playa Azul in der Gemeinde
Chilchota im Bundesstaat Michoacán aufgefunden. Die Aktivistin kämpfte
seit 2011 für die Rückgabe des Gemeindelandes Cherán in Michoacán, war
Mitbegründerin der Selbstverwaltung der Gemeinde (Ronda Comunitaria)
und Teil der Waldschutzgruppe.

Seit 2011 kämpft die indigene p'urhépecha Gemeinde Cherán gegen
illegale Abholzung, die mit Hilfe der Drogenmafia und der lokalen
Polizei vorangetrieben wird. Nachdem die Holzfäller 2011 zwei
Dorfbewohner ermordet und weitere verletzt hatten, beschlossen die
p'urhépecha ein eigenes Sicherheitskonzept aufzubauen. Sie benötigen
für ihr Leben das Holz, den Harz und medizinische Pflanzen, die ihnen
der bereits stark dezimierte Wald zur Verfügung stellt.


Einschüchterungen gegen widerständige Gemeinde

Carolina Lunuen, Freundin von Guadalupe Campanur, schreibt: "Den Mord
kann man auch als Einschüchterungsversuch interpretieren, um die zum
Schweigen zu bringen, die mit ihren über den Widerstand hinausgehenden
Gemeindeaktivitäten das Leben wirklich verbessern wollen. Es ist auch
eine Form des Terrors gegen Frauen und zeigt schließlich die Methode
des Ethnozids, um den Kampf für das Leben durch die p'urhépecha
Gemeinde von Cherán, zurückzudrängen."

Aktivist*innen, Journalist*innen, Familie und Freunde haben eine
Kampagne unter dem Hashtag #JusticiaparaLupita ins Leben gerufen, in
der gefordert wird, dass der Mord an Guadalupe Campanur nicht
ungestraft bleibt.

Der Mord an Campanur geschah fast ein Jahr nach dem Mord an dem
Waldschützer Isidro Baldenegro [2], der für seinen unermüdlichen Kampf
für die Wälder der Sierra von Chihuahua den Goldman-Umweltpreis
erhielt.

Der Bericht "Die Erde verteidigen" (Defender la Tierra [3]) von Global
Witness gibt an, dass im Jahr 2016 mit 201 Fällen die meisten Morde an
Umweltschützer*innen in 24 Ländern registriert wurden. 60 Prozent der
Ermordeten wurden in Lateinamerika getötet. Besonders betroffen sind
Brasilien (49), Kolumbien (37), Honduras (14) und Nicaragua (11). In
Mexiko gab es im Jahr 2016 drei registrierte Fälle. Auch in Guatemala
(6) und in Peru (2) kam es zu Morden an Umweltschützer*innen.


(*) Unabhängige britische Organisation, die es sich seit 1987 zur
Aufgabe macht, den Artikel 19 der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte auf Meinungsfreiheit zu verteidigen.


Anmerkungen:

[1] https://www.reporter-ohne-grenzen.de/fileadmin/Redaktion/Presse/Downloads/Jahresbilanz/Jahresbilanz_der_Pressefreiheit_2017.pdf

[2] https://www.npla.de/poonal/chihuahua-preisgekroenter-umweltaktivist-ermordet

[3] https://www.globalwitness.org/en/campaigns/environmental-activists/defender-la-tierra
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INTERNATIONAL/308: Mexiko - In sieben Jahren 346 geheime Gräber im Bundesstaat Veracruz gefunden (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Veracruz: In sieben Jahren 346 geheime Gräber gefunden

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 31. Januar 2018, npl) - Der Generalstaatsanwalt des
Bundesstaates Veracruz, Jorge Wincker Ortiz, berichtete vor dem
lokalen Parlament über die Funde der Überreste von mutmaßlich
ermordeten Personen. Demnach sind in 44 der 212 Landkreise des
Bundesstaates insgesamt 346 geheime Gräber entdeckt worden, in denen
sich Skelette, Schädel und zehntausende Knochenteile befanden. Der
Großteil der Funde, die vielfach nur aufgrund der gemeinsamen Suche
der Familienangehörigen von Verschwundenen gemacht werden konnten,
konzentrierte sich auf vier Landkreise, unter denen die Hauptstadt
Veracruz herausragt. (Poonal berichtete mehrfach über die Funde auf
dem Gelände Colinas de Santa Fe [1], am Rand der Hafenstadt Veracruz).

Weniger als die Hälfte der Leichen wurden bisher identifiziert.
Menschenrechtsorganisationen und Initiativen von Familienangehörigen
beklagen immer wieder die Hindernisse, die ihnen bei der Suche - die
eigentlich staatliche Instanzen vorantreiben müssten - in den Weg
gelegt werden. Ein Mitglied des Kollektivs Auf der Suche nach unseren
Verschwundenen (Colectivo Buscando a Nuestros Desaparecidos y
Desaparecidas) beklagte in einem konkreten Fall, Staatsanwalt Winckler
habe kein Interesse daran, nach Verschwundenen zu suchen. Er sei
"gleichgültig und lustlos" angesichts der Fälle im Bundesstaat. "Er
empfängt uns nicht. Es sei denn, ihm bleibt wegen der Präsenz des
Staatssekretärs für Menschenrechte des Bundesinnenministeriums nicht
anderes übrig."


2017: Täglich 16 Morde mehr als im Jahr zuvor

Gerade erst hat es die offizielle Bestätigung durch das mexikanische
Innenministerium gegeben, dass 2017 das Jahr mit den meisten Morden in
den vergangenen 20 Jahren in Mexiko war. Werden die Monatsstatistiken
zusammengezogen, ergeben sich für das vergangene Jahr knapp über
29.000 offiziell registrierte Morde, ein Anstieg von mehr als 6000
Fällen gegenüber 2016.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/faehrtensuche-funde-geheimer-graeber-gehen-weiter/
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BUNDESLIGA/541: Männer - 7. und 8. Runde (SB)




Baden-Baden hält auch nach der 7. und 8. Runde die Tabellenspitze,
aber der Übergang in die zweite Saisonhälfte gestaltete sich weniger
komfortabel als erwartet. Grund für die Verstimmung war der Hamburger
Schachklub, der Baden-Baden über ein Remis stolpern ließ, so daß
Dauerkonkurrent Solingen bei gleichen Mannschaftspunkten nicht weiter
als anderthalb Zähler zurückliegt.

Dabei fing das Spielwochende für Baden-Baden routinemäßig gut an.
Gegen Gastgeber Norderstedt, im Duell des Tabellenersten gegen den
-letzten, siegte die Truppe um Maxime Vachier-Lagrave klar mit 7:1,
und weil Hamburg in der laufenden Saison mit dem Klassenerhalt zu
kämpfen hat, machten sich die Gäste aus dem Süden am Sonntag keine
großen Sorgen. Doch dann folgte eine faustdicke Überraschung.
Obgleich Hamburg am Samstag gegen die SG Speyer-Schwegenheim mit
3,5:4,5 knapp, aber schmerzlich unterlag und so der pflichtschuldige
hanseatische Sieg gegen ein schwächeres Team der Liga abgeschrieben
werden mußte, kam Baden-Baden nicht über ein 4:4 hinaus und konnte
über dieses Ergebnis am Ende noch dankbar sein, und das, obwohl
Baden-Baden seit der 11. Runde der Saison 2015/16 - 3:5-Niederlage
gegen Werder Bremen - jedes Spiel gewonnen hatte.

Welchen Zaubertrank die Hamburger auch immer vor dem Match getrunken
hatten, es half. Vor allem an den hinteren Brettern trumpfte Hamburg
auf, obgleich die eigenen Recken von der Elo-Zahl her deutlich
schlechter aufgestellt waren.

Zwar ging Baden-Baden dank Arkadij Naiditsch gegen Sune Berg Hansen
in Führung, aber dafür sorgte Dmitrij Kollars sensationell gegen
Sergei Movsesian für den Ausgleich. Als dann noch Thies Heinemann
gegen den Ex-Weltmeister Rustam Kasimdzhanov einen vollen Punkt holte
und Rasmus Svane gegen den Weltklassespieler Michael Adams eine
schwierige Stellung ins Remis rettete, schien das Unmögliche
wahrzuwerden. Schlägt Hamburg den Liga-Häuptling? An den vorderen
Brettern waren die Partien remislich ausgegangen. An den beiden
letzten Brettern wurde noch gespielt, wenngleich aus Hamburger Sicht
Dorian Rogozenco und Jonathan Carlstedt die schlechtere Stellung
besaßen. Bei zwei Unentschieden hätte Hamburg die große Sensation
perfekt gemacht. Doch soweit kam es nicht. Auch wenn Carlstedt gegen
Peter Heine Nielsen den halben Punkt sicherstellte, gelang den in
Hamburg lebenden Großmeister Jan Gustafsson in den Diensten von
Baden-Baden der Ausgleichstreffer. Für Hamburg ein wichtiger Punkt im
Abstiegskampf, aber für Baden-Baden dennoch eine halbe Blamage.

Solingen schaffte am Samstag gegen den starken Gastgeber Bremen
gleichfalls nur ein 4:4, konnte tags darauf jedoch gegen Mühlheim
Nord klar mit 6,6:1,5 brillieren, so daß die Klingenstädter weiterhin
mit Baden-Baden Kopf an Kopf um den Titel konkurrieren. Bremen auf
Platz 3 ist ein wenig abgeschlagen, zwei Mannschaftspunkte trennen
das Team vom Spitzenduo, doch das Unentschieden gegen Solingen war
ein erster echter Bewährungstest, wenngleich der sonntagliche
6,5:1,5-Sieg gegen Aachen letzten Endes höher ausfiel, als zu
erwarten war.

Danach folgen vier Teams mit je 10 Mannschaftspunkten, wobei
Hockenheim trotz der knappen 3,5:4,5-Niederlage gegen Dresden, wohl
auch, weil Hockenheim nicht in bester Besetzung antrat, am Sonntag
mit dem 6:2-Sieg über die Schachfreunde Berlin Kapital für die
nächsten Wochen und Monate herausschlagen konnte. Gleichwohl ist
nicht zu erwarten, daß die Rennstädter beim Kampf um den Titel eine
Rolle spielen werden. Deizisau auf Platz 5 war der große Pechvogel
der 7. Spielrunde. Zwar ging das Team hochfavorisiert ins Rennen
gegen die Münchner Schachakademie, doch statt des erhofften Sieges
gab es eine peinliche 2:6-Niederlage - die bislang größte
Überraschung der Saison. Robert Zysk und Markus Lammers brachten
Zugzwang in Führung, während auf seiten von Deizisau nur Rustem
Dautov einen Sieg einfahren konnte. Zugzwang München ist zwar
weiterhin Vorletzter der Tabelle, aber im Abstiegskampf konnte die
Truppe Hoffnung tanken.

Von Schwäbisch Hall war zu Saisonbeginn groß die Rede, aber
inzwischen hat der Mythos Risse gekommen. Gegen Bayern München gab es
am Samstag dennoch einen souveränen 6:2-Sieg. Anderntags folgte ein
5,5:2,5-Erfolg gegen Zugzwang, die zwar fünf Remisen herausholen,
aber die Sensation vom Samstag nicht wiederholen konnten. Trotzdem
sich Schwäbisch Hall tabellenmäßig verbesserte, dürfte der Griff nach
der Krone alles in allem ausgeträumt sein. Aachen als viertes Team
mit 10 Mannschaftspunkten bezwang am Samstag Mühlheim Nord mit 5:3,
gegen Bremen lief es dann nicht so gut. Dennoch gilt Aachen als
Mannschaft mit starken Aufwärtstendenzen.

Dresden weist auf Platz 8 9 Mannschaftspunkte auf und profitierte am
vergangenen Wochenende vor allem vom Sieg gegen Hockenheim, denn das
4:4 am Sonntag gegen Hofheim muß fast schon als Ausrutscher gewertet
werden. Dresden dominierte zwar an den beiden Spitzenbrettern, doch
der Aufsteiger aus der 2. Bundesliga West konnte durch Oliver Brendel
und Davit Lobzhanidze den Rückstand wieder aufholen und sich so einen
gewissen Abstand zur Abstiegszone verschaffen.

Die Schachfreunde Berlin hatten am Samstag gegen Hofheim eine
glückliche Hand, doch der Sonntag zeigte dem Team mit Hockenheim
wieder Grenzen auf. Dennoch hat Berlin in der laufenden Saison keinen
Grund zur Klage. Die starke Mittelposition in der Tabelle läßt
Abstiegsängste verblassen.

Auch Speyer-Schwegenheim braucht sich mit 7 Mannschaftspunkten und
Platz 10 keine Sorgen um die Zukunft zu machen. Die Nordteams waren
am vergangenen Wochenende sehr spendabel. Nach dem knappen Sieg am
Samstag gegen Hamburg folgte ein deutlicher 5:3-Sieg gegen
Norderstedt.

Hofheim auf Tabellenrang 11 sollte ein Ticket für ein weiteres Jahr
im Oberhaus sicher haben. Dagegen fühlt es sich für Hamburg schon
schwindliger aus. Mit nur 4 Mannschaftspunkten ist der Sog nach unten
stark, auch wenn das Remis gegen Baden-Baden für euphorische Gefühle
sorgte. Auch Mühlheim Nord sollte mit gleicher Anzahl an
Mannschaftspunkten den Tag nicht vor dem Abend loben, was übrigens
auch für Bayern München gilt. Nur für MSA Zugzwang und insbesondere
für die punktlosen Norderstedter sieht es ziemlich düster aus.

Am 25./26. Februar folgt die 9. und 10. Runde der Schachbundesliga.
Das Top-Ereignis findet in Aachen statt, wenn zur 10. Runde
Baden-Baden und Solingen aufeinandertreffen.



Runde 7, am 3.2.2018

SV Werder Bremen - SG Solingen 4:4

SV Mülheim Nord - DJK Aachen 3:5

SK Norderstedt - OSG Baden Baden 1:7

Hamburger SK - Speyer-Schwegenheim 3,5:4,5

USV Dresden - SV Hockenheim 4,5:3,5

Schachfreunde Berlin - SV Hofheim 5,5:2,5

FC Bayern München - SK Schwäbisch Hall 2:6

MSA Zugzwang - SF Deizisau 4,5:3,5



Runde 8, am 4.2.2018

SG Solingen - SV Mülheim Nord 6,5:1,5

DJK Aachen - SV Werder Bremen 1,5:6,5

OSG Baden Baden - Hamburger SK 4:4

Speyer-Schwegenheim - SK Norderstedt 5:3

SV Hockenheim - Schachfreunde Berlin 6:2

SV Hofheim - USV Dresden 4:4

SK Schwäbisch Hall - MSA Zugzwang 5,5:2,5

SF Deizisau - FC Bayern München 5:3




	
 Stand nach der 8. Runde: 



	
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.


	
OSG Baden Baden

SG Solingen

SV Werder Bremen

SV Hockenheim

SF Deizisau

SK Schwäbisch Hall

DJK Aachen

USV Dresden

Schachfreunde Berlin

Speyer-Schwegenheim

SV Hofheim

Hamburger SK

SV Mülheim Nord

FC Bayern München

MSA Zugzwang

SK Norderstedt


	
8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8

8


	
15

15

13

10

10

10

10

9

8

7

6

4

4

4

3

0


	
46,5

45  

43  

38,5

37,5

36,5

36  

31  

31,5

28  

27  

27,5

25  

24,5

20,5

14  
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SCHACH-SPHINX/06467: Fritillaria meleagris (SB)


Auch die Natur liebt das Schachspiel, denn sie erlaubte es einem ihrer
Geschöpfe, einem zarten Liliengewächs mit dem lateinischen Namen
Fritillaria meleagris, auf ihren gefleckten Blütenblättern das Muster
eines Schachbrettes aufzutupfen. Die im Volksmund Schachblume oder
auch Schachbrettblume und Kiebitzei genannte Lilienart treibt 15 bis
30 cm hohen Stengel, die in einem Blattschopf auslaufen, der
zahlreiche nickende, glockenartige Blüten umspannt. Dunkel- bis
purpurrot sind die schachbrettartig gezeichneten Blütenblätter.
Während das Auge sich an den zwei fingerkuppenlangen Blüten erfreut,
nistet in den Wurzeln des Liliengewächses das tödliche Gift
Fritillarin. Auch in der Natur entspringt alles Schöne, wie es
scheint, einem gefährlichen Hort. In derselben Symbolkraft verlief
auch im heutigen Rätsel der Sphinx die Fernpartie zwischen den
Schachfreunden Balogh und Richter. Letzterer, wohl ahnungs- und arglos
in seinem Willen, zog seinen schwarzen Turm auf die e-Linie, um die
weiße Dame zu verschrecken. Nun, Wanderer, der du auf deinen Reisen
sicherlich schon viele Male stehengeblieben bist, um dich an den
Wegesrändern am Anblick der Schachblume zu ergötzen, wie schoß das
todbringende Fritillarin in die Blüten des weißen Spiels?






[image: SCHACH-SPHINX/06467: Fritillaria meleagris (SB)]



Balogh - Richter

Fernpartie 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Weiß hatte sich in der Eröffnung völlig überrumpeln lassen. Nach
1...Lc6xf3! gab er denn auch sofort auf. Es drohte vernichtend
Lg3xh2+! und 2.Tf1xf3 scheiterte an 2...Te8-e1+ 3.Tf3-f1 - 3.Dd2xe1
Dh4xh2+ 4.Kg1-f1 Dh2-h1+ 5.Kf1-e2 Dh1xe1+ 6.Ke2-d3 De1-e4+ 7.Kd3-d2
De4xf3 - 3...Lg3xh2+ 4.Dd2xh2 Te1xf1+ 5.Kg1xf1 Dh4xh2 und das Endspiel
stünde hoffnungslos.



Erstveröffentlichung am 10. Februar 2005
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SCHULE/527: Internationalisierung der Lehrerbildung (idw)


Universität Vechta - 02.02.2018

Internationalisierung der Lehrerbildung



Zu einem Workshop zur Internationalisierung der Lehrerbildung kamen am
Donnerstag, 1. Februar 2018, vier Expertinnen der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) an die Universität Vechta. Die
Universität hatte sich bei der HRK für das Programm "HRK-Expertise
Internationalisierung" beworben. Die externen Beraterinnen analysieren die
aktuellen Strukturen und Angebote und geben der Universität Input zur
weiteren Internationalisierung ihrer lehramtsbildenden Studiengänge.
Aktuell verfügt die Universität Vechta über ein Netzwerk von 95
Partnerhochschulen weltweit. Außerdem können angehende Lehrer_innen ein
Praktikum an einer von 22 internationalen Partnerschulen absolvieren.

Schulung von Fremdsprachkenntnissen, Erfahrungen mit einem anderen
Bildungssystem sowie der Erwerb von interkulturellen Kompetenzen sind
wichtig für den Einsatz im zunehmend heterogener werdenden Klassenzimmer.
Dafür ist eine international ausgerichtete Lehrerausbildung unabdingbar.
"Die Lehrerbildung zu internationalisieren ist ein wichtiges Element der
strategischen Entwicklung unserer Universität", erklärt Präsident Prof.
Dr. Burghart Schmidt im Rahmen der "Themenwerkstatt" mit den
HRK-Expertinnen.

Grundlage der Themenwerkstatt war ein zuvor eingereichter Selbstbericht
der Universität Vechta. Erarbeitet hatte ihn eine Projektgruppe aus
Beschäftigten, Wissenschaftler_innen und Studierenden unter Leitung von
Dr.in Natalia Petrillo, Leiterin des Referats
Internationales/International Office. Neben Marijke Wahlers, Leiterin
Arbeitsbereich Internationale Angelegenheiten der HRK, und Vanessa Orlik,
Projektreferentin HRK, gaben die externen Beraterinnen Prof.in Dr.
Friederike Klippel, ehemalige Prorektorin für Studium und Lehre der LMU
München, und Dr.in Karin Dietrich-Chénel, ehemalige Vizepräsidentin für
Internationale Beziehungen und Leiterin eines integrierten
Studienprogramms an der Université de Haute-Alsace in Mulhouse/Frankreich,
Feedback und Vorschläge zur Weiterentwicklung der Universität. Darauf
aufbauend wurden Beispiele guter Praxis vorgestellt. Im Anschluss erfolgte
eine Diskussion über Erfolgsfaktoren, Erarbeitung von Handlungsoptionen
und Maßnahmen.

"Die Empfehlungen der HRK sind für unsere strategische Arbeit sehr
wichtig. Wir haben gute Impulse für die weitere Bearbeitung des Themas
erhalten und werden unter Berücksichtigung der spezifischen
Voraussetzungen unserer Universität Umsetzungsmaßnahmen erarbeiten", so
Prof.in Dr. Martina Döhrmann, Vizepräsidentin für Lehre und Studium.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution170

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Vechta, Sabrina Daubenspeck, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KOMMENTAR/263: Gladiatorenschmiede - mit umgekehrten Vorzeichen ... (SB)




Das Posten und Anschauen von Kinder-, Baby- oder Katzenfotos gehört 
bekanntlich zu den Lieblingsbeschäftigungen in den sozialen Medien. Es 
gibt kaum Menschen, die sich nicht von den "putzigen", "niedlichen", 
"süßen" Bildern emotional angesprochen fühlen. Das macht sich 
auch die Wirtschaft zunutze, die in ihren Werbespots gerne kleine 
Kinder oder Tiere auftreten läßt, um auf diese Weise Sympathien zu 
wecken. Weil niemand den "unschuldigen" Kleinen Böses unterstellt, 
kann auch die Marke, das Produkt oder die Dienstleistung nicht 
schlecht sein. Entscheidend für den Erfolg der Werbepsychologie ist 
allerdings, daß bei den Konsumenten nicht das Gefühl aufkommt, die 
Interpreten und Motive seien nur Mittel zum Zweck, um das Produkt zu 
verkaufen.

Wie nicht anders zu erwarten, macht auch das Internationale Olympische 
Komitee (IOC) mit Kleinkindern Werbung in eigener Sache. Unter 
der Überschrift "Wenn süsse Babies an Olympischen Spielen teilnehmen 
würden" hat der "Olympic Channel" ein Video veröffentlicht, das 
Kinder im gerade lauffähigen Alter als Olympiateilnehmer von 
Gymnastik-, Turn-, Lauf- und Gewichtheberwettbewerben zeigt. Das 
augenzwinkernd kommentierte Werbevideo ist bei YouTube inzwischen über 
sechs Millionen Mal aufgerufen worden. [1]

Bekanntlich schießt der "Olympic Channel" seit August 2016 "non-stop" 
aus allen Rohren (seit Juli 2017 auch in den USA). Der hauseigene 
Online-TV-Kanal, dem laut IOC-Beschluß bis 2021 Geldmittel in Höhe 
von 490 Millionen Euro zur Verfügung stehen, dient als Plattform, das 
Markenprodukt in die Internetwelt hinaus zu tragen und möglichst allen 
Aktiv- und PassivsportlerInnen, insbesondere der jüngeren Generation, 
das Ringezeichen in die Netzhaut zu brennen. Nach Angaben des IOC 
sollen mehr als 77 Prozent der Zuschauer, die sich auf seinen 
Social-Media-Plattformen mit Inhalten des Olympiakanals befassen, 
jünger als 35 Jahre sein. 

Emotional packende Sportbilder gehören immer noch zu den 
wirkmächtigsten Mitteln, um vom miserablen Image des IOC als 
Abzockerorganisation abzulenken. Gleichzeitig verfolgt das IOC mit dem 
Streamingangebot die Absicht, das eigene Marktmonopol zu sichern und 
im Kampf um die neuen Digitalmedien die Nase vorn zu behalten. Im 
September 2017 wurde auf einer IOC-Sitzung in Lima bekanntgegeben, daß 
der Olympiakanal knapp eine Milliarde Besucher auf den Online- und 
Social-Media-Plattformen erreicht habe. Die schrittweise, mit Zögern 
und Zagen vorbereitete Öffnung der Olympischen Spiele für die 
umstrittenen E-Sport-Wettbewerbe dürfte dem IOC weitere 
Akzeptanzgewinne insbesondere bei Kindern und Jugendlichen einbringen. 
Sport- und Computerwirtschaft haben längst entsprechende Allianzen 
geschmiedet, um die Boombranche des Gamings mit dem Traditionssport 
zu verkuppeln. Anläßlich der kommenden Winterspiele in Südkorea 
haben Technologie-Konzerne dafür gesorgt, daß ein südkoreanisches 
"League of Legends"-Team am olympischen Fackellauf teilnimmt und dem 
elektronischen Sport die Bühne bereitet wird. Über den "Olympic 
Channel" werden Interessierte schnurstracks zu E-Sport-Wettbewerben 
des IOC-Sponsors Intel geführt. 

Die Macher des Baby-Videos für den "Olympic Channel" erklären in einem 
Behind-the-scenes-Video mit ironischem Unterton, daß das Internet 
Babies liebe, es um Spaß ginge und man die Sache nicht zu ernst nehmen 
solle. [2] Den wenigsten dürfte beim Betrachten der Bilder in den Sinn 
kommen, daß Kinder für ein multinationales Unternehmen wie das IOC der 
Rohstoff sind, um für die Unterhaltungsindustrie nützliche 
Medaillenkandidaten heranzuzüchten. Oder daß Kleinkindern, die vor 
Hürden haltmachen, statt sie im Streckgalopp zu überspringen, heute 
noch mit amüsiertem Lächeln verziehen wird, während ihnen in späteren 
Jahren, wenn sie die Konkurrenzregeln erst einmal verinnerlicht haben, 
jedes Zögern als Schwäche zur Last gelegt wird. Genausowenig dürfte in 
Frage gestellt werden, ob es wirklich zur vielzitierten 
"Persönlichkeitsentwicklung" der Kleinsten beiträgt, wenn sie wie in 
der Rhythmischen Sportgymnastik oder beim Kunstturnen gelernt haben, 
ihren Körpern jede nur denkbare Dehnung, Streckung, Verdrehung oder 
Stauchung abgefordert zu haben. Die Ästhetisierung körperlicher 
Zerreißprozesse bei einer Vielzahl von olympischen Sportdisziplinen 
spricht eine deutliche Sprache, welchen Körper- oder Menschenbildern 
die Industriegesellschaft den Vorrang gibt. Früh übt das Kind ein, was 
als "schön" und "positiv" für die künftige Leistungsentwicklung 
bestätigt wird. Die größte soziale Anerkennung gilt denen, die später 
ihre Bewegungen den vorherrschenden Leistungsnormen in Form, Inhalt 
und Maß vollständig angepaßt haben und alle damit verbundenen 
Lebensreglementierungen bereitwillig schlucken. 

Unter Vorgabe lauterster Motive versucht das IOC, immer jüngere 
Zielgruppen als Konsumenten oder zukünftige Olympiateilnehmer 
einzuspannen. 2010 wurden erstmals Olympische Sommerspiele und 2012 
Winterspiele für Jugendliche im Alter zwischen 14 und 18 Jahren 
ausgetragen - flankiert von Kultur- und Erziehungsprogrammen, die für 
das notwendige Sozialmarketing sorgten und Kritik am vorverlagerten 
Leistungsdruck für Minderjährige, die wie die Erwachsenen mit 
Höchsteinsatz um die vordersten Plätze rangen, abschwächten. 

Es gibt zwar noch keine Olympischen Kinderspiele, um Nachwuchstalente 
"kindgerecht" an den Hochleistungssport der Erwachsenen heranzuführen, 
gleichwohl wird überall auf der Welt versucht, potentielle 
Medaillenkandidaten so früh und so flächendeckend wie möglich 
hinsichtlich spezifischer Tauglichkeitsmerkmale zu untersuchen. Vor 
dem Hintergrund, daß Deutschland nicht genug Medaillengewinne 
produziert, hatte eine Art Strategiekommission des deutschen Sports 
2013 den Vorschlag unterbreitet, daß Spitzensportplaner frühzeitig 
Zugriff auf Talente erhalten. "Grundschulkinder könnten dann 
frühzeitig auf ihre sportliche Eignung überprüft werden; ein 
entsprechendes Testverfahren sei zu etablieren", berichtete die FAZ 
von den Begehrlichkeiten des organisierten Sports. [3]

Bereits im Jahr 2010 hatte die CDU-Landtagsfraktion 
Nordrhein-Westfalen den Vorschlag unterbreitet, flächendeckend 
sogenannte sportmotorische Tests für Kinder in den Grundschulen 
(Klasse 2 und 4) zur Erfassung aller sportlichen Talente einzuführen, 
um international konkurrenzfähigen Spitzensport sicherstellen zu 
können. Von 2010 bis 2015 wurde in Hessen ein Modellprojekt 
durchgeführt, der sogenannte Fuldaer Bewegungs-Check. Ein Ziel der 
regional begrenzten Kampagne war, alle sieben- bis achtjährige Kinder 
der 2. Grundschulklassen daraufhin zu untersuchen, ob ihre 
sportmotorischen Fähigkeiten ausreichen, um sich für einen weiteren 
Talente-Check zu qualifizieren. Dieser war darauf ausgerichtet, 
Nachwuchstalente für den Leistungssport zu gewinnen und mit 
Empfehlungen, für welche Sportarten sie besonders geeignet sind, an 
Vereine weiterzuvermitteln. Der Fuldaer Bewegungs- und Talentecheck, 
wissenschaftlich begleitet von der Universität Bayreuth, wurde mit 
Unterstützung des DOSB auch in den Folgejahren fortgeführt. Wen das 
Verfahren an die Screenings der Kinder- und Jugendsportschulen (KJS) 
der DDR erinnert, liegt keineswegs falsch. In der DDR war die Suche 
nach leistungssportbegabten Talenten nur sehr viel umfassender 
organisiert und erfolgte teilweise schon im Kindergarten. 
Flächendeckende, bundesweite Talentechecks - legitimiert und 
schmackhaft gemacht durch begleitende Gesundheits- und 
Präventionsmaßnahmen für die Normalschüler (siehe Fulda) - könnten 
auch in "Sportdeutschland" wieder zum Thema werden, wenn die 
politische Forderung nach dreißig Prozent mehr Medaillen (Thomas de 
Maizière) unerfüllt bleibt und das neue "Potenzialanalyse-System" 
(PotAs) in der Spitzensportförderung nicht die erwünschten Erträge 
bringt. 

Der systematischen Suche nach erfolgversprechenden Bewegungstalenten 
sind im Prinzip keine Grenzen gesetzt. Schon für die Olympischen 
Spiele 2000 in Sydney hatte die australische Regierung ein 
135-Millionen-Dollar-Programm auf den Weg gebracht, das mit Hilfe 
eines Computers talentierte Kinder suchen sollte, deren Körperdaten 
darauf hindeuteten, daß sie aussichtsreiche Kandidaten für olympische 
Erfolge sein könnten. Mit dem Suchprogramm wurden über 200.000 Kinder 
im Alter zwischen drei und sechs Jahren überprüft. "Ein Prozent wurde 
aufgrund des Programms ausgewählt und ins Training geschickt, von 
denen wiederum 27 für Australien Medaillen bei weltweiten 
Kinderwettkämpfen holten", berichtete seinerzeit die Onlinezeitung 
Telepolis. [4]

Bigdata-Analysen, aber auch Gentests, die Eltern und Trainern 
frühzeitig Auskunft geben, ob ein (werdendes) Kind für den 
Spitzensport geeignetes Genmaterial aufweist, sind längst 
Forschungs- oder Vermarktungsgegenstand von Fitness- und 
Gentech-Unternehmen. Vor ein paar Jahren schrieb die US-Firma Atlas 
Sports Genetics Schlagzeilen, die einen umstrittenen Abstrich-Test 
angeboten hatte, der angeblich Aussagen über die genetische Prägung 
bzw. Eignung des Kindes für Team- oder Einzelsport, 
Schnellkraft/Kraft- oder Ausdauersport zulassen sollte. In der 
pränatalen Diagnostik geht es schon heute nicht mehr um die Gesundheit 
des ungeborenen Kindes, sondern um die Selektion von körperlich 
vorteilhaften Grunddispositionen, damit ein möglichst leistungsstarkes 
Kind die Lebensarena betritt. 

Man könnte das Olympic-Channel-Video "Wenn süsse Babies an Olympischen 
Spielen teilnehmen würden" schmunzelnd als Werbegag abtun, wüßte man 
nicht, daß die ach so kinderlieben Medien-Profis des IOC keine 
Werbebotschaft versenden, die nicht auch auf eine internationale 
Breitenwirkung abzielte. Und siehe da, zu Beginn des Jahres hat das 
Olympische Komitee von Bahrain (BOC) bekanntgegeben, im April 2018 die 
ersten "Baby-Olympics" für Zwei- bis Vierjährige im eigenen Land 
austragen zu wollen. Die Spiele dienten dazu, die olympischen 
Prinzipien und Werte in jungen Jahren zu fördern, heißt es in einer 
Pressemitteilung. Laut BOC gehe es darum, "bei den Kindern ein 
Bewußtsein für die Ausübung von Sport zu schaffen". [5]

Angedacht sind Wettbewerbe in der Leichtathletik, Gymnastik, im
Fußball, Basketball und Gewichtheben. Das Olympiakomitee Bahrains hat 
sich bereits mit Vertretern des Bildungsministeriums, des 
Arbeitsministeriums und des Ministeriums für soziale Entwicklung 
getroffen, um erste Schritte zur Organisation der "Baby Games" zu 
besprechen. Die Spiele sollen unter Einbeziehung der Kindergärten 
durchgeführt werden, die Zahl der Teilnehmer soll zunächst auf 2000 
begrenzt sein. Auch über die Preise für erfolgreiche Kinder in den 
einzelnen Sportdisziplinen sollen sich die Funktionäre schon Gedanken 
gemacht haben. [6]

Der repressive Golfstaat, der ein noch viel schlechteres Image als 
das IOC hat, hat sich offenbar die Olympic-Channel-Kampagne zum 
Vorbild genommen und will mit erfolgreichen Babyspielen punkten. Zu 
den bisherigen "Erfolgen" der sunnitischen Königsfamilie in dem 
kleinen Inselstaat, der die 5. US-Flotte beherbergt, militärisch und 
politisch aber von Saudi-Arabien kontrolliert wird, gehört nicht nur 
die brutale Unterdrückung der Demokratiebewegung im Jahr 2011 sowie 
die fortschreitende Militarisierung des Sicherheitsapparats im eigenen 
Land, sondern auch die Beteiligung an der saudisch angeführten 
Kriegskoalition gegen Jemen. Nach Angaben der 
UN-Kinderhilfsorganisation Unicef vom vergangenen Jahr sind dem 
Jemen-Krieg über 5.000 Kinder zum Opfer gefallen, um ein Mehrfaches 
sind infolge der Kämpfe verletzt oder verstümmelt worden. Aufgrund der 
Seeblockade der saudischen Allianz wird der Jemen kontinuierlich 
ausgehungert, jeden Tag sterben weit über hundert Kinder allein an 
Unterernährung und Krankheiten. [7]

Da kann es für das kriegsbeteiligte, mit deutschen Rüstungsgütern gut 
versorgte Herrscherhaus in Bahrain durchaus hilfreich sein, sich auf 
die hehren olympischen Werte zu berufen und "Olympic Games" für Babies 
zu veranstalten, um sich als kinderliebe, dem Sport verpflichtete 
Nation darzustellen. Das Ausbleiben jedweder öffentlicher Reaktion von 
seiten des IOC demonstriert, daß mit der "cute babies"-Kampagne mehr 
gesellschaftliche Verwertungsinteressen berührt sind, als sich durch 
den simplen Vorwurf, Bahrain instrumentalisiere Kinder für staatliche 
Propagandazwecke, abtun ließe. 

Fußnoten:

[1] https://www.youtube.com/watch?v=x04jgjQ_hLI 

oder 

https://www.olympicchannel.com/en/playback/if-cute-babies-competed-in-the-olympic-games/

[2] https://www.olympicchannel.com/en/playback/baby-games-behind-the-scenes/

[3] http://www.faz.net/aktuell/sport/sportpolitik/spitzensportfoerderung-ein-sportministerium-im-kanzleramt-12198582.html?printPagedArticle=true#pageIndex_0. 29.05.2013.

[4] https://www.heise.de/tp/features/Wie-erkennt-man-Kinder-die-olympische-Erfolge-erzielen-koennten-3450999.html. 21.09.2000.

[5] http://www.bna.bh/portal/en/news/819751. 08.01.2018.

[6] http://bna.bh/portal/en/news/822500. 25.01.2018.

[7] https://www.unicef.de/informieren/projekte/asien-4300/jemen-19406/kinder-im-krieg/75274
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GASTSPIEL/318: Hannover - Tagebuch eines Wahnsinnigen, von Nicolai Gogol, 16.03.2018


Schauspiel Hannover

TAGEBUCH EINES WAHNSINNIGEN

VON NIKOLAI GOGOL MIT SAMUEL FINZI

GASTSPIEL DEUTSCHES THEATER BERLIN

16.03.18, 20:00 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Poprischtschin ist ein kleiner Beamter im Staatsdienst. Jeden Tag müht
er sich in seinem grauen Alltag ab. Er träumt vom sozialen Aufstieg
und zieht sich mehr und mehr aus der ihn demütigenden Realität zurück,
um sich schließlich komplett in eine Scheinwelt zu flüchten. Gogol
beschreibt die Situation eines Mannes, der keine Chance mehr auf
Karriere und Aufstieg in der Gesellschaft hat. Er versucht, seinen
Minderwertigkeitskomplex durch ein bis zum Größenwahn gesteigertes
Omnipotenzgefühl zu bewältigen. Samuel Finzi, am Schauspiel Hannover
zu sehen in Macht und Widerstand, spielt diesen Wahnsinnigen, der mit
42 Jahren eine neue Karriere startet.

MIT Samuel Finzi

REGIE Hanna Rudolph

BÜHNE Mareile Krettek

KOSTÜME Geraldine Arnold

MUSIK Jacob Suske

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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KLEINKUNST/807: Herten - Lars Reichow mit seinem neuen Programm "Lust" am 15.2.2018


Lars Reichow zeigt sein neues Programm "Lust"

Kabarett und Musik bei 7nach8 im Glashaus



Herten. Nach seinem Erfolgsprogramm "Freiheit" und seinem
Musikprogramm "Wunschkonzert" steht der wortgewandte Kabarettist und
Entertainer Lars Reichow am Donnerstag, 15. Februar, um 20.07 Uhr mit
seinem neuen Programm "Lust" auf der Glashausbühne. Neben feinsinnigen
Pointen bringt er auch Musik und Gesang mit in die Rotunde. Karten
sind ab sofort erhältlich.

Vielleicht gibt es doch wichtigeres im Leben, als alles immer nur
richtig zu machen. Die Lust geht auf Tournee, die Begeisterung fährt
mit und hilft beim Aufbauen. Das Risiko hat zugesagt, die Hoffnung
verkauft die Tickets. Die Lüge kommt auch. Die Vernunft hat
reserviert. Die Wahrheit kümmert sich um die Technik. Die Liebe hat
noch zu tun, will aber im zweiten Teil mit dem Wahnsinn dazu stoßen.
Schönheit und Anmut sitzen in der ersten Reihe. Und die Reue hilft
beim Aufräumen.

Nach seinem gefeierten Programm "Freiheit!" schlägt Lars Reichow
lustvoll ein neues Kapitel auf. Er hat: "Lust auf Wahrheit. Lust auf
Musik. Lust auf Menschen mit offenen, lachenden Augen".

Der Eintritt beträgt 18 Euro im Vorverkauf und 20 Euro an der
Abendkasse. Ermäßigte Tickets kosten 10 Euro.

Kartenvorverkauf

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten, Tel. (0 23 66) 303
232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel. (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel. (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Weitere Informationen

Kulturbüro Herten, Bettina Hahn, Tel. (0 23 66) 303 179, www.herten.de
www.larsreichow.de

Parken

Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist während der Veranstaltung bis 24
Uhr gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MUSIKTHEATER - OPER/759: Bielefeld - Giuseppe Verdis "Otello" am 25.3.2018


Giuseppe Verdis "Otello"

Oper in vier Akten // Libretto von Arrigo Boito nach William
Shakespeares Othello, der Mohr von Venedig // In italienischer Sprache
mit deutschen Übertiteln



Otello hat mehr erreicht, als er wohl je zu erträumen wagte: Er
bekleidet einen hohen militärischen Rang, scheint gesellschaftlich
anerkannt zu sein und hat Desdemona, eine der schönsten und
begehrtesten Frauen des Landes, im Sturm erobert. Und dies alles
gelang ausgerechnet ihm, dessen Leben als Sklave vorgezeichnet schien,
der auf abenteuerlichen Wegen als Habenichts in eine fremde
Gesellschaft kam. Als der intrigante Jago ihm das Gift der Eifersucht
einträufelt, beginnt Otello jedoch alles zu entgleiten. Mit kleinen,
wohldosierten Bemerkungen wird nicht nur Otello, sondern die gesamte
Gesellschaft manipuliert. Aber was ist Jagos Motivation? Geht es ihm
nur um seinen persönlichen Vorteil oder ist er tatsächlich das
personifizierte Böse, wie er dem Publikum gegenüber offen behauptet?
Wie kann der Zuschauer einem Demagogen trauen, dessen suggestives
Blendwerk Dinge anders erscheinen lässt, als sie sind?

Mit Jago erschuf William Shakespeare eine abgrundtief zynische Figur,
einen Meister der Verführung. Kein Wunder, dass Giuseppe Verdi und
sein Librettist Arrigo Boito zeitweise beabsichtigten, ihre Oper Jago
zu nennen. Sie entschieden sich dann aber doch, nicht den rationalen
Drahtzieher, sondern den handelnden, emotionalen Menschen zur
Titelfigur zu erheben. Eng wie nie zuvor verschmelzen Musik und Wort
in diesem Spätwerk Verdis zu einer Einheit: ein wahres Musikdrama und
ein Höhepunkt der romantischen italienischen Oper!

Ort: Stadttheater, Niederwall 27, 33602 Bielefeld


Termin: 25.03.2018 - 15:00 Euro

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1140: Lippstadt - "Hurra, wir lieben noch!" am 14. Februar 2018


Hurra, wir lieben noch!

Das zeigen Margie Kinsky und Bill Mockridge am Valentinstag im
Stadttheater



Lippstadt. Die beiden sind seit 22 Jahren ein glückliches Paar mit
sechs (!) Söhnen. Die sind mittlerweile aus dem Haus und Margie und
Bill entdecken - nicht ganz freiwillig - nach Jahrzehnten mit einer
turbulenten Familie ihr neues gemeinsames Leben jenseits von
Haushaltsroutine und Lindenstraße, aber diesseits von Kreuzworträtsel
und Seniorenteller.

Aber bei so unterschiedlichen Charakteren gibt es natürlich auch
Reibereien. Wie man sich aber dank einer unkaputtbaren Liebe und einer
dicken Portion Humor zusammenraufen kann, das zeigen die beiden sehr
humorvoll und vielleicht "zur Nachahmung empfohlen" am 14. Februar
live auf der Bühne des Stadttheaters.

Termin: Mittwoch, 14. Februar 2018, 20 Uhr


Ort: Stadttheater Lippstadt


Preise: VVK: Euro 25,- / Abendkasse: Euro 27,-


Dauer: ca. 100 Minuten + Pause


Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 18. Januar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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SCHAUSPIEL/1139: Hannover - "Der Auftrag", Erinnerung an eine Revolution von Heiner Müller, 31.3.


Schauspiel Hannover

Der Auftrag

Erinnerung an eine Revolution von Heiner Müller

Regie: Tom Kühnel und Jürgen Kuttner

WIEDERAUFNAHME 31.03.18, 19:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Nach längerer Pause kehrt Der Auftrag wieder in den Spielplan zurück!
Heiner Müllers »Erinnerung an eine Revolution« ist ein überwältigender
Bilderrausch, grundiert von der Stimme des Autors selbst und
angetrieben vom atmosphärischen Sound der Band Die Tentakel von
Delphi. Als Gast brilliert Corinna Harfouch in der Rolle des Debuisson
und im legendären Monolog Der Mann im Fahrstuhl. 2015 als Koproduktion
mit den Ruhrfestspielen Recklinghausen entstanden, gastierte Der
Auftrag u. a. am Deutschen Theater Berlin, bei den Wiener Festwochen
und beim Prager Theaterfestival deutscher Sprache. Die Süddeutsche
Zeitung adelte die Inszenierung von Tom Kühnel und Jürgen Kuttner als
»vergnüglichsten und zugleich authentischsten Müller aller Zeiten«.

in Kooperation mit den Ruhrfestspielen Recklinghausen

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1138: Hannover - "Qualityland" von Marc-Uwe Kling, 7.3.-31.3.2018


Schauspiel Hannover

QUALITYLAND

VON MARC-UWE KLING

PREVIEW 07.03.18, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, AB 15

URAUFFÜHRUNG 09.03.18, 19:30 UHR, BALLHOF EINS, AB 15



Willkommen in der Zukunft! Hier läuft alles rund: Arbeit, Freizeit und
Beziehungen sind von Algorithmen optimiert. QualityPartner weiß, wer
am besten zu dir passt. Das selbstfahrende Auto weiß, wo du hinwillst.
Und wer bei TheShop angemeldet ist, bekommt alle Produkte, die er
bewusst oder unbewusst haben will, automatisch zugeschickt, ganz ohne
sie bestellen zu müssen. Das System weiß, was du willst. Super
praktisch! Kein Mensch ist mehr gezwungen, schwierige Entscheidungen
zu treffen -denn in QualityLand lautet die Antwort auf alle Fragen:
OK. Und als Präsidentschaftskandidat der Fortschrittspartei bewirbt
sich ein Androide um das höchste Staatsamt. Schließlich machen
Maschinen keine Fehler! Trotzdem beschleicht den Maschinenverschrotter
Peter Arbeitsloser immer mehr das Gefühl, dass mit seinem Leben etwas
nicht stimmt. Wenn das System wirklich so perfekt ist, warum gibt es
dann Drohnen, die an Flugangst leiden, Sexdroiden mit
Erektionsproblemen und Kampfroboter mit posttraumatischen
Belastungsstörungen? Warum werden die Maschinen immer menschlicher,
und die Menschen immer maschineller?

In den Mittelpunkt der Inszenierung des erstaunlich gegenwärtigen
Science- Fictions von Känguru-Chroniken-Autor Marc-Uwe Kling, stellt
Regisseur Malte C. Lachmann die Frage nach der persönlichen
Verantwortung in einem für alles zuständigen System und nach der
Bedeutung des Wortes »Unberechenbarkeit« in einer vollkommen
durchdigitalisierten Welt.

REGIE Malte C. Lachmann

BÜHNE Ramona Rauchbach

KOSTÜME Anna van Leen

MUSIKALISCHE LEITUNG Christian Decker

DRAMATURGIE Barbara Kantel

MIT Antonia Hölzel, Dennis Pörtner, Valentin Schroeteler, Mareike
Sedl, Frank Wiegard

LIVE-MUSIK Christian Decker

Weitere Termine im März 2018:

So 11.03. 19:30 Junges Schauspiel | ab 15

Do 15.03. 19:30 Junges Schauspiel | ab 15

Sa 17.03. 19:30 Junges Schauspiel | ab 15

Sa 31.03. 19:30 Junges Schauspiel | ab 15

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1137: Hannover - Folge 9+10 "Eine Stadt will nach oben" am 17.3. Serienmarathon am 29.3.


Schauspiel Hannover

EINE STADT WILL NACH OBEN

THEATERSERIE IN ZEHN FOLGEN 

FOLGE 9 + FOLGE 10

PREMIERE 17.03.18, 20:00 UHR, CUMBERLAND



Was bleibt vom Traum? Vor Jahrzehnten ist er vom Dorf in die Stadt
gekommen, um seinen Weg bis ganz nach oben zu machen, nun ist Karl
Siebrecht angekommen. Wo genau, wie letzten Endes und vor allem mit
wem, das stellt sich nun im großen Staffelfinale unserer Theaterserie
in 3D heraus. Als letzter im Bunde übernimmt Tom Kühnel nun die
Geschichte um den Helden Karl Siebrecht - vier Regisseur*innen vor ihm
brachten Karl zu dem Punkt, an dem er sich hier am Anfang dieser neuen
Folgen befindet.

REGIE Tom Kühnel

RAUM Andreas Alexander Straßer

KOSTÜME Sarah Borchardt

DRAMATURGIE Sarah Lorenz

MIT Henning Hartmann, Janko Kahle, Vanessa Loibl, Arash Nayebbandi,
Catherine Stoyan

 * 

Eine Stadt will nach oben - Der Serienmarathon

Alle zehn Folgen der Theaterserie Eine Stadt will nach oben in einer
langen Binge-Watching-Nacht

29.03.18, 18:00 Uhr - ca. 2:30 UHR, Cumberland

Mit der Theaterserie Eine Stadt will nach oben wird seit September
2017 ein Theaterexperiment gewagt: Fünf Regisseur*innen beschäftigten
sich eine Spielzeit lang mit dem gleichen Stoff im gleichen Universum -
 Cumberland dient als Schauplatz von Hauptfigur Karl Siebrechts Auf-
und Abstieg Anfang des 20. Jahrhunderts. Auf seinem Weg begegnen Karl
Freunde, Feinde, Krieg und Waffenstillstand, Liebe, Küsse,
Niederlagen, die erste Republik Deutschlands, industrielle und soziale
Revolutionen ... Nun gibt es die einmalige Gelegenheit, alle Folgen
der Theaterserie Eine Stadt will nach oben chronologisch an einem
Abend zu erleben - inklusive Popcorn, Pizza, Kaffee und Kaltgetränk.

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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SCHAUSPIEL/1136: Hannover - "Die Edda... neu erzählt", Preview 13.3., Uraufführung 15.3., und 17.3.


Schauspiel Hannover

DIE EDDA

NEU ERZÄHLT VON THORLEIFUR ÖRN ARNARSSON UND MIKAEL TORFASON

PREVIEW 13.03.18, 17:00 UHR, SCHAUSPIELHAUS

URAUFFÜHRUNG 15.03.18, 18:30 UHR, SCHAUSPIELHAUS



Es sind die Fragen der Fragen, die sich die Menschheit seit
Jahrtausenden stellt: Wo kommt eigentlich alles um uns herum her? Wie
hängt alles miteinander zusammen? Warum ist die Welt, wie sie ist?
Heute gibt die Wissenschaft auf vieles eine Antwort. Manche dieser
Antworten muten dabei nicht weniger erstaunlich und unwahrscheinlich
an, als die alten Mythen, mit denen sich Menschen an
unterschiedlichsten Enden der Welt Antworten zu geben versuchten. Eine
der ältesten Erzählungen dieser Art ist die nordische Edda. In ihr
lösen sich Götter- und Heldengeschichten ab, werden grundlegende
Wahrheiten in symbolischer Verhüllung formuliert. In einer Zeit, in
der wir allerorten nach Orientierung suchen und gleichzeitig den
großen allgemeingültigen Erzählungen und Ideologien misstrauen,
bekommen die alten Mythen in ihrer Heterogenität, ihrer tiefen
Widersprüchlichkeit, ihrem zuweilen derben Humor eine ganz
existenzielle Bedeutung. Die beiden Isländer Thorleifur Örn Arnarsson
und Mikael Torfason machen sich jetzt mit dem Hannoveraner Ensemble
daran, die Edda bildgewaltig und überbordend ins Heute zu überführen
und zu erzählen.

REGIE Thorleifur Örn Arnarsson

BÜHNE Wolfgang Menardi

KOSTÜME Karen Briem

MUSIKALISCHE LEITUNG Gabriel Cazes

DRAMATURGIE Judith Gerstenberg / Johannes Kirsten

MIT Johanna Bantzer, Susana Fernandes Genebra, Sarah Franke, Iza
Mortag Freund, Philippe Goos, Maximilian Grünewald, Mathias Max
Herrmann, Sophie Krauß, Wolf List, Christoph Müller, Daniel Nerlich,
Hagen Oechel, Andreas Schlager

LIVEMUSIK Gabriel Cazes

Weiterer März-Termin:

Sa 17.03. 18:30 Achtung, besondere Anfangszeit!

Die Edda

neu erzählt von Thorleifur Örn Arnarsson und Mikael Torfason

Regie: Thorleifur Örn Arnarsson

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse März 2018

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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TANZ - PERFORMANCE/201: Hamburg - Fokus Tanz #4 Faux Pas, Kampnagel 15.-18.02.2018


Kampnagel - Presseinformation vom 31. Januar 2018

FOKUS TANZ #4 FAUX PAS 

15.-18. FEBRUAR



Als Mob, harmloser Schwarm oder utopische Bühnengemeinschaft:
Tänzer*innen und Choreograf*innen setzen sich unentwegt mit dem
Politischen auseinander und bringen theoretische Debatten in
körperlichen Dialog. Tanz greift als Gegenmodell oft da ein, wo
Diskussionen mit Worten nicht wirken. Choreografie bedeutet schon
lange nicht mehr, im Vorhinein verabredete Bewegungen abzutanzen. Als
Genre-in-process entlockt sie anderen Feldern und Kunstgenres
Prinzipien, die sie zur Erprobung von Handlungsspielräumen und zur
kritischen Auseinandersetzung mit gängigen Körperbildern einsetzt. Ihr
empowerndes Potential und ihre gesellschaftliche Relevanz entsteht im
Widerstand, egal ob konkret politisch oder ästhetisch. Während des
FOKUS TANZ #4: FAUX PAS stellen stilprägende internationale und lokale
Künstler*innen in dreieinhalb Uraufführungen, in Workshops und
Lectures ihren persönlichen Weg vor und laden Zuschauer*innen aller
Altersgruppen ein, das Genre zu entdecken.

Die ästhetische Vielfalt des zeitgenössischen Tanzes bündelt der FOKUS
TANZ #4 an vier Tagen vom 15. bis zum 18. Februar auf Kampnagel.
Gezeigt werden drei Uraufführungen u.a. von der Amerikanerin Sarah
Michelson, deren formale Strukturen und intensive Körperlichkeit
ikonografisch sind für den zeitgenössischen amerikanischen Tanz. Für
Kampnagel produziert die Choreografin, die ihre Arbeiten in den
wichtigen Theaterhäusern der USA, aber auch in großen Kunstmuseen
zeigt, ein neues Stück: FEBRUARY/\PP. Zum ersten Mal auf Kampnagel und
mit dieser Arbeit in Deutschland ist die Kompanie des chilenischen
Choreografen José Vidal, der mit seinem Frühlingsopfer RITO DE
PRIMAVERA und 50-köpfgigem Ensemble, das jeweils zur Hälfe aus
Tänzerinnen aus Chile und aus Hamburg besteht, ein Ritual für die
heutige Zeit kreiert. Die Hamburger Choreografin Antje Pfundtner setzt
mit ALLES AUF ANFANG ihre Trilogie auf Vergänglichkeit fort,
Uraufführung ist am 15.2.. Und der aus Novi Sad stammende Saša
Asentić, der seit vielen Jahren mit behinderten und nicht
behinderten Performer*innen arbeitet, setzt sich in der Uraufführung
seiner neuen Produktion DIS_SYPHIDE mit den ästhetischen Regimen der
Tanzgeschichte auseinander. Neben seiner Gruppe aus Novi Sad sind auch
Mitglieder des Hamburger inklusiven Ensembles Meine Damen und Herren
dabei. Ausgehend von Mary Wigmans »Hexentanz II« (1926), Pina Bauschs
»Kontakthof« (1978) sowie Xavier Le Roys »SelfUnfinished« (1998)
erarbeitet Asentić mit seinen Performern ein eigenes
Körperkonzept als kritische Reflektion der Tanzgeschichte.

Zusätzlich zu den Vorstellungen gibt es ein Workshop Programm von der
Baby-Disco bis zur Transformation in Werwölfe, der iranische
Choreograf, Tänzer und Festivalleiter Mohamad Abbasi wird einen
Vortrag zur Situation des Tanzes im Iran halten und zusammen mit der
Hamburger Choreografin Regina Rossi ein Künstler*innen-Meeting über
Arbeitsweisen und Strukturen der zeitgenössischen Choreografie
moderieren.


PROGRAMM


José Vidal & Company (Chile)

FRÜHLINGSOPFER / RITO DE PRIMAVERA

Fr. 16.02. bis So. 18.02. / 20:00

K6, Deutsche Erstaufführung

Infos und Trailer unter:

http://www.kampnagel.de/de/programm/fruehlingsopfer-rito-de-primavera/?rubrik=archiv


Sarah Michelson (USA)

FEBRUARY2018 /\PP

Fr. 16.02. und Sa. 17.02. / 21:00; So. 18.02. / 20:00

K1, Uraufführung

Infos unter: 

http://www.kampnagel.de/de/programm/february2018/pp/?rubrik=archiv


Saša Asentić (Novi Sad / Hamburg)

DIS_SYLPHIDE

Do. 15.02. und Sa. 17.02. / 20:00; Fr. 16.02. / 19:00

P1, Uraufführung

Infos unter:

http://www.kampnagel.de/de/programm/dis_sylphide/?rubrik=archiv


Antje Pfundtner in Gesellschaft (Hamburg)

ALLES AUF ANFANG

Do. 15.02., Sa. 17.02., So. 18.02. / 19:00, Fr. 16.02. / 20:00

K2, Uraufführung


WORKSHOPS am 17. und 18.2. jeweils 16 bis 18 Uhr

Baby Disco, Choreografie für Kinder, Wilding-Praktiken der Verwandlung

Ausführliche Informationen zum Programm FOKUS TANZ #4 unter:

http://www.kampnagel.de/de/programmreihe/fokus-tanz-4-faux-pas/?programmreihe=33

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Kampnagel Hamburg, Jarrestr. 20, 22303 Hamburg,

e-mail: mail@kampnagel.de

Karten: 040 270 949 49, Fax: 040 270 949 62,

Mo-Fr / 13-19 Uhr, Sa, So 16-19 Uhr

Internet: www.kampnagel.de
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TANZ - PERFORMANCE/200: Herten - "Orient meets Herten - im Lichte der Tänze von 1001 Nacht", 16.2.


Orient meets Herten - im Lichte der Tänze von 1001 Nacht



Die Teilnehmerinnen der O.m.S.-Kurse der CreativWerkstatt laden zu
einer fantastischen Reise zwischen Orient und Okzident am Freitag, 16.
Februar, um 18.30 Uhr ins Glashaus Herten ein. Das Publikum erwartet
traumhafte Choreografien, die mal verschleiert, mal poppig, mal
orientalisch und mal europäisch daherkommen. Alles, von der
Choreografie und den Kostümen bis hin zu Bühnenbild und Beleuchtung,
haben die Tänzerinnen selbst entworfen. In der Pause runden kleine
Erfrischungen den orientalischen Tanzabend ab.

Vorverkaufsstellen

CreativWerkstatt Jugendkunstschule Herten, Ernst-Reuter-Platz 10-20,
45699 Herten

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, 45699 Herten

Preise

Kinder 5 Euro, Erwachsene 7 Euro

Informationen und Anmeldung

Interessierte können sich bei der CreativWerkstatt Jugendkunstschule
Herten unter der Telefonnummer (0 23 66) 307 805 informieren und
anmelden. Weitere Informationen gibt es auch unter
www.creativwerkstatt-herten.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Januar 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357, Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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STANDPUNKT/009: Abgas-Tierversuchs-Skandal - Kein Einzelfall, sondern Teil eines fehlgeleiteten Systems (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Abgas-Tierversuchs-Skandal: kein Einzelfall, sondern Teil eines
fehlgeleiteten, eigennützigen, grausamen und überholten Systems

Von Evelyn Rottengatter, 3. Februar 2018



In diesen Tagen sind die Medien voll mit Nachrichten zu Tierversuchen
durch Autohersteller, die damit die "Unschädlichkeit" von Abgasen
beweisen wollten, was an sich ein Unding ist, denn jeder weiß, dass
man durch Abgase sterben kann, ob Mensch oder Tier. Inzwischen wissen
wir auch, dass dies rein zu PR-Zwecken geschah.

So bezeichnet der Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V. "Menschen
für Tierrechte" dieses Vorgehen als unethisch und unwissenschaftlich
[1]: "Hier wurden offensichtlich Tiere missbraucht, um eine
PR-Kampagne für den Diesel zu fahren. Das Ziel war ganz klar, das
giftige Potenzial der eigenen Technologien zu verharmlosen. Dabei hat
die Weltgesundheitsorganisation solche Abgase schon lange als
krebserregend eingestuft", kritisiert Christina Ledermann,
stellvertretende Vorsitzende vom Bundesverband Menschen für
Tierrechte.

Aber leider sind diese schändlichen und völlig unnötigen Experimente
kein Einzelfall und auch nicht auf die Autoindustrie begrenzt.
Tierversuche sind inzwischen ein Milliarden-Geschäft, an dem viele
verdienen. Es gibt Firmen, die sich darauf spezialisiert haben, wilde
Tiere zum Beispiel in Mauritius, Kambodscha oder China einzufangen und
dann an Tierversuchslabore weltweit zu verkaufen. Daran verdienen dann
unter anderem auch Transportunternehmen wie Airlines und
Versicherungen, die die Todestransporte versichern.


Jeder noch so absurde Versuch wird genehmigt

Der wahre Skandal aber liegt bei der Regulierung solcher Tierversuche.
Laut Ärzte gegen Tierversuche handelt es sich um keinen traurigen
Einzelfall [2], denn das Genehmigungsverfahren für Tierversuche in
Deutschland ist so gut wie nicht existent: "Versuche an Tieren sind
meist nur anzeigepflichtig, d.h. es ist nicht einmal eine Genehmigung
erforderlich. Der Experimentator muss lediglich ein Formular
ausfüllen, bevor er mit den qualvollen Versuchen beginnen kann",
erläutert Dr. Corina Gericke, Veterinärmedizinerin und 2. Vorsitzende
des Vereins Ärzte gegen Tierversuche e.V.

Laut Informationen des Vereins liegt die Ablehnungsquote von
Tierversuchen in Deutschland bei unter 1 %. "Jeder noch so absurde
Versuch wird genehmigt [3]. Und wenn eine Behörde mal den Mut hat,
einen Antrag abzulehnen, geht der Experimentator vor Gericht, wie
gerade in Berlin geschehen", erklärt die Tierärztin. Dort hatte die
Berliner Senatsverwaltung ein Vorhaben abgelehnt, bei dem Nachtigallen
ein Speicherchip in das Gehirn eingepflanzt werden sollte. Die
Experimentatoren klagen jetzt dagegen.

Anscheinend verleitet diese fehlende Aufsicht zu allerlei unsinnigen,
rein aus Neugier und wissenschaftlicher Profilierungssucht
durchgeführten Versuchen, wie beim Max-Planck-Institut in Tübingen.
Dort wurden Affen über 22 Jahre hinweg mit Millionen von Steuergeldern
gequält, unter anderem um herauszufinden, "warum Jens Lehmann bei der
WM 2006 in Argentinien zwei Tore halten konnte" [4]. Skandalös auch
das Verhalten der Verantwortlichen, die weder dazu bereit sind, Fragen
[5] zu beantworten, noch sich anderweitig kooperativ zu zeigen und im
Gegenzug Tierschützer aufs Härteste angreifen.

Ob durch private Stiftungen und Spendengelder [6] finanziert, wie im
Fall VW, oder durch öffentliche Steuergelder wie im Fall von Tübingen,
der Großteil der Tierversuche erfolgt ohne tatsächliche Prüfung und
Aufsicht zu Zweck und Sinn. Sie nutzen lediglich den Experimentatoren,
die ihre Karriere fördern und ihren Arbeitsplatz sichern, sowie den
Auftraggebern, um den Absatz ihrer Produkte anzukurbeln und sich vor
Regressansprüchen abzusichern. Und natürlich der gesamten
Tierversuchsindustrie (Beispiel Covance Inc., eines der weltweit
größten Auftragsforschungsinstitute mit Niederlassungen in 20 Ländern,
u.a. dem Affenlabor in Münster, Deutschlands größtem
"Affenverbraucher"), die daran verdient und uns immer noch vorgaukelt,
dass dies zum Wohl der Menschheit wäre.


Tierversuchsfreie Methoden sicherer und günstiger

Tatsache ist, dass die Übertragbarkeit von Tierversuchen auf Menschen
immer mehr in Frage gestellt wird. "Tierversuche täuschen falsche
Sicherheit vor und deren Relevanz ist umstritten" gibt inzwischen
sogar das Deutsche Ärzteblatt [7] zu. Die Niederlande habe die Zeichen
der Zeit erkannt und satteln um: Bis 2025 wollen sie weltweit führend
auf dem Gebiet der tierversuchsfreien Forschung werden.

Tierversuche sind nicht mehr zeitgemäß. Neben unaussprechlichem
millionenfachem Tierleid sind sie auch unnötig, teuer und sogar
schädlich für Patienten und Verbraucher [8]. Alleine in Deutschland
sterben pro Jahr 58.000 Menschen an den Nebenwirkungen von
Medikamenten, die zuvor im Tierversuch getestet und als unbedenklich
eingestuft wurden. Die neuen Methoden wie z.B. die In-vitro-Forschung,
bei der mit menschlichen Zellgewebe auf Organchips gearbeitet wird,
bringen schnellere, weit verlässlichere Resultate und sind um einiges
kostengünstiger.

Die Vorteile der Tierversuchs-freien Forschung liegen auf der Hand und
würden die Millionen von Steuergeldern, die bis jetzt für Tierversuche
ausgegeben werden, dorthin umgelenkt, wären wir eine riesigen Schritt
weiter. Mit der Fülle der neuen Tierleid-freien Methoden [9] tut sich
eine enormes Potenzial für wissenschaftlichen und medizinischen
Fortschritt auf, das es jetzt zu nutzen gilt.

Höchste Zeit also, durch breite Aufklärung endlich Licht auf dieses
dunkle Thema scheinen zu lassen und durch massiven öffentlichen Druck
endlich umzuschwenken. Aber wie bei allen anderen Themen auch müssen
wir, die Zivilgesellschaft, uns für die Zukunft engagieren, die wir
wollen. Wenn wir das Industrie und Politik überlassen, warten wir
vergebens.

"Wer Tierversuche befürwortet, weiß zu wenig darüber oder verdient daran."




Über die Autorin

Evelyn Rottengatter. Geboren 1971 und aufgewachsen bei München. Diplom
in Fremdsprachenkorrespondenz (Englisch, Französisch, Italienisch).
Hat lange in den Medien gearbeitet (Kino, Fernsehen, Print). Seit
einigen Jahren lehrt sie Kindern Sprachen und schreibt und übersetzt
für Pressenza.


Mehr Infos zum Thema:

Hintergrundinformationen "Tierversuche": 

https://www.tierschutzbund.de/information/hintergrund/tierversuche/

Tierversuchsfreie Forschung: Forschung ohne Tierleid: 

https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/tierversuchsfreie-forschung/110-forschung-ohne-tierleid

Offener Brief von Sir David Attenborough, Dr. Jane Goodall und
weiteren führenden Wissenschaftlern und Tierschutzexperten aus aller
Welt, in dem ein Ende der Verwendung von Primaten für
neurowissenschaftliche Tests gefordert wird: 

http://www.independent.co.uk/voices/letters/testing-on-non-human-primates-in-neuroscience-research-is-no-longer-justifiable-a7230071.html

Offener Brief Tierversuchsgegner e.V. zum Affenlabor COVANCE in
Münster: Tierversuche ein Verbrechen an unseren Mitgeschöpfen und ein
gigantischer Betrug am Patienten, Verbraucher und Steuerzahler:

http://www.tierversuchsgegner.de/downloads/PRESSE-COVANCE.pdf

Blogbeitrag "Tierversuche und die gigantische Abzocke der Pharmalobby"
inklusive Video mit Horst Seehofer zur Übermacht der Pharmalobby
gegenüber der Politik: 

http://www.jocelyne-lopez.de/blog/2014/05/tierversuche-und-die-gigantische-abzocke-der-pharma-lobby/

Petition gegen die Affenhirnforschung am Max-Planck-Institut Tübingen
mit vielen Hintergrundinfos: 

https://www.change.org/p/herr-prof-hans-peter-thier-beantworten-sie-bitte-4-fragen-über-den-wissenschaftlichen-wert-der-affenhirnforschung-am-max-planck-institut-mpi-tübingen/u/22081346


Anmerkungen:

[1] http://www.tierrechte.de/presse-a-magazin/pressemitteilungen/29-januar-2018-abgastests-mit-affen-unethisch-und-unwissenschaftlich

[2] https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/presse/aktuelle-pressemitteilungen/2576-aerzteverein-verurteilt-abgasversuche-an-affen-aufs-schaerfste

[3] https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/presse/aktuelle-pressemitteilungen/2578-volkswagenstiftung-finanzierte-unfassbare-tierversuche-an-singvoegeln-und-anderen-tieren

[4] http://www.jocelyne-lopez.de/blog/2014/05/herr-minister-johannes-remmel-wie-viele-millionen-steuergeld-haben-uns-die-2-von-jens-lehmann-gehaltenen-tore-bei-der-fussball-wm-2006-gekostet/

[5] http://www.jocelyne-lopez.de/pdfDateien/Fragekatalog%20aus%20der%20Petition%20HansPeterThier.pdf

[6] https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/images/pdf/medizinstiftungen_und_tierversuche.pdf

[7] https://www.aerzteblatt.de/archiv/43418/Tierversuche-Die-Relevanz-fuer-den-Menschen-ist-umstritten

[8] https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/allgemein/248-warum-tierversuche-nicht-noetig-sind

[9] https://www.aerzte-gegen-tierversuche.de/de/infos/tierversuchsfreie-forschung/110-forschung-ohne-tierleid



Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AKTION/618: Raus aus der Kohle - Wälder schützen! Protest in Leipziger Innenstadt (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Leipzig, den 2. Februar 2018

Raus aus der Kohle - Wälder schützen!

Aktivist*innen demonstrieren in der Leipziger Innenstadt gegen
Braunkohle



Heute Vormittag protestieren Aktive von ROBIN WOOD und der Gruppe
LEKLIMA in der Leipziger Innenstadt gegen die Verstromung von
Braunkohle. Kletternde spannten ein Banner mit der Aufschrift "Raus
aus der Kohle - Wälder schützen! #HambacherForstBleibt -
Zwangsumsiedlung verhindern! #Pödelwitz" zwischen Bäumen an der
Straßenbahnstation Wilhelm-Leuschner-Platz. Die Aktivist*innen
verteilten Flyer und kamen ins Gespräch mit Passant*innen. Sie
fordern, die Braunkohle in den deutschen Revieren zum Schutz von
Klima, Natur und Anwohner*innen im Boden zu lassen. Die Leipziger
Stadtverwaltung und die Stadtwerke fordern sie auf, entschiedener
gegen die klimaschädigende Braunkohle vorzugehen und Alternativen zu
stärken.

Kohlestrom ist nicht nur die klimaschädlichste Form der
Energieerzeugung, sondern hat verheerende Folgen für Natur und
Anwohner*innen. So soll der Jahrtausende alte Hambacher Forst zwischen
Köln und Aachen, der Heimat für mehrere vom Aussterben bedrohte Arten
ist, der darunterliegenden Kohle geopfert werden. Aktivist*innen
halten einen Teil des Waldes seit Jahren besetzt, um ihn zu schützen.

"Wir wenden uns heute hier an die Leipziger Öffentlichkeit, um darauf
aufmerksam zu machen, dass Umwelt- und Waldschützer kriminalisiert und
verhaftet werden und das, obwohl sie tun, was eine Mehrzahl der
Deutschen unterstützt", erklärte eine der Leipziger Aktivst*innen.
"Bundesweit solidarisieren sich dieser Tage Menschen mit den
Besetzer*innen im Hambacher Forst und den neun Verhafteten."

Auch in dem 700 Jahre alten Dorf Pödelwitz, südlich von Leipzig, soll
Kohle abgebaggert werden. Dafür will die LEAG das Dorf zwangsumsiedeln
und den Menschen ihr Zuhause nehmen. Die Kohle geht in das - ebenfalls
im Leipziger Süden liegende - Kraftwerk Lippendorf, welches 2013 auf
Platz drei der gesundheitsschädlichsten Kraftwerke in Deutschland
landete. Einer Greenpeace-Studie zufolge sorgt es jährlich für über
200 vorzeitige Tode sowie über 2.200 verlorene Lebensjahre.

"Es ist höchste Zeit, die Kosten und Risiken der Braunkohleverstromung
ernst zu nehmen. Umwelt- und Klimazerstörung dürfen nicht aus
ökonomischen Gründen in Kauf genommen werden. Als klimabewusste Stadt
muss Leipzig allen Menschen grünen Strom liefern - unabhängig von
deren finanzieller Situation", fordert Aktivist Jonathan Schultz.

"Der Klimawandel ist schon jetzt im vollen Gange. Bei der Frage, ob
wir es schaffen, die Erderwärmung auf 1,5 Grad zu begrenzen, geht es
für viele Menschen weltweit um Leben oder Tod. Industrieländer wie
Deutschland sind in der Verantwortung jetzt schnell zu handeln", sagt
ROBIN WOOD-Energiereferentin Ronja Heise. "Der Kohleausstieg muss
sofort beginnen und entschieden umgesetzt werden. Wir brauchen ein
anderes Energiesystem und müssen unseren Energieverbrauch drastisch
reduzieren. Die Zeit der Kohle ist abgelaufen - ihr dürfen kein
weiterer Baum und kein weiteres Dorf zum Opfer fallen."




Interessante Links:

Kohleausstieg ist machbar - Thesen

https://www.robinwood.de/blog/kohleausstieg-2025-technisch-machbar-und-klimapolitisch-notwendig

Ausstieg aus der Kohle - Warum?

https://www.robinwood.de/schwerpunkte/kohle

Website von LEKLIMA

leklima.noblogs.org/

Greenpeace-Studie "Tod aus dem Schlot" (2013)

http://bit.ly/2nswqoE

[Diese PM online: http://bit.ly/2EB22Re]

 * 
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Pressemitteilung, 02.02.2018
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WALD/204: Ecuador - Rodungen zerstören mehr Wald als der Klimawandel (idw)


Technische Universität München - 02.02.2018

Ecuador: Rodungen zerstören mehr Wald als der Klimawandel



Für die weltweit stark bedrohten tropischen Wälder sind Rodungen für
Ackerland und der Klimawandel die zwei Hauptgefahren. Wissenschaftler
der Technischen Universität München (TUM) und des Thünen-Instituts
verglichen die Verluste durch Abholzung mit denen, die extreme
Klimawandel-Szenarien in Ecuador mit sich bringen würden. Obwohl die
globale Erwärmung die Artenverteilung verändern dürfte, geht durch
Waldrodungen mehr Trockenwald verloren als durch prognostizierte
Klimawandelschäden.




[image: Foto: © P. Hildebrandt / TUM]

Ein Großteil der Trockenwälder Ecuadors liegt im Südwesten des Landes,
in der Region Tumbes-Chocó-Magdalena

Foto: © P. Hildebrandt / TUM



Ein Großteil der Trockenwälder Ecuadors liegt im Südwesten des Landes,
in der Region Tumbes-Chocó-Magdalena. Diese Wälder liefern nicht nur
Holz-und Nichtholzprodukte, sondern Ökosystemleistungen, die den
Wasserhaushalt regulieren und Böden vor Erosion schützen. Jedoch setzt
dem Gebiet ein hoher Lebensraumverlust durch Abholzungen für mehr
Acker- und Weideflächen zu. Dies verschärft negative Auswirkungen des
Klimawandels wie etwa Temperaturanstiege.

In Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern vom Thünen-Institut und der
ecuadorianischen Universidad Técnica Particular de Loja verglich ein
Team der TUM die prognostizierten Flächenverluste von Baumarten, die
einerseits durch die Entwaldung und andererseits durch prognostizierte
Waldverluste bei einem extremen Klimawandel-Szenario entstünden. "Wir
haben 660 Datensätze zum Vorkommen von 17 charakteristischen Baumarten
der Trockenwälder im Süden Ecuadors ausgewertet", erklären die
Erstautoren Carlos Manchego und Patrick Hildebrandt vom Lehrstuhl für
Waldbau der TUM - "um beide Bedrohungspotentiale abzuschätzen, haben
wir die prognostizierten jährlichen Raten der Verluste miteinander
verglichen. Wichtig ist dabei allerdings, dass die Ergebnisse nicht
übertragbar sind auf andere Baumarten in anderen Regionen."

Die Verluste durch das Umwandeln im Zeitraum 2008 bis 2014 vor allem
für Agrar- und Weideland lagen im Untersuchungsgebiet im Durchschnitt
bei 71 Quadratkilometern pro Jahr bei allen Arten. Der prognostizierte
Artenarealverlust im Klimawandel-Szenario lag indes lediglich bei 21
Quadratkilometern jährlich.

Empfehlungen für effektiveren Waldschutz und nachhaltige
Landnutzung 

"Ein nicht erwartetes Ergebnis waren die durch den Klimawandel
bedingten unterschiedlichen Verdrängungsrichtungen der Baumarten.
Während einige Arten nach Norden abwandern, finden andere Arten ihren
künftigen Verbreitungsschwerpunkt eher in Richtung Süden. Daraus lässt
sich ein Trend zur Durchmischung von Baumarten mit bisher unbekannten
Effekten auf Funktionalität und Stabilität künftiger
Waldgesellschaften ableiten", sagt Hildebrandt. "Zugleich beginnen die
Rodungen in den höheren Lagen, weil es dort klimatisch einfacher ist
etwas anzubauen wie etwa Mais."

Für eine effiziente Planung, die Umsetzung von Schutzmaßnahmen und
eine nachhaltige Landnutzung sei es wichtig, die Maßnahmen nach
solchen Bedrohungen und Schwachstellen zu priorisieren, sagt
Hildebrandt. Es muss zwischen potenziellen Bedrohungen durch den
Klimawandel oder durch die Entwaldung unterschieden werden. Mit der in
"PLOS One" erschienenen Studie "wollten wir einen wissenschaftlichen
Bezugsrahmen zur Verfügung stellen, um das kleinere Übel zu
identifizieren und gezielte Empfehlungen geben zu können."

Jedoch unabhängig von der Erhaltungsstrategie erforderten diese Ziele
sowohl die Beteiligung privater Landbesitzer als auch lokaler
Gemeinschaften.

Publikation:

Carlos E. Manchego, Patrick Hildebrandt, Jorge Cueva, Carlos Ivan
Espinosa, Bernd Stimm, Sven Guenter: Climate change versus
deforestation: Implications for tree species distribution in the dry
forests of southern Ecuador, PLOSone 12/2017.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0190092



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/34428/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news688568

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution73

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, Dr. Ulrich Marsch, 02.02.2018

WWW: http://idw-online.de
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CHEMIE/347: Pestizide belasten Mensch und Natur weltweit (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 4/2017

Konzerne außer Kontrolle?

Über Macht und Ohnmacht des Staates


Pestizide belasten Mensch und Natur weltweit

Gründe und Möglichkeiten für eine Abkehr vom chemischen Pflanzenschutz

von Susan Haffmans



Trotz über die Jahre verbesserter Ausbildung der beruflichen
Pestizid-AnwenderInnen, technischem Fortschritt und Verschärfungen bei
der Zulassungsprüfung ist es nicht gelungen, unsere Umwelt und
Gesundheit ausreichend vor den negativen Auswirkungen des
Pestizideinsatzes zu schützen. Pestizide lassen sich heute überall auf
der Welt nachweisen, in Böden und Gewässern genauso wie in
Nahrungsmitteln, im Hausstaub und in Muttermilch. Neben Auswirkungen
auf die Gesundheit trägt der Pestizid-Einsatz zum Verlust der
biologischen Vielfalt bei. Jüngste Daten zum dramatischen Rückgang von
Insekten sind ein Alarmsignal und unterstreichen die Forderung nach
einer anderen Landwirtschaft und nach nicht-chemischen
Pflanzenschutzverfahren.



Pestizide ist ein Sammelbegriff. Er umfasst Substanzen, die als
schädlich oder lästig angesehene Lebewesen abtöten, vertreiben oder
ihre Entwicklung hemmen, wie z. B. Unkrautvernichtungsmittel
(Herbizide), Schädlingsbekämpfungsmittel (Insektizide) und Substanzen
zur Bekämpfung von Pilzbefall (Fungizide). Der Großteil der Pestizide
wird in der Landwirtschaft eingesetzt, aber auch im Forst, im
Gartenbau, auf Gleisanlagen, in Privatgärten und auf kommunalen
Flächen. So gelangen auf jeden Hektar Nutzfläche im Jahr
durchschnittlich etwa 9 Kilogramm Pflanzenschutzmittel. (1) Trotz
Einhaltung aller Anwendungsvorgaben können Nicht-Zielorganismen auf
den behandelten Flächen sowie in benachbarten und weiter entfernten
Gebieten geschädigt und Böden und Gewässer belastet werden. Denn ein
Teil der Pestizide verdunstet, verweht, versickert und verbreitet sich
auf diese Weise in der Umwelt.


Mensch und Natur im großen Freilandversuch

Von Seiten der Behörden und der Pestizidindustrie wird immer wieder
gesagt, es gäbe kaum Substanzen auf dem Markt, die so gut untersucht
und geprüft seien wie Pestizide. Ein Blick in die Geschichte des
chemischen Pflanzenschutzes offenbart jedoch, dass viele Pestizide,
die alle nach erfolgreich bestandener Risikoprüfung zum Zeitpunkt
ihrer Marktzulassung als vermeintlich "sicher" galten, wiederholt zu
Schädigungen von Menschen, Tieren, Pflanzen und Ressourcen führten. So
reicherte sich das in den 1930er Jahren zugelassene Insektizid DDT in
tierischen Fettgeweben und in der Umwelt an und führte u. a. zu
dramatischen Rückgängen von Vogelbeständen. Das in den späten 1950er
Jahren entwickelte Herbizid Atrazin, führte zu schwerwiegenden
Gewässerbelastungen. Viele Trinkwasserbrunnen mussten wegen hoher
Atrazin-Kontamination geschlossen werden. Zahlreiche weitere Beispiele
sind bekannt. Wer glaubt, man könne Jahr für Jahr große Mengen
hochwirksamer Pestizide ausbringen, ohne dass es zu gravierenden
negativen Auswirkungen auf Mensch und Natur kommt, der irrt.


Alarmierender Artverlust: Erst schwinden die Pflanzen, dann
die Insekten

Während der Inlandsabsatz an Pestiziden in Deutschland seit Jahren
steigt, vollzieht sich in der Agrarlandschaft ein dramatischer
Rückgang an biologischer Vielfalt. Der Pestizideinsatz ist für den
Artenrückgang nicht alleinverantwortlich, doch hat der Jahrzehnte
währende Einsatz von Herbiziden wie Glyphosat und Insektiziden
erheblich dazu beigetragen, dass es immer weniger Pflanzenvielfalt auf
und an Äckern gibt. Der Samenvorrat in Ackerböden nimmt seit
Jahrzehnten ab. Statt der in den 1970er Jahren noch verbreiteten 21
bis 40 Wildkrautarten pro Feld finden sich heute nur noch 2 bis 3
Arten. Dabei vertragen Kulturpflanzen durchaus etwas Unkraut ohne
Ertragseinbußen, Weizen beispielsweise 20 bis 30 Wildkräuter pro
Quadratmeter. (2) Fehlen Wildpflanzen auf landwirtschaftlichen
Nutzflächen, so verlieren pflanzenfressende Insekten wichtige
Nahrungsquellen. Die Wildbienen finden weder Nistmaterial, noch Pollen
oder Nektar und Schmetterlinge keine Blätter, an die sie ihre Eier
heften können.

Insekten sind zudem in besonderer Weise durch den Einsatz von
Insektiziden gefährdet. Die Wirkmechanismen der Insektengifte
unterscheiden nicht zwischen "Schädling" und "Nützling". Zwar gibt es
zum Schutz von Nicht-Zielorganismen Auflagen für die
Pestizid-Ausbringung, beispielsweise das Einhalten bestimmter Abstände
zu Gewässern bei gewässergefährdenden Mitteln oder zeitliche
Restriktionen für die Ausbringung bienengefährlicher Mittel. Doch was
helfen unzureichende Auflagen, die auf Fehleinschätzungen im Rahmen
der Risikoprüfung basieren? Ein bekanntes Beispiel sind die hochgradig
bienengefährlichen Neonikotinoide Clothianidin, Imidacloprid und
Thiamethoxam. Die neurotoxischen Stoffe sind nicht nur hochtoxisch für
Bienen - viele erinnern sich an die Vergiftung von 11.000
Bienenvölkern in Deutschland 2008 - sondern stören selbst in
geringsten Konzentrationen wichtige Funktionen wie die
Gedächtnisleistung, Mobilität, Orientierung und das Sozialverhalten.
(3) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit kam zu dem
Schluss, dass die bisherige Risikoprüfung für die genannten Wirkstoffe
unzureichend ist, um den Schutz von Bestäubern sicherzustellen. Nun
steht die Europäische Union vor der Entscheidung, ob das seit 2013
geltende Teilverbot für die Anwendung von Clothianidin, Imidacloprid
und Thiamethoxam in bestimmten Kulturen ausgeweitet und die Mittel
endgültig vom Markt genommen werden - für Natur und Umwelt wäre dies
eine gute Nachricht.

Zahlen aus Nordrhein-Westfahlen belegen, dass selbst in bestimmten
Naturschutzgebieten die Biomasse an Insekten innerhalb der letzten 20
Jahre um fast 80 Prozent zurückgegangen ist. (4) Im Vergleich zu 1970
haben wir heute nur noch 11 Prozent der Insekten von einst. (5) Ohne
ausreichend Insekten gibt es keinen Bruterfolg für Vögel, und auch
anderen kleinen Wirbeltieren fehlt die Nahrung. Für diesen
Artenschwund ist nicht die Landwirtschaft allein verantwortlich.
Sicher ist aber, dass der Pestizideinsatz in der Landwirtschaft einen
Anteil am Rückgang von Wildpflanzen, Insekten und Vögeln in der
Agrarlandschaft hat.


Globales Engagement gegen hochgefährliche Pestizide

Seit mehr als 30 Jahren informiert das internationale Pesticide Action
Network (PAN) mit seinen 600 Partnerorganisationen in mehr als 90
Ländern über die negativen Folgen des Einsatzes von Pestiziden und
setzt sich für umweltschonende, sozial gerechte Alternativen ein. PAN
Germany mit Sitz in Hamburg ist Teil dieser PAN-Familie.
Pestizidbedingte Probleme gibt es überall auf der Welt. In besonderer
Weise betroffen sind sog. Entwicklungsländer. Obgleich dort nur 25
Prozent der Pestizid-Weltproduktion stattfindet, ereignen sich hier
die meisten Pestizidvergiftungen und 99 Prozent der pestizidbedingten
Todesfälle. Ging es in den frühen Anfängen von PAN vielfach um Hilfe
bei akuten Vergiftungen und um deren Vermeidung, wurde das Engagement
bald auf den Schutz der Umwelt, die Förderung nicht-chemischer
Alternativen und die Durchsetzung besserer internationaler Regelungen
ausgeweitet. PAN trug und trägt u. a. zur Ausgestaltung
internationaler Vereinbarungen bei, wie dem internationalen
Pestizid-Verhaltenskodex, und war maßgeblich daran beteiligt, dass
besonders gefährliche Pestizide wie DDT und Endosulfan in der
landwirtschaftlichen Anwendung international verboten wurden.


Was muss getan werden?

Ein wichtiger Schritt ist die konsequente Förderung nicht-chemischer
Maßnahmen im Pflanzenschutz und Schädlingsmanagement. Die
Verantwortung für eine pestizidfreie Zukunft kann nicht von der
Landwirtschaft alleine geschultert werden, hier ist die gesamte
Gesellschaft gefordert, Ideen einzubringen und Verantwortung zu
übernehmen. Der Politik kommt es zu, entsprechende Weichen zu stellen,
u. a. durch eine wesentliche Aufstockung des Forschungsetats im
Bereich nicht-chemischer Pflanzenschutzverfahren, die Durchsetzung
einer risikoabhängigen Abgabe auf Pestizide, um zumindest einen Teil
der "externen" Umwelt- und Gesundheitskosten des Pestizideinsatzes
einzupreisen. Außerdem sollten Anreize für die Anwendung von Produkten
und Verfahren mit weniger negativen Auswirkungen geschaffen werden,
sowie eine endlich bußgeldbewährte strikte Neufassung der sogenannten
"guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz" entstehen. Unternehmen
können Vorgaben erarbeiten für einen schrittweisen Verzicht auf
hochgefährliche Pestizide in der Zulieferkette oder im
Beschaffungswesen. Und jedeR einzelne kann schon heute auf
Unkrautvernichter und Insektensprays im eigenen Garten verzichten und
beim Einkauf nicht-gespritztes Obst, Getreide und Gemüse aus der
Region nachfragen.



Die Autorin ist Agraringenieurin und als Projektkoordinatorin im
Bereich Pestizide beim Pesticide Action Network tätig.




Anmerkungen:

(1) Web-Informationen des Umweltbundesamtes zum Thema
Pflanzenschutzmittel (17.11.2017). 

http://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/pflanzenschutzmittel.

(2) Gesine Schütte (2017): Artensterben im Agrarland und auf unseren Äckern.

http://www.pan-germany.org/download/pestizid-brief/PB1_2017_Artensterben_F.pdf.

(3) PAN Germany (2011): Bienen, Hummeln & Co - Bedeutung, Gefährdung und
Schutz.

http://www.pan-germany.org/download/biodiversitaet/Bestaeuber_Info_2011.pdf.

(4) Heinz Schwan et al. (2013): Ermittlung der Biomassen flugaktiver
Insekten im Naturschutzgebiet Orbroicher Bruch mit Malaise-Fallen in
den Jahren 1989 und 2013. In: Mitteilungen aus dem Entomologischen
Verein Krefeld, Bd. 1, S. 1-5.

(5) Gesine Schütte (2017): Artensterben im Agrarland und auf unseren Äckern.

http://www.pan-germany.org/download/pestizid-brief/PB1_2017_Artensterben_F.pdf.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NGOs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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MASSNAHMEN/265: Hochwasserschutz verbessern - Auenentwicklung fördern (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 5. Februar 2018

Hochwasserschutz verbessern - Auenentwicklung fördern

- BfN-Präsidentin: "Synergien zwischen Hochwasserschutz und
Naturschutz müssen stärker genutzt werden"

- Schwerpunktausgabe der Fachzeitschrift "Natur und Landschaft"
erschienen



Bonn, 05. Februar 2018: Flusshochwasser sind die Naturereignisse, die
in Deutschland die größten wirtschaftlichen Schäden verursachen und
für viele Menschen katastrophale Folgen haben. Die neue
Schwerpunktausgabe der Zeitschrift "Natur und Landschaft" liefert eine
aktuelle und übergreifende Betrachtung der Hochwasservorsorge. Das
Heft gibt Einblick in das Nationale Hochwasserschutzprogramm und
beleuchtet aus verschiedenen Perspektiven die vielfältigen
Möglichkeiten und den Nutzen naturverträglicher
Hochwasserschutzmaßnahmen.

Die verheerenden Hochwasser der vergangenen Jahre und Jahrzehnte -
zuletzt im Sommer 2013 - haben den Blick auf die Gewässerlandschaften
in Deutschland verändert. Aber auch kleinere Hochwasser wie zu Beginn
dieses Jahres zeigen, dass sich Flüsse nicht in ein Korsett zwischen
befestigten Ufern zwängen lassen. "Unsere Flüsse brauchen wieder mehr
Raum. Deshalb müssen die Synergien zwischen Hochwasserschutz und
Auenentwicklung konsequent und stärker als bislang der Fall genutzt
werden", erklärt Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes
für Naturschutz.

Die Schwerpunktausgabe mit dem Titel "Hochwasserschutz verbessern -
Auenentwicklung fördern" nimmt insbesondere Deichrückverlegungen und
damit eng verknüpft die Auenentwicklung als aus Naturschutzsicht
besonders hervorzuhebende Maßnahmen in den Blick. Aber auch
Erfahrungen mit gesteuerten Hochwasserrückhaltungen am südlichen
Oberrhein sind Thema im Heft. Zudem werden ökonomische Bewertungen
naturverträglicher Hochwasserschutzmaßnahmen vorgestellt: So kommt der
Autor dieses Beitrags zu dem Schluss, dass naturverträglicher
Hochwasserschutz auch aus volkswirtschaftlicher Sicht sinnvoll sei und
ökonomische Bewertungsverfahren stärker als bisher in öffentliche
Entscheidungsprozesse integriert werden sollten. Ein weiterer Beitrag
zeigt, wie die räumliche Planung zur Hochwasservorsorge beitragen
kann.

Hintergrund:

Zwei Drittel der ehemaligen Überschwemmungsflächen sind an den großen
Flüssen in Deutschland durch Deichbau und Flusseintiefungen verloren
gegangen. Durch Begradigung der Flüsse und Staustufenbau wurden
Hochwasserwellen beschleunigt, gleichzeitig werden die Flussauen immer
stärker als Siedlungsraum, für die Infrastruktur und die intensive
Landwirtschaft genutzt. Insgesamt hat sich dadurch die
Eintrittswahrscheinlichkeit von Hochwassern erhöht und das
Schadenspotenzial vervielfacht, was zu einem deutlich erhöhten
Hochwasserrisiko führt.

Die Wiedergewinnung naturnaher Auen durch Deichrückverlegungen sowie
die naturverträgliche Gestaltung von Poldern sind deshalb inzwischen
etablierte, übergreifende Lösungsansätze der Hochwasservorsorge, die
auch die Eckpfeiler des 2014 beschlossenen Nationalen
Hochwasserschutzprogramms darstellen. Gleichzeitig sind solche
Maßnahmen geeignet, die Vielfalt gewässer- und auetypischer Arten und
Lebensräume wiederherzustellen und den Nutzen für die Gesellschaft zu
verbessern. Die aktuelle Maßnahmenliste des Nationalen
Hochwasserschutzprogramms umfasst Deichrückverlegungen mit mehr als
20.000 ha wiederzugewinnender Auenfläche und Polder mit einem
Speichervolumen von mehr als 1.180 Mio. m3. Zum Vergleich: Zwischen
1996 und 2017 wurden bundesweit etwa 5.500 ha Überschwemmungsfläche
zurückgewonnen.

Bezug:

Einzelausgaben können

- als gedrucktes Heft beim Verlag W. Kohlhammer GmbH,
Zeitschriftenauslieferung, 70549 Stuttgart telefonisch 0711 7863-7280,
per Fax 0711 7863-8430 oder per E-Mail vertrieb@kohlhammer.de zu einem
Preis von 8,20 Euro zzgl. Versandkosten bestellt werden oder
- als Screen-PDF-Datei zu einem Preis von 7,40 Euro unter
www.natur-und-landschaft.de heruntergeladen werden. Bei einem
Online-Abonnement ist der Zugang zur Screen-PDF-Datei enthalten.

Einzelartikel aus dieser Ausgabe können gegen eine geringe Gebühr
(2,95 Euro/Artikel) unter www.natur-und-landschaft.de als
Screen-PDF-Datei heruntergeladen werden. Bei jedem Abonnement ist der
Zugang zu den Screen-PDF-Dateien enthalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.02.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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WALD/714: Haareis - Winterrätsel im Wald und ein biopysikalisches Phänomen (idw)


Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft - 01.02.2018

Haareis - Winterrätsel im Wald und ein biopysikalisches
Phänomen



Wer im Winter an kalten, schneelosen Tagen einen Waldspaziergang
unternimmt, hat gute Chancen, auf eine merkwürdige Erscheinung zu
treffen. An morschen Ästen am dunklen Waldboden hängen schneeweiße,
wattebauschartige Büschel. Man denkt sofort an Zuckerwatte,
Schafwolle, oder ist es vielleicht doch ein Pilz? Die Wahrheit ist
weit faszinierender und ein biopysikalisches Phänomen: Haareis!




[image: Foto: © Sven Gaedtke]

Haareis im Laubwald

Foto: © Sven Gaedtke



Die überaus feinen Eiskunstwerke formt keine Menschenhand, sie bilden
sich unter den richtigen Bedingungen ganz natürlich. Auch wenn es
nicht die Fruchtkörper eines seltenen Pilzes sind: ein unscheinbarer
Pilz ist dennoch eine wichtige Voraussetzung für das Entstehen von
Haareis, so die Spezialisten der Bayerischen Landesanstalt für Wald
und Forstwirtschaft (LWF). Das Phänomen entsteht nur auf
abgestorbenen, feuchten Ästen von Laubbäumen, die von den Pilzfäden
der Rosagetönten Gallertkruste (Exidiopsis effuso) durchwachsen sind -
und das nur unter ganz speziellen Witterungsverhältnissen.

Voraussetzung ist, dass nach einer Regenphase die Lufttemperatur
gerade so um den Gefrierpunkt liegt. Der Pilz ist winteraktiv und
atmet. Die Gase seines Stoffwechsels verdrängen das im Totholz
vorhandene, leicht unterkühlte Wasser an die Oberfläche. Dort gefriert
es nun aber zu Eis und wird durch nachdrängende, beim Austritt aus den
feinen Holzporen ebenfalls gefrierende Wasser weitergeschoben. Das
kann man sich wie das Herausquellen der Zahnpasta aus der Tube
vorstellen, auf die man unten drückt. Diese Eisform wächst also nicht
wie ein Eiszapfen am Ende, sondern von seiner Basis her. Die Eishaare
sind mit etwa 0,02 Millimeterdünn wie Menschenhaar und bilden sich mit
einer erstaunlichen Geschwindigkeit. Bei 5 bis 10 Millimetern pro
Stunde kann so ein Eiskunstwerk über Nacht entstehen, vorausgesetzt,
es wird genügend Wasser aus dem Totholz nachgeliefert.

Schon im frühen 19. Jahrhundert versuchen Naturkundler das Rätsel des
Haareises zu lösen. 1918 beschäftigte sich auch der berühmte
Polarforscher Alfred Wegener mit dieser merkwürdigen Erscheinung. Er
erkannte, dass Pilze eine entscheidende Rolle bei der Bildung von
Haareis spielen müssen. Aber erst 2008 gelang es Forschern aus Bern
und Jülich die Prozesse, die das Haareis verursachen, weitestgehend zu
entschlüsseln. Die genauen chemischen und physikalischen Prozesse
bleiben dabei aber auch weiterhin noch ungeklärt.

Aber warum macht der Pilz das? Die Rosagetönte Gallertkruste schert
sich wohl wenig um die Schönheit seiner Eisskulptur. Vielmehr dürfte
der Vorgang dem Baumpilz als eine Art Frostschutzmittel dienen. Denn
das Wasser gefriert nicht im Ast, dem Lebensraum des winteraktiven
Pilzes, sondern außerhalb. Zudem wird durch die Energie, die beim
Vorgang des Gefrierens frei wird, der Ast etwas wärmer als seine
Umgebung.

Lange ist das Naturkunstwerk aber nicht zu bestaunen: Wenn die
meteorologischen Rahmenbedingungen sich auch nur geringfügig ändern,
verschwindet es wieder.



Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lwf.bayern.de/service/presse/181800/index.php 

Pressemitteilung: Haareis - Zuckerwatte, komischer Pilz oder was?

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news688464

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1640

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bayerische Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft, Johann Seidl, 01.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STELLUNGNAHME/450: Warnung vor Sauergasbohrung Burgmoor Z 5 in Bahrenborstel (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 5.
Februar 2018

BBU warnt vor Sauergasbohrung Burgmoor Z 5 in Bahrenborstel durch
Vermilion



(Bonn, Bahrenborstel, Hannover, 05.02.2018) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU e.V.) zeigt sich äußerst besorgt
über die geplante Bohrung der Firma Vermilion Energy im
niedersächsischen Bahrenbostel. Bei dieser Lagerstätte handelt es sich
um ein Sauergas-Vorkommen, welches das toxische Gas
Schwefelwasserstoff enthält. Damit sind erhebliche Gefahren für die
Menschen und die Umwelt verbunden. Als Skandal bezeichnet der
Umweltverband, dass das Vorhaben ohne Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVP) und ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden soll. Er
fordert das Landesamt, für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) auf,
seine Entscheidung hierzu zu revidieren.

Die extreme Gefährlichkeit von Schwefelwasserstoff ergibt sich aus der
Einstufung "Lebensgefahr bei Einatmen" im europäischen
Chemikalienrecht. Zu der stofflichen Gefahr kommt der geringe Abstand
zur Wohnbebauung hinzu. So weisen selbst die Unterlagen von Vermilion
benachbarte Wohnhäuser in ca. 350 Meter und 800 Meter Abstand zur
Bohrung auf. Demgegenüber hatte bereits Exxon in seinem Dialogprozess
2012 Abstände von über 1300 m ermittelt, bei denen bei einem
worst-case-Szenario mit Schwefelwasserstoff noch tödliche Wirkungen
auftreten. Daher ist von einer erheblichen Gefahr für die Menschen in
der Umgebung der Bohrung auszugehen.

Vor diesem Hintergrund erinnert der BBU an den Unfall an der Bohrung
Siedenburg Z20 im Jahr 1966. Damals sorgte ein Sauergasausbruch aus
der gleichen Zielformation deutschlandweit für Aufsehen. Die
Evakuierung der Stadt Sulingen konnte nur im letzten Moment abgewendet
werden. Im Gegensatz zum aktuellen Vorhaben befanden sich damals
einige menschenleere Kilometer Abstand zwischen Stadtrand und Bohrung.

Den Behörden wirft der BBU Versagen vor. Oliver Kalusch vom
Geschäftsführenden Vorstand des BBU begründet dies: "Das LBEG ist im
Rahmen einer UVP-Vorprüfung zu dem Ergebnis gekommen, dass kein
erhöhtes Unfallrisiko zu erwarten sei. Diese schematisch-formelhafte
Begründung verkennt jedoch die tatsächliche Gefahrenlage vor Ort.
Diese hätte zwingend zu einer UVP mit Öffentlichkeitsbeteiligung
führen müssen. Beides soll jetzt entfallen. Dieses Defizit kann weder
durch Informationsveranstaltungen von Vermilion noch durch einen
"Infomarkt" behoben werden. Wir fordern das LBEG auf, das Ergebnis der
UVP-Vorprüfung zurückzunehmen und eine erneute, jetzt sorgfältige
Prüfung durchzuführen. Zudem sollte dieser Fall Anlass für die
Aufsichtsbehörden sein, die Arbeit des LBEG zu überprüfen. Der
niedersächsische Wirtschaftminister Althusmann muss dafür sorgen, dass
das LBEG seine UVP-Vorprüfungen rechtskonform durchführt."

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 05.02.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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BILDUNG/3102: Vortrag "Wärmedämmung fürs Haus" - Hamburg, 7.2. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 29. Januar 2018

Wärmedämmung fürs Haus

Kostenloser Vortrag in der Verbraucherzentrale



Wärmedämmung ist in Verruf geraten, doch nach wie vor gilt: Ein
verbesserter Wärmeschutz führt dauerhaft zu einem geringeren
Heizwärmebedarf, er steigert den Wert einer Immobilie und entlastet
zudem die Umwelt. Etwa zwei Drittel der Wärme entweichen bei einem
nicht gedämmten Einfamilienhaus ungenutzt über den Keller, durch die
Außenwände und das Dach. Nicht zuletzt kann eine ungenügende Dämmung
Schimmelbildung verursachen.

Doch welches Dämmmaterial ist das richtige? Was ist bei der
Konstruktion zu beachten? Wie hoch sind die Kosten? Wann amortisiert
sich die Investition? Diese und andere Fragen rund um die Wärmedämmung
beantwortet die Verbraucherzentrale Hamburg in einem kostenlosen
Vortrag. Auch die aktuellen Förderprogramme in Sachen Wärmeschutz
werden berücksichtigt.

Termin:

Mittwoch, 7. Februar 2018,

18.30 bis 20.30 Uhr

Referent:

Klaas Schütt, Diplom-Ingenieur und Energieberater

Ort: 

Verbraucherzentrale Hamburg (Vortragsraum)

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kostenbeitrag:

unentgeltlich

Anmeldung: 

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-250

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 29.01.2018

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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KURSUS/1122: Unna - Grundlagen der Malerei erlernen, 7 Termine ab 19.2.2018


VHS Aktuell: Grundlagen der Malerei erlernen



Kreisstadt Unna. Am Montag, den 19. Februar um 9 Uhr, startet im zib
ein neuer Grundkurs Malerei unter der Kursleitung von Karla
Christoph. Der Kurs umfasst sieben Termine und wendet sich sowohl an
AnfängerInnen als auch an WiedereinsteigerInnen.

Die Teilnehmenden können unterschiedliche Techniken des Malens mit
Pastellkreiden, Aquarell-, Acryl- und Ölfarben kennenlernen und ihren
individuellen Ausdruck entwickeln. Eigene Themen und Motive können
gerne mitgebracht werden. Die Teilnahmegebühr beträgt 75 Euro,
ermäßigt 50 Euro.

Anmeldungen (Kursnummer 7007) sind unter der Telefonnummer
02303-103-714 oder online unter www.vhs-zib.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 3. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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